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Vorwort 



Die vorliegende Arbeit beruht zum größten Teil auf 
ungedrucktem Material des Geheimen Staatsarchivs in Berlin. 
Hier kamen neben den Abteilungen Ansbach -Bayreuth der 
Kabinettsakten Friedrich Wilhelms II. (Repos. 96, 254) und 
Friedrich Wilhelms III. (Repos. 89, 126) hauptsächlich die 
Akten der fränkischen Ministerialregistratur (Repos. 44 C. 1 )) 
in Betracht, daneben auch die an die Geheime Kanzlei ab- 
gelieferten Akten des Geistlichen und Justizdepartements 
und des Kabinettsministeriums (Repos. 44 B.). Eine Er- 
gänzung für die Darstellung der Unterrichts- und Justiz- 
verwaltung boten Teile der Reposituren 76 und 84. Die 
Angaben über die militärischen Verhältnisse sind den Akten 
des Archivs des Königl. Kriegsministeriums in Berlin ent- 

l ) Die einzelnen Teile dieser Repositur werden im folgenden ab- 
gekürzt zitiert und zwar bedeuten: 

Best. Dep. = Bestallungsdepartement. 
Fin. Dep. = Finanzdepartement. 
Gen. Dep. = Generaldepartement. 

Mil. = Militaria. 
Pol. Dep. = Polizeidepartement. 

Andere häufig wiederkehrende Abkürzungen sind: 

N. C. C. = Novum Corpus Constitutionum Prussico-Branden- 
burgensium. 

F. B. P. G. = Forschungen zur brandenburg. und preuß. Ge- 
schichte. 

Arch.f. Ofr. = Archiv für Geschichte und Altertumskunde von 
Oberfranken. 
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nommen. 1 ) Für die große Liebenswürdigkeit, mit der mich 
die Beamten der genannten Archive bei dieser Arbeit unter- 
stützt haben, spreche ich ihnen, vor allem Herrn Dr. Klinken- 
borg, meinen herzlichsten Dank aus. 

Die ganze Arbeit ist von der philosophischen Fakultät 
der Universität Berlin als Inauguraldissertation zur Erlangung 
der Doktorwürde angenommen worden; die beiden ersten 
Kapitel sind als Dissertation besonders gedruckt worden. 



') Die im Archiv des Kriegsmiuisteriums aufbewahrten Akten- 
stücke werden im folgenden durch „Kr. Min." besonders bezeichnet; 
alle übrigen gehören dem Geheimen Staatsarchiv an. 



Digitized by Google 



Inhaltsübersicht. 



Seite 

E i n 1 e i t u u g 1 

Kr st os Kapitel: Staatsrechtliche Verhältnisse und Behördeu- 

organisation der markgräflichen Zeit 4 

I. Landeshoheit, Reichs- und Kreisverband 4 

11. Laudstände und Behörden i:j 

Zweites Kapitel: Die Herstellung der staatlichen Souveränität 

in den Fürstentümern 28 

I. Die Trennung vom Reichs- und Kreisverband 28 

II. Die Aufhebung der Vermischungen 33 

III. Die Unterwerfung der Ritterschaft 44 

Drittes Kapitel: Die Neuorganisation der Behörden .... 52 

I. Hardenbergs Stellung ö2 

II. Das Organisationspatent vom 3. Juli 1795 71 

III. Die Kreisdirektorien 84 

IV. Amter und Städte 93 

V. Justizverwaltung und Ressortreglement 99 

VI. Kostenaufwand und Instruktionen 10(i 

Viertes Kapitel: Veränderungen in der Behördenorganisation IIS 

1. Die Auflösung des Landesministeriums 118 

II. Veränderungen in den Unterinstanzen 148 

Fünftes Kapitel: Die Militärverwaltung 159 

Sechstes Kapitel: Die Finanzen 171 

I. Das Rechnungswesen 171 

II. Die einzelnen Zweige der Einnahmen 183 

III. Beiträge zu den allgemeinen Staatsausgaben und Schulden- 
tilgung 205 

Siebentes Kapitel: Die Wirtschaftspolitik 209 

I. Die wirtschaftliche Lage der Fürstentümer 209 

II. Der allgemeine Charakter der preußischen Wirtschaftspolitik 217 

III. Die Landwirtschaft 221 

IV. Gew r erbe- und Handelspolitik 2:14 

Achtes Kapitel: Die Armen- und Sanitätspolizei 257 

Neuntes Kapitel: Kirchenpolitik und Bildungswesen .... 267 

Zehntes Kapitel: Ausblick auf die Reformen von 1810 — 1822 279 



9d by Google 



Einleitung. 



Von der preußischen Verwaltung in Ansbach -Bayreuth 
ißt bisher wenig bekannt gewesen. Die fast unmittelbar 
nach der Abtretung der beiden Fürstentümer erschienenen 
Werke, die „Annalen des Fürstentums Ansbach 1792 bis 
1806" von dem „hämischen und undankbaren" Karl Heinrich 
Lang, wie ihn Hardenberg dieser Veröffentlichung wegen 
nennt, 1 ) und die „Erinnerungen aus den Jahren 1792 bis 
1807 für die Einwohner des Fürstentums Bayreuth" von 
Weltrich, sind nicht mehr als dürftige annalistische Auf- 
zeichnungen über die Ereignisse dieser Jahre. Auch in 
seinen Memoiren (Braunschweig 1842) gab der inzwischen 
zum Ritter avancierte Lang nur einzelne charakteristische 
Züge, durch die vor allem die verschiedenen Persönlich- 
keiten in ein helles, wenn auch manchmal einseitiges Licht 
gesetzt wurden; für die Verwaltungsgeschichte liefern die 
Memoiren keinen Stoff. Was außer dem in diesen Schriften 
enthaltenen Material von der preußischen Herrschaft be- 
kannt war, geht auf den Generalbericht Hardenbergs vom 
Jahre 1797 zurück, den zuerst Ranke benutzt und zum Teil 
in den Denkwürdigkeiten Hardenbergs veröffentlicht hat. 
Aus ihm hat auch Philippsohn in seiner „Geschichte des 
preußischen Staatswesens vom Tode Friedrichs des Großen 
an" seine Kenntnis geschöpft. Im Wortlaut liegt der Ge- 
neralbericht seit 1892 gedruckt vor. 2 ) 

*) Tagebuch: 5. VII. 1806. — *) Hardenberg und seine Verwaltung 
der Fürstentümer Ansbach und Bayreuth von Christian Meyer im ersten 
Bande seiner hohenzollerischen Forschungen (Berlin 1892). Die 1904 
in den historischen Studien von Ebering erschienene Arbeit Meyers 

Härtung, Hardenberg. 1 
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Eine ausführliche Darstellung an der Hand dieses Be- 
richtes und mit Benutzung des reichen Materials des Geheimen 
Staatsarchivs hat die preußische Verwaltung bisher noch 
nicht gefunden. Ranke hat sich mit einer knappen, vor 
allem die Stellung zur auswärtigen Politik betonenden 
Schilderung begnügt; auch die Auszüge aus dem General- 
bericht, die er gab, berühren bloß auswärtige Politik, Landes- 
hoheit, Kreisverfassung, Militärwesen und das Schicksal Nürn- 
bergs. Chr. Meyers Einleitung zum Generalbericht ist nur 
ein zum Teil wörtlicher Auszug aus Klose. Auch Zöpfl hat 
in seiner Monographie über die fränkische Handelspolitik 
im Zeitalter der Aufklärung (Erlangen und Leipzig 1894) 
sich damit begnügt, die Ziele der Hardenbergischen Wirt- 
schaftspolitik im Anschluß an den Generalbericht zu skizzieren. 

Die preußische Herrschaft in Franken ist bisher fast 
ausschließlich vom Standpunkt der auswärtigen Politik be- 
trachtet worden. Bei Klose (Leben Hardenbergs), Menzel 
(Geschichte der Deutschen), Häußer (Deutsche Geschichte 
vom Tode Friedrichs des Großen an) und Sybel (Geschichte 
der Revolutionszeit) wurde wenig mehr als das Verhältnis 
Preußens zu den Nachbarn im fränkischen Kreise behandelt, 
über die innere Verwaltung gingen sie entweder ganz oder 
mit kurzen Andeutungen hinweg. Ranke kam es vor allem 
darauf an, den Anteil Hardenbergs |an den großen Welt- 
begebenheiten herauszuheben. Auch das Werk von Süßheim 
„Preußens Politik in Ansbach-Bayreuth 1791—1806 (Berlin 
1902) a verfolgt einen ähnlichen Zweck: es will im einzelnen 
die Rolle schildern, die Ansbach-Bayreuth in der auswärtigen 
Politik Preußens gespielt hat. 

Entscheidend mag dafür vor allem wohl der Wunsch 
gewesen sein, die Darstellung aus dem engen Rahmen der 
Lokalgeschichte herauszuheben und die Ereignisse in Franken 



»Preußens innere Politik in Ansbach und Bayreuth in den Jahren 1792 
bis 1797" ist nichts als ein fast wörtlicher Abdruck der erstgenannten 
Abhandlung. Auch die Einleitungen stimmen fast wörtlich überein. [In 
der zweiten Ausgabe fehlt das Tableau über die Manufakturen, in beiden 
die § 250 erwähnte Vergleichung der Einnahmen und Ausgaben von 
1791/92 und 1797/98, die in einer von mir eingesehenen Abschrift des 
Generalberichts (R. 44 C. Best. Dep. 2481) als § 251 steht. 
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in innigen Zusammenhang mit der preußischen Politik jener 
Jahre zu bringen. Die innere Verwaltungstätigkeit schien 
keine besondere Darstellung zu verdienen, vielmehr die Ver- 
einigung Ansbach-Bayreuths mit Preußen nur als ein Versuch 
Preußens, in Süddeutschland festen Fuß zu fassen und von 
hier aus die antiösterreichische Politik fortzusetzen, Be- 
deutung zu haben. 

Aber der anscheinend rein lokal-geschichtliche Rahmen 
der Aufgabe, die Verwaltung darzustellen, wird durch zwei 
Momente erweitert. Es galt einmal festzustellen, inwiefern 
es Preußen überhaupt gelungen ist. diese Position in Süd- 
deutschland wirklich zu einem festen Stützpunkt seiner Macht 
zu machen, sie finanziell und militärisch zu festigen. Und 
zweitens verleiht die Persönlichkeit, der die innere Ver- 
waltung von Ansbach - Bayreuth diese ganze Zeit hindurch 
anvertraut gewesen ist, der Aufgabe ihren Reiz. Seit 1790 
war Karl August von Hardenberg, der spätere Staatskanzler 
Preußens, Minister des Markgrafen Karl Alexander, er war 
1791 zum preußischen Minister ernannt worden und leitete 
seit 1 792 die ganze innere Verwaltung. Ihr widmete er den 
größten Teil seiner Arbeitskraft in den Jahren des kräftigsten 
Mannesalters. Mehrere der Männer, die sich in der Reform- • 
zeit in Preußen einen Namen gemacht haben, haben hier 
mit ihm zusammen gearbeitet; zum Teil hat er sie sich 
herangezogen; es sind Schuckmann, Kircheisen, Altenstein, 
Bülow, Nagler, in zweiter Linie auch Scharnweber, der ein- 
flußreiche Berater Hardenbergs bei der Agrarreform. So 
ist es vor allem ein biographisches Interesse, das die Arbeit 
beherrscht; es gilt in erster Linie die Ideen herauszuheben, 
die Hardenbergs Wirksamkeit bestimmt haben. 

Die Begrenzung der Aufgabe auf die Darstellung der 
inneren Verwaltung bedingt auch ihren Ausgangspunkt. Sie 
setzt ein mit der Besitzergreifung Ansbach-Bayreuths durch 
Preußen am 5. Januar 1792. Auf die wechselvollen Vorver- 
handlungen, auf die Einwirkungen des preußischen Verhält- 
nisses zu Osterreich, wird nicht eingegangen. Dagegen er- 
scheint es nötig, von den staatsrechtlichen Verhältnissen im 
fränkischen Kreise eine kurze Übersicht zu geben. 

1* 
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Erstes Kapitel. 

Staatsrechtliche Verhältnisse und Behördenorganisation 

der markgräflichen Zeit. . 

I. 

Landeshoheit, Reichs- und Kreisverband. 

Die staatliche Entwicklung des fränkischen Kreises ist 
durch die Tatsache bedingt, daß hier kein Territorialfürat 
zur Übermacht über die vielen kleinen Dynasten gelangt ist. 
Das größte weltliche Fürstentum, das hohenzollerische Ge- 
biet, war in zwei Teile gespalten, und seit der Niederlage 
des Albrecht Alcibiades fehlte es seinen Regenten an Macht 

. und Wagemut. So hatte sich ein staatliches Leben nirgends 
entwickeln können, nirgends war man über eine engherzige, 
privatwirtschaftliche Staatsauffassung hinausgekommen. Jeder 

^Grundherr erhob den Anspruch, in seinem Besitz zugleich 
als Landesherr, als Inhaber der staatlichen Rechte anerkannt 
zu werden. Aber worin diese beständen, was staatliche, was 
private Rechte seien, war nirgends klar. Nur zwei Sätze 
wurden als unbestreitbar angesehen. Erstens: in Franken 
sind Rechtsgrundsätze nicht anwendbar, sondern nur das 
Herkommen maßgebend, wie es das Sprichwort ausdrückte: 
in Franconia non est ius sed observantia, 1 ) und zweitens: es 
gibt keine geschlossenen Territorien in Franken. Ganz offen 
bekannte sich die Reichsstadt Dinkelsbühl zu diesem Satze 
mit den Worten : Es sei eine bekannte und incontestable 
angenommene Sache, daß in schwäbischen, fränkischen und 



') Reynitzsch, Etwas über den Rechts- und Gerichtsbarkeitebegriff 
in Franken (1790) R. 44 C. Gen. Dep. 31a. Ms. 
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rheinischen Reichslanden ein Territorinm clausuni nicht 
existiere. 1 ) 

Die Folge dieser Grundsätze war „ein Durcheinander, 
für das man keinen Namen hat". 2 ) Die brandenburgischen 
Markgrafen hatten zwar versucht, überall wo sie die Fraisch, 
oder wie es in Unterfranken hieß, die Zent, d. h. den Blut- 
bann hatten, auch die Landeshoheitsrechte auszuüben. Aber 
sie waren mit ihren Ansprüchen nicht durchgedrungen; denn 
sie selbst blieben nicht konsequent bei diesem Prinzip, son- 
dern gründeten ihre landesherrlichen Ansprüche überall da, 
wo es für sie vorteilhafter erschien, auf die Vogtei, d. h. die 
Niedergerichtsbarkeit mit allen damit verknüpften Rechten, 
Besteuerung, Militärhoheit usw. Das Endergebnis dieser zer- 
fahrenen Entwicklung war, daß zur Landeshoheit der ruhige 
Besitz einiger Hoheitsrechte und Herrlichkeiten in einem 
Strich Landes genügte. Wer irgendwo Landesherr war, 
beanspruchte über alle seine Besitzungen, auch wenn sie 
mitten im Lande eines andern lagen, die Ausübung der 
Staatsgewalt, wobei es aber nicht ausgeschlossen war, daß 
er diese Staatsgewalt mit einem andern teilen mußte. Man 
bezeichnete diese eigenartigen Zustände als „Vermischungen". 

So lebten z. B. im Fürstentum Bayreuth im Dorfe Stein- 
bach drei Bambergische Untertanen, über die Ansbach die 
Landeshoheit ausübte. Die Kammer zu Ansbach unterschied 
folgende neun Klassen von Dörfern: 8 ) 

1 . Dörfer, wo der ganze Complexus iurisdictionis dem Mark- 
grafen zustand. 

2. Dörfer, in denen Brandenburg die Territorialjurisdiktion 
ohne Dorf- und Gemeindeherrschaft und ohne Kirch- 
weihschutz hatte. 

3. Dörfer, in denen Brandenburg die Dorf- und Gemeinde- 
herrschaft und den Kirchweihschutz, nicht aber die Terri- 
torialjurisdiktion besaß. 

4. Dörfer, in denen Brandenburg außer der Territorialjuris- 
diktion noch die Dorfherrschaft, nicht aber den Kirch- 
weihschutz besaß. 

*) Kerner, Staatsrecht der Reichsritterschaffc III, 34 und Kretsch- 
mann, Gesch. der frank. Ritterschaft § 147 Ms. R. 94 VI Ac. 9 a. — 
*) Frank. Merkur 1797 bei Zöpfl S. 16. — 3 ) R. 44 C. Pol. Dep. 4. 
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5. Dasselbe umgekehrt. 

6. Dörfer, in denen Brandenburg bloß Dorfherrschaft war. 

7. Dörfer, in denen es bloß den Kirchweihschutz innehatte. 

8. Dörfer, in denen es nur einige vogteiliche Untertanen 
hatte. 

9. Dörfer, in denen es abwechselnd oder gemeinsam mit 
andern alle Rechte ausübte. 

Feuerstellen unterschied man nach drei Klassen: 

1. In privativem Territorium. 

2. In privativem Territorium, wo aber die hohe Gerichts- 
barkeit andern Herrschaften „verherrt" war. 

3. In auswärtigen Territorien gelegene, aber nach Ansbach 
steuer- oder lehnbare Feuerstellen. 

In Bayreuth waren die Verhältnisse nicht viel besser. 
Das Kastenamt Pegnitz l ) umfaßte 24 Ortschaften ; aber über 
sechs beanspruchte Oberpfalz die Territorialhoheit, über vier 
war sie mit Bamberg strittig. In zwei Orten bestand ein 
gütliches Übereinkommen zwischen dem Amt und Bamberg 
über den Kirch weihschutz: das Friedgebot erließen die beider- 
seitigen Amtsboten gemeinsam, und das nötige Bier wurde 
zur Hälfte aus Pegnitz, zur Hälfte aus Bamberg bezogen. 

Merkwürdig waren auch die staatsrechtlichen Verhält- 
nisse im Marktflecken Fürth. Landesherr war Ansbach, 
Gemeindeherr die Domprobstei Bamberg. Sie übte zugleich 
vogteiliche Rechte über 7000 Einwohner, über die übrigen 
5000 hatten Ansbach, das Nürnberger Land -Almosenamt und 
sieben Patrimonialgerichte die Vogtei. Ein Appellations- 
gericht, das Heggericht, war im bambergischen Besitz; 
Kriminaljurisdiktion übten die ansbachischen Amter Kadolz- 
burg und Schwabach. Polizeibehörden waren ein bam- 
bergisches Amt und das brandenburgische Gleitsamt, mit 
konkurrierenden Befugnissen. An der Spitze des Markt- 
fleckens standen acht Bürgermeister, drei bambergische, drei 
nürnbergische und zwei brandenburgische Hintersassen. Es 
gab zwei Arten von Zünften, bambergische und branden- 
burgische ; aber ein Teil der Handwerker war in das branden- 
burgische Amt Kadolzburg eingezünftet und wurde in Fürth 

») R. 44 C. Gen. Dep. 46. 



Digitized by Google 



— 7 — 



nur geduldet. An grundherrlichen Gefallen (ohne Gerichts- 
sporteln) bezog Bamberg 14000 fl., Brandenburg 1800 fl., 
dieses erhob dazu noch 5000 fl. an Zöllen. 1 ) 

Diese Zustände waren keineswegs auf Ansbach-Bayreuth 
beschränkt. In dem Orte Hemmendorf im Itzgrunde z. B. 
war Coburg Landesherr, das Kloster Langheim Yogteiherr, 
das Bistum Würzburg übte die Zent und die Kirchenherr- 
schaft aus. 2 ) 

Bei der geschilderten Mannigfaltigkeit der Rechte und 
den zahlreichen Vermischungen ist es nicht verwunderlich, 
daß die meisten Landesherren sich mit ihren Nachbarn über 
den Umfang der Befugnisse stritten. Es waren nicht eigent- 
liche Grenzstreitigkeiten, — denn eine Grenze gab es über- 
haupt nicht — sondern es waren Differenzen über einzelne 
Rechte, z. B. das Trauerläuten, über den Wildbann, über 
Zoll- und Gleitsrechte, über den Umfang der Gerichtsbarkeit. 
Die Landeshoheitsirrungen sind also nicht erst eine Folge des 
preußischen Auftretens in Franken, sondern sie waren eine 
unvermeidliche Begleiterscheinung der wirren Landeshoheits- 
verhältnisse , sie waren jedem fränkischen Beamten so ver- 
traut, daß sie auch nach der Wiedervereinigung von Ansbach 
und Bayreuth im Jahre 1769 mit Energie zwischen den 
beiden Landesteilen weiter verfochten wurden, bis Harden- 
berg diesem Treiben ein Ende machte. 

Diese eigentümliche Zusammensetzung des Staates er- 
klärt es auch, daß der Markgraf nur da wirklicher Herr 
war, wo er mehrere Rechte, z. B. Grund- und Gerichtsherr- 
schaft zugleich ausübte, über die sogenannten unmittelbaren 
Untertanen. Überall |da aber, wo er seine Befugnisse mit 
anderen teilen mußte, wo er nur einzelne Rechte [ausübte 
oder auszuüben beanspruchte, wo sich zwischen ihn und den 
Untertan ein Mittelglied, ein Grundherr, einschob, war er 
so gut wie machtlos. In dieser Lage befand er sich der< 
fränkischen Ritterschaft gegenüber. Ursprünglich reichsfrei, 
war sie fast ohne Ausnahme in Lehnsabhängigkeit von den 



l ) Ber. der Ansb. Kammer 11. I. 1797, 9. XI. 1798. Anzeige des 
Domprobsts 15. XII. 1797. Ber. Bandele 18. V. 1798. R. 44 C. Best. 
Dep. 763 und 764. — s ) Zöpfl S. 16, Anm. 1. 
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benachbarten Territorialfürsten gekommen, aber keiner von 
ihnen hatte sie zur Landsäsaigkeit dauernd herabzudrücken 
vermocht^ Die Ritter erhoben in ihrem ganzen Besitz, auch 
in den Teilen, die ursprünglich anderen Landesherren gehört 
hatten, Steuern und Gefalle für sich und die Rittertruhe. 
Auch diejenigen Ritter, die noch im 16. Jahrhundert die 
brandenburgische Landeshoheit anerkannt, an den Landtagen 
teilgenommen und die Besteuerung ihrer Hintersassen zu- 
gestanden hatten, hatten sich allmählich unabhängig gemacht 
und führten die Steuern den Ritterkantonen zu. 1 ) Im Laufe 
des 16. Jahrhunderts war die ganze Ritterschaft wieder 
reichsunmittelbar geworden, selbstverständlich nur unter 
heftigen Kämpfen gegen das Landesfürstentum. Es waren 
die Zeiten der Grumbachschen Händel gewesen. Die Ent- 
scheidung der Kämpfe hatte das Eingreifen des Kaisers zu- 
ungunsten der Landesherren gegeben. Durch das Edikt 
vom 26. Juli 1559 hatte Kaiser Ferdinand I. befohlen, „daß 
die Stände die Ritterschaft in Franken samt oder sonderlich 
mit einiger Botmäßigkeit, Schätzung, Steuer und anderen 
Dienstbarkeiten nicht beschweren, noch unter ihre Obrigkeit 
und Landsässerei zu dringen sich unterfangen sollten". 2 ) Die 
Fürsten waren nicht mächtig genug gewesen, dem kaiser- 
lichen Edikte zum Trotz die Ritterschaft zu unterwerfen, sie 
hatten schließlich ihre Reichsunmittelbarkeit anerkennen 
müssen. An Reibungen fehlte es zwar nie, z. B. machte 
noch im Jahre 1722 der Markgraf von Ansbach einen Ver- 
such, die Ritterschaft wieder landsässig zu machen ; er wurde 
aber durch ein kaiserliches Mandat daran gehindert. 3 ) Aber 
trotzdem war das Verhältnis zwischen Markgrafen und Ritter- 
schaft im Laufe der Zeit freundnachbarlich geworden ; mancher 
Reichsritter trat in markgräfliche Dienste, wie Seckendorf^ 
Reitzenstein , die Regierungsräte v. Aufseß, v. Berlichingen, 
v. Eichler, v. Künsberg u. a.; häufig wohnten die Reichsritter 
den Winter über in den fürstlichen Residenzen.*) Eine so 
enge Interessenverbindung freilich, wie zwischen der Reichs- 



') Süßheim S. 18. — l ) Kerner, Staatsrecht III, 210. — *) 23. IV. 
1722, Abschrift bei Hard. Ber. 23. XII. 1796. R. 44 B. Ib. — *) Roten 
han im Arch. f. Ofr. IX, 2 S. 51. 
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ritterschaft und den geistlichen Territorien bestand, deren 
Domkapitel zum größten Teil aus Mitgliedern der Ritter- 
schaft sich zusammensetzten, konnte natürlich zwischen den 
Rittern und einem weltlichen Fürsten nie zustande kommen. 

Aber auch von dem bayreuthischen Adel, der den Mark- 
grafen als Landesherrn anerkannte , wie die vogtländische 
Ritterschaft, hatte dieser keinen Vorteil. Sie hatte sich 1615 
der Landeshoheit des Markgrafen nach längerem Zwist unter- 
worfen, weil sie die Kosten der reichsunmittelbaren Stellung 
nicht hatte erschwingen können und mit ihren Beiträgen zur 
Reichsritterschaft in Rückstand gekommen war. Dafür hatte 
sie sich aber Vorteile ausbedungen, die diese Landsässigkeit 
fast illusorisch, mehr zur Last des Markgrafen als der Ritter- 
schaft machten. Sie erhielt das volle Besteuerungsrecht 
über ihre Hintersassen und trug zu den allgemeinen Landes- 
ausgaben nur durch Konkurrenzgelder bei, entzog sich aber 
auch dieser Verpflichtung oft. Von allen indirekten Ab- 
gaben, vom Heerdienst, von Frondiensten für den Landes- 
herrn war sie und ihre Hintersassen frei. Und ähnlich war 
auch die Stellung der fränkischen Ritterschaft, deren Reichs- 
freiheit von brandenburgischer Seite lebhaft bestritten wurde. 
Sie gab höchstens eine Lehnspflicht gegenüber dem Mark- 
grafen zu, beanspruchte aber sonst volle Polizeihoheit. Sie 
erhob ganz willkürlich Steuern, von denen sie einen Teil 
den Ritterkantonen ablieferte, einen anderen aber für sich 
verwendete, und kümmerte sich um die bayreuthischen Ge- 
setze nur dann, wenn „bonum publicum hervorleuchtete". 1 ) 

Aber nicht die Absonderung der Ritterschaft hat in 
Franken die Ausbildung geschlossener Territorien verhindert. 
In Schwaben und in Baden hatte der Adel sich ebenfalls 
in seiner Unabhängigkeit erhalten, und doch waren hier 
zwar kleine, aber wenigstens geschlossene Staaten entstanden, 
in denen der Landesherr alle Machtbefugnisse in seiner 
Hand hielt. Ausschlaggebend für Franken wurde es, daß 
die Territorien immer Komplexe der verschiedensten Rechte 
geblieben sind, daß es weder den Markgrafen noch den 
übrigen Herren, Bischöfen und Grafen gelungen ist, überall 



») Kretachmano, Gesch. der fränk. Ritterschaft § 148. 
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hohe und niedere Gerichtsbarkeit zugleich in ihre Hand zu 
bekommen und damit noch gar die Grundherrlichkeit zu 
vereinigen, wodurch z. B. der Markgraf von Durlach zum 
unumschränkten Herrn in seinem Gebiet geworden war. 1 ) 

Der Mangel einer festen Grenze, eines Abschlusses der 
Territorien nach außen macht es unmöglich, die Größe des 
Gebietes, das 1792 an Preußen fiel, genau anzugeben. Nach 
der Beseitigung der Vermischungen stellte es sich auf 
U5 1 /4 QM = 6500 qkm. 2 ) Als Bevölkerungszahl gibt Harden- 
berg für 1792 an: 3 ) 

für Ansbach 132123 unmittelbare und 60000 mittelbare 
Untertanen, 

für Bayreuth 137919 unmittelbare und 25 000 mittelbare 
Untertanen. 

Doch muß nach dem Ergebnis der Revindikationen die Zahl 
der mittelbaren auf 80 000 und 60000 geschätzt werden, 
so daß die gesamte Bevölkerung 270000 unmittelbare und 
140000 mittelbare Untertanen beträgt. Auf das Quadrat- 
kilometer entfallen im ganzen 66 Einwohner. 

Bei dem wirren Durcheinander von staatlichen Rechten, 
bei dem Grundsatz, Verordnungen des Nachbarn nur dann 
zu befolgen, wenn bonum publicum hervorleuchte, war eine 
Durchführung von Aufgaben staatlicher Politik für das ein- 
zelne Territorium ganz unmöglich. Die besten Verordnungen 
halfen nichts, wenn man einen Teil der Einwohner nicht zu 
ihrer Anwendung zwingen konnte. Und daher mußte für 
Aufgaben von allgemeinem Interesse ein übergeordneter 
Verband 'eintreten, der Kreis. In diesen Gebieten der 
größten Zersplitterung waren die Kreiseinrichtungen allein 
von dauerndem Bestände gewesen, und gerade in Franken 
schien der Kreis zu großer Bedeutung noch gelangen zu 
können. Es bestand ein gemeinsames Kreismilitär, 1480 Mann 
Kavallerie und 5543 Mann Infanterie nach der Matrikel, in 
Wirklichkeit nur etwa die Hälfte, 661 Kavalleristen und 

l ) Ludwig, Der badische Bauer im 18. Jahrh. S. 11. — 2 ) Gen. 
Ber. § 2. — 3 ) In dem „Versuch eines ohngefUhren Abrisses der äußeren 
und inneren Verfassung der brandenburgischen Länder in Franken", 
verfaßt von Hardenberg und am 10. Januar 1792 dem König überreicht 
(R. 94 VI A c. 2), im folgenden als „Abriß" zitiert. 
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3233 Infanteristen. Brandenburg stellte dazu seine unberittene 
Garde du Corps, die aber im Frieden ihre besondere Uniform 
trug, und ferner zwei Infanterieregimenter, die auch im 
Frieden die Uniformen der Kreisregimenter trugen. Ein 
Teil der markgräflichen Offiziere war auch vom Kreise an- 
gestellt und besoldet. 

Die Finanzen des Kreises befanden sich in traurigem 
Zustande, die* Schulden betrugen 1790 über 1 Va Millionen fl. 
Zur Deckung der Kreisausgaben wurden von den Kreis- 
ständen jährlich 25 Römermonate von je 4000 fl. erhoben, 
ferner seit 1788 zur Schuldentilgung noch besonders 5 Monate. 
Zu einem Römermonat zahlten Ansbach 336 fl., Bayreuth 
329 fl., für die 30 Monate also 19950 fl. 

Besser waren die Leistungen des Kreises auf dem Ge- 
biete der allgemeinen Wohlfahrtspolizei. Der Kreistag hatte 
1787 alle Glücksspiele verboten, hatte 1791 durch eine Ver- 
ordnung befohlen, jede Gemeinde solle ihre Armen selbst 
ernähren, nicht über die Grenze abschieben, 1 ) er versuchte 
1796 ein gemeinsames Vorgehen aller Kreisstände zu einer 
Getreidesperre zustande zu bringen, 2 ) er beriet über gemein- 
same Maßregeln zur Abwehr von Seuchengefahr. 3 ) 

Es war klar, daß die Vorteile des Kreisverbandes mehr 
den kleinen als den großen Ständen zugute kamen. Da auf 
dem Kreistage trotz der Einteilung in drei Bänke viritim ab- 
gestimmt wurde, 4 ) so waren jene, die Hohenlohe, Castells usw. 
an und für sich im Ubergewicht gegen Bamberg, Würzburg 
und die Markgrafschaften, die von 26 Stimmen zwei führten. 
Dazu kam, daß die geistlichen Fürstentümer von dem niederen 
Reichsadel beherrscht waren, und ihre Stimmen also auch 
zugunsten der kleineren Stände ins Gewicht fielen. Außer- 
dem aber konnte auch ein Fürst von Hohenlohe oder Graf 
von Castell leichter als der Markgraf sich Beschränkungen 
seiner Hoheit bieten lassen. 

Das Organ des Kreises war der Kreistag, auf dem nach 
Beendigung langer Streitigkeiten Bamberg den Vorsitz führte. 

») R. 44 C. Pol. Dep. 50. 24. III. 1791. - «) Ber. Schmids 7. II. 1796 
R. 44 C. Best. Dep. 69; beabsichtigt war Aufhebung aller Sperren der 
Einzelterritorien und ihre Ersetzung durch ein generelles Ausfuhrverbot 
aus dem Kreise. — ») R. 44 C. Pol. Dep. 253. — *) Gen. Ber. § 37. 
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Er sollte alle Jahre sechs Wochen tagen, war aber seit 1790 
permanent und schien „eine Art von fränkischem National- 
konvent bilden und sich die allgemeinen Souveränitätsrechte 
über den ganzen Kreis zueignen zu wollen". 1 ) Im Moment 
der Gefahr, auch nur der scheinbaren, zeigte sich aber die 
ganze Machtlosigkeit des Kreises in kläglicher Weise. Als 
1792 Custine am Rhein erschien, versagte der Mut der 
Kreisversammlung ganz; sie beschloß, dem französischen 
Heerführer die Neutralität des ganzen Kreises, ausgenommen 
die damals schon preußischen Fürstentümer Ansbach-Bayreuth, 
zu erklären. 2 ) 

In diesen Gegenden, auf die man die Bezeichnung „das 
Reich" mit Vorliebe anwendete, waren auch Kaiser und 
Reich noch von Einfluß. Er beruhte vor allen Dingen auf 
der Reichsritterschaft, die im Gegensatz gegen die Fürsten- 
gewalt sich auf den Kaiser stützte und ihm dafür auch gegen 
die Landesherren zur Verfügung stand und auch Geld- 
zahlungen leistete. Aber auch in die inneren Verhältnisse 
von Ansbach-Bayreuth griff das Reich ein. Der Markgraf 
besaß keine absolute Gerichtshoheit; bei allen Prozessen, 
deren Objekt einen Wert von mindestens 800 fl. hatte, 8 ) — 
wobei es eine seit Erlaß des Privilegiums streitige Frage 
war, ob 800 rheinische Gulden, wie der Kaiser, oder 800 Gold- 
gulden (2800 fl.), wie der Markgraf sagte, gemeint seien — 
stand den Parteien die Appellation an die Reichsgerichte zu. 
Sie ging zwar meist an das kaiserliche Landgericht Burg- 
graftums Nürnberg, das der Markgraf zu Lehen trug und nach 
Gutdünken besetzen durfte, aber auch dieses war doch stets 
ein kaiserliches Gericht. Und häufig genug wurde gerade 
in Landeshoheitssachen der Reichshofrat augerufen, dessen 
Entscheidungen dem Markgrafen selten günstig waren. Bei 
Differenzen zwischen Landesfürsten und Reichsrittern war 
der Reichshofrat die allein kompetente Behörde. 



») Gen. Ber. § 33. — J ) Ber. Hard. 1. XI. 1792. R. 44 C. Mil. 58. 
— ») Privilegium vom 20. III. 1521, bestätigt am 29. XII. 1627. 
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II. 

Landstände nnd Behörden. 

„Man muß offenherzig gestehen, — so lautet ein Urteil 
aue dem Jahre 1792 1 ) — daß die so erstaunlich vermischte 
Beschaffenheit des fränkischen Kreises an sich nicht viel emp- 
fehlenswertes hat; — daß die Obrigkeiten an Ausübung ihrer 
Rechte dadurch vielfältig gehindert werden ; — daß manche 
gute Anstalt unterbleiben muß, weil sie überall Schwierig- 
keiten findet; — und daß der Stoff zu Mißhelligkeiten und 
einander zu plagen, immer vorhanden ist." Eine von großen 
Gesichtspunkten beherrschte Politik war in diesen Gebieten 
kaum durchführbar und daher beschränkten sich die meisten 
Landesherren auf die Pflege des Kammerinteresses. Freilich 
auch in Franken hatten die Tendenzen des aufgeklärten 
Despotismus Anhänger gewonnen; ihr Hauptvertreter war 
der Bischof von Bamberg und Würzburg Franz Ludwig 
von Erthal 2 ) (1779 — 1795) gewesen. Auch Markgraf Karl 
Alexander, der in Ansbach seit 1757 und in Bayreuth seit 
1769 regierte, hatte ihnen gehuldigt, hatte sich die Ver- 
besserung von Ackerbau und Viehzucht angelegen sein lassen, 
hatte Rindvieh aus der Schweiz und Schafe aus Spanien 
kommen lassen , für die Pflege der Landwirtschaft ein be- 
sonderes Kollegium, die Landesökonomiedeputation, ein- 
gerichtet, hatte den Handel durch Cha usseebau zu beleben 
versucht und für das geistige Wohl seiner Untertanen durch 
Fürsorge für die Universität Erlangen wie für das niedere 
Schulwesen eifrig gewirkt. Aber der Hauptantrieb zu einer 
umfassenden staatlichen Wohlfahrtspolitik, das Machtinteresse, 
fehlte doch ganz, und auch ihre Durchführung fand an den 
unklaren Landeshoheitsverhältnissen eine unüberwindliche 
Schranke. Und daher blieben solche Bestrebungen ver- 
einzelt. Engherzige patriarchalische Gesichtspunkte be- 
herrschten den größten Teil des Beamtentums. Der bay- 
reuthische Regierungsrat Georg 3 ) definierte die Landeshoheit 
als das Recht, das Wohl des Landes zu besorgen. „Dieses 

») Journal von und fär Franken V, 157. — ») Leitschuh, Franz 
Ludwig von Erthal (1894). 8 ) Entwurf der Landschaftsverfassung 
in Bayreuth Ms. R. 94 VI A c. 1 § 87. 
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besteht darin, daß die Untertanen ihr Eigentum erhalten 
und nach Möglichkeit vermehren." Von einer Machtpolitik 
nach außen, vom Staate überhaupt, ist keine Rede. Daher 
kann Georg auch (§ 148) als Regel hinstellen, daß der 
Landesherr die Regierung auf seine Kosten führe, ein Bei- 
trag der Untertanen sei Ausnahme. 

Nicht im Interesse der Machtentfaltung war hier durch 
den fürstlichen Absolutismus der dualistische Ständestaat 
überwunden worden, sondern er war dadurch gesprengt 
worden, daß die Ritterschaft sich selbständig gemacht hatte. 
In Ansbach war ein Landtag seit Jahrzehnten nicht mehr 
zusammengetreten, in Bayreuth bestand zwar noch eine 
ständische Vertretung, aber sie war kraftlos. 1 ) Der Adel 
nahm am Landtage nicht teil, auch die vogtländische Ritter- 
schaft hielt sich davon fern und bewilligte Gelder nur auf 
besonderen Rittertagen. So bestand der Bayreuthische Land- 
tag, da seit der Reformation kein landsässiger Prälatenstand 
mehr vorhanden war, nur noch aus Deputierten der Städte 
und Bauernschaften. Seit 1610 gab es drei Ausschüsse, den 
größeren, in dem 12 Städte, 4 Märkte und 12 Bauernämter 
vertreten waren, den mittleren mit Abgeordneten von 6 Haupt- 
und 2 Nebenstädten und von 6 Bauernämtern, den engeren 
aus je 2 Deputierten der 6 Hauptstädte, Bayreuth, Cuimbach, 
Hof, Wunsiedel, Neustadt a. A. und Erlangen. Da jeder 
Ausschuß im Namen des ganzen Landtags zu handeln be- 
rechtigt war, war es im Laufe der Zeit Brauch geworden, 
nur den engeren Ausschuß zu berufen. Er hatte auch nach 
dem letzten überhaupt in Bayreuth gehaltenen Landtage im 
Jahre 1771 den Rezeß allein vollzogen, und nur er war auch 
später zur Abhörung der Obereinnehmerei - Rechnung zu- 
sammengetreten. Die Rechte des Landtages waren gering. Ein 
Mitregierungsrecht schließt Georg in seiner erwähnten Ab- 
handlung ausdrücklich aus (§ 85), weil die Landstände Unter- 
tanen, nicht Teilhaber der Regierung seien. Auch von den 
anderen Rechten der Landstände war wenig übriggeblieben. 
Das Steuerbewilligungsrecht beschränkte der Rezeß von 1771 



*) Hagen, Nachrichten über die landständische Verfassung des 
Fürstentums Bayreuth, Arch. f. Oft. (1841) I S. 72. 



Digitized by Google 



— 15 — 



auf das Recht, neue Steuerarten zu bewilligen, Erhöhungen 
der bestehenden wurden in das Belieben des Landesherrn 
gestellt. 1 ) Auch das von den Ständen zur Verwaltung der 
von ihnen bewilligten Steuern errichtete Landschaftskollegium 
war bereits eine markgräf liehe Behörde geworden; die Be- 
amtenstellen, für die den Ständen ursprünglich ein Präsen- 
tationsrecht zugestanden hatte, wurden seit der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts vom Landesherrn ohne ihre Zuziehung 
besetzt. Der Direktor war zugleich Präsident der Hof- 
kammer. Das Mitaufsichtsrecht über die Steuerverwaltung 
wurde dadurch eine unwirksame Formalität. Das Recht, 
Vorstellungen wegen der Landesangelegenheiten zu machen 
und sich über Gesetze und Verordnungen gutachtlich zu 
äußern, wurde ebensowenig vom Markgrafen beachtet. 

So war der Markgraf ein unumschränkter Herr, soweit 
es ihm möglich war, mit seinen Ansprüchen durchzudringen, 
d. h. also den Immediaten gegenüber. Sie hatten keinen 
Schutz gegen ihn und mußten sich auch von ihm nach 
Amerika oder nach den Vereinigten Niederlanden als Soldaten 
vermieten lassen. 

Die Behördenorganisation entsprach der alten deutschen 
Territorialverwaltung. Der alte „Geheime Rat" in Ansbach ^ 
hatte zwar schon den modernen Namen des Landesmini- 
steriums und war auch die gemeinsame oberste Behörde 
der beiden sonst noch schroff getrennten Fürstentümer, aber 
noch fehlte ihm jede Gliederung in Fachdepartements, und 
außerdem war das Ministerium noch nicht scharf von den 
übrigen Behörden getrennt; zwei Minister waren Regierungs- 
präsidenten, ein dritter zugleich Landeshauptmann, der Ge- 
heime Rat Lösch Konsistorialpräsident. Der Markgraf ver- 
schmähte es auch nicht, in der dem Ministerium unter- 



') „Da Serenissimi landesväterliche höchste Gesinnungen dahin 
vorzüglich abzielen, Dero lieben getreuen Untertanen die ihnen be- 
dauerlich aufliegende allzu hohe Steuerlast so bald möglich zu ver- 
mindern, mithin an eine Vermehrung derselben außer einen nicht zum 
voraus abzusehen vermögenden unvermeidlichen höchsten Notfall zu 
gedenken weit entfernt sind, als werden hingegen Höchstdieselbe in 
einen dergleichen Fall, welchen Gott abwenden wolle, den Ausschlag 
nicht anders als nach dem bisherigen Herkommen veranstalten lassen." 
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geordneten Kammer und Landschaft von Zeit zu Zeit zu 
präsidieren. So hatte das Ministerium eine Mittelstellung 
zwischen einem bloßen markgräflichen Rat und einer aus- 
gebildeten Zentralbehörde. Zur Zeit des Übergangs an 
Preußen befand es sich im Zustand der Auflösung. Der 
Minister Hardenberg war zugleich preußischer Beamter und 
dem Kollegium übergeordnet, der preußische Geheime 
Finanzrat von Bärensprung, der als markgräflicher Geheimrat 
Sitz und Stimme im Ministerium hatte, 1 ) war bereits nach 
Preußen zurückgekehrt. Von den übrigen fünf Mitgliedern 
waren zwei, Wechmar und Benkendorf, wegen ihres Alters 
vom Dienst dispensiert, zwei andere hatten ihren Wohnsitz 
nicht in Ansbach, Kettenburg als Regierungspräsident in 
Bayreuth, Weitershausen als Landeshauptmann in Hof. 2 ) 
In Bayreuth bestand als oberste Instanz die geheime 

'^-J ^desregi erung. gebildet aus den Präsidenten der Kollegien ; 
auch Weitershausen gehörte ihr an. Da sie aber dem Ans- 
bachischen Ministerium untergeordnet war und keine Exe- 
kutivgewalt besaß, diente sie nur zur Vermehrung der 
Schreiberei und zur Verlangsamung des Geschäftsgangs. Ihre 
Aufgabe bestand im wesentlichen darin, die ihr von den 
Kollegien zugehenden Berichte mit einem Begleitschreiben 
an das Ministerium nach Ansbach zu schicken und eine Ab- 
schrift von den Berichten zu den Akten zu legen. Auf diese 
Weise konnte Kettenburg mit einer und derselben Sache 
dreimal zu tun haben. Er konnte als Regierungspräsident 
darüber einen Bericht abfassen, ihn als Mitglied der geheimen 
Landesregierung an das Ministerium weitersenden, um als 
Minister endlich eine Entscheidung zu treffen. 

j> Ebenso überflüssig war die Stelle des Landesgouverneurs 
in Bayreuth. Sie hatte Bedeutung gehabt, solange der 
Minister von Seckendorff als Landesgouverneur zugleich Chef 
und Oberpräsident aller Kollegien gewesen war und nicht 
nur auf einheitlichen Geschäftsbetrieb hatte hinwirken 
können, sondern auch eine selbständige Verfügungsgewalt 
gehabt hatte. Da aber sein Nachfolger Weitershausen weder 



») Abschrift seines Patentes vom 13. VII. 1791. R. 44 C. Best. 
Dep. 40. - l ) Ber. Hard. 8. II. 1792. R. 44 B. 9. 
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in den Kollegien noch in der Exekutive seine Machtbefugnis 
erhalten hatte, so führte das Amt nur zu Reibereien und 
Kompetenzkonflikten. Hardenberg sagte darüber: „Der 
Landesgouverneur kann zwar den Kollegien Akten abfordern, 
aber nichts verfügen, oder wenn er verfugt, so entstehen 
Kollisionen/ *) 

Unter diesen Zentralbehörden stand in jedem Fürsten- 
tum eine Regierung, ein Kollegium, zu dessen Ressort die 
Rechtsprechung und die Ausübung der Landespolizei ge- 
hörten. In Ansbach war die Regierung in zwei Senate 
geteilt, deren erster neben den eigentlichen Regierungs- 
geschäften, den Diiferenzsachen und der Führung der mark- 
gräflichen Prozesse bei den Reichsgerichten, vornehmlich 
die Aufgaben der Landespolizei erledigte, während dem 
zweiten die Justiz oblag; in Bayreuth dagegen bestand nur 
ein einheitliches Kollegium für die Bearbeitung der in Ans- 
bach unter die beiden Senate geteilten Aufgaben. 

Den Kammern blieb also nur die Finanzverwaltung. 
Ihre Aufgabe war Erhebung der Domänengefälle des Mark- 
grafen und die Verwaltung der Regalien. Die vielen andern 
Aufgaben, die in Preußen die Kriegs- und Domänenkammern 
übernommen hatten, Polizei im weiten Sinne des 18. Jahr- 
hunderts, Handwerkssachen, Bergbau, Chausseebau- und 
Münzwesen, Verbesserung der Landwirtschaft gehörten hier 
in Franken zum Ressort der Regierung. Aber wegen der 
geringen Leistungsfähigkeit der Kollegien waren alle diese 
Aufgaben nicht ihnen, sondern besonderen Deputationen 
übertragen worden, in die auch Kammermitglieder berufen 
worden waren. Die Folge war ein unzusammenhängendes, 
unübersichtliches Verwaltungssystem. 

Ein besonderes Landschaftskollegium bestand nur noch 
in Bayreuth für die Verwaltung der Steuern, während in 
Ansbach Kammer und Landschaft schon vereinigt waren. 
Dagegen dauerte die Trennung von Rentei und Oberein- 
nehmerei in Ansbach ebenso weiter wie in Preußen die von 
Generaldomänen- und Generalkriegskasse. 



») Abriß § 59. 

Härtung, Hardenberg. 2 
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Der Geschäftsgang bei den Kollegien war wenig be- 
friedigend. Es fehlte bei der Bayreuther Kammer sowohl 
eine geschriebene Geschäftsordnung wie eine feste Sportel- 
taxe. Als Hauptmängel aller Kollegien bezeichnete Bären- 
sprung 1 ) die Verteilung der Einlaufe durch den Registrator 
vor den Sitzungen und die Information der Räte während 
derselben. Dem Präsidenten fehlte jede Autorität nicht nur 
über seine Räte, sondern auch über die Subalternen, denn 
er besaß keine Strafbefugnis, konnte auch die Aufarbeitung 
von Resten nicht erzwingen. 2 ) Er hatte keine Übersicht 
über die Geschäfte, da er weder die einlaufenden noch die 
ausgehenden Sachen selbst durchsah. Ebensowenig be- 
stimmte er in den Kollegialsitzungen die Termine der Vor- 
träge, sondern dies war Sache der Räte. Die Sitzungen 
begannen unpünktlich, und auch dann wurde noch „eine 
Stunde politisiert und Allotria getrieben". 3 ) Dann begann 
der älteste Rat dasjenige vorzutragen, worauf er präpariert 
war, während die übrigen sich unterdessen selbst vor- 
bereiteten. Eine Kontrolle darüber, ob nicht wichtige Sachen 
unerledigt geblieben seien, bestand nicht. Die Vorbereitung 
zu den Vorträgen war mangelhaft, und die Folge war un- 
erträgliche Weitschweifigkeit ; manche Räte lasen, statt einen 
knappen Auszug zu geben, ganze Aktenbände ab. Die Aus- 
fertigung der Dekrete war den Sekretären überlassen. Die 
Verfügungen wurden nur gesiegelt, nicht unterschrieben, 
wodurch Mißbräuche leicht einschleichen konnten. 

Die Berichte waren entweder von ermüdender Umständ- 
lichkeit, oder sie waren viel zu kurz, nur Hinweise auf an- 
liegende Akten. Auf Bärensprungs Anregung war 1790 eine 
Reform nach preußischem Muster verfügt worden, doch war 
tatsächlich alles beim alten geblieben. 

Eine Mittelinstanz nach Art der preußischen Land- und 
Steuerräte fehlte in den Markgrafschaften. Zwar gab es in 
Ansbach 15 Oberämter, in Bayreuth 6 Amtshauptmann- 

») Promemoria 4. V. 1792. R. 44 B. 36. — *) Ber. des Vizepräs, 
der Ansb. Kammer v. Ausin an Hard. 29. VII. 1791; Ber. des Ansb. 
Regierungspras. v. Roeder 17. I. 1798, R. 44 C. Best. Dep. 96 1. — •) Pro- 
mem. des Vizepräs, der Ansb. Kammer v. Doernberg 17. II. 1795. R. 44 
C. Best. Dep. zu 234 a, Vol. 2. 
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schaften und 6 Oberämter, deren Bevölkerungszahl sehr ver- 
schieden war, in Ansbach zwischen 1933 und 22190 Ein- 
wohnern schwankte. 1 ) Aber sie waren keine brauchbaren 
Organe der Verwaltung. Ihre Befugnisse waren sehr unklar, 
sie führten eine Art von Oberaufsicht über die Ämter, ohne 
ihre Verwaltung im einzelnen leiten zu können. Sie hatten 
mit ihnen konkurrierende Jurisdiktion, doch stand die Ge- 
richtsbarkeit in Eonkurssachen ausschließlich den Oberämtern 
zu. Die schon an sich geringe Bedeutung dieser Stellen 
wurde noch gemindert, als sie zu bloßen Sinekuren für adlige 
Beamte und Offiziere geworden waren. Diese beschränkten 
sich darauf, die Besoldungen und Sportein, die sehr ver- 
schieden waren, meist über 1000 fl., zum Teil aber weit über 
2000 fl. zusammen betrugen, einzustecken und sich für die 
Geschäfte einen mehr oder minder juristisch geschulten Sekre- 
tär anzustellen. 2 ) Im Jahre 1792 finden sich unter den 
Oberamtleuten die Minister von Weitershausen und von Gem- 
mingen, der Generalleutnant von Treskow, der General- 
adjutant von Schlammersdorf, der Generalmajor von Metzsch, 
der Generalmajor von Reitzenstein , dessen Garnison Nim- 
wegen, dessen Zivilamtssitz Wunsiedel war, und der Ober- 
stallmeister von Mardefeld. 3 ) Unter diesen Umständen war 
bereits Markgraf Alexander auf den Gedanken gekommen, 
diese überflüssigen Stellen eingehen zu lassen, und in den 
letzten Jahren war daher ein erledigtes Oberamt nicht mehr 
neu besetzt worden, sondern die Besoldung für die fürstliche 
Kasse eingezogen worden. 1792 war in Ansbach schon die 
Hälfte der Oberämter vakant. 

Die eigentlichen Lokalverwaltungsbehörden waren die 
Ämter. Von den preußischen Domänenämtern unterschieden 
sich die fränkischen, wie überhaupt die südwestdeutschen, 
dadurch, daß bei ihnen nicht der landwirtschaftliche Betrieb 
die Hauptsache war, neben der Rechtsprechung und Polizei 
nur nebensächliche Bedeutung hatten; in ganz Südwest- 

») Zusammenstellung R. 44 C. Best. Dep. 584. — *) Vertraute 
Briefe über das Fürstentum Bayr. (1794) S. 16: Die Oberamtleute tun 
nichts als ihre Namen schreiben, wenn sie gerade zugegen sind; alles 
übrige besorgt ein Sekretär. — •) Vereidigungsprotokolle R. 44 C. Gen. 
Dep. 18. 

2* 
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deutscbland beruhten die Ämter auf einer Verquickung von 
privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Institutionen. Sie 
waren Organe des Grundherrn und erhoben die ihm zu- 
stehenden Gefälle, sie waren aber zugleich, und je stärker 
die Landeshoheit über die Grundherrschaft hinausgewachsen 
war, desto mehr Verwaltungsorgane. 1 ) Die Amtleute übten 
Polizeibefugnisse aus, sprachen Recht und erhoben die landes- 
herrlichen Steuern. Von diesem in ganz Süddeutschland 
verbreiteten Typus wichen die fränkischen Amter durch den 
Mangel territorialer Geschlossenheit ab. 

Grundsätzlich wurden im ganzen fränkischen Kreise 2 ) 
zwei Hauptklassen von Amtern unterschieden. Die erste 
waren die Fraischämter für die Ausübung der peinlichen 
Gerichtsbarkeit. Für die zweite Klasse, der die niedere 
Gerichtsbarkeit und die Verwaltung im engeren Sinne über- 
tragen worden war, gab es keine einheitliche Bezeichnung, 
sie wurde aus den Vogt-, Kasten-, Kloster-, Stift-, Ver- 
walterämtern gebildet. 

Doch so einfach war die Einteilung nicht geblieben. 
Die Fraischämter waren meistens mit andern Ämtern kom- 
biniert worden, so daß ein Amt z. B. in einem Teil seines 
Bezirkes hohe und niedere Gerichts-, Polizei- und Finanz- 
behörde war, in dem größeren Teile aber nur die hohe 
Gerichtsbarkeit ausübte. Es konnte aber auch vorkommen, 
daß in einem andern Teile des Amtes ihm nur die vogtei- 
lichen Rechte, nicht aber die fraischlichen zustanden. Die 
Unklarheit der Landeshoheitsverhältnisse zeigt sich gerade 
bei der Ämterverfassung. Die Hintersassen fremder Herren 
unterstanden den markgräflichen Ämtern nur teilweise, z. B. 
in der Gerichtsbarkeit, während Polizei- und Finanzgewalt 
über sie anderen Ämtern zustand; dagegen erhoben die 
markgräflichen Ämter ihrerseits wieder von Untertanen 
fremder Amter Steuern. So wenig hatte man versucht, 
die Amter zu geschlossenen Bezirken abzurunden, daß sie 
nicht nur mit fremdherrischen Untertanen, sondern sogar 
mit Untertanen von Ämtern desselben Landesherrn durch- 



l ) Darmstadter, Das Großherzogtum Frankfurt, S. 47 und Ludwig, 
Der badische Bauer, S. 8. — ») Zöpfl, S. 19. 
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setzt waren. Im Dorfe Borbeth wohnten Untertanen der 
bayreuthischen Amter Münchaurach, Frauenaurach, Neuntadt 
und Emskirchen. Das Amt Frauenaurach bei Erlangen 1 ) 
bezog aus dem westlichsten Teile von Ansbach, aus Creg- 
lingen im Taubergrund, einen Weinzehnten, hatte mitten im 
ansbachischen Amt Schwabach, in Gustenfelden, sieben Unter- 
tanen. Es war dies keine speziell ansbach- bayreuthische 
Eigentümlichkeit, sondern in ganz Franken üblich, z. B. war 
in Lauff a. A. Gemeindeherr das bambergische Amt Schüsselau, 
die Zent hatte das bambergische Amt Bechhofen. 

Die Amter vereinigten jurisdiktioneile, polizeiliche und 
finanzielle Befugnisse. Im einzelnen bestanden allerdings 
Verschiedenheiten. Z. B. übte das Kasten- und Juris- 
diktionsamt Emskirchen 2 ) die hohe Gerichtsbarkeit in einem 
geschlossenen Bezirk von 50 Dörfern und zwei Rittergütern, 
von denen aber ein Teil in fremder Landeshoheit stand. 
Die Vogtei gehörte ihm nur in einem kleinen Teile, die 
Gefallerhebung in einem noch geringeren, da das Kloster- 
amt Münchaurach seiner Fraisch- und Vogteigerichtsbarkeit 
unterstand, dagegen die Gefälle selbständig erhob. Doch 
war der Mangel von Jurisdiktionsbefugnissen kein Charakte- 
ristikum der Klosterämter. Das Klosteramt Frauenaurach 
besaß zugleich die Vogtei, während die Fraisch dem Amte 
Baiersdorf zukam. 

Die Amter wurden ohne Ausnahme administriert. Eine 
Verpachtung wie in Preußen war unmöglich, weil die wich- 
tigste Aufgabe des Amtmanns nicht der landwirtschaftliche 
Betrieb, sondern Rechtsprechung, Erhebung der unzähligen 
überall verschiedenen Gefälle und daneben Aufrechterhaltung 
der Gerechtsame war. Trotzdem kann man von einem staat- 
lichen Charakter der Verwaltung kaum sprechen. Die Be- 
amten betrachteten ihr Amt als privatrechtlichen Besitz und 
als Einnahmequelle. Ihre Geldbesoldung war gering. Die 
Haupteinnahme bestand in der Nutzung der dem Amtmann 
überwiesenen Besoldungsgrundstücke, zu der einige her- 
gebrachte Einkünfte wie Neujabrsgelder, Erträge von Neben- 
ämtern wie Zunftschreibereien kamen; das wichtigste 



l ) R. 44 C. Gen. Dep. 52. — *) R. 44 C. Gen. Dep. 44. 
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•waren die Sportein, die in die Tasche des Amtmanns flössen 
und eine Quelle von Bedrückungen wurden. Hardenberg, 
der allerdings gegen das Sportelwesen eine ganz besondere 
Abneigung hatte, bezeichnete die Amtleute daher als die 
Blutigel der Untertanen. l ) Der jährliche Gesamtertrag eines 
Amtes war ziemlich beträchtlich, wenn auch Angaben von 
3000 fl., die als Entschädigungsforderungen bei der Neu- 
organisation gemacht wurden, übertrieben sein werden. 

Eine Kontrolle der Beamten bestand so gut wie nicht, 
so daß sich im Laufe der Jahre für die markgräflichen 
KaBsen zuerst Rückstände, dann Verluste, für die Untertanen 
oft harte Bedrückungen herausstellten. Ungestört schaltete 
der Amtmann mit Hilfe eines Privatkopisten ; war er alt und 
ruhebedürftig geworden, so trat er sein Amt entweder an 
diesen oder an einen Sohn oder Schwiegersohn durch einen 
Privatvertrag ab, in dem er sich auch eine Pension aus- 
bedang. Die markgräflichen Behörden legten diesem Ver- 
fahren keine Hindernisse in den Weg. 

Auch die Verwaltung der Städte litt an dem Mangel 
der ganzen markgräflichen Verwaltung, dem Fehlen einer 
klaren Abgrenzung der Befugnisse der einzelnen Behörden. 
Die vier Polizeidiener der Stadt Ansbach waren drei ver- 
schiedenen Behörden untergeordnet, dem Magistrat, dem 
Stadtvogteiamt, der Polizeideputation. 2 ) Magistrat und Stadt- 
vogteiamt hatten in den meisten Städten konkurrierende 
Gerichtsbarkeit. Die Stadtvogteiämter waren Organe des 
Markgrafen, die Magistrate dagegen wurden von der Bürger- 
schaft gewählt und verteilten die Ämter nach einem fest- 
stehenden Turnus unter ihre einzelnen Mitglieder. Dieser 
Gebrauch war den Gemeindekassen allmählich sehr nach- 
teilig geworden; denn die ehrsamen Handwerker, die das 
Amt des Stadtkämmerers bekleideten, besaßen selten Kennt- 
nisse in der Rechnungsführung. Wenn sie sich im Laufe 
der Zeit einige verschafft hatten, so rückten sie meistens 
in eine andere, mit besserem Gehalt ausgestattete Stelle 
ein, und ein neuer Kämmerer ohne Kenntnisse ersetzte sie. 



») Gen. Ber. § 53. Rigaer Denkschrift VIII. — ») R. 44 C. Beat. 
Dep. 740. Rescr. 18. VIII. 1794. 
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Die Folge war Verwirrung des Rechnungswesens in den 
meisten Städten. In seiner Residenz Ansbach hatte Mark- 
graf Karl Alexander ohne Rücksicht auf das Wahlrecht der 
Bürgerschaft einen sachverständigen Bürgermeister ernannt, 
auch in Roth und Feuchtwangen waren besondere Stadt- 
kassierer eingesetzt worden; aber an den wenigsten Orten 
erlaubte der Vermögensstand, einen neuen Beamten zu be- 
zahlen. 1 ) 

Eine besondere Stellung hatte die französisch-re formierte 
Gemeinde in Erlangen, die in dem Justizrats- und in dem 
Kommerzkollegium ihre eigenen Organe besaß. 2 ) 

v Sowohl den Städten wie den Ämtern fehlte es an Exe- 

/^kutivorganen. Alte invalide Bettelvögte in den Städten, ein 
paar Überreiter auf dem Lande, die wegen vollständiger 
Unzulänglichheit in preußischer Zeit eingezogen wurden, und 
die Amtsboten genügten für die Aufgaben der Sicherheits- 
polizei nicht. Im Amte Gerabronn — so erzählt der Amt- 
mann Fischer selbst 3 ) — kümmerte sich überhaupt kein 
Mensch um die Polizei. Zu Streifen gegen Verbrecher oder 
zur Abwehr von Übergriffen der Nachbarterritorien mußte 
der Landausschuß, ein Aufgebot aller wehrhaften Männer, 
zusammenberufen werden, aber er stand eben immer erst 
nach verübter Tat zur Verfügung. 

> Auch auf die ansbach-bayreuthische Behördenorganisation 
paßt also das Urteil, das damals über die würzburgische aus- 
gesprochen worden ist: *) „Sie ist nicht das Werk eines 
Künstlers, der nach bestimmten Prinzipien die Maschine zu- 
sammensetzte. Überall entdeckt sich das Spiel des Zufalls, 
der ein Aggregat von Organen zusammenwarf, die dann so 
zur Not das große Rad des Staates in Bewegung setzten." 
Der Hauptmangel aber war doch die geringe Brauchbarkeit 
des Personals. Von den Amtleuten ist bereits die Rede 
gewesen. Aber nicht nur ihnen, sondern auch den Räten 

^>der Kollegien fehlte es an Eifer un<l Pflichttreue. Leute 
wie der Regierungsrat von Tierlichingen, der ohne Urlaub 



} ) Ber. der Ansb. Regierung I. Senats, 10. III. 1794 R. 44 C. Best. 
Dep. 718. — l ) Abriß § 76. — ») Bemerkungen über die Polizei auf 
dem Lande, September 1793. R. 44 C. Pol. Dep. 1. — *) Zöpfl, S. 21. 
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elf Monate lang sich von den Sitzungen fern hielt, oder wie 
Herr von Knebel, der 43 Wochen lang jeden Sonntag 
Morgen einen Mahnzettel wegen Nichterledigung einer ihm 
aufgetragenen Untersuchung sich geben ließ, ohne in seiner 
Seelenruhe gestört zu werden, waren allerdings auch in Ans- 
bach eine Ausnahme. 1 ) Aber an Fleiß fehlte es fast allen 
Beamten. Zehn Wochen Ferien im Jahr (je zwei an den 
drei hohen christlichen Festen, vier im Sommer) genügten 
ihnen nicht, meistens wurden sie ungebührlich ausgedehnt. 
Rückstände waren alltäglich, namentlich blieben vorgetragene 
und dekretierte Sachen bei dem Mangel an Expedienten und 
an Aufsicht der Räte oft wochenlang liegen. Daß in der 
Rechnungsrevisionsstube jemals aufgearbeitet worden sei, 
konnte sich der Revisionsrat Stadelmann nicht erinnern. 

^ Es fehlte den Beamten an einer genügenden Vorbildung 
und bei den geringen Aussichten auf Beförderung an einem 
Ansporn zur Tätigkeit. Eine geregelte Karriere mit festen 
Prüfungen gab es nicht, die adligen Räte hatten ohne Rück- 
sicht auf das Dienstalter vor allen bürgerlichen den Vorrang, 
ein Teil der Räte verdankte sein Amt dem „hierzulande 
blühenden Nepoten -Despotismus". 2 ) Neben ihnen saßen 
Leute, die aus dem Subalternenstand hervorgegangen waren 
und ihre subalterne Beschäftigung auch im Kollegium bei- 
behielten, wie der ansbachische Rentmeister, Hofkammer- 
und Landschaftsrat Burkhart 

)> Die Gehälter waren zum Teil geradezu erbärmlich, 
800— 1000 fl. (450—570 Tlr.) war schon eine hohe Besoldung. 
Erst spät rückten die Beamten in höhere Gehälter ein; um 
sie für die lange Wartezeit zu entschädigen und zugleich 
an Pensionen zu sparen, blieben sie bis zum Tode im Genuß 
der Besoldung, auch wenn sie durchaus unfähig waren. Den 
Jüngeren wurde das Aufrücken auf diese Weise sehr er- 
schwert. War nun ein solcher Greis nach vielleicht jahre- 
langer Dienstuntauglichkeit gestorben, so bezog zunächst die 
Witwe oder die Kinder ein halbes oder gar ein ganzes Jahr 



') Ber. des Vizepräsidenten von Falkenhausen 30. III. 1793. R. 44 
C. Best. Dep. 280. Über Knebel vgl. auch Best. Dep. 2069 a. — ») Röder 
an Hard. 17. I. 1793. 
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das volle Gehalt als Nachsitz, und der nach Ablauf dieser 
Frist ernannte Nachfolger mußte dann noch auf die Be- 
soldung des ersten Vierteljahres zugunsten der Witwenkasse 
verzichten. 

Das zum Teil unzureichende Subalternpersonal — es 
gab bei der Bayreuther Kammer nur drei expedierende 
Sekretäre — bezog nur minimale Gehälter, z. B. die Ge- 
heimen Kanzlisten zwischen 86 und 376 fl. , die zwei Ge- 
heimen Kanzleidiener 222 und 36 fl. im Jahr. 1 ) Dafür 
mußten und durften sie sich an den Sporteleinnahmen schad- 
los halten, und sie konnten es um so mehr, als das Fehlen 
einer Sporteltaxe Überforderungen sehr leicht machte. Der 
Dienst litt unter diesen Umständen empfindlich. Abgesehen 
von den vielen Nebenaufgaben in den Deputationen, durch 
die der Ansbacher Kammer aufgetragene Verwaltung der 
Grafschaft Sayn -Altenkirchen, die dem Markgrafen persön- 
lich gehörte, bei der Bankdirektion u. a. verschafften sich 
viele hohe und niedere Beamte durch Arbeiten für Private 
Nebenverdienst, auch gegen Bestechungen verhielten sich 
nicht alle ablehnend. Es fehlte das Pflichtbewußtsein, die 
Hingabe an den landesherrlichen Dienst, es fehlte eben der 
Staat, dessen Machtentwicklung zu fördern eine den ganzen 
Menschen erfüllende Aufgabe, der Lebensinhalt eines Be- 
amten hätte sein können. Für die meisten war ein mark- 
gräfliches Amt eine Versorgung wie jede andere, ob man 
nun dem Markgrafen zu Ansbach oder einem Herrn von 
Hohenlohe oder Pappenheim oder einem beliebigen Reichs- 
ritter diente, war eine Geldfrage, man wandte sich dem zu, 
der am besten zahlte. Die Erbärmlichkeit der Kleinstaaterei, 
der Mangel an irgendeinem höheren Ziel der äußeren Politik 
verhinderte die Ausbildung einer kraftvollen inneren Politik. 
Und eine solche, die immer zu Konflikten mit den in das 
Territorium eingesprengten kleinen Dynasten führen mußte, 
ließ sich am wenigsten von den adligen Regierungsräten 
erwarten, die sich durchaus als Glieder der reichsunmittel- 
baren Ritterschaft fühlten. 2 ) 

») R. 44 C. Best. Dep. 7. — *) Denkwürdigkeiten der Markgräfin 
von Ansbach (Lady Craven) I. 134: Einige Höflinge in Ansbach ge- 
hörten zum unmittelbaren Reichsadel oder zur Reichsritterschaft, und 
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Aber diese Mängel, die sich jedem aufdringen mußten, 
der die Ansbacher Zustände mit wirklich politischem Leben 
verglich, wurden in den Fürstentümern nicht empfunden. 
Die Beamten waren mit ihrer Tätigkeit fast ausnahmslos 
recht zufrieden. Sie fühlten sich wohl bei dem alten 
Schlendrian und wehrten jede Änderung ab. Als 1790 eine 
neue Geschäftsordnung für die Bayreuther Kammer erlassen 
wurde, protestierte der Präsident yon Flotow energisch; 1 ) 
wenn er auch zugab, daß das alte Verfahren etwas um- 
ständlich sei, so fand er es doch viel besser als eine noch 
so zweckmäßige Änderung, deren Einführung so viel Kon- 
fusionen mit sich bringe, daß alle Vorteile dagegen ver- 
schwänden. An dem passiven Widerstand des Kollegiums 
scheiterte der Versuch. Etwas weiter kam man in Ansbach. 
Hier ließ sich die Kammer und Landschaft die Einführung 
der preußischen Geschäftsordnung gefallen; sich an deren 
Vorschriften zu halten, hielt sie sich aber nicht für ver- 
pflichtet, der alte Schlendrian war zu sehr eingewurzelt. 2 ) 

Hier gründlich abzuhelfen mußte eine Hauptaufgabe 
der preußischen Regierung sein, aber sie war gebunden durch, 
die Konvention mit dem Markgrafen. Kein Beamter durfte 
an seinen rechtmäßigen Einkünften verlieren durch eine neue 
Organisation und konnte nur mit vollem Gehalt und Emo- 
lumenten zur Ruhe gesetzt werden. 

Aber trotz aller Mängel, Härten und gelegentlichen 
Ungerechtigkeiten des markgräflichen Beamtentums war die 
Bevölkerung im großen und ganzen recht zufrieden. Die 
Ansprüche, die der Landesherr an sie stellte, waren bei 
dem Fehlen großer staatlicher Ziele gering, und doch war 
das Gebiet der Fürstentümer zu groß, als daß der Markgraf 
sie bloß als nutzbares Privatgut mit starker Ausbeutung 
seiner Untertanen hätte ansehen können. Außerdem hatte 
Markgraf Alexander in seiner langen Regierung mancherlei 

ihnen war es gleichgültig, wie die Sachen gingen; denn sie erkannten 
keine andere gesetzliche Autorität als den Kaiser. — *) Ber. 8. II. 1791, 
R. 44 C. Best. Dep. zu 234 a. — «) Hauptquelle für die Verhältnisse 
bei den Kollegien sind die Akten über die Organisation von 1795 R. 44 
C. Best. Dep. 96, 1, m, und 234 a mit 2 Bänden Anlagen ; ferner Bären- 
sprungs Promemorien vom 4. V. 1792. R. 44 B. 36. 
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zum Besten seiner Untertanen getan, in Ansbach war sogar 
1787 die Steuer um 20% herabgesetzt wordeu, 1 ) wodurch 
doch auch die Bevölkerung von dem Soldatenhandel Vorteile 
empfangen hatte. 

So war es ein behagliches Stilleben, das die Untertanen 
des Markgrafen führten. Das Unwürdige und Rückständige 
ihrer staatlichen Zustände empfanden sie kaum, dazu waren 
die politischen und geistigen Interessen nicht lebhaft genug. 
Der materielle Wohlstand, dessen sich die große Masse des 
Volkes erfreute, entschädigte sie für den Mangel an poli- 
tischer Bedeutung und stellte sie vollkommen zufrieden. 
Und wenn auch der Franke, vor allem der in der Ebene, 
nach Hardenbergs Worten 2 ) lebhaft war und sofort „schrie, 
wenn er glaubte, daß ihm Unrecht geschehe, oder wenn ihm 
etwas mißfiel u , so war er doch andrerseits „vernünftigen 
Vorstellungen zugänglich und Zwang war selten nötig". 
Revolutionäre Ideen spukten zwar hin und wieder, aber 
Eingang fanden sie nur in der Reichsstadt Nürnberg, wo 
nach den Worten eines Zeitgenossen 3 ) die meisten Bürger 
vom französischen Freiheitsschwindel als wie von einer epi- 
demiechen Krankheit hingerissen wurden. Aber im branden- 
burgischen Franken war von solchen Stimmungen nichts zu 
bemerken. Mit lautem Jubel wurde Hardenberg begrüßt, 
als er im Januar 1792 von Berlin aus in den Fürstentümern 
erschien, um sie für Preußen in Besitz zu nehmen. Man 
war froh, daß das Provisorium ein Ende hatte, und es mochte 
auch manchen bisher markgräflichen Untertan mit Stolz er- 
füllen, jetzt einem großen Staate anzugehören. 

Sich nun der Brennen biedre Brüder nennen, 
Wer mag von uns dies hohe Glück verkennen! 

So sang ein seit zwei Jahren kranker Überamtssekretär. 4 ) 
Freilich sollten sie bald erkennen, daß mit diesem hohen 
Glück auch Pflichten verbunden waren, daß die Zugehörig- 
keit zu einem Staate wie Preußen auch eine Steigerung der 
militärischen und finanziellen Ansprüche mit sich brachte. 



») Gen. Ber. § 213. — ») Immed. Ber. 30. VI. 1800. R. 89, 126 A. 
•) Zitiert bei Hutzelmann, Die Franzosen in Franken S. 14. — *) R. 44 
C. Gen. Dep. 18. 
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Zweites Kapitel. 

Die Herstellung der staatlichen Souveränität in den 

Fürstentümern. 

L 

Die Trennung yom Reichs- und Kreisverband. 

Am 26. Januar 1792 traf Hardenberg in Bayreuth ein, 
um im Namen des Königs von Preußen Besitz von den 
Fürstentümern zu ergreifen. Er war dem Lande nicht fremd, 
da er seit 1790 markgräflicher Minister gewesen war; seine 
Leutseligkeit, Zugänglichheit, seine gewinnende Liebens- 
würdigkeit im persönlichen Verkehr hatten ihn bereits über- 
all beliebt gemacht; er erweckte, so erzählt ein Zeitgenosse, 1 ) 
Zutrauen durch seine Milde und sein feines Wesen und 
Hoffnungen durch manche Verheißungen von künftigen Ver- 
besserungen und Gunstbezeigungen. Hardenberg paßte für 
das leichtlebige vergnügungsfrohe Völkchen, und trotz man- 
cher Mißgriffe erfreute er sich dauernd einer großen persön- 
lichen Beliebtheit. Aber in einem Punkte kam es zu 
Differenzen mit der Bevölkerung. Für die staatsrechtliche 
Verwirrung, die nur aus der Geschichte vergangener Jahr- 
hunderte sich erklären ließ, konnte Hardenberg niemals 
Verständnis gewinnen. Er war ein Mann des Aufklärungs- 
zeitalters, mit ihm teilte er nicht nur die leichtfertige Genuß- 
freudigkeit, die religiöse Gleichgültigkeit, sondern auch die 
Unterschätzung des historisch Gewordenen. In der deutschen 
Reichsverfassung sah er niemals die letzten Reste einer 
glorreichen Vergangenheit, nie das letzte Band, das die 
deutschen Staaten noch zur Einheit zusammenschloß, er sah 
nur das Verschnörkelte, Altväterische, mit modernen An- 
schauungen Unvereinbare in ihr, sah die Hilf- und Energie- 
losigkeit gegen auswärtige Angriffe und gab daher für die 



l ) Martius, Erinnerungen aus meinem neunzigjähr. Leben (Leipzig 
1847) S. 152. 
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Konstitution des Reiches keine drei Kreuzer mehr. 1 ) Er 
gehörte der Zeit an, die rechtwinklige Straßenkreuzungen 
liebte 2 ) und auf das regellose Straßengewirr einer alten 
Stadt verächtlich herabblickte. Jetzt wo dieser Anhänger 
der absoluten Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit in fast 
mittelalterliche Zustände hineintrat, sah er nur ihre Unzweck- 
mäßigkeit, nur ihren Gegensatz zur Einfachheit und Uber- 
sichtlichkeit. 

Um das neue preußische Besitztum aus den Ver- 
schnörkelungen des alten Staatsrechts herauszuschälen, um 
den König von Preußen zum alleinigen Herrn der neuen 
Lande zu machen, waren zwei Aufgaben zu lösen: erstens 
die Ausscheidung Ansbach -Bayreuths aus dem Reichs- und 
Kreisverband, und zweitens die Herstellung eines geschlossenen 
Staatsgebietes durch Aufhebung der Vermischungen mit den 
Nachbarn und Unterwerfung der Ritterschaft. 

Der erste Schritt, der zeigte, das in Ansbach-Bayreuth 
der König von Preußen und nicht der Kaiser die oberste 
Gewalt ausübe, war das Verbot des Trauerläutens für den 
am 1. März 1792 gestorbenen Kaiser Leopold II. Aber dies 
mußte eine wirkungslose Formalität bleiben, solange die 
kaiserliche Autorität in der Rechtsprechung unbestritten sich 
geltend machen konnte. Daher forderte Hardenberg als 
Vorbedingung einer gründlichen Verwaltungsreform die Er- 
langung eines unbeschränkten Privilegiums de non appel- 
lando. 3 ) Der Wiener Hof hatte sich auch anfangs, als das 
Bündnis zwischen Preußen und Osterreich noch fest war, will- 
fährig gezeigt, aber eine bindende Zusage vermieden und die 
Verhandlungen lange Zeit hingehalten, bis durch die allmähliche 
Erkaltung der Beziehungen zwischen Kaiser und König jede 
Aussicht auf eine Konzession des Kaisers verschwand. Zwar 
erinnerte Hardenberg im Laufe des Jahres 1 794 das Kabinetts- 



') Hard. an den ansbach. Kreisgesandten in Nürnberg, Grafen 
Julius von Soden, 2. XI. 1792. Über Soden vgl. Allg. deutsche Biogr. 
XXXIV, 532. Hardenbergs Briefe an ihn sind gedruckt im 51. Jahresber. 
des histor. Vereins für Mittelfranken (1904). — *) Lamprecht, Versuch 
eines vollständ. Systems der Staatslehre (1784) § 1816. — •) Denkschr. 
10.1.1792, Staats vertrage Brandenburg - Franken 23; Immediatber. 
14. III. 1793 R. 44 C. Fin. Dep. 180. 
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ministerium noch einmal daran und bat im Interesse der 
geplanten Organisation um Betreibung der Sache, aber 
man war in Berlin zu ängstlich geworden, und daher blieb 
die Zuständigkeit der Reichsgerichte über Ansbach-Bayreuth 
erhalten, bis der Reichsdeputationshauptrezeß sie für alle 
Besitzungen der Kurfürsten aufhob. 

Ein anderer Rest der kaiserlichen Gerichtshoheit war 
das Landgericht Burggraftums Nürnberg. Hardenberg be- 
antragte beim Kabinettsministerium dessen Aufhebung, 1 ) weil 
es trotz der Besetzung durch den Markgrafen und König 
ein kaiserliches Gericht sei und im Namen des Kaisers 
Recht spreche. Er vertrat den Grundsatz, die Gerichtsbarkeit 
sei ein Merkmal der Landeshoheit, also eine eigene und 
territoriale, und dürfe daher keine landgerichtliche im Namen 
des Kaisers sein. Aber er drang, obwohl in Berlin seiner 
Theorie zugestimmt wurde, ebensowenig durch wie mit der 
beantragten Beseitigung der kaiserlichen Appellationsgerichts- 
barkeit. 

Wenn auch wenig wirksam, so behauptete sich die 
kaiserliche Gerichtshoheit über das preußische Franken den- 
noch, unterstützt von der Unentschlossenheit der preußischen 
auswärtigen Politik. Die Verbindung zwischen Reich und 
Territorium wurde hier erst zerrissen, als der Reichsdepu- 
tationshauptrezeß die Auflösung des Reichs in Einzelstaaten 
so gut wie besiegelte. Weit vollständiger wurde das "Ver- 
hältnis zum Kreise gelöst. Es ist bereits erwähnt worden, 
daß seit 1790 die Kreisversammlung permanent geworden 
war und nach Hardenbergs Worten „ein Einheits-, Gesamt- 
heits- und Souveränitätssystem" durchzusetzen sich bestrebte ; 
und so wenig auch die Kreisversammlung sich an Macht mit 
Preußen messen konnte, so war sie doch imstande, durch 
Beschwerden und öffentliche Erklärungen die preußische 
Politik zu hemmen und verhaßt zu machen. Störend war 
auch ihre Einmischung in die Zwistigkeiten zwischen Ans- 
bach-Bayreuth und den Nachbarn, z. B. die Verwahrung 
der Kreisversammlung gegen die Besitzergreifung in nur 



») Ber. 18. VIII. 1792. B. 44 B. 55 a. 
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beanspruchten Gebieten. 1 ) Hardenberg vertrat demgegen- 
über immer den Grundsatz, solche Differenzen seien Sache 
der beteiligten Staaten und ließ sich mit der Kreisversamm- 
lung in keine Verhandlungen darüber ein. Den ersten Er- 
folg gegenüber dem Kreise hatte er 1793. Der Kreistag 
ging auf das Ausscheiden des preußischen Militärs aus den 
Kreisregimentern ein, wofür das Husarenbataillon von Franken- 
berg als Kreiskontingent zur Verfugung gestellt wurde ; aber 
es sollte nur „zur inneren Ruhe des Kreises, zu seiner Sicher- 
heit und zur Abwendung aller Gefahr, auch zu Exekutionen, 
die der Kreis beschließt oder die selbigem aufgetragen 
werden, immer bereit stehen, dagegen aus aller weiteren 
Kreismilitärverbindung gesetzt werden und ganz unter den 
Befehlen und der Disposition des Königs verbleiben". 2 ) Eine 
gründliche Auseinandersetzung mit dem Kreise wurde bis 
zum allgemeinen Frieden aufgeschoben. Hardenberg stellte 
als preußische Forderungen dafür auf: 

1. Aufhebung der Permanenz der Kreisversammlung. 

2. Ausübung der Direktorialrechte durch Preußen. 

3. Reform der Finanzen, strenge Kontrolle durch Branden- 
burg. 

4. Einrichtung des Kreismilitärs dem Königlichen Interesse 
gemäß. 

5. Richtiges Verhältnis von Stimmrecht und Besitz. 

In der Erkenntnis, daß eine so radikale Reform, wie 
sie namentlich der fünfte Punkt forderte, sehr schwer sein 
werde, riet er, auf eine Trennung vom Kreisverband oder 
vielmehr von der Kreisverwirrung hinzuarbeiten, zugleich 
aber die Direktorialbefugnisse zu erhalten, um soviel wie 
möglich Einfluß auf den Kreis zu bekommen. 3 ) Die Umwälzung 
der Reichsverfassung in den Jahren von 1 797 bis 1 803 ver- 
hinderte die geplante Kreisreform. Das Verhältnis Preußens 
zum Kreise gestaltete sich unfreundlich. Der Kreis trat dem 
Baseler Frieden nicht bei, 4 ) Preußen aber weigerte sich, 
zu den Kreislasten beizutragen, und sistierte die Zahlung 
der Römermonate. Der Kreistag dagegen nahm sich seiner 

>) 1. VI. 1792. Abschrift R. 44 B. Ib. — «) Gen. Ber. § 35. — 
») Gen. Ber. § 38. — *) Süßheim, S. 140. 
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Glieder an, als Preußen 1796 die Revindikationen durch- 
führte ; er protestierte l ) gegen Preußens Vorgehen, bat „um 
schleunigste und nachdrucksamste Abstellung aller Tat- 
handlungen, neben welchen das Ansehen und die Achtung, 
die den höchsten Reichsgerichten und den Gesetzen gebührt, 
auf deren Erhaltung die öffentliche Ruhe und Sicherheit des 
Lebens und des Eigentums beruht, nimmermehr würde be- 
stehen können", und beschuldigte Preußen unzweideutig des 
Landfriedensbruchs. Als aber das Kabinettsministerium, von 
dem Grundsatze ausgehend, daß diese Streitigkeiten nur die 
einzelnen Territorien berührten und der Kreis nicht kom- 
petent sei, die Versammlung ohne Antwort ließ, konnte sie 
dagegen nichts anderes tun, als sich durch eine kleinliche 
Schikane rächen; als im August 1796 die Franzosen in 
Franken einmarschierten, verpflichtete sich der Kreis, ihnen 
eine Kontribution von 8 Millionen Fr. zu zahlen, die von 
den einzelnen Kreisständen aufgebracht werden sollte. Be- 
freit von dieser Last sollte nur die seit dem Baseler Frieden 
neutrale Markgrafschaft Ansbach -Bayreuth bleiben. Aus- 
drücklich wurde bestimmt, daß nur das altbrandenburgische 
Gebiet von 1792 von der Beitragsleistung eximiert sein 
sollte; die Revindikationen erkannte der Kreistag nicht an. 
Er hatte sich im Artikel 10, der gegen alle Kreisstände, 
die die Zahlung verweigern würden, militärische Exekution 
der Franzosen anordnete, eine Handhabe ausgesonnen, um 
diese auf die Preußen zu hetzen. Doch gelang es Harden- 
berg, bei Jourdan die Ratifikation dieser Konvention zu 
verhindern. 2 ) Ebensowenig Erfolg hatte der weitere Schritt 
der Kreisversammlung, die Berufung an den Reichstag. Denn 
dieser war ebenso ohnmächtig wie sie, und schon die Um- 
ständlichkeit des Verfahrens beim Reichstage ließ eine Er- 
ledigung der Beschwerde wenig wahrscheinlich erscheinen. 3 ) 
Hemmend oder beengend wirkte der Kreisverband seitdem 
auf die preußische Regierung in Franken nicht mehr ein. 

») 4. VII. 1796. R. 44 B. Ib. - «) Hard. Ber. 11. VIII. 1796. R. 44 
B. Ib. — •) Schreiben der Kreisversammlung an den Reichstag 20. VII. 

1796, Bitte um Beschleunigung 13. III. 1797, Ber. des Reichstags- 
gesandten Görtz 9. II. u. 30. III. 1797, Rescr. an ihn 20. IL u. 15. IV. 

1797. R. 44 B. 1 b. 



Digitized by Google 



— 33 — 



Der Sache, wenn auch nicht der Form nach, war also 
Preußen aus dem Einheits- und Gesamtsystem ausgetreten. 

II. 

Die Aufhebung der Vermischungen. 

Viel schwieriger gestalteten sich die Beziehungen zu 
den benachbarten Staaten wegen der Vermischungen. Die 
Unklarheit der rechtlichen Verhältnisse zeigte sich gleich 
beim ersten Schritt der preußischen Regierung, bei der An- 
heftung der Besitzergreifungspatente. Um alle Rechte zu 
behaupten, wurden auch an Orten, wo sie bestritten waren, 
Patente angebracht, und die Folge waren Proteste, Ab- 
reißungen von Patenten, kleinere Unruhen; in Weiltingen 
kam es sogar zum blutigen Konflikt. 1 ) Zwar befahl das 
Kabinettsministerium mit Rücksicht auf das Verhältnis zu 
Osterreich möglichste Mäßigung und lehnte jede Aufspürung 
veralteter Ansprüche ab, aber man wollte doch auch sich 
keiner Rechte begeben. Von einer Huldigung der Unter- 
tanen sah der König auf Hardenbergs Antrag 1792 ab; sie 
hätte entweder zur Erneuerung der Differenzen geführt oder 
zum Verzicht auf eine Anzahl von bestrittenen Rechten und 
Ansprüchen genötigt. Daher begnügte sich der König mit 
der bereits geleisteten Eventualhuldigung und stundete zu- 
gleich die Gebühren für die Lehnserneuerung bis zum Tode 
des Markgrafen. 2 ) 

Hardenberg war zuerst bemüht, auf dem Wege gütlicher 
Verhandlungen zur Aufhebung der Vermischungen, zur 
Purifikation, zu gelangen, ohne wesentliche Rechte aufzu- 
opfern. Er schrieb an Soden: 3 ) „Wir müssen unsere auf- 
richtige Neigung zum Vergleich zeigen, ohne uns auf allen 
Fall etwas zu vergeben." Es war in allen Lebenslagen sein 
Bestreben, Festigkeit und Konsequenz mit Milde in der 
Form zu verbinden. 4 ) Auf diese Weise hoffte er auch da- 
mals die Rechte seines Staates behaupten zu können, ohne 

*) Süßheim, S. 59 ff. — *) Kab. Ord. 27. VIII. 1792 an das Kab. 
Min. R. 44 B. 35. - ») 3. VI. 1792. - *) Brief an Stein 11. VII. 1811. 
fl. Z. 46, 187: La fennete" et la consequence que je ne perdrai jamais 
de vne, malgrg la douceur dans les formes. 

Härtung, Hardenberg. 3 
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anderwärts Anstoß zu erregen. Er äußerte sich im Juli 1 792, 
es genüge, durch Vorladung der fremden Hintersassen zur 
Kantonrevision die preußische Militärhoheit über sie zu 
wahren, ohne sie sofort auszuüben, während das Kabinetts- 
ministerium von dem Rechte Rekruten auszuheben als 
wesentlichem Ausfluß der Landeshoheit sofort Gebrauch 
machen wollte. 1 ) Das gleiche Verfahren wollte er auch bei 
der gesetzlichen Regelung der Kantonpflicht anwenden. Er 
beantragte, in dem geplanten Reglement die Kantonpflicht 
möglichst allgemein „auf alle in Unserem Territorio befind- 
lichen Feuerstellen u auszudehnen, in der Meinung, durch 
diese unbestimmte Fassung Kollisionen mit den Nachbarn 
vorzubeugen. 2 ) Aber durchführbar war diese Methode doch 
nur solange, wie keine wirkliche Enrollierung der auf den 
Feuerstellen des unklar gelassenen Territoriums wohnenden 
Mannschaft stattfand, und darauf verzichten hieß doch über- 
haupt auf die Ausübung der Staatsgewalt verzichten. Die 
Politik der Milde scheiterte also an dem Bedürfnis des 
Staates. Denn Preußen war eine Großmacht; es war ge- 
zwungen, seine mühsam erkämpfte Stellung in Europa mit 
Waffengewalt aufrechtzuerhalten, und gerade in jenen 
Tagen machte der Krieg gegen Frankreich erneute mili- 
tärische Anstrengungen nötig. Es war eine selbstverständ- 
liche Forderung, daß auch die fränkischen Fürstentümer 
dazu beitragen mußten. Aber schon der erste Schritt, die 
Numerierung der Häuser zur Vorbereitung der Enrollierung, 
machte böses Blut und mußte eingestellt werden. 3 ) Es 
wurde zwar im Laufe des Jahres 1793 die Aufstellung der 
Kantonlisten im bayreuthischen Oberlande durchgesetzt, im 
Unterland und in Ansbach aber, wo die Vermischungen 
zahlreicher waren, drang man damit nicht durch. Die Kon- 
skription mußte unterbrochen werden, bis zu der Zeit, wo 
der König sich darüber entschieden habe, ob sie gewaltsam 
durchgesetzt werden sollte. Aber bald ging Hardenberg 
noch weiter; bei der Konferenz, die er am 2. März 1795 

l ) Rescr. 10. VII. 1792 an Hard., Abschr. Kr. Min. Enrollement der 
rittersch. Hintersassen in Franken. — *) Hard. an das Oberkriegskoll. 
4. IX. 1792. Kr. Min., Akta betreffend die Einrichtung des Enrollements- 
weseus. — ») Süßheini, S. 109. 
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mit den Generalen Geusau und Manstein vom Oberkriegs- 
kollegium hatte, schilderte er die Schwierigkeiten der En- 
rollierung so überzeugend , daß das Oberkriegskollegium 
von der Einführung der Kantonverfassung in Franken ab- 
sah. 1 ) Die Stellung der Einländerrekruten wurde den Städten 
und Gemeinden auferlegt. Es gelang also nicht, die mittel- 
baren Untertanen zum Militärdienst heranzuziehen, und selbst- 
verständlich weigerten sie sich auch, die anderen Staats- 
lasten, die mit dem Militär zusammenhingen, namentlich die 
Servisb ei träge und Fuhren zu übernehmen. Dagegen war 
Preußen wenigstens mächtig genug, die Militärhoheit der 
Ritterschaft zu brechen. Als diese im Jahre 1794 eine 
Charitativ- und Rekrutensteuer ausschrieb, um die Kosten 
des geplanten Volksaufgebots zu decken, verbot Hardenberg 
den mittelbaren Untertanen Preußens sie zu bezahlen. 2 ) 

Die Vergleichsverhandlungen mit den größeren weltlichen 
und geistlichen Nachbarterritorien führten zu keinem Er- 
gebnis, weil kein Teil einen Anspruch aufgeben wollte. Man 
war also drei Jahre nach dem Regierungsantritt auf dem 
gleichen Punkte wie damals: es hatte sich als unmöglich 
erwiesen, eine Politik großen Stiles unter den bestehenden 
Landeshoheitsverhältnissen durchzuführen. Eine Änderung 
trat nach dem Baseler Frieden ein. Jetzt kehrten preußische 
Truppen aus dem Feldzuge nach Franken zurück, es standen 
also genügend Machtmittel im Lande bereit; andererseits 
mußte für ihre Unterkunft, Verpflegung und ihren Ersatz 
Sorge getragen werden. Außerdem war Preußen jetzt der 
Rücksichtnahme auf den guten Willen der Reichsstände und 
den Kaiser ledig, es konnte seine Interessen allein zur 
Richtschnur des Handelns nehmen. Ferner zwang die nach 
der Vollendung der Organisation der Ober- und Mittel- 
behörden unaufschiebbar gewordene Neuordnung der Lokal- 
verwaltung zu einer Klärung der Landeshoheitsverhältnisse. 

Schon im Jahre 1795 wurde bei den preußischen Be- 
amten eine schärfere Tonart bemerkbar. Im April wurde 
die Einquartierungsfreiheit der mittelbaren Untertanen be- 



*) Protokoll, Kr. Min. Einrichtung des Enrollementswesens. — 
«) Süßheim, S. 142. 

3* 



Digitized by Google 



— 36 — 



seitigt, im August erklärte das Ansbacher Regierungs- 
kollegium, alle Bewohner des Landes ohne Unterschied, ob 
unmittelbar oder mittelbar, hätten zu den öffentlichen Sicher- 
heitsanstalten beizutragen. 1 ) Aber das allzu energische Vor- 
gehen einzelner Behörden zeigte doch deutlich, daß ohne 
die Aufstellung fester Grundsätze eine Lösung der Landes- 
hoheitsirrungen nicht möglich sein werde. Um eine Einigung 
über das anzunehmende System zu erzielen, wurde nach 
Hardenbergs Rückkehr von Basel eine Konferenz gehalten, 
an der außer ihm seine Räte Schmid, Hänlein, Kracker, 
Koch, der Kammerpräsident v. Schuckmann, der Vizepräsident 
des Kammergerichts Kircheisen , der Kammergerichtsrat 
v. Grolman, der bayreuthische Kammerdirektor v. Harden- 
berg, der Regierungsrat Kretschmann und der Kammer- 
assessor v. Bülow teilnahmen. Sie kam zu dem Entschluß, 
die Vermischungen auf einmal aufzuheben, bis dahin aber 
es beim Status quo zu belassen. Schuckmann, Hänlein 
und Kretschmann übernahmen es, eine Instruktion zu ent- 
werfen. 2 ) 

Das Kabinettsministerium war damit einverstanden, daß 
jetzt Ernst gemacht werde. Es erklärte in einem Rescript 
an Hardenberg : 3 ) „Da Wir Protestationen , Befehle ohne 
Wirkung, Vorstellungen an den Reichshofrat u. dergl. oder 
gar Unterhandlungen mit der Ritterschaft en corps als gleich 
verwerfliche Mittel und Wege, zu Unserem Zwecke zu ge- 
langen, halten; so wird hingegen unverrücktes Vorschreiten, 
so weit als Unsere höchsten Gerechtsame gehen, und ohne 
auf reichsgerichtliche Verfügungen im mindesten zu achten, 
der einzig richtige Weg sein, den wir einzuschlagen haben, 
um so mehr da politische Betrachtungen und Rücksichten von 
dessen Betretung weder abhalten können noch dürfen." 

Am 30. Dezember brach Hardenberg von Ansbach nach 
Berlin auf, wo er am 8. Januar 1796 eintraf. Bald darauf 
rief er Hänlein, Kracker und Kretschmann sowie den Er- 
langer Professor Klüber zu sich. 4 ) Der Zweck seines Auf- 
enthalts war, mit dem Oberkriegskollegium ein Kanton- 



*) Säßheim, S. 152 f. — *) Protokoll 26. XII. 1795. R. 44 C. Beet. 
Dep. 96 d. - *) Rescr. 29. XII. 1795. - ') Tagebuch 4. II. 1796. 
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reglement zu entwerfen, weil die Offiziere, vor allem der 
Generalinspekteur Fürst Hohenlohe, gegen den Verzicht auf 
das Enrollierungssystem protestierten. Damit aber war die 
Entscheidung über die Landeshoheitsfrage untrennbar ver- 
knüpft, und als Hardenberg den mit Hohenlohe und dem 
Generaladjutanten Zastrow vereinbarten Entwurf eines Kanton- 
reglements dem Könige zur Vollziehung vorlegte, erklärte 
er, die Annahme seiner Landeshoheitsgrundsätze Bei unbe- 
dingte Voraussetzung für die Durchführung des Kanton- 
systems. 1 ) Am 26. März erstattete er über diese Grundsätze 
dem Kabinetssministerium ausführlichen Bericht. Das Recht 
sei ganz evident auf preußischer Seite und die Pflicht des 
Königs fordere die Erhaltung seiner Rechte. Er bestritt 
nicht, daß der Besitzstand bei den Gegenparteien sei und 
das Gesetz die Beschreitung des Rechtsweges fordere, aber 
er erklärte auch, der Rechtsweg führe nie zum Ziele, und 
in solchen Fällen sei Selbsthilfe Notwendigkeit. Er schlug vor: 

t. Die königlichen Ansprüche und Rechte öffentlich be- 
kannt zu machen. 

2. Dem Kaiser davon Mitteilung zu machen. 

3. Gleichzeitig alles auf einmal in Besitz zu nehmen und 

4. den neuen Besitz mit Unterdrückung alleB Widerstandes 
zu behaupten. 

5. Sich zu Vergleichen bereit zu erklären. 

Auf die Folge, ein allgemeines Geschrei der verletzten 
Reichsstände, wies er ebenso hin wie auf die Notwendigkeit, 
- wenn die Sache einmal angefangen sei, standhaft fortzu- 
fahren. Den Zeitpunkt hielt er für günstig, weil man mit 
Wien doch mancherlei auszugleichen habe. Stückweises 
Vorgehen widerriet er, da es nur das allgemeine Aufsehen 
vermehre. Der Kabinettsminister v. Alvensleben, zu dessen 
Ressort die Reichsangelegenheiten gehörten, stimmte Harden- 
bergs Argumenten zu, er war auch mit der Wahl des Zeit- 
punktes einverstanden, „insoferne nämlich unser Militare 
hinreichend wäre, der Sache Nachdruck zu geben". Haug- 
witz dagegen war immer noch bedenklich, ob man ein 

») Protokolle 17. u. 18. III. Ber. an den König 20. III. 1796. R. 44 
C. Mil. 22. 
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energisches Vorgehen wagen dürfe. l ) Doch gelang es Harden- 
berg in seinen Konferenzen mit den Kabinettsministern, diese 
ganz zu gewinnen; er entwarf den Bericht an den König, 
in dem er ausdrücklich die Alternative, Annahme oder Ab- 
lehnung, Regierung als Landesherr oder als Gutsherr, stellte. 
Am 12. April 1796 vollzog Friedrich Wilhelm II. die von 
Kretschmann verfaßte „Instruktion für das Kgl. Landes- 
ministerium wegen der Landeshobeitsstreitigkeiten mit Nach- 
barn und Insassen". 2 ) Sie zählte die Bestandteile der frän- 
kischen Fürstentümer auf und erklärte sie „für ein völlig 
geschlossenes Land". Über alle darin gelegenen Gebiete 
und Menschen wurde die volle Landeshoheit beansprucht. 
Der dritte Artikel erläuterte diesen Grundsatz dahin, daß 
„alle Hintersassen, Lehnleute, Gefälle usw. benachbarter 
Stände der Landeshoheit, vor allem der Besteuerung und 
Militärgewalt, unterliegen sollten". Andererseits verzichtete 
Preußen darauf, irgend welche staatlichen Rechte über seine 
außerhalb des Territoriums gelegenen Untertanen auszuüben. 
Eine praktische Konsequenz daraus zog bereits das Kanton- 
reglement, das im § 2 die Kantonpflicht aller im Territorium 
und Landeshoheit befindlichen Feuerstellen aussprach, die 
Hintersassen extra territorium aber für frei erklärte. Wohl- 
erworbene veräußerliche Hoheitsrechte, zu denen z. B. die 
Ausübung der Ortspolizei gerechnet wurde, unterstellte die 
Instruktion der Aufsicht des Ministers. Alle „diesen aus 
der Quelle des Rechts geschöpften Prinzipien" entgegen- 
stehenden Verträge und Rezesse der Vorgänger wurden für 
ungültig erklärt. 

Das Recht, diese Verträge zu annullieren, leitete die 
Instruktion aus dem fideikommissarischen Charakter des 
hohenzollerischen Hausbesitzes her, der jede Verminderung 
der Hoheitsrechte ohne Konsens aller Agnaten verbiete. 
Aber dieser privatrechtliche Grundsatz verdeckt die wahre 
Bedeutung des preußischen Vorgehens nur schwach. Es 
war ein schlechthin revolutionärer Akt, zu dem Hardenberg 



') Bemerk, d. Geh. Leg. Rats von Raumer 29. III.; Alvensleben an 
Haugw. u. dessen Antwort 30. III. R. 44 B. 1 b. — *) Ber. a. d. König 
7. IV. 1796. K. 44 C. Best. Dep. 96 d. Die Instruktion ebenda. 



Digitized by Google 



— 39 — 



seinen König veranlaßte. Er entstammt der Theorie von 
der Unveräußerlichkeit, Unteilbarkeit und Ausschließlichkeit 
der Souveränität des Staates. Sie hatte das 18. Jahrhundert 
beherrscht, Rousseau hatte sie scharf formuliert, die fran- 
zösische Nationalversammlung hatte sie praktisch zu verwirk- 
lichen gesucht und alle die Schranken, die der aufgeklärte 
Despotismus noch hatte stehen lassen, korporative und pro- 
vinzielle Sonderrechte, mit einem Schlage hinweggeräumt. 
Der Gedanke der Einheitlichkeit und Unteilbarkeit des 
Staates lag den brandenburgischen Revindikationen in Franken 
ebenso zugrunde wie der Aufhebung der Herrschaftsrechte 
deutscher Reichsstände im Elsaß durch die französische 
Nationalversammlung. 

Die Revindikationen sind also nicht nur vom Standpunkt 
der auswärtigen Politik zu betrachten, als ein Versuch 
Preußens, seine Position in Süddeutschland gegen Österreich 
zu verstärken, sie sind mehr als das: sie sind Staatsbildung. 
Mit einem Schlage wurde hier nachgeholt, was in den 
größeren Staaten im 17. und 18. Jahrhundert geleistet worden 
war, und daher sind die beiden, sonst neben- und nachein- 
ander verlaufenden Entwicklungen hier eng verknüpft, die 
Ausbildung einer starken, alles umfassenden und beherr- 
schenden, zur Machtentfaltung nach außen befähigten Staats- 
gewalt und die Uberwindung der patrimonialen Staatsauf- 
fassung. Den fürstlichen Absolutismus haben in Brandenburg- 
Preußen der Große Kurfürst und Friedrich Wilhelm I. im 
Kampf mit ihren Ständen durchgesetzt; den Staat als Persön- 
lichkeit, die über dem Fürsten steht, hat erst Friedrich der 
Große aufgefaßt. Dem l'fitat c'est moi, das doch cum grano 
salis auch Friedrich Wilhelms I. Staatsauffassung ausspricht, 
stellt Friedrich der Große das Wort vom premier serviteur 
de l'tätat entgegen. Dem gleichen Gedanken hat Harden- 
berg in der durch die französische Revolution wieder modern 
gewordenen Form Ausdruck verliehen, als er seinen Ver- 
fassungsentwurf vom Oktober 1819 mit den Worten schloß: 
salus publica suprema lex esto. 1 ) Jetzt trat der moderne 
Staat als oberste und unumschränkte Macht und zugleich 



») Treitschlie, Deutsche Gesch. II, 639, Peil. 4. 
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losgelöst von der Person des Fürsten, in Franken gebietend 
auf. Die salus publica wird als das oberste Gesetz, dem 
auch der Herrscher unterworfen ist, erklärt. Am Wohle 
des Staates werden die Handlungen der fränkischen Mark- 
grafen geprüft. Schon im Jahre 1 792 hatte Hardenberg das 
Interesse des Landes als ausschlaggebend für die Beurteilung 
der Gültigkeit der von den Markgrafen geschlossenen Ver- 
träge oder von ihnen erteilten Privilegien hingestellt. 1 ) Der 
Artikel 14 der Instruktion bestimmte, daß Privilegien nur 
dann als gültig anzusehen seien, wenn sie für das Land 
keinen Kachteil brächten. 

Betrachtet man das preußische Vorgehen von diesem 
Standpunkte aus, so wird man es nicht als Revindikation 
der Landeshoheit bezeichnen. Es haftet an diesem Ausdruck 
noch zu stark der Rest reichsrechtlicher Normen. Sie sind 
zwar zur Rechtfertigung des preußischen Vorgehens hin und 
wieder angeführt worden, aber Hardenbergs Ausgangspunkt 
war nicht das Reichsrecht, sondern die abstrakte Theorie 
des Naturrechts. Gleichheit aller Menschen, Selbstentäußerung 
an den Staat, Einsetzung der Fürsten als oberster Beamten, 
das waren seine Grundsätze. Er formulierte sie 1792: „Der 
Landesherr ist nach allgemeinem Staatsrecht der verrechnende 
Diener der Nation in Beziehung auf das Staatsvermögen, 
der oberste Beamte in Beziehung auf den Staat." 2 ) An 
Stelle des Landes, des Territoriums tritt die staatlich geeinte 
Nation, der souveräne Staat schlechtweg; daher ist das Ver- 
fahren von 1796 keine Revindikation der Landeshoheit, son- 
dern die Durchsetzung der Souveränität des Staates. Und 
deshalb, weil der Staatsgedanke das Ausschlaggebende war, 
blieben auch die privatrechtlichen Befugnisse der Nachbar- 
staaten, die Ansprüche auf grundherrliche Gefälle, kirchliche 
Patronatrechte ungekränkt. 

Es genügt hier, die allgemeine Bedeutung der preußi- 
schen Grundsätze zu betonen. Ihre Konsequenzen werden 
auf allen Gebieten der Verwaltung zu verfolgen sein. Daß 



») ßer. 22. VIII. 1792 R. 44 B. 55. Vgl. Immediatber. 17. XII. 1799 
R. 89, 126 D : Jedes Privileg kann aus Gründen des allgemeinen Wohls 
aufgehoben werden. — » j Ber. an das Kab. Min. 22. VIII. 1792 B. 44 B. 55. 
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ihre Durchsetzung großen Schwierigkeiten unterliegen werde, 
hatte Hardenberg niemals verhehlt. Sein Bericht an den 
König vom 7. April 1796 hatte die Notwendigkeit betont, 
„da wo es nicht zu vermeiden steht" Militärgewalt zu 
brauchen, und auf seinen Antrag hatte der König dem 
Generalinspekteur Fürsten von Hohenlohe -Ingelfingen den 
Befehl erteilt, auf Requisition Hardenbergs Truppen zur Ver- 
fugung zu stellen. Die Durchführung begann, sobald Harden- 
berg wieder nach Ansbach zurückgekehrt war. Am 28. Juni 
teilte er allen beteiligten Ständen mit, daß Preußen über 
die mittelbaren Untertanen und Gebiete die Staatshoheit 
von nun an ausübe, sprach ihnen die Bereitwilligkeit aus, 
über die Purifikation grundherrlicher Rechte in Verhand- 
lungen zu treten, und betonte zugleich, daß Preußen sich 
auf den reichsgerichtlichen Weg nicht einlassen werde. 
Gleichzeitig wurde in öffentlichen Erklärungen der preußische 
Standpunkt verteidigt. 

Gutwillig fügten sich nur der Graf von Giech und 
Thurnau, der auf seine gekaufte Landeshoheit gegen per- 
sönliche Privilegien wie Schriftsässigkeit, Anerkennung seines 
besonderen Konsistoriums u. a. verzichtete, 1 ) ferner die 
Fürsten von Hohenlohe - Neuenstein , zu denen auch der 
preußische General Fürst von Ingelfingen gehörte, Oettingen- 
Spielberg, Hohenlohe -Bartenstein, Pappenheim und Reuß- 
Ebersdorf. Ferner unterwarf sich der größte Teil der 
Reichsritterschaft, die ihre Unmittelbarkeit verlor. Alle 
übrigen aber protestierten und baten Kaiser, Reichstag und 
Kreis um Unterstützung. Preußen erklärte zwar, keine Ein- 
mischung in seine Souveränität zu dulden und beantwortete 
daher die Proteste der Kreisversammlung nicht; aber es 
konnte nicht hindern, daß der Kaiser alle Kurfürsten auf 
das preußische Vorgehen aufmerksam machte. Doch die 
Kurfürsten wollten sich mit Preußen nicht verfeinden und 
begnügten sich mit vertraulicher Einwirkung. 2 ) Daher ver- 
lief die Einmischung des Kaisers im Sande, und den ge- 



J ) Ber. Hard. 29. VII., 16. X. 1796, 13. 1. 1797, Assekurationsakte 
10. XI. 1796, Kab.-Or<L 25. II. 1797 R. 44 B. 1 b. — ») Schreiben von 
Kurmainz 3. III. 1797, ebenda. 
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schädigten Ständen wurde nicht geholfen. Ihnen blieb nichte 
übrig als sich resigniert zu fügen, wie z. B. der Hoch- und 
Deutschmeister in der Erklärung: er halte es für seine 
Pflicht, seine getreuen Untertanen von aller fremden gewalt- 
samen Unterdrückung nach seinen Kräften und nach den in 
dem Reichs- und Kreisverband liegenden Mitteln zu retten 
zu suchen, aber er habe gegen die Gewalt kein Mittel. 1 ) 
Sie waren nicht imstande zu verhindern, daß Preußen sein 
System auf ihre Hintersassen ausdehne, und am 3. Dezember 
1796 konnte Hardenberg berichten, daß mit wenigen Aus- 
nahmen Preußen sein Ziel erreicht habe. Eine Anerkennung 
der preußischen Grundsätze durch die beteiligten Reichs- 
stände erfolgte aber nicht; sie kümmerten sich nicht einmal 
um Preußens Verzichtleistung auf die Ausübung von Hoheits- 
rechten über die Hintersassen extra territorium, so daß z. B. 
diese kein Gericht zweiter Instanz hatten. Erste Instanz 
waren die ansbach- bayreuthischen Ämter als Patrimonial- 
gerichte, zweite Instanz nach altem Herkommen die ansbach- 
bayreuthischen Regierungen, nach neuer preußischer Auf- 
fassung die Obergerichte der anderen Territorialherren, die 
aber keine Appellation von ansbach -bayreuthischen Hinter- 
sassen annahmen. Innerhalb des preußischen Gebiets aber 
herrschte Ruhe. Schwierigkeiten erhoben sich erst wieder, 
als im folgenden Frühjahr der Reichshofrat Mandate gegen 
Preußen erließ „de non vi et arm in sed in via iuris proce- 
dendo nec amplius turbando in possessione vel quasi longaeva 
iurium eminentiorum et territorialium in subditos ad prin- 
cipalem episcopatum Eistettensem (ähnlich Weißenburg i. N., 
Deutschorden und Reichsritterschaft) incontestabiliter perti- 
nentes, restituendo damna cum reditibus vi et iniuste ablatis, 
ut et cassando iuramenta subditis extorta aliaque nuUiter 
acta atque patrata". 

Eindruck machten diese Mandate auf Hardenberg nicht, 
er behandelte sie nach dem Grundsatz, „man legt sie zu 
den Akten und geht fest seinen Weg". 2 ) Aber ein Teil der 
Bevölkerung glaubte doch nicht, daß Preußen beharrlich sich 
der Reichsgewalt widersetzen werde, und begann wieder auf 

») Patent Mergentheim 2. 1. 1797. R. 44 B. 1 b. — *) Gen. Ber. § 32. 
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die Rückkehr der alten Zustände zu hoffen, so daß in der 
bereits in Gang gekommenen Steuerzahlung der neuen Unter- 
tanen Stockungen eintraten. Um allen Zweifeln an Preußens 
Konsequenz entgegenzutreten, erließ Friedrich Wilhelm II. 
auf Hardenbergs Antrag am 12. Juni 1797 ein von allen 
Kabinettsministern gegengezeichnetes Patent, das die Reichs- 
hofratskonklusa als höchstbeschwerende Eingriffe in die 
Landeshoheitsrechte für unverbindlich erklärte und vor ihrer 
Befolgung warnte. Allmählich trat auch Ruhe ein. 

Zu größeren Zusammenstößen kam es nur selten. 
Hardenbergs Versuch, die Reichsstadt Nürnberg für Preußen 
zu erwerben, ist keine Konsequenz der neuen Grundsätze, 1 ) 
die Vorstädte Gostenhof und "Wohrd blieben auch nach 
der Ablehnung des Unterwerfungsantrages der Stadt bei 
Preußen. Lebhafte Differenzen gab es um den der Dom- 
probstei Bamberg gehörigen Marktflecken Fürth. Als diese 
die Huldigung dauernd verweigerte, wurde Fürth 1797 
von Preußen zunächst provisorisch besetzt und organisiert. 
Dieses Provisorium blieb bis 1800 bestehen; erst damals 
erhielten die preußischen Polizei- und Justizbeamten statt 
der Diäten feste Gehälter. Die Errichtung ordentlicher 
Behörden an Stelle der bisherigen kommissarischen Ver- 
waltung fand erst nach der Säkularisation statt. 2 ) Eichstädt 
fugte sich überhaupt nicht, so daß sogar seine grundherrlichen 
Gefalle beschlagnahmt wurden. 

Den definitiven Abschluß dieser auf eine Abrundung des 
Territoriums hinzielenden Entwicklung bildet der Haupt- 
staatsvertrag über die fränkischen Fürstentümer mit Bayern 
vom 30. Juni 1803. Er setzte als Grundsatz fest, „streitige 
Distrikte nach natürlichen Grenzen abzuschneiden oder gänz- 
lich auszutauschen und alle Gemeinschaft und Vermischung 
der Rechte und Besitzungen in den beiderseitigen Gebieten 
dergestalt durchaus aufzuheben, daß künftig keinem Teile 
innerhalb der Territorialgrenze des anderen Rechte oder 
Besitzungen zustehen sollten. 3 ) 



») Süßheim, S. 227 ff. — s ) Akten betr. die Organisation von Fürth 
R. 44 C. Best. Dep. 763-765. - «) Nachlaß Schuckmanns Nr. 1 (Geh. 
Staatsarch.). 
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in. 

Die Unterwerfung der Bitterschaft. 

Besonders schwer wurden durch die neuen Ansprüche 
Preußens die Mitglieder der Reichsritterschaft getroffen, die 
innerhalb des ansbach- bayreuthischen Territoriums wohnten, 
bisher aber unmittelbar gewesen waren. Sie alle verloren 
ihre Unmittelbarkeit und mußten sich der Krone Preußen 
unterwerfen; auch die bisher landsässigen , aber fast unab- 
hängigen yogtländischen Ritter wurden in den Staatsverband 
wieder hineingezwungen. Die ersten Schwierigkeiten ergaben 
sich durch die Beschwerden der yogtländischen Ritterschaft 
wegen der Enroliierung ihrer Hintersassen. Sie berief sich 
dabei auf die Rezesse, die sie bei ihrer freiwilligen Unter- 
werfung unter die bayreuthische Landeshoheit mit dem Mark- 
grafen geschlossen hatte. 1 ) Hardenberg dagegen erkannte 
keinen der Rezesse als verbindlich an und stützte sich auf 
die Behauptung, die Ritterschaft sei von Anfang an land- 
sässig gewesen und die Kantonpflicht sei ein Ausfluß der 
Landeshoheit, den der Markgraf sich nicht erst durch Rezesse 
habe zugestehen lassen müssen, daher könne von Befreiung 
der Hintersassen keine Rede sein. 

Die Instruktion vom 1 2. April 1 796 hob den Unterschied 
zwischen der vogtländischen und der freien Ritterschaft auf. 
Beide Klassen wurden für landsässig erklärt; eine Bestätigung 
der Rezesse wurde von einer vorhergehenden Anerkennung 
ihrer ursprünglichen Landsässigkeit durch die Ritterschaft 
abhängig gemacht. Für den Verlust ihrer Rechte wurde 
den „ritterschaftlichen Insassen, welche sich hinter dem 
Rücken des brandenburgischen Hauses mit der fränkischen 
Ritterschaft verbunden haben und gegenwärtig zu ihren ur- 
sprünglichen Pflichten zurückgeführt werden", in einer öffent- 
lichen Erklärung zugesichert: 2 ) 
1. Allodifikation aller Rittergüter, deren Besitzer es ver- 
langen, und die nicht auf der Apertur stehen, gegen 
jährlichen Kanon, unbeschadet aller Familienverträge. 



») Immed. Eingabe der vogtl. Ritt. 7. II. 1793. R. 96, 254 B. — 
•) Gedrucktes Patent 12. VII. 1796. R. 44 B. 1 b. 
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2. Herstellung geschlossener Distrikte durch Austausch von 
Hintersassen. 

3. Erteilung der Ober- und Niedergerichte nach den Be- 
stimmungen des Allgemeinen Landrechts unter Aufsicht 
der Regierung. 

4. Errichtung eines Kreditsystems. 

5. Schriftsässigkeit. 

6. Exekution der Landes- und Ortspolizei in geschlossenen 
Distrikten ohne Einmischung der Ämter. 

7. Enrollementswesen und die übrigen militärischen Leis- 
tungen bloß unter Leitung der Kammern. 

8. Erlaubnis zur Erbauung neuer Häuser auf ihren Gütern. 

9. Das ius subcollectandi für die Landessteuern unter Auf- 
sicht der Kammern. 

10. Volle Landstandschaft. 

11. Alle Prärogativen des Adels nach dem Allgemeinen 
Landrecht und der vogtländischen Ritterschaftsverfassung. 
Mit wenigen Ausnahmen, unter denen sich der kaiser- 
liche Peldmarschall Freiherr von Seckendorff auf Sugenheim 
durch besondere Hartnäckigkeit und Zähigkeit hervortat, 1 ) 
unterwarf sich die Ritterschaft der "Übermacht. Die un- 
mittelbare freie Reichsritterschaft aller sechs Orte in Franken 
verwendete sich zwar beim Thronwechsel für ihre ehemaligen 
Glieder, indem sie in ihrem Kondolenzschreiben nach Friedrich 
Wilhelms IL Tode dem neuen Könige erklärte, 2 ) „sie harrte 
einer glücklichen Allerhöchst dero erhabensten Empfindung 
ebensowohl als der teutschen Reichskonstitution entsprechen- 
den Wendung in Ansehung der harten Bedrückungen aller- 
gehorsamst entgegen, welche die fränkische Reichsritterschaft 
im Ganzen und deren Teilen in Allerhöchst dero beiden 
fränkischen Fürstentümern seit einigen Jahren hat erdulden 
müssen". Aber das hinderte doch nicht, daß die ehemals 
freien, jetzt preußischen Ritter fast ohne Ausnahme dem 
Könige huldigten. Es beteiligten sich zwar nur wenige von 

*) Die Verhältnisse und Schicksale der freien Reichsherrschaft 
Sugenheim . . ., anonymes Manuskript, in dem das Vorgehen Preußens 
schroff getadelt wird. Nach Hardenbergs Schreiben an Beyme (7. V. 
1805) widersetzte sich Seck, noch damals der preußischen Landeshoheit. 
R 89, 126 E. — *) Schweinfurt 27. XI. 1797, R. 89, 126 E. 
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der Reichsritterschaft an der Wahl der nach Berlin zu 
sendenden Deputierten, aber die Zahl der Proteste war 
gering. *) 

Viel größeren Schwierigkeiten unterlag es, die Ritter 
wirklich zur Erfüllung der Untertanenpflichten zu zwingen. 
Auch bei der Huldigung traten die Differenzen der An- 
schauungen in einem nur nebensächlichen aber charakte- 
ristischen Zuge hervor. Die bayreuthischen Deputierten 
ließen sich die Auslagen der Reise nach Berlin aus der 
Ritterschaftskasse bezahlen, mit der Begründung, daß diese 
das Besteuerungsrecht besitze. Hardenberg verwies ihnen 
dieses Vorgehen energisch und verlangte die Zurückzahlung, 
weil die Ritterschaft nur das ius subcollectandi habe und 
die Auslagen der Deputierten aus Staatsmitteln ersetzt 
würden; doch wurde das Verfahren nicht rückgängig ge- 
macht. 2 ) Die meisten Ritter begnügten Bich mit einem 
passiven Verhalten gegen die preußische Regierung. Die 
Allodifikation kam nicht in Gang. Die Ausübung der Hoheits- 
rechte über den Adel und seine Hintersassen stieß auf 
Hindernisse, weil der Adel Rechte beanspruchte, die Harden- 
berg nicht zugestehen wollte. Er war zwar kein Feind des 
Adels und dachte niemals daran, ihn abzuschaffen ; er fühlte 
sich als Aristokrat: „seinen Namen, seinen Ursprung, seine 
Geburt" wollte er sich von niemand nehmen lassen. 3 ) An 
seinen polizeilichen Befugnissen als Gutsherr hielt er immer- 
dar fest, den Adelshaß nennt er in seinen Denkwürdigkeiten 
lächerlich und tadelhaft. Aber er war doch auch „weit 
entfernt von dem Wahne, daß hohe Geburt an sich Vorzüge 
gebe u , er sah im Adel „nur die Verpflichtung, persönlichen 
Wert zu erstreben und sich jeder Handlung sorgfältig zu 
enthalten, wodurch seine Ehre befleckt werden könnte". 
Daher wollte er dem Adel nur Ehrenrechte, keine mate- 
riellen Vorteile gegenüber anderen Bevölkerungsklassen zu- 

*) Es protestierten die Frhrn von Haller, von Künsberg, Winkler 
von Mohrenfels, von Aufseeß, von Geuder, Schenk von Staufenberg, von 
Welser und Amtmann Killinger für Seckendorff - Sugenheim. R. 44 C. 
Gen. Dep. 1. — l ) Ber. Dobenecks und Schirndings 22. I. 1799. Rescr. 
Hardenbergs an sie 5. IX. R. 44 C. Gen. Dep. 7. — «) Denkwürdig- 
keiten II, 5 f. 
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gestehen. Er hat den Deputierten der vogtländischen Ritter- 
schaft rundweg erklärt, vor dem Gesetze müsse jeder gleich 
sein, er hat ihnen gegenüber als erstes Prinzip im Staate 
bezeichnet: Gleicher Vorteil, gleiche Last. 1 ) Nun konnte er 
allerdings damals diese Prinzipien, an denen er stets fest- 
gehalten hat, noch nicht ganz durchsetzen; er mußte dem 
Adel die Begünstigungen des Landrechts im Gerichtsstand, 
die Befreiung von Kopfsteuern, die Zoll- und Umgeldsfreiheit 
des persönlichen Bedarfs an Lebensmitteln zuteil werden 
lassen. Aber weiter gab er nicht nach, er hielt unbedingt 
an der Staatshoheit fest. Er verhandelte im Oktober 1799 
mit den Deputierten der vogtländischen Ritterschaft über 
die neue Fassung ihrer Privilegien, er zersprengte die alten 
Korporationen und setzte es durch, daß alle im bayreuthischen 
Gebiet ansässigen Rittergutsbesitzer adliger und bürgerlicher 
Herkunft und kein einziger nichtbayreuthischer die „Ritter- 
schaft des Fürstentums Bayreuth" bildeten. Auch die alten 
Bezirke, der Höfer, Wunsiedler und Associierte, verschwanden, 
die neuen sechs Kreise der Ritterschaft deckten sich mit 
den staatlichen Verwaltungsbezirken ; mit der neuen Organi- 
sation der Rittergutsbesitzer durchbrach er die geburts- 
ständische Gesellschaftsgliederung und ersetzte sie durch eine 
berufsständische, auf die er auch in späteren Jahren seine 
Repräsentationspläne aufbaute. Hardenberg hielt unbedingt 
daran fest, daß der souveräne Staat innerhalb seines Gebietes 
keine unabhängige, auf eigenem Recht ruhende Gewalt 
dulden könne, er vermied daher, mit der Ritterschaft einen 
Rezeß abzuschließen ; aus landesherrlicher Macht erteilte der 
König der Ritterschaft eine Deklaration als ein Zeichen 
seiner Gnade. Der Kantonpflicht mußten die ritterschaft- 
lichen Hintersassen sich unterwerfen wie alle anderen. Ein 
Besteuerungsrecht gestand Hardenberg der Ritterschaft nicht 
zu. Ihre Hintersassen wurden gleich den übrigen Unter- 
tanen dem landesherrlichen Besteuerungsrecht unterstellt; 
die Gutsherren waren berechtigt, ihre Steuern zu erheben, 
mußten aber die Erträge ungeschmälert an die Staatskassen 



x ) Protokolle der Verhandlungen mit Dobeueck und Schirnding 
Oktober 1799, R. 44 B. 58. 
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abliefern. Die alte Ritterschaftskasse verschwand und mit 
ihr der Beitrag der Korporation zu den Landeslasten. Es 
war eine Umkehrung des Verhältnisses wie bei der kur- 
märkischen Landschaft, als sie 1810 ihre eigenen Einnahme- 
quellen verlor und auf einen Beitrag aus der Staatskasse 
beschränkt wurde. 1 ) Unbedingt mußten sich die Kitter der 
Staatshoheit fügen. Während sie bisher nur die Steuern 
bezahlt hatten, die sie selbst bewilligt hatten, mußten sie 
jetzt anerkennen, daß sie alle Steuern zahlen müßten, von 
denen sie nicht ausdrücklich befreit seien. Sie mußten sich 
der unbedingten Gerichtshoheit des Staates unterwerfen; an 
Stelle des Ritterlehngerichts trat das Landesjustizkollegium, 
die Regierung. Die Ritter unterstanden von nun an auch 
der Polizeiaufsicht der Kreisdirektoren; diese waren ver- 
pflichtet, auch die geschlossenen Mediatbezirke zu bereisen; 2 ) 
sie leiteten die Enrollierung , das Militärmarsch- und Ein- 
quartierungswesen. Nachdem auf diese Weise die Ritter- 
schaft zur Untertanenpflicht zurückgeführt worden war, konnte 
man ihr ohne Bedenken eine Repräsentation gewähren in 
einem Ritterschaftsdirektorium, dessen Mitglieder von den 
Rittern gewählt, vom Könige bestätigt wurden. Die gesamte 
Ritterschaft durfte sich nur auf Berufung oder mit Ge- 
nehmigung des Königs versammeln; zur Entgegennahme von 
Beschwerden war sie nicht berechtigt; ihre Hauptaufgabe 
sollte nach preußischem Muster die Einrichtung eines Kredit- 
systems sein. 

Veröffentlicht wurde die neue Verfassung als „Kgl. 
Deklaration an die gesamte Ritterschaft des Fürstentums 
Bayreuth" am 10. August 1801. 3 ) Die Ansbacher Ritter- 
schaft hielt sich grollend fern; mit ihr kam es zu keiner 
Einigung, wenn sie auch dem Staate sich fügen mußte.*) 

»)' Bornhak, F.B.P.G. III, 590. — 2 ) Rescr. 23. VI. 1798, R. 44 C. 
Best. Dep. 586. — 8 ) N. C. C. XI, 415. — *) In Ansbach war die Kon- 
stituierung der Bitterschaft noch besonders dadurch erschwert, daß 
die meisten Güter der sogenannten Nürnbergischen Eigenherrn, d. h. 
der Nürnbergischen Patrizier, die ehemals im Ansbachischen Hoheits- 
rechte ausgeübt hatten, nicht groß genug waren, um als Kittergüter 
anerkannt zu werden, aber auch nicht zu den Bauerngütern gerechnet 
werden sollten. Daher wurde ihre Stellung unbestimmt gelassen. 
(Schreiben Hard. an Goldb. 19. XI. 1804 R. 84 Conv. 70, Nr. 395). 
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Aber auch in Bayreuth wurde die neue Verfassung nicht 
lebendig; eine Versammlung der Ritterschaft hat nie statt- 
gefunden; die einzige Aufgabe, die ihr gestellt war, die 
Einrichtung eines Kreditsystems, hat sie nicht gelöst. Die 
alten Zeiten korporativen Lebens waren zu Ende, die 
modernen individualistischen Ideen, denen auch Hardenberg 
zuneigte, waren allen genossenschaftlichen Verbindungen ab- 
hold, sie wollten nur freie Entwicklung der Individuen im 
Rahmen des Staatsverbandes. 

In dieser antikorporativen Richtung des Zeitgeists ist 
wohl auch der Grund dafür zu sehen, daß eine Reform der 
ständischen Vertretung in Franken nicht versucht wurde. 
Hardenberg war, so bureaukratisch und selbstherrlich er 
auch sein mochte, doch nie, weder damals noch später als 
Staatskanzler, gesonnen, jede Mitwirkung des Volkes an der 
Regierung auszuschließen. Er plante, auch in Franken die 
Landtage zu neuem Leben zu erwecken und ließ sich von 
Friedrich Wilhelm H. Vollmacht erteilen, in Ansbach und 
Bayreuth Landtage zu halten. 1 ) Aber er hatte auch seine 
besonderen Ideen über die ständische Repräsentation. Sie 
durfte nicht im geringsten hinderlich sein. So wenig er als 
Staatskanzler je daran dachte, die Neuorganisation des 
Staates von der Zustimmung der Stände oder einer Volks- 
vertretung abhängig zu machen, 2 ) ebensowenig befragte er 
die bayreuthischen Stände bei der Neueinrichtung der Be- 
hörden. Was er von einem Landtage verlangte, war Unter- 
stützung der Regierung. Entscheidenden Einfluß wollten 
weder Hardenberg noch sein Berater Kretschmann den 
Ständen zugestehen. In dem von diesem ausgearbeiteten 
Entwurf 3 ) für die Rede, mit der Hardenberg den geplanten 
Landtag eröffnen sollte, war ausdrücklich gesagt, „daß die 
Landstände bei keiner Branche von Regierungsrechten, selbst 
bei den Landtagsverhandlungen nicht, eine Konkurrenz oder 
eine entscheidende Stimme haben" sollten. Ihre einzige 
Aufgabe sollte die Bewilligung von Geldmitteln für die Ver- 
besserung des Schulwesens und die Vermessung des Landes 

») Immed. Ber. 12. IV., Kab. Ord. 16. IV. 1796, R. 44 C. Best. 
Dep. 96 g. — *) Brief an Stein, Sept. 1810, Pertz II, 519. - ") Kretsch- 
mann, Hof und Staat II. S. 3 ff. 

Härtung, Hardenberg. 4 
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sowie die Erleichterung der Steuerregulierung sein. Aus 
dem gleichen Grunde hielt Hardenberg auch im Jahre 1800 
die Berufung eines Landtages für wünschenswert. 1 ) Warum 
es in Franken dazu nicht gekommen ist, läßt sich nicht fest- 
stellen. Vielleicht wollte Hardenberg der Ritterschaft keine 
Gelegenheit geben, mit ihren Beschwerden hervorzutreten 
und ihm Schwierigkeiten zu bereiten; auch war er schon 
damals zu sehr ein Gegner der alten auf der geburts- 
ständischen Gliederung der Gesellschaft beruhenden Körper- 
schaften. Die Gründe, die er gegen die Bestätigung der 
münsterländischen Adelskorporation 1804 anführte, ihr stets 
reger Geist der Selbständigkeit, Anmaßlichkeit und ange- 
borener Regierungsteilnahme, werden wohl auch seine Stellung 
gegen die Landstände in Franken bestimmt haben. 2 ) Die 
einzige Spur einer Berücksichtigung des engeren Ausschusses 
der Bayreuther Stände, damals der einzigen bestehenden 
ständischen Vertretung, findet sich in seinem Tagebuch; 
nachdem er am 12. Juli 1794 wegen der Servissachen nach 
Bayreuth gekommen war, hatte er am 14. eine Konferenz 
mit den Ständen. 

Es fehlt also die Krönung des Werkes, die Heranziehung 
des Volkes zur lebendigen Teilnahme am Staate. Aber die 
Grundlage hatte Hardenberg in Franken doch gelegt. Erst 
seit 1796 gab es hier wirklich einen Staat, der in seinem 
Gebiete alle Hoheitsrechte besaß und gleichmäßig über alle 
Untertanen geltend machen konnte. Und darin ist der 
Hauptgewinn zu sehen, den Preußen aus den sogenannten 
Revindikationen zog. Nicht daß es von nun an 20 000 Feuer- 
stellen und 113000 Einwohner mehr als früher hatte, nicht 
daß die Einkünfte sich um mehr als 200000 fl. steigerten, 3 ) 
war der Vorteil, sondern daß der König von Preußen jetzt 
allein Herr in den Fürstentümern war , ein geschlossenes 
Gebiet besaß. Die ganze Verwaltungstätigkeit Hardenbergs 
in Franken ist undenkbar ohne die Durchsetzung der Staats- 
hoheit. Den Anstoß zu dieser Umwandlung hat aber wie 
für die Entwicklung des Absolutismus auf dem Kontinent 



>) Admin. Ber. 30. VI. 1800. — ») Lehmann, Stein I, 258. — «) Zu- 
sammenstellung R. 44 C. Fin. Dep. 114, 115. 
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die Machtpolitik gegeben. Vor der Unmöglichkeit, die für 
einen Staat wie Preußen unentbehrlichen militärischen Ein- 
richtungen zu treffen, den Truppenersatz sicherzustellen, 
die Truppen einzuquartieren und die Geldmittel für ihre 
Verpflegung aufzubringen, hatten alle Bedenklichkeiten der 
hohen Politik, alle Rücksichten auf die Stimmung der Unter- 
tanen zurücktreten müssen. Auch für Hardenberg war dies 
das ausschlaggebende Moment, nicht die Unmöglichkeit einer 
umfassenden Wohlfahrtspolitik in Ansbach - Bayreuth. Der 
inneren Verwaltungstätigkeit hat er die Mitwirkung bei der 
Leitung der auswärtigen Politik immer vorgezogen, und ge- 
rade in den Jahren 1794 und 1795 hat er sich fast aus- 
schließlich dem diplomatischen Dienste gewidmet. Und wenn 
er auch damals, als er den Baseler Frieden schloß, der 
Hoffnung lebte, Preußen werde auch ohne kriegerische An- 
strengungen seine Stellung zu wahren imstande sein, so war 
dies doch nicht das letzte Wort seiner Politik, war er doch 
nie ein Anhänger der Neutralität um jeden Preis. Der Ge- 
danke, daß der Staat vor allen Dingen Macht sei und Macht- 
mittel brauche, ist in ihm nie ganz erloschen, nachdem ein- 
mal „der siebenjährige Krieg und die Heldentaten Friedrichs 
in ihm die Vorliebe für die preußische Monarchie geweckt, 
ihn zum eifrigen Preußen gemacht hatten, noch ehe das 
Land ihn als solchen aufgenommen hatte". 1 ) Und darum hat 
er auch eine militärische Machtentfaltung in Franken stets 
gefordert. Sie hat den Ausgangspunkt für die Revindikationen 
gebildet. 



*) Eigenhänd. Aufzeichnungen aus dem Jahre 1808 (oder Ende 1807, 
Stein wird als der gegenwärtige Minister bezeichnet) R. 92 Hard. L 20. 
Brief an Bülow 1808 bei Klose S. 155. 
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Drittes Kapitel. 
Die Neuorganisation der Behörden. 1792/1797. 

L 

Hardenbergs Stellung. 

Es war wohl eine Nachwirkung der ursprünglichen Ab- 
sicht, Ansbach -Bayreuth durch preußische Beamte, aber im 
Namen des Markgrafen, verwalten zu lassen, daß von einer Ein- 
ordnung dieser Länder in den Rahmen der ordentlichen Ver- 
waltungsbehörden, des Generaldirektoriums und der Staatsrats- 
departements, bei den Verhandlungen von 1791 anscheinend 
gar nicht die Rede gewesen, vielmehr die Etablierung einer 
besonderen Verwaltung in Pranken selbst von vornherein ge- 
plant worden ist. Allerdings sprachen auch sachliche Gründe 
für eine Konzentration der ansbach - bayreuthischen Ver- 
waltung in einer Hand an Ort und Stelle. Daß er persön- 
lich diese Lösung wünschte, in einer solchen Stellung „mit 
mehr Vergnügen und vielleicht mit besserem Erfolg" dienen 
werde, gestand Hardenberg offen ein. 1 ) Denn er war der 
einzige, der für diese Stelle ernstlich in Betracht kommen 
konnte. Es war nicht immer so gewesen; er besaß einen 
gefährlichen Rivalen in dem preußischen Geheimen Finanz- 
rat von Bärensprung, der als Kommissar das Rechnungs- 
wesen in Franken reformiert hatte. Dieser hatte es zuerst 
„dergestalt eingefädelt, daß Hardenberg dabei kaum der 
Schatten eines Ministers übriggeblieben wäre und er ihm 
im Grunde ganz subordiniert gewesen sein würde". 2 ) Bären- 
sprung wäre nach den Bestimmungen des ersten Abtretungs- 
vertrages als preußischer Kommissar dem markgräflichen 
Minister Hardenberg vorgesetzt gewesen, dieser wäre nur 
sein „premier commis" gewesen. 3 ) Aber es gelang Harden- 
berg sehr bald, Bärensprung in den Hintergrund zu schieben; 



') Denkschrift vom 10. I. 1792. Staatsverträge Brandenburg- 
Franken Nr. 23. — *) Hardenbergs Denkschrift über das Finanz- und 
Rechnungswesen in Franken, März 1799. R. 92 Hard. J. 2\'a. — *) Hard. 
Denkschrift, 13. V. 1791. Staatsvertr. 
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nachdem er seine Ernennung zum preußischen Minister durch- 
gesetzt hatte, wurde das Verhältnis umgekehrt. Nach den 
Bestimmungen des pactum additionale hatte Hardenberg, 
dem der Markgraf liberam facultatem et potestatem agendi 
erteilte, für Preußen die Verwaltung zu führen und war da- 
bei nur dem Könige verantwortlich. Bärensprung aber sollte 
„unter seiner Direktion und de concert mit ihm" das Finanz- 
wesen ordnen und die Etats ausarbeiten; sie dem König zur 
Vollziehung vorzulegen, stand Hardenberg allein zu. 

Aber der preußische Kommissar war ihm trotzdem 
unbequem, zumal da Bärensprung die Stellung als premier 
oommis Hardenbergs nicht liebenswürdiger ertrug, als dieser 
ihm gegenüber vermutlich getan hätte. Verärgert über die 
Zurücksetzung — „meine Verdienste vergessen, tulit alter 
honores", schrieb er sieben Jahre später 1 ) — äußerte er 
den Stolz des im preußischen Dienste alt gewordenen und 
mit den preußischen Formen wohlvertrauten Beamten auch 
Hardenberg gegenüber häufig. Dieser wollte daher sobald 
wie möglich den lästigen Aufpasser entfernen und beantragte, 
als Bärensprung im Laufe des Sommers 1791 seine eigent- 
liche Aufgabe, Untersuchung und Neueinrichtung des Kassen - 
und Rechnungswesens, beendet hatte, seine Abberufung; 2 ) 
und bald darauf kehrte Bärensprung tatsächlich nach Berlin 
zurück. 

Die endgültige Regelung der Dienstverhältnisse Harden- 
bergs fand statt, als die beabsichtigte Verwaltung im Namen 
des Markgrafen und auf preußische Rechnung in formelle 
Abtretung Ansbach - Bayreuths an Preußen umgewandelt 
worden war. Hardenberg erstrebte eine Stellung, wie sie 
der Minister für Schlesien besaß: er wollte, befreit von jedem 
kollegialen Verbände, allein dem Könige unterstellt und ver- 
antwortlich sein. So hoffte er, ohne auf Kollegen, mit denen 
er sich nie vertrug, Rücksicht nehmen zu müssen, alle Ge- 
schäfte in seiner Hand halten, überall einwirken und die 
Gesichtspunkte angeben zu können. Die Detailarbeit in 
einem engbegrenzten Departement lockte ihn nicht; dazu 



») An Beyme 25. VIII. 1798. R. 89, 126 B. — *) 16. X. 1791. 
R. 44 B. 1. 
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fehlte ihm die Vorbildung und Gründlichkeit; sie überließ 
er lieber seinen Räten und behielt sich bloß die Oberleitung 
vor. 1 ) Daher beantragte er in seiner Denkschrift vom 
10. Januar 1792, der König möge ihn in der Stellung des 
dirigierenden Ministers, Chefs und Oberpräsidenten aller 
fränkischen Kollegien belassen. Da aber bei der engen 
Verknüpfung von innerer Verwaltung und auswärtigen An- 
gelegenheiten, bei den Landeshoheitsschwierigkeiten und der 
Erlangung eines unbeschränkten Privilegiums de non appel- 
lando die Mitwirkung des Kabinettaministeriums nicht zu 
umgehen war, es ihm auch ratsam erschien, eine Behörde 
zu haben, bei der er sich über preußische Einrichtungen 
Rats erholen könnte, 2 ) schlug Hardenberg vor, alle frän- 
kischen Angelegenheiten sollten durch dieses Ministerium 
gehen und ihm Bärensprung für den Vortrag der Finanz- 
sachen beigegeben werden; von hier aus sollten auch seine 
Berichte dem Könige vorgelegt werden. Damit er selbst 
nicht als Untergebener des Ministeriums erscheine, bat er 
um Ernennung zum Kabinettsminister; doch verzichtete er 
ausdrücklich auf jeden Anteil an den Franken nicht be- 
rührenden Geschäften. Zu Anfang jedes Jahres wollte er 
nach Berlin kommen, um dem Könige die Etats zur Voll- 
ziehung persönlich vorzulegen. Die Oberaufsicht über das 
Rechnungswesen in Ansbach-Bayreuth sollte die Oberrechen- 
kammer führen. 

In einer Konferenz zwischen dem Könige, dem Kabinetts- 
minister Grafen Schulenburg-Kehnert, Hardenberg und Bären- 
sprung 3 ) wurde über diese Fragen vollständige Überein- 
stimmung erzielt, und Hardenbergs Vorschläge wurden ange- 
nommen. Aber während Hardenberg im Vertrauen auf Schulen- 
burgs Äußerung, in publicis werde er doch wohl Rescripte 
aus dem Departement (der auswärtigen Angelegenheiten) 
annehmen, 4 ) darauf rechnete, in allen Verwaltungssachen 
ganz unabhängig zu werden, oder vielmehr zu bleiben, und 
Schulenburg die Ausfertigung der in der Konferenz be- 



») An Schrötter 31. V. 1807. Denkwürd. III, 426. — ») Hard. an 
Alvensleben 19. IX. 1792. R. 92 Hard. J. 1. — •) Tagebach Harden- 
bergs 18. 1. 1792. - «) Zitiert im Brief an Alvensleben 18. IX. 1792. 
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schlossenen Ordres überließ, benutzte dieser die Gelegenheit, 
um Hardenbergs Unabhängigkeit beträchtlich einzuschränken. 
Er hatte bereits den König darauf aufmerksam gemacht, 
Hardenberg sei mit den preußischen Verwaltungsgrundsätzen 
nicht vertraut genug, um ihm ihre Durchführung in Franken 
allein zu überlassen, und es sei daher ratsam, daß er dem 
Kabinettsministerium förmlich unterstellt und an dessen In- 
struktionen gebunden wäre ; sonst sei Gefahr, daß er statum 
in statu bilden werde. 1 ) Ob in der Konferenz vom 18. von 
diesen Plänen überhaupt nicht die Rede gewesen ist, ob sie 
förmlich abgewiesen worden sind, oder ob Hardenberg in 
seinem leichtgläubigen und vertrauensseligen Optimismus 
nicht genau genug auf die Formulierung seiner Stellung 
gegenüber dem Kabinettsministerium geachtet hat, wissen 
wir nicht Jedenfalls kam Schulenburg nach der Konferenz 
wieder auf seine Bedenken zurück, und der König genehmigte 
seine Vorschläge. Er verlieh 2 ) Hardenberg den Charakter 
eines Kabinettsministers und bestimmte ausdrücklich, daß er 
an der Leitung der auswärtigen Politik keinen Anteil haben 
sollte ; die Verwaltung und Direktion sämtlicher Geschäfte 
in Ansbach-Bayreuth wurde Hardenberg „vor jetzt" belassen, 
doch wurde dem Kabinettsministerium die Oberleitung 
aufgetragen. An dieses sollte Hardenberg alle Berichte 
adressieren; über wichtige Dinge werde es dem König Vor- 
trag halten, minder wichtige selbst entscheiden; von ihm 
werde er eine Instruktion erhalten, deren Hauptzweck sein 
werde, die Verfassung der fränkischen Fürstentümer der 
preußischen gleichförmig zu machen. Die persönliche Über- 
reichung der Etats an den König wurde Hardenberg zu- 
gestanden, der Vorteil, den er sich davon versprochen hatte, 
aber durch die Vorschrift illusorisch gemacht, sie bereits 
drei Monate vorher an das Kabinettsministerium einzusenden, 
damit dieses sie noch rechtzeitig der Oberrechenkammer 
zur Prüfung vorlegen könne. Bei dieser, die seine weit 
überragenden Stellung des Kabinettsministeriums bedeutete 
es auch eine Gefahr, daß „ce despotique et desagreable" 



») Schul, an den König 15. I. 1792. Staatsvertr. 23. — •) Kab. 
Ord. an Hard. 19. 1. 1792. 
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Bärensprung, dem Hardenberg die ganze Änderung seines 
Planes zuschrieb, 1 ) tatsächlich mit dem Vortrag aller frän- 
kischen Verwaltungssachen beauftragt wurde. 

Daß er außer dem Titel auch das Gehalt eines Ministers 
erhielt, nämlich 6200 Tlr. und 5000 Tlr. Tafelgelder (ein- 
schließlich des Agios im ganzen 20160 fl.) 2 ) und außerdem 
sehr reich bemessene Naturalien (ein Faß Randesacker Wein, 
freies Wildpret. 1 30 Klafter Holz und Fourage für 1 2 Pferde) 
sowie freie Wohnung in dem Schloß in Ansbach und der 
Eremitage bei Bayreuth, täuschte Hardenberg über den 
wahren Charakter seiner Stellung nicht. Aus einem diri- 
gierenden Minister war er ein Untergebener des Kabinetts- 
ministeriums geworden. Er hat dies Schulenburg nie ver- 
ziehen, ihm seither nie wieder getraut. Als er einige Jahre 
später abermals in Konflikt mit Schulenburg kam, tauchte 
die Erinnerung an diese Vorgänge wieder in ihm auf und 
er bemerkte: Vestigia me terrent, Betragen gegen mich 1792, 
Administration des Kabinettsministeriums. 3 ) Und wenn man 
auch nicht bestreiten kann, daß Schulenburg sachliche Gründe 
hatte, eine schärfere Unterordnung des mit preußischen Ver- 
hältnissen und Verwaltungsformen ganz unbekannten Harden- 
berg zu verlangen, so war doch die Art und Weise seines 
Vorgehens keineswegs offen, und der Wunsch, dem ehr- 
geizigen neuen Kabinettsminister die Einwirkung auf den 
König und den Gang der auswärtigen Politik gründlich zu 
erschweren, wird noch mehr als alle sachlichen Gründe 
Schulenburg zu der Subordinierung Hardenbergs bewogen 
haben. 

Dieser hätte am liebsten sofort bei Friedrich Wilhelm 
gegen die Fassung der Ordre Einspruch erhoben, und es 
wäre auch zweifellos besser gewesen, als mit dem festen 
Entschluß, sich dem Wortlaut der Ordre nicht zu fügen, 
sein Amt anzutreten. Er unterließ es aber, die königliche 
Entscheidung einzuholen, um seine Abreise nicht aufschieben 
zu müssen. Außerdem aber wollte er auch nicht seine 
Laufbahn als preußischer Minister mit einer Beschwerde be- 

') An Alvensleben 18. IX. 1792. — *) Rescr. an die Kammern 
8. II. 1792. R. 44 C. Best. Dep. 1. — ») Eigenhändige Notiz Frühjahr 
1799. R. 44 C. Best. Dep. 96 m. 
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ginnen und wandte sich nur privatim an Schulenburg mit 
der Bitte um Aufklärung über die ihm zugedachte Stellung. 1 ) 
Er verwahrte sich gegen die Annahme, als beabsichtige er, 
sich irgendwie in die Führung der auswärtigen Politik ein- 
zumischen — eine Annahme, in der das Kabinettsministerium 
durch Hardenbergs Forderung, mit den preußischen Ge- 
sandten im Reiche amtlich korrespondieren zu dürfen, 
noch bestärkt worden war 2 ) — aber er verlangte als wirk- 
licher Kabinettsminister, nicht als bloßer Titularminister 
anerkannt zu werden. Der Briefwechsel hatte kein Ergebnis. 
Hardenberg blieb bei seiner Auffassung, das Kabinetts- 
ministerium sei keine ihm vorgesetzte Behörde, sondern habe 
nur eine vermittelnde Stellung, habe nur die Sachen, bei 
denen die Minister des Generaldirektoriums oder der schle- 
sische Minister die königliche Genehmigung bedürften, dem 
Könige vorzulegen und müsse ihm im übrigen freie Hand 
lassen, und kam immer wieder darauf zurück, daß dies der 
Sinn der Konferenzbeschlüsse sei. Schulenburg ließ sich 
auf eine Erörterung über die Konferenz gar nicht ein, son- 
dern hielt sich streng an den Wortlaut der Kabinettsordre 
und beharrte darauf, daß Hardenberg Untergebener des 
Kabinettsministeriums sei. 

Das Verhältnis zwischen Hardenberg und dem ihm vor- 
gesetzten Ministerium gestaltete sich sehr sonderbar. Arger- 
lich über die Kleinlichkeit, mit der das Ministerium die 
Sachen behandelte, Berichte über unbedeutende Dinge z. B. 
die Konzessionierung einer Schauspielertruppe forderte, be- 
antwortete Hardenberg die Rescripte des Ministeriums, auch 
wenn sie sich mit Wichtigerem beschäftigten, überhaupt 
nicht mehr und entschuldigte sich, wenn die Excitatoria 
kamen, 9 ) mit Überlastung. Das Ministerium rächte sich mit 
einem sehr schroffen königlichen Erlaß. 4 ) Es handelte sich 
dabei um die Regelung des Verhältnisses zwischen Harden- 
berg und der Oberrechenkammer. Den Antrag Hardenbergs, 
besondere Deputationen in Ansbach und Bayreuth zu eta- 
blieren, lehnte der Erlaß strikt ab, weil er völlige Unkunde 

») Briefwechsel Februar bis April 1792. R. 92 Hard. J. 1. — 
J ) Süßheim S. 79. — ») Rescr. 16. VI. 1792. Verzeichnis von 13 rück- 
ständigen Berichten R. 44 B. 36. - *) 4. VII. 1792. R. 44 C. Fin. Dep. 168 
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der kollegialen Verfassung verrate und „die unüberwindlichen 
Hindernisse, die man in Franken vorspiegele", nicht vor- 
handen seien. Hardenberg wurde besonders zum Vorwurf 
gemacht, daß er „den oft sehr seichten und kurzsichtigen 
Bemerkungen der Kammerpräsidenten, die nur den Zweck 
hätten, den Räten noch mehrere müßige Stunden zu ver- 
schaffen, nachgegeben hätte, statt darauf zu denken und zu 
wirken, alle Schwierigkeiten und Vorurteile zu heben". Es 
wurde ihm eröffnet, „daß, wenn es auch den dortigen Offi- 
zianten konvenieren möchte, ihren alten gewöhnten Ge- 
schäftsgang beizubehalten, ihnen solches gewiß nicht gestattet 
werden wird, sowie Wir denn auch von ihnen ohne Auf- 
forderung keine Vorschläge erwarten, wie sie es dort zu 
haben wünschen". Trotzdem unterließ es Hardenberg auch 
bei der Anwesenheit des Königs in Ansbach (Juli 1792), 
eine Entscheidung herbeizuführen. Erst nachdem er mit 
Heinitz darüber gesprochen hatte, wandte er sich an den 
König unmittelbar. 1 ) Er beschwerte sich darüber, daß das 
Kabinettsministerium aus seiner Stellung eine vollständige 
Subordination gemacht habe und daß er in den Händen von 
Subalternen sei , weil die Minister wegen der Menge und 
Wichtigkeit ihrer sonstigen Dienstgeschäfte und ihrer Un- 
kenntnis der Lokal Verfassung sich nicht um die fränkische 
Verwaltung kümmern könnten. Er bat um Gleichstellung 
mit dem Minister für Schlesien. Dann stehe er dafür ein, 
daß die preußische Verfassung, wie es geschehen könne, aber 
nicht zu gewaltsam und schnell, eingeführt werden würde. 

Er entwarf für sich eine neue Instruktion, die ihm die 
Direktion aller ansbach - bayreuthischen inneren Geschäfte 
allein überließ, das Kabinettsministerium ganz ausschaltete 
und für den Verkehr zwischen diesem und Hardenberg in 
Kreis- und auswärtigen Angelegenheiten statt des bisher 
üblichen Rescript- und Berichtsstils die Form des An- 
schreibens anordnete. Für die Regelung der Stellung zur 
Oberrechenkammer sollten die schlesischen Einrichtungen 
zum Muster genommen werden. 



') 10. IX. 1792. R. 44 B. 36. Eigenhänd. Konz. R. 92 Hard. J. 1. 
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Die ganze Eingabe übersandte Hardenberg an Bischoff- 
werder und bat ihn, seinen Einfluß für eine günstige Ent- 
scheidung bei Friedrich Wilhelm geltend zu machen. Gleich- 
zeitig schlug er yor, den Grafen Schulenburg ihm im Gehalte 
gleichzustellen ; denn er glaubte zu der Annahme berechtigt 
zu sein, Schulenburgs Abneigung gegen ihn sei nicht bloß 
durch den Verdacht, Hardenberg wolle sich in die Leitung 
der auswärtigen Geschäfte einmischen, und durch das Miß- 
trauen gegen alle Nichtpreußen verursacht, sondern beruhe 
auch darauf, daß Schulcnburg ihm, dem neuernannten, aus 
der Fremde gekommenen Minister, trotz seiner langen Dienst- 
zeit im Gehalte nachstehe. Er erbot sich, die Kosten auf 
die fränkischen Kassen zu übernehmen. 1 ) , 

Sein Schreiben kam zu ungünstiger Stunde an; die 
Armee war schon auf dem Rückzug aus der Champagne, 
Bischoffwerder lag krank zu Bett und konnte Hardenbergs 
Bitte nicht persönlich vertreten. Der König antwortete über- 
haupt nicht. 2 ) 

Ohne von diesem Vorgehen Hardenbergs Kenntnis zu 
haben, wandten sich die drei Kabinettsminister in einer 
„ebenso freundschaftlichen als offenherzigen Erklärung über 
das in so sonderbare Lage ausgewichene Dienstverhältnis u 
an ihn. Sie sprachen ihm ihr Befremden über seine Haltung 
aus, insbesondere darüber, daß er so viele Rescripte beharr- 
lich unbeantwortet lasse, was bei seinem anerkannten Dienst- 
eifer unmöglich aus der Menge der Geschäfte, sondern nur 
aus Absicht zu erklären sei. Für die Richtigkeit ihrer Auf- 
fassung, daß Hardenberg trotz des Ministertitels Rescripte 
von ihnen annehmen und Berichte an sie abgehen lassen 
müsse, führten sie die Stellung des preußischen Etats- 
ministeriums in Königsberg an, dessen Mitglieder ohne Rück- 
sicht auf den Titel dem Justizdepartement und dem Kabinetts- 
ministerium untergeordnet seien. Bei der Abwesenheit des 
Königs wollten die Minister dessen Entscheidung nicht ein- 
holen, sondern begnügten sich damit, jede Verantwortung 



*) Eigenh&nd. 10. IX. 1792. R. 44 B. 36. - *) Bischoffw. an Hard., 
Lager bei Hans en Champagne 29. IX. R. 92 Hard. J. 1; die Nicht- 
beantwortung erwähnt Hard. im Berichte vom 28. II. 1793. R. 96, 254 E. 
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abzulehnen. Hardenberg erklärte sich damit vollkommen 
zufrieden, betonte auch nochmals seinen prinzipiellen Stand- 
punkt, daß der Vergleich mit dem preußischen Ministerium 
nicht passe, weil er wirklicher, nicht nur Titularminister sei. 
Die Kabinettsminister antworteten darauf, sie selbst hatten 
den Wunsch, von der Verwaltung dispensiert zu werden, 
müßten aber, bis dieses Ziel erreicht sei, die königlichen 
Befehle befolgen; auch Hardenberg müsse sich, nachdem er 
die Stelle einmal angenommen habe, dem Wortlaut der 
Ordre fügen. Sie beruhigten sich aber vorläufig damit, daß 
Hardenberg die Verantwortung für die Verwaltung selbst 
übernehme. So verlief auch dieser Briefwechsel ohne Er- 
gebnis. *) 

Da Hardenberg befürchtete, das Kabinettsministerium 
werde, ohne ihn zuzuziehen, die Entscheidung des Königs 
nachsuchen, die in diesem Falle voraussichtlich für ihn un- 
günstig geworden wäre, beschloß er ihm zuvorzukommen, 
beim Könige unmittelbar gegen die abwesenden Minister 
Beschwerde zu erheben und eine neue Abgrenzung der 
Kompetenzen zu beantragen. Er benutzte dazu im Februar 
1793 seine und des Grafen Haugwitz Anwesenheit im könig- 
lichen Hauptquartier zu Frankfurt a/M. Mit der Erneuerung 
seiner Bitte vom 10. September 1792, Übertragung der 
inneren Verwaltung allein an ihn, Mitwirkung des Kabinetts- 
ministeriums nur bei neuen Anordnungen, verband er eine 
Beschwerde über Bärensprung, der das Kabinettsministerium 
berate; gleichzeitig schlug er vor, zur rascheren Umformung 
des Rechnungswesens eine Kommission der Oberrechen- 
kammer nach Franken zu schicken. 2 ) Haugwitz war mit 
ihm über diese Pläno einig, und Hardenberg hoffte, der 
König werde mit jenem über seine Anträge sprechen. Daß 
durch Haugwitz' Anwesenheit auch der angegriffene Teil, 
das Kabinettsministerium, einen Vertreter habe, war wohl 
nicht mehr als eine Redensart, durch die Hardenberg sein 
einseitiges Vorgehen diesem gegenüber zu entschuldigen 



') Die Kab. Min. an Hard. 2. X. u. 18. XI., Uard. an die Kab. Min. 
10. u. 29. XI. 1792. R. 44 B. 36. — ») lmmed. Ber. Frankfurt 28. IL 1793. 
R. 96, 254 E. 
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suchte, 1 ) denn Haugwitz wußte von diesen Verhältnissen 
nichts. Aber der Plan Hardenbergs schlug fehl ; ob Haugwitz 
intriguierte oder der König bei seinen Entschlüssen ganz 
unbeeinflußt war, ist ungewiß. Die Antwort des Königs 
fiel nicht nach Hardenbergs Erwartung aus, entschied aber 
auch nicht gegen ihn, sondern ließ die bisherigen Zustände 
weiter bestehen, sie war „nicht gehauen und nicht gestochen". 2 ) 
Der König lehnte die von Hardenberg gewünschte Änderung 
der Dienstverhältnisse ab, zugleich aber forderte er die 
Kabinettsminister auf, „que vous veillez ä ce que le con- 
seiller prive des finances de Bärensprung ne s'oublie pas 
vis-ä-vis de ce Ministre et ne se permette pas soit des per- 
sonalites soit des usurpations des droits qui le blesseraient a 
und bestimmte die Stellung Hardenbergs folgendermaßen: 
„H continuera ä vous adresser ses rapports et ä recevoir 
par votre organo mes volontes, mais toutes fois qu'il se 
trouvera contradiction sur des objets d'importance entre son 
opinion et celle qu'en vertu de vos Instructions vous croirez 
devoir adopter, vous le porterez ä ma connaissance et ä ma 
däciBion immediate .... L'execution de l'administration in- 
terne des margraviats deraeurera confiee exclusivement au 
Ministre de Hardenberg". 3 ) 

Diese Kabinettsordre komplizierte das an sich schon un- 
klare Yerhältnis zwischen den Kabinettsministern und Harden- 
berg noch mehr. Es war ein Widerspruch, daß Bären- 
sprung, der gar nichts mehr mit der Verwaltung Frankens 
zu tun hatte, wenn diese Hardenberg allein anvertraut war, 
trotzdem von den Kabinettsministern überwacht werden 
sollte. 4 ) Jeder konnte aus der Ordre das herauslesen, was 
ihm paßte. Hardenberg beanspruchte volle Freiheit in der 
inneren Verwaltung, entsprechend den Worten : „L'execution 
de l'administration interne . . . demeurera confiee exclusive- 
ment ä Hardenberg", das Kabinettsministerium versteifte 
sich auf die Worte : „II continuera ä vous adresser ses rap- 
ports . . . ." und behauptete daher, daß Hardenberg nach 



») Schreiben vom 23. III. 1793. R. 44 B. 36. — *) Aufzeichnungen 
Hard. R. 92 Hard. L. 20. — s ) Kab. Ord. an das Kab. Min. 5. III. 1793. 
— •) Schulenburg an Finckenstein u. Alvensleben 13. III. 1793. R.44B.36. 
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wie vor ihm unterstellt sei. Hardenberg wollte jede Meinungs- 
verschiedenheit zur Entscheidung des Königs bringen, die 
Minister wiesen darauf hin, daß die Einholung der könig- 
lichen Befehle nach den Worten: „vous le porterez ä ma 
connaissance" nur ihnen, nicht Hardenberg zustehe. Haug- 
witz spielte dabei anscheinend eine etwas zweideutige Rolle; 
er hatte sich in Frankfurt ganz auf Hardenbergs Standpunkt 
gestellt, in Berlin erklärte er sich mit der Auffassung der 
Kabinettsminister für einverstanden und überbrachte ihnen 
noch eine mündliche Äußerung des Königs, daß alles bis 
zum Frieden bleiben solle wie bisher. 1 ) Hardenberg war 
schmerzlich enttäuscht, als er sah, daß Haugwitz, in dem 
er einen Freund zu finden gehofft hatte, sich auf die Seite 
seiner Gegner stellte. „Mon Dieu, schrieb er damals an 
Heinitz 2 ), est-il donc si rare dans ce malheureux monde de 
rencontrer des amis qui nous comprennent, qui repondent 
aux sentiments d'un coeur qui se livre avec äpanchement 
et confiance! C'est une expärience que j'ai deja faite bien 
souvent et qui repand un amertume infini sur la vie humaine." 

So setzte sich das unerfreuliche Verhältnis fort. Un- 
bekümmert um die Bestimmungen der Instruktion vom 
9. Februar 1792, die eine vorhergehende Prüfung der Etats 
durch die Oberrechenkammer vorschrieb, überreichte Harden- 
berg die Etats für 1793/4 unmittelbar und persönlich dem 
König, der ohne weiteres die Ratifikation erteilte und gleich- 
zeitig Hardenbergs Antrag genehmigte, zur Beschleunigung 
der Neuorganisation des Rechnungswesens in Franken eine 
Kommission der Oberrechenkammer an Ort und Stelle zu 
entsenden. 3 ) War Hardenberg dagegen abwesend, so fielen 
die Entscheidungen gegen ihn aus; ganz unerwartet kam am 
22. April eine vom 18. datierte Kabinettsordre, die ihn ledig- 
lich auf die Regulatiwerordnung vom 9. Februar 1 792 ver- 



») Haugwitz an Alvensl. 2. IV. 1793. B. 44 B. 86. - •) 5. V. 1793. 
R. 92 Hard. J. 1. — ») Immed. Ber. 14. III. 1793 Konz., nach einem 
Marginal Hard. am 15. dem Könige übergeben, Reinschrift nicht er- 
halten R. 44 C. Fin. Dep. 181. Der zweite Antrag im Immed. Ber. 
14. III. 1793. R.96, 254 A, Kab. Ord. 16. III. an Hard.: Der Präs. von 
Kummer hat Befehl erhalten, je eher je lieber mit einer Kommission 
nach Ansb.-Bayr. abzugehen. 
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wies und die Entsendung einer Oberrechenkammerdeputation 
ebenso ablehnte wie die völlige Freiheit Hardenbergs von 
der Kontrolle der Oberrechenkammer. 

Da Hardenberg einen derartigen Antrag, nachdem er 
einmal energisch abgelehnt worden war, nicht wieder gestellt 
hatte, so protestierte er sofort gegen eine so dreiste Ver- 
leumdung seiner Absichten; 1 ) er denke nicht an eine dau- 
ernde Deputation, sondern sein bereits genehmigter Plan 
gehe nur dahin, zur rascheren Einführung der preußischen 
Rechnungsmethode eine Kommission vorübergehend nach 
Franken zu schicken. Obwohl Friedrich Wilhelm seine Zu- 
stimmung dazu bereits gegeben hatte, wurde der erneute 
Antrag Hardenbergs durch die Kabinettsordre vom 6. Mai 1793 
trotzdem abgelehnt und Hardenberg energisch zur Ruhe ver- 
wiesen mit den Worten: „Ihr müsset Euch bescheiden, daß 
Meinen Befehlen ohne Widerrede Folge geleistet werden 
muß". Den Widerspruch zwischen den Kabinettsordres vom 
16. März und 18. April suchte die neue Ordre dadurch zu 
heben, daß sie erklärte, in der vom 1 8. April sei von einem 
Ajitrage Hardenbergs, Deputationen zu errichten, gar nicht 
die Rede gewesen, daher „kann in der ganzen, an sich 
klaren Sache keine Verleumdung stattfinden". Daß die Sache 
doch nicht so ganz klar war, zeigte die Kabinettsordre vom 
16. Mai: auf Antrag des Oberkriegskollegiums erteilte Fried- 
rich Wilhelm dem Oberrechenkammerpräsidenten v. Kummer 
endgültig den Befehl, sich zur Erledigung des Militäretats 
und zur Einrichtung des Rechnungswesens nach Franken zu 
begeben. 

Das Kabinettsministerium versuchte nochmals seine 
Stellung gegenüber Hardenberg zu behaupten und beschwerte 
sich bei Friedrich Wilhelm über dessen Eigenmächtigkeit 
bei der Vorlegung der Etats. Es versuchte seiner Beschwerde 
besonderen Nachdruck zu verleihen, indem es an den Etats 
Ersparnisse von insgesamt 98000 fl. herausrechnete, die für 
das Militär hätten verwendet werden können. Zugleich be- 
merkte es, die Verzögerung der endgültigen Organisation sei 
in Hardenbergs Berichten keineswegs gerechtfertigt, denn 



l ) Immed. Ber. 22. IV. 1793. R. 96, 254 A. 
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das Privilegium de non appellando, auf dessen Fehlen Harden- 
berg alle Schuld schob, könne doch auf die innere und 
besonders auf die Finanz Verwaltung keinen derartigen Ein- 
fluß haben. Dieses Mal ließ der König auch den angegriffenen 
Teil zu Worte kommen, indem er Hardenberg befahl, über 
jeden der vom Kabinettsministerium getadelten Punkte Rede 
und Antwort zu geben. 1 ) Dieser zog es vor, eine Zeitlang 
zu warten. 1 

Unterdessen machte Bärensprung seinem Grolle gegen 
Hardenberg, der den Verweis in der Kabinettsordre vom 
5. März veranlaßt hatte, in mehreren Promemorien Luft. 2 ) 
Er beschränkte sich dabei nicht auf die Abwehr der Vor- 
würfe Hardenbergs, sondern ging zum Angriff gegen ihn 
vor; er versuchte das Provisorium, als das dessen Stellung 
nach dem Wortlaut der Kabinettsordre vom 19. Januar 1792 
gelten mußte, durch die vollständige Einordnung Frankens 
in das Generaldirektorium zu ersetzen. Hardenberg dachte 
er dabei nicht etwa die Stellung eines dirigierenden Ministers 
im Generaldirektorium zu, sondern er sollte mit dem Minister- 
titel die Funktionen eines Präsidenten der beiden fränkischen 
Kammern vereinigen. Aber bei seinen Vorgesetzten fand 
er kein Entgegenkommen. Seitdem sein Gönner Schulen- 
burg aus dem Kabinettsministerium ausgeschieden war, 
kümmerte sich keiner der Minister mehr um die Admini- 
stration in Franken. Hardenberg rechtfertigte seine Etats 
gegen die Vorwürfe des Kabinettsministeriums, und Friedrich 
Wilhelm schob die Entscheidung abermals bis zum Frieden 
hinaus. 3 ) Die Beharrlichkeit, mit der Hardenberg alle 
Rescripte des Kabinettsministeriums unbeachtet ließ, machte 
dieses allmählich mürbe; es bat selbst den König um Ent- 
hebung von der nutzlosen Oberaufsicht, und sie wurde ihm 
am 11. November 1794 zuteil. 4 ) Seitdem stand Hardenberg 
unmittelbar unter dem König. Positive Leistungen hat also 

das Kabinettsministerium in Franken nicht aufzuweisen, aber 

i 

») Immed. Ber. des Kab. Min. 12. VI. Kab. Ord. an Hard. 23. VI. 1793. 
R. 44 C. Fin. Dep. 180. - ») 27. V. 1793. R. 44 B. 10; 28. V. u. 31.VIII. 
1793. R. 44 B. 36. — ») Immed. Ber. Hard. 28. IX. 1793. R. 96, 254 A, 
Kab. Ord. 12. X. — *) Immed. Ber. des Kab. Min. 8. XI., Kab. Ord. 
11. XL 1794. R. 44 B. 36. 
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daß es hemmend gewirkt habe, kann man auch nicht sagen. 
Denn manche nützliche Anordnung, z. B. die Einsetzung der 
Forstkommission, hatte Hardenberg ohne jede Rücksicht auf 
das Ministerium getroffen. Daß die Organisation der Be- 
hörden in diesen Jahren gar keine sichtbaren Fortschritte 
gemacht hat, lag weniger am Kabinettsministerium als an 
Hardenberg selbst, der längere Zeit im Jahre 1793 und fast 
das ganze Jahr 1794 im diplomatischen Dienst verwendet 
wurde und nicht in Franken weilte. 

In den Fürstentümern hatte es von Anfang an neben 
Hardenberg keine andere Autorität gegeben. Zwar ernannte 
der König den Herzog Friedrich Eugen von Württemberg, 
einen Bruder des bekannten damals regierenden Herzogs 
Karl Eugen, der sich als preußischer General im sieben- 
jährigen Kriege ausgezeichnet hatte und 1791 durch die 
Revolution aus seinem Lande Mömpelgard vertrieben worden 
war, zum Gouverneur. 1 ) Aber Befugnisse waren mit seiner 
neuen Stellung nicht verbunden, sie war un titre simplement 
ad honores, 2 ) und außerdem war sie eine Versorgung des 
Herzogs mit einem Jahresgehalt von 8000 Tlrn. (14 000 fl.), 
freier Wohnung im Schloß in Bayreuth und reichlichen 
Naturalien. Ausdrücklich bestimmte der König, der Gou- 
verneur dürfe an der Verwaltung keinen Anteil nehmen. 3 ) 
Als Friedrich Eugen 1795 die Regierung seines Heimat- 
landes übernahm, folgte ihm sein Sohn, Prinz Louis, im 
Gouvernement; von dem Gehalt mußte er aber 5000 fl. an 
den Generalinspekteur des Militärs Fürsten Hohenlohe ab- 
geben. Er wollte sich jedoch nicht mit der bescheidenen 
Stellung, die sein Vater gehabt hatte, begnügen, sondern 
beanspruchte die Befugnisse, die der Gouverneur in preußi- 
schen Provinzialhauptstädten ausübte, und stützte diesen An- 
spruch auf seine Bestallung, die ihm zur Pflicht machte, 
„den Untertanen Schutz zu schaffen, auf Befolgung der 
Edikte zu achten, gutes Einvernehmen zwischen Bürgern und 
Militär zu erhalten 4 *. 4 ) Vergeblich bemühte sich Hardenberg, 

*) Allg. Deutsche Biogr. VIII. 54. — *) Kab. Ord. an Schulenburg 
25. VI. 1792. - «) Schul, an Hard. 26. VI. 1792. R. 44 C. Best. Dep. 8 und 
Kab. Ord. an Hard. 19. XII. 1792. — *) Kab. Ord. vom 25. VI. 1795, Bestall, 
in Abschr. bei dem Sehr, des Oberkriegskoll. 14. VII. 1795. Best. Dep. 3. 
Härtung, Hardenberg. 5 
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ihm klarzumachen, er dürfe sich in die Geschäfte der 
Zivilverwaltung nicht einmischen, der Prinz beharrte auf 
seinem Standpunkt und erließ sogar nach seiner Ankunft 
in Bayreuth einige, an sich ganz unbedenkliche Verordnungen, 
z. B., daß die Gastwirte jeden Morgen ein Verzeichnis aller 
angekommenen Fremden bei ihm einreichen sollten. Harden- 
berg benutzte diesen Anlaß, um die Entscheidung des Königs 
einzuholen, die aber zu seinen Ungunsten ausfiel. 1 ) Aller- 
dings waren die Rechte des Gouverneurs nur Ehrensache: 
er durfte auch ferner die täglichen Logiszettel abfordern; 
außerdem durfte ohne seine Zustimmung in Polizeisachen, 
soweit sie auch das Militär berührten, nichts von der 
Kammer verfügt werden, doch galt diese Bestimmung nur, 
wenn der Gouverneur sich in Bayreuth aufhielt; die Er- 
nennung des Offiziers, den die Zivilbeamten zur Festsetzung 
der Preistaxen und bei Feuervisitationen zuziehen mußten, 
stand dem Gouverneur zu. Als Prinz Louis auf den wenig 
bedeutenden Posten im Jahre 1800 verzichtete, wurde seine 
Stelle nicht mehr besetzt. Erst 1804 wurde nochmals ein 
Gouverneur ernannt, der Generalinspekteur Fürst Hohenlohe, 
ohne daß dadurch an den Ressortverhältnissen etwas ge- 
ändert wurde. Von dem Gehalt des Prinzen Louis, 6191 Tlr., 
erhielt er nur 500, der Rest fiel an die königlichen Kassen 
zurück. Eine Bedeutung für die Verwaltung hat das Gouverne- 
ment also nie erlangt. 2 ) 

Ebensowenig konnten die übrigen höchsten Behörden 
der Markgrafschaften Hardenberg hemmen. Sie waren neben 
dem dirigierenden Minister überflüssig und wurden daher 
beseitigt. Die Geheime Landesregierung in Bayreuth hatte 
Hardenberg schon 1 790 aufgehoben, im Februar 1 792 wurde 
auch das Landesgouvernement für Bayreuth eingezogen. Auch 
das Ministerium zu Ansbach fand sein Ende, Wechmar und 
Benkendorf wurden pensioniert, die übrigen drei Mitglieder 
auf ihre anderen Ämter beschränkt. So hatte Hardenberg 

») Hard. an den Prinzen 20. VII. 1796, dessen Antw. 22. VII. Der 
Prinz an die Kammer 18. VII. 1796. Immed. Ber. Hard. 29. VII. R. 44 
C. Best. Dep. 3. Kab. Ord. 17. VIII. 1796. — *) Kab. Ord. an Hard. 
22. III. 1800, Rescr. an die Kammern 7. IV. 1800, Kab. Ord. an das 
Gen. Dir. 4. IX. 1804. R. 44 C. Best. Dep. 3. 
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alle Behörden aufgelöst, aus denen einmal ein ihn störendes 
Kollegium hätte werden können. 1 ) 

Sein Ministerium richtete er nach ganz anderen Prin- 
zipien ein, als bisher in Ansbach und auch in Berlin üblich 
gewesen waren, und er konnte dies um so leichter, als seine 
Instruktion ihm völlig freie Hand ließ. Da er mit der end- 
gültigen Verwaltungsorganisation sehr bald fertig zu werden 
hoffte, begnügte er sich für den Anfang mit provisorischen 
Berufungen. Zu seiner Umgebung gehörten damals der bis- 
herige Privatsekretär des markgräflichen Residenten Feudel, 
Scharnweber, einige Räte aus den Kollegien, wie Hänlein, 
Wagner u. a., ferner der Archivar Kracker und der Geh. 
Sekretär Koch, Referent in allen Etats-, Kassen- und Rech- . 
nungssachen, ein tüchtiger, gewissenhafter Mann mit klarem 
Blick für die Bedürfnisse des praktischen Lebens, aber ohne 
neue und große Ideen. Da es sich bald herausstellte, daß 
die Neuordnung doch noch einige Zeit auf sich warten lassen 
werde, und zugleich Hardenberg immer häufiger mit diplo- 
matischen Aufträgen betraut und zur Entfernung von Ans- 
bach genötigt wurde, mußte wenigstens eine provisorische 
Behörde, „das Departement des Wirklichen Geh. Etats-, 
Kriegs- und Kabinetts-, auch in den fränkischen Fürsten- 
tümern dirigierenden Ministers Freiherrn von Hardenberg", 
gebildet werden. Im März 1 793 wurden Kracker und Koch 
Kriegs- und Domänenräte mit 1800 fl. Gehalt, der Hof- und 
Regierungsrat Hänlein, Schmid, der frühere Sekretär des 
Markgrafen, sowie der Legationsrat Ganz, den Hardenberg 
von der preußischen Gesandtschaft in Regensburg gerufen 
hatte, erhielten den Charakter als Geh. Regierungsräte und 
ebenfalls Gehaltszulagen. Die Zahlung der für die neuen 
Besoldungen erforderlichen Gelder wurde den Hauptkassen 
auferlegt, auch die landschaftliche Obereinnehmerei Bayreuth 
mußte, ohne daß die Stände auch nur gefragt worden waren, 
2706 fl. frk. (1930 Tlr.) jährlich bezahlen. 2 ) Bald darauf 
wurde der Geschäftsgang fest geregelt. 3 ) Das Charakte- 

') 6er. Hard. au das Kab. Min. 8. II. 1792, Immed. Ber. des Eab. 
Min. 19. II. R. 44 B. 9, Erlaß an Hard. 19. II. R. 44 C. Best. Dep. 55. 
— *) Rescr. 12. IV ; 1793. R. 44 C. Best. Dep. 2106. — ') Erlaß Hard. 
3. V. 1793. R. 44 C. Best. Dep. 57. 

5* 
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ristische an der neuen Ordnung ist der Bruch mit dem 
Kollegialprinzip, das in den preußischen Zentralbehörden 
damals vollständig herrschte oder wenigstens herrschen sollte, 
indem alle Sachen im Plenum des Generaldirektoriums vor- 
getragen und erledigt werden mußten. 1 ) Davon war bei 
Hardenberg nicht die Rede. Der spätere Staatskanzler hat 
schon damals nicht im entferntesten daran gedacht, seine 
Macht mit Kollegen zu teilen. Er hatte sich nicht nur 
die jedem Präsidenten einer Behörde zustehenden Rechte, 
die Präsentation und das Zuschreiben aller einlaufenden 
Schriftstücke an die Referenten, die Bestimmung und Leitung 
der Sitzungen und die Dienstaufsicht vorbehalten, sondern 
er organisierte sein Ministerium nach dem französischen 
Bureauprinzip. Er allein entschied alle Fragen, und nur er 
unterschrieb Verfügungen und Berichte, er allein trug natür- 
lich auch die Verantwortung; den Räten blieb nur die Vor- 
bereitung. Eifersüchtig hielt Hardenberg an dieser Allein- 
herrschaft fest; Sodens Beschwerde über den Referenten 
eines ihn verletzenden Rescripts wies er ab, da nicht der 
Referent, sondern er die Schuld trage: „Überhaupt kann 
mir wohl hie und da etwas entwischen; insonderheit kann 
ich selbst irrige Meinungen hegen und fehlen, aber die ab- 
gehenden Ausfertigungen lese ich mit größtem Fleiß ohne 
Ausnahme, und wo ich den geringsten Zweifel habe, die 
Akten". 2 ) Selbständige Räte liebte er nicht, er äußerte sich 
einmal zu Lang: 3 ) „Ein Minister wird sich niemals einen 
genialen Kopf zu seinem Handlanger aussuchen. Als Minister 
will ich nichts als ganz allein meine eigenen Gedanken in 
Worten ausgedrückt und meine Gedanken als Verhaltungs- 
maßregeln mitgeteilt und ohne allen Zusatz echt und rein 
vollzogen wissen." 

Entsprechend der in Preußen üblichen Trennung der 
Ressorts zwischen Regierungen und Kammern wurden die 
Geschäfte des Departements in zwei Abteilungen behandelt. 
Die erste umfaßte das Regierungsressort; es referierten in 



>) Instr. für das Gen. Dir. 28. IX. 1786, § 6. Philippsohn , Gesch. 
des preußischen Staatswesens IL 813. — *) Hardenberg an Soden 
21. V. 1793. - ») Lang, Memoiren U, 54. 
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geistlichen und Schulsachen der frühere Minister Geh. Justizrat 
und Konsistorialpräsident Lösch, in Justiz-, Hoheits- und 
Lehnssachen für Bayreuth Wagner, für Ansbach Hanlein, 
jener außerdem noch in Angelegenheiten der Universität Er- 
langen, dieser in den Geschäften von Sayn; die Reichs- und 
Kreissachen sowie die Korrespondenz mit Auswärtigen war 
Aufgabe von Ganz. In der zweiten, der Kameralabteilung, 
bearbeitete Schmid das Polizeifach im weitesten Sinn des 
18. Jahrhunderts, Kracker die Militär-, Koch die Finanz- 
und Kassensachen. Dreimal in der Woche wurde Vortrag 
gehalten, uud zwar sollten von 10 Uhr an die Räte die 
minder wichtigen Sachen unter sich abmachen, die dem 
Minister nur zur Unterschrift vorgelegt wurden, während alle 
Dinge, die nach feststehenden Grundsätzen erledigt werden 
konnten oder noch weitere Berichte erforderten, vom Refe- 
renten allein entschieden werden mußten. Um tl Uhr er- 
schien Hardenberg selbst, um sich über die allgemeinen 
Fragen Yortrag halten zu lassen. Um das Detail kümmerte 
er sich nicht, es gingen ihm schon die praktischen Er- 
fahrungen ab, um es richtig würdigen und beurteilen zu 
können, ihn lockten mehr die großen organisatorischen Auf- 
gaben, bei denen es auf allgemeine Grundsätze und weite 
Gesichtspunkte ankam, oder die diplomatische Tätigkeit. 
Daher mußte er sich um so mehr auf seine Räte verlassen 
und verlangte von ihnen unermüdlichen Fleiß. Nicht nur 
sollten alle beim Yortrag gefaßten Beschlüsse bereits am 
folgenden Morgen früh um 8 Uhr fertig expediert Harden- 
berg vorgelegt werden, sondern die Räte sollten sogar (§ 3) 
alle Expeditionen selbst vornehmen. Doch war es ihnen 
erlaubt, junge Leute zur Ausbildung dabei zu verwenden; 
auf diese Weise hat 1793 der 23 jährige Kandidat der Rechte 
Carl Ferdinand Friedrich Nagler, der spätere Generalpost- 
meister Preußens, seine amtliche Laufbahn begonnen. Auch 
Scharnweber arbeitete in dieser Stellung. Anscheinend wurde 
von der Erlaubnis, die Expeditionen anderen zu überlassen 
— denn auch tüchtige Kanzlisten durften dazu herangezogen 
werden — ein weitgehender Gebrauch gemacht und selbst 
die Bestimmung, daß die Konzepte von den Referenten der 
Abteilungen durchzusehen und zu signieren seien und erst 
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dann an Hardenberg gelangen sollten, nicht immer beachtet. 
Ende 1 793 sah Hardenberg sich veranlaßt, den Räten größere 
Aufmerksamkeit einzuschärfen. *) 

"War Hardenberg abwesend, so übernahm der älteste 
Referent die Präsentation der Einlaufe ; eilige Dinge wurden 
„Namens des kgl. Landesdirektorii u ausgefertigt und von 
allen Räten unterschrieben, die übrigen wurden Hardenberg 
nachgeschickt, soweit sie nicht überhaupt bis zu seiner Rück- 
kehr aufgeschoben wurden, wie alle die neue Organisation 
betreffenden Sachen. 2 ) Eine Änderung war aber unvermeid- 
lich, als Hardenberg sich im Sommer 1794 auf lange Zeit 
nach Frankfurt begab, von wo er erst Mitte Dezember 1795 
wieder zurückkehrte, also zu einer Zeit, wo die Organisation 
bereits im Gang war. Das Departement löste sich ganz auf, 
da Hänlein, Kracker und Koch den Minister begleiteten und 
Schmid seit längerer Zeit Kreisgesandter in Nürnberg war. 
Die Verwaltung wurde getrennt, Wagner ging nach Bayreuth, 
Lösch blieb in Ansbach. Sie hatten mit den Regierungs- 
präsidenten, denen der Vorsitz zukam, den Kammerpräsi- 
denten und, seit es solche gab, den Kammerdirektoren in 
Konferenzen die Verwaltung jedes Fürstentums zu leiten. 
Nur Militärsachen wurden von dem Geh. Kabinettssekretär 
Culemann als Vertreter Krackers einheitlich behandelt. Die 
Oberleitung aber behielt sich Hardenberg ausdrücklich vor, 
und entscheidende Verfügungen mußten ihm zur Prüfung in 
Konzept und Reinschrift und mit den nötigen Akten nach- 
gesandt werden. Von einer Verwesung seiner Stelle war 
keine Rede; das betonte er dem Ansbacher Regierungs- 
präsidenten Röder gegenüber sehr energisch, als dieser sie 
für sich in Anspruch nahm, und ließ es auch öffentlich be- 
kannt machen. 3 ) 

Durch die häufige und zum Teil langdauernde Ver- 
wendung Hardenbergs im diplomatischen Dienst, 1794 von 
Februar bis Juni, dann von Mitte Juli 1794 bis Mitte De- 
zember 1795, entstanden natürlich viele Unzuträgliohkeiten. 



») 6. XII. 1793. R. 44 C. Best. Dep. 57. — J ) Reglement 27. V. 1793. 
— 3 ) Publicandum 29. VII., Hard. an Röder 30. VII. 1794. R. 44 C. Best. 
Dep. 57. 
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Die laufenden Geschäfte litten, weil zwischen den Präsidenten 
der Kollegien und den Räten des Departements leicht Rang- 
streitigkeiten entstanden; denn die Präsidenten wollten den 
vortragenden Räten ebensowenig wie diese ihnen an Rang 
und Machtbefugnis nachstehen. 1 ) Auch konnte Hardenberg 
nicht alle Dinge aus der Ferne leiten, gerade das Wichtigste, 
die Organisation der Behörden, blieb lange Zeit unerledigt. 

II. 

Das Organisationspatent vom 3. Juli 1795. 

Von Anfang an war Hardenberg entschlossen, die ganze 
Verwaltung gründlich zu reformieren. Auf seine Anregung 
wurde die Stelle des Besitzergreifungspatentes „Es behält 
bei der bisherigen Behandlungs- und Verfahrungsart in Ab- 
sicht aller Regierungsgeschäfte und Angelegenheiten sein 
gänzliches Bewenden" durch den Zusatz erweitert „vorerst 
und solange Wir darunter eine Abänderung nicht verordnen". 
Er wollte dadurch dem König unbedingte Freiheit gegen- 
über allen Behörden wahren. Er stellte sich die Aufgabe 
wohl leichter vor, als sie sich — ganz abgesehen von den 
durch seine Abwesenheit verursachten Verzögerungen — 
nachher zeigte. Denn er schob nicht nur die Neuausfertigung 
der Bestallungen für die von Preußen übernommenen mark- 
gräflichen Beamten, 2 ) sondern auch die Besetzung erledigter 
Stellen bis zur definitiven Neuordnung der Behörden Organi- 
sation hinaus. 3 ) Schon dadurch litt der Geschäftsgang der 
Kollegien, noch mehr aber, als Hardenberg gerade ihre 
fähigsten und tüchtigsten Mitglieder, wie Hänlein, Wagner, 
Balbierer durch Berufung in sein Ministerium entzog. So 
wurden die Kollegialräte, die überhaupt noch etwas leisteten, 
überlastet. 

Allmählich traten die großen Schwierigkeiten, die in 
der Sache selbst lagen, deutlich hervor. Man konnte nicht 
nach Gutdünken verfahren, konnte nicht wie die französische 



») R. 44 C. Best. Dep. 80. — «) Ber. Hard. 9. IL, Rescr. des Kab. 
Min. 18. II. 1792. R. 44 B. 8. - ") Marginal Krackers auf Röders Schreiben 
vom 4. VI. 1792. R. 44 C. Best. Dep. 59. 
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Revolution oder wie in einem eroberten Lande ganz neu 
aufbauen, sondern der König von Preußen war vertragsmäßig 
gebunden; das einmal vorhandene Personal mußte nach der 
Konvention in seinem Diensteinkommen und rechtmäßigen 
Emolumenten unverkürzt belassen werden, auch bei der 
Pensionierung durfte niemandem etwas abgezogen werden. 
Die Rücksicht auf die Finanzlage verbot, alle alten Beamten 
und Räte in den Ruhestand zu versetzen, den größten Teil 
mußte man trotz seiner Umständlichkeit und seiner Abneigung 
gegen alle Reformen beibehalten. Und wenn man die mark- 
gräflichen Beamten in die neuorganisierten Behörden über- 
nehmen wollte, so mußte eine Aufbesserung der Gehälter 

— darüber waren alle, die Hardenberg fragte, einig — 
spätestens mit der Neugestaltung erfolgen. Sonst würde 
sich die alte Unsitte der Nebenbeschäftigungen der Beamten, 
die meistens die Dienstaufgaben zur Nebensache machten, 
ruhig in die neue Zeit fortgepflanzt haben. Außerdem aber 

— auch das stand von Anfang an fest — war ein Teil der 
Kammermitglieder und Subalternen „Alters und Stumpf heits 
halber", wie Flotow sich ausdrückte, nicht geeignet, in ein 
auf preußischem Fuß neu eingerichtetes Kollegium einzu- 
treten, sich nicht nur an mehr Fleiß, sondern auch an andere 
Formen und Grundsätze zu gewöhnen. Es war ferner 
wünschenswert, ja notwendig, wenigstens einige neue der 
preußischen Methode kundige Mitglieder für die Kollegien 
zu gewinnen, damit diese die Einführung der preußischen 
Geschäftsordnung leiten könnten. Auch für ihre Besoldung 
mußte gesorgt werden. 

Die zweite Aufgabe war eine neue Abgrenzung der 
Ressorts. Es galt alle Verwaltungsbefugnisse den Regierungs- 
kollegien abzunehmen und sie den Kammern zu übertragen; 
ferner war Hardenberg von Anfang an entschlossen, auch in 
Bayreuth die beiden Finanzkollegien, die Kammer und die 
Landschaft zu vereinigen, doch sollte eine Vereinbarung mit 
den Ständen vorher erfolgen. 

Durch diese Schwierigkeiten kam es, daß in den ersten 
Jahren wenig definitiv erledigt wurde. Nur ein äußerer 
Anlaß gab schon 1793 den Anstoß zu einer Ressortver- 
änderung. Von den beiden Mitgliedern der „Heiligen- 
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deputation" in Ansbach, der dem ersten Regierungssenat 
unterstellten Verwaltungsbehörde für die geistlichen Stiftungen, 
starb das eine, das bisher allein die Arbeit geleistet hatte; 
das andere war ganz untauglich. Daher wurden die „Heiligen 
8achen u der Regierung abgenommen. Diese und die Landes- 
ökonomiesachen gingen an die Kammer über, ebenso die 
Polizeideputation in Bayreuth. 1 ) Der Ansbacher Kammer 
wurden zur Bearbeitung der neuen Aufgaben drei neue Mit- 
glieder zugeteilt, die aber nicht als Kammerräte angestellt 
wurden (der Hofrat Richter, der Kabinettssekretär Culemann 
und der Rechnungsrevisionsrat Stadelmann). 2 ) 

Die lange Frist wurde ausgefüllt mit zahlreichen Be- 
ratungen. Hardenberg ging mit großer Gründlichkeit zu 
Werke. Um ein Muster von den preußischen Verhältnissen 
zu haben, hatte er schon im Jahre 1792 das Kabinetts- 
ministerium um eine Abschrift der Magdeburger Kammer- 
instruktion von 1748 gebeten, und dieses hatte sie ihm mit 
einer Reihe von Bemerkungen übersandt, die aber neue Ge- 
sichtspunkte nicht brachten. 3 ) Er forderte die Präsidenten der 
Kollegien zu Gutachten auf, sein Bruder Georg Gottlieb von 
Hardenberg, der im Jahre 1793 zum Kriegs- und Domänen- 
rat in Bayreuth ernannt worden war, und der im gleichen 
Jahre bei der dortigen Regierung angestellte Kretschmann 
reichten im September 1794 Denkschriften ein. Diesen 
beiden feurigen und unruhigen Köpfen war das Vorgehen 
zu langsam, sie mahnten zur Eile, Hardenberg mit einem 
Hinweis auf die rasche Organisation Südpreußens. Kretsch- 
mann mit einer Warnung vor dem Generaldirektorium, das 
bei längerem Verzug die Aufgabe vielleicht einer besonderen 
Kommission anvertrauen werde. Seit August 1794 beriet 
in Bayreuth eine Kommission von Hofkammerräten, unter 
denen Georg Hardenberg die treibende Kraft war, über 
die von dem Minister verfügte Einführung des preußischen 
Geschäftsgangs und übergab im Januar 1795 Vorschläge zu 
einer Geschäftsordnung, über die Hardenberg in Frankfurt 



') Rescr. 29. III., 9. IV., 16. IV., 23. IV. 1793. R. 44 C. Best. Dep. 
230, 231. - *) Kescr. 29. III. 1793. R. 44 C. Best. Dep. 229. - «) 7. III. 
1792. R. 44 C. Best. Dep. 229. 
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mit dem Kriegs- und Domänenrat von Doernberg von der 
Kammer in Hamm konferierte. 1 ) 

Für die Ressortverteilung zwischen Kammern und Justiz- 
kollegien schlug das Kabinettsministerium Anlehnung an das 
preußische Reglement vom 19. Juni 1749 vor. Der Groß- 
kanzler von Goldbeck dagegen sprach den Wunsch aus, 
„daß die unglückliche Trennung der sogenannten Cameral- 
von der übrigen Justiz in den fränkischen Fürstentümern 
nicht eingeführt werde", nicht nur weil die Kammermitglieder 
häufig in die Lage kämen, Richter in eigener Sache zu sein, 
und sich von Voreingenommenheit schwer freihalten könnten, 
sondern auch weil aus dieser Trennung leicht Ressortstreitig- 
keiten entständen. Hardenberg fand zwar „die Zweifel gegen 
die Kameraljustiz nicht unerheblich", wollte aber ohne sehr 
dringende Ursache nicht Abweichungen von der preußischen 
Verfassung veranlassen, und als so dringend erschienen ihm 
Goldbecks Bedenken nicht. Daher wurde die preußische 
Ressortverteilung auch auf Franken übertragen. 2 ) 

Kammer und Landschaft in Bayreuth wurden vereinigt 
und zwar, da der König die Einberufung eines Landtages 
abgelehnt hatte, 3 ) ohne daß die Landstände befragt wurden. 
Man half sich mit dem Beschluß, von den zwei Direktoren 
der Bayreuther Kammer den einen, den bisherigen Land- 
schaftsrat von Flotow, Bruder des Präsidenten, auf die land- 
schaftliche Verfassung mit zu verpflichten, die Trennung der 
Kassen- und der Schuldenverwaltung aufrechtzuerhalten und 
den Ständen die Rechnungsrevision nach der Oberrechen- 
kammer zu gestatten. Ein Rescript sprach ihnen die 
Erwartung aus, „daß Ihr den Nutzen dieser Einrichtung, 
bei der Wir auf die Erhaltung des Wesentlichen der land- 
schaftlichen Verfassung und besonders des landschaftlichen 
Kredits Unser besonderes Augenmerk richten werden, er- 



*) Rescr. au die Bayr. Kammer 17. VIII., Protokoll der Kom- 
mission 26. IX., Promemoria G. Hard. 28. IX., dessen Reglementsentworf 
Dez. 1794, Konferenz-Protokoll und Ber. der Kammer 15. I. 1795. Pro- 
mem. G. Hard. 26. I., Doernbergs 7. II. 1795. R. 44 C. Pest. Dep. 234 a 
mit 2 Bänden Anlagen. — *) Bemerk, des Kab. Min. zur Magd. Kammer- 
instr. zu Art. XVII; Goldb. an Hard. 19. VI., dessen Antw. 20. VI. 1795. 
R. 84 Conv. 67, Nr. 368. - ') Kab. Ord. 16. III. 1793. 
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kennen und zu allem, was die Erreichung Unserer wohl- 
gemeinten Absichten befördern kann, Eure Zustimmung gerne 
geben werdet". Der engere Ausschuß erfüllte diese Er- 
wartung aber nicht, sondern bat mit Hinweis auf eine Zu- 
sage, die Hardenberg im Vorjahre mündlich gegeben habe, 
den großen Ausschuß zu berufen und bis dahin die Aus- 
führung der geplanten Organisation zu suspendieren. Darauf 
einzugehen war Hardenberg aber nicht geneigt. Das Organi- 
sationspatent erschien daher trotz des Widerspruchs der 
Stände; es verkündete „die Aufhebung des Landschafts- 
kollegiums auf eine den Rechten der Landstände unnach- 
teilige Weise". Der engere Ausschuß beruhigte sich dabei 
nicht, sondern wiederholte seinen Antrag auf Berufung des 
großen Ausschusses und Suspension der Neuorganisation; er 
stützte diese Bitte auf § 14 des Kurmärkischen Landtags- 
abschiedes von 1653, daß in wichtigen Sachen, daran des 
Landes Gedeih oder Verderb gelegen sei, ohne das Vor- 
wissen und Rat der Stände nichts geschlossen noch vorge- 
nommen werden solle. l ) Rücksicht nahm Hardenberg aber 
nicht darauf, er hätte wohl gern einen Landtag geleitet, bei 
dem er Wohltaten hätte erweisen und Dank ernten können, 
aber durch diese altmodischen Bürgermeister die Ausführung 
seiner Pläne hindern zu lassen und sich mit ihnen herum- 
zustreiten, war er weit entfernt. Auch von der Verpflichtung 
des einen Kammerdirektors auf die ständischen Rechte war 
nicht mehr die Rede. Dem engeren Ausschuß wurde davon 
nichts mitgeteilt, der die Mitteilung enthaltende Entwurf 
Wagners blieb unvollzogen. Weder die Bestallungsurkunde 
Flotows noch irgend eine andere enthielt einen Hinweis auf 
die Rezesse. Aufsehen erregte das Vorgehen gegen die 
Stände, oder richtiger ihre Übergehung nicht. Einfluß hatten 
sie nie gehabt, und daher fehlte ihnen auch der Rückhalt 
beim Volke. Ohne jede Schwierigkeit fand die Verbindung 
von Kammer und Landschaft statt. 

Der Umfang des Ressorts mußte auch über die Anzahl 
der Mitglieder entscheiden. Sie wurde schließlich für beide 

*) Hard. an die Stände Basel 5. V. 1795, Entgegnung des engeren 
Ausschusses 13. VI., ablehneode Antwort Hard. 13. VII. R. 44 C. Best 
Dep. 232; erneute Vorstellung der Stände 8. VIII. 1795. Best. Dep. 96 g. 
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Fürstentümer gleich angesetzt. Jede Kriegs- und Domänen- 
kammer — diese Bezeichnung trat an die Stelle von Hof- 
kammer und Landschaft — erhielt 15 Kollegialmitglieder, 
einen Präsidenten mit 5000 fl. Gehalt, zwei Direktoren mit 
3000 und 3500 fl., zehn Räte mit 1500 bis 2100A., zwei 
besoldete Assessoren mit 500 bis 900 fl. Die Präsidenten 
und Direktoren bezogen außer dem Gehalt auch noch 
Naturalien im Wert von je 450 fl. 

Bei der Besetzung der Stellen hatte Hardenberg da- 
durch freie Hand, daß die Präsidentenstelle in Ansbach 
überhaupt nicht besetzt war und der Kammerpräsident 
und Landschaftsdirektor Flotow in Bayreuth sich durch 
Krankheit genötigt sah, um seine Entlassung einzukommen, 
die ihm am 8. März 1795 gewährt wurde. An Räten waren 
in Ansbach noch acht, in Bayreuth mit Hinzurechnung der 
Landschaftsräte noch neun aktiv. Flotow und Ausin l ) hatten 
sich zwar gegen die Anstellung von Ausländern energisch 
gewehrt, aber Georg Hardenberg und Kretschmann ebenso 
energisch die Notwendigkeit betont, Leute zu berufen, die 
nicht im alten markgräflichen Schlendrian aufgewachsen 
seien, vor allem für die Präsidentenstellen. Hardenberg war 
natürlich auch dafür, tüchtige Leute aus anderen Provinzen 
zu gewinnen, aber Ausin wollte er doch nicht übergehen, 
obwohl er erkannte, daß der umständliche, leicht gereizte 
aber im Grunde wenig tatkräftige Mann sich für eine 
Präsidentenstelle nicht eignete. Er wurde im März 1795 
Kammerpräsident in Ansbach. Nach Bayreuth wurde auf 
Vorschlag Georg Hardenbergs der Oberamtsregierungsrat 
Friedrich von Schuckmann, der spätere Minister des Innern, 
aus Breslau berufen. 2 ) Schuckmann, Mecklenburger von 
Geburt, damals noch nicht ganz 40 Jahre alt, war nicht aus 
dem Kameralfach hervorgegangen, sondern stets im Justiz- 
fach tätig gewesen. Er hatte aber, zuerst als Assessor beim 

>) Promem. Flotows 10. IV. 1794 über die bei seinem Abgang 
notwendigen Arrangements bei der Kammer und der Landschaft. R. 44 
C. Best. Dep. 234 a. Ausins Gedanken und Vorschläge über die neue 
Organisation 19. I. 1793. Best. Dep. 961. — 2 ) Schuckmann an G. Hard. 
April 1794, 30. VIII. 1794, Hard. an floym 17. VIII. 1794. R. 44 C. Best. 
Dep. 281. 
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Accise- und Tabaksgericht und seit 1787 als Mitglied des 
Schlesischen Oberrevisionsrats der Kammerjustiz, Gelegenheit 
gehabt, sich über Verwaltungsfragen zu orientieren. Daß 
er als Oberbergrichter seit 1790 auch mit dem für Bayreuth 
wichtigen Bergbau bekannt geworden war und sich auch 
mit dem Entwurf einer Bergordnung beschäftigt hatte, war 
ein weiterer Vorzug. Dagegen schadete der Mangel an 
Detailkenntnis in der preußischen Verwaltung gerade in 
Ansbach -Bayreuth nichts, wo die Verhältnisse ganz anders 
lagen als in Preußen, wo es keine großen Domänenämter 
und keine städtische Accise gab, wo fast jede einzelne 
Polizei- oder Finanzmaßregel zu Rechtsstreitigkeiten mit den 
Nachbarn oder Untertanen führte. Seiner maßvollen Buhe, 
seinem Geschick, die Menschen zu behandeln, seiner Energie 
und bureaukratischen Strammheit war es hauptsächlich zu 
danken, daß die Bayreuther Kammer sich rasch in die neuen 
Verhältnisse fand und persönliche Streitigkeiten vermieden 
wurden. Schon im folgenden Jahre wurde sein Wirkungs- 
kreis erweitert. Als Hardenberg sich entschloß, Ausin vom 
Kammerpräsidium zu entfernen und als Landeshauptmann 
nach Erlangen zu versetzen, was dieser als honorables Exil 
auffaßte, erhielt Schuckmann die erledigte Stelle des Ans- 
bacher Kammerpräsidenten. 1 ) Er blieb tü Jahre auf seinem 
Posten, 1798 wurde er Geheimer Oberfinanzrat; den Titel 
Oberpräsident vermochte Hardenberg aber nicht für ihn 
durchzusetzen. Im Oktober 1806 wurde er zum Kammer- 
präsidenten in Stettin ernannt, konnte aber die Stelle wegen 
des Krieges nicht antreten, vorübergehend geriet er damals 
in französische Gefangenschaft. 

Unter ihn wurden zu Bayreuth als Kammerdirektoren 
der bisherige Landschaftsrat von Plotow und Georg Harden- 
berg gestellt. Nach Ansbach wurde, um auch hier im 
Präsidium einen Beamten aus Preußen zu haben, der junge 
erst 26 jährige Kriegs- und Domänenrat von Doernberg aus 
Hamm als Kammerdirektor mit dem Titel Vizepräsident 



») Immed. Ber. Hard. 14. IV. 1796. ß. 44 C. Best. Dep. 281, Rescr. 
an Ausin 20. IV. Best. Dep. 585; Lüttwitz, Freiherr von Schuckmann 
(1835). 
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berufen. Er wurde bald an Ausins Stelle der eigentliche 
Dirigent der Ansbacher Kammer, und war er auch noch zu 
jung, um nach dessen Versetzung das Kammerpräsidium zu 
erhalten, so war er doch, wenn Schuckmann abwesend war, 
der verantwortliche Leiter. 1806 wurde er bald nach der 
Abtretung von Ansbach Schuckmanns Nachfolger in Bayreuth. 
Er verstand es aber weniger als dieser, der Kammer den 
Obergang in die neuen Verhältnisse durch ruhige und feste 
Direktion zu erleichtern, er konnte sich nicht recht in die 
Menschen, wie sie in Franken nun einmal waren, finden, er 
legte zu sehr den preußischen Maßstab an alles und ver- 
achtete das ganze einheimische Personal; am liebsten hätte 
er es insgesamt zur Ruhe gesetzt und mit seinen Kollegen 
und Untergebenen aus Hamm weiter gewirtschaftet. Direktor 
neben ihm wurde der Hofkammerrat Schegk, der aber nie 
zu bedeutender Wirksamkeit gelangte. 

Die Regierungspräsidien waren ebenfalls zum Teil er- 
ledigt, nur die zweiten Senate waren mit den Vizepräsidenten 
von Röder in Ansbach, von Künsberg in Bayreuth besetzt. 
In Ansbach wurde Röder Präsident. Die Leitung der bay- 
reuthischen Regierung wurde dem überaus energischen und 
eifrigen Freiherrn von Völderndorff, einem Enthusiasten des 
besten Willens, 1 ) übertragen, neben dem der alte kränkliche 
Künsberg in den Hintergrund trat. Nach dessen Rücktritt 
übernahm Völderndorff auch das Präsidium des zweiten Senats. 
Kurze Zeit leitete er auch die ansbachische Regierung, um 
die Geschäfte in Gang zu bringen, während Röder ihn in 
Bayreuth vertrat. Aus Preußen traten in die Regierungs- 
präsidien der Regierungsrat Bändel, bekannt aus dem Prozeß 
des Müllers Arnold, und der Kammergerichtsrat Philippi als 
Direktoren ein. 

Nachdem Hardenberg sich mit seinen Räten über die 
Hauptfragen und über die zu berufenden Persönlichkeiten 
geeinigt hatte, trug er bei seiner Anwesenheit in Berlin vom 
24. Februar bis 3. März 1 795 dem König seine Pläne vor. 
Die Kürze der Zeit, die überragende Bedeutung des Haupt- 
zweckes bei Hardenbergs Aufenthalt, sich mit den leitenden 



*) Lang, Memoiren I. 280. 
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Kreisen in Berlin über die Friedenaverhandlungen zu be- 
sprechen, hinderten ihn daran, dem Könige den in Aussicht 
gestellten Organisationsplan vorzulegen. Aber es gelang 
doch, die bereits erwähnte Besetzung der Präsidenten- und 
Direktorenstellen durchzusetzen, wodurch die Einleitung der 
Neugestaltung bei den Kollegien sehr erleichtert wurde. 1 ) 

Der Abschluß erfolgte, als Hardenberg Ende Mai nach 
dem Baseler Frieden wieder nach Berlin kam. Es glückte 
ihm, im wesentlichen mit allen seinen Wünschen durchzu- 
dringen. Der Erfolg seiner Friedensunterhandlung hatte 
seine Stellung beim König wohl gebessert, so daß die Be- 
denken des Großkanzlers von Goldbeck gegen „die totale 
Abschneidung der Fürstentümer von dem übrigen Staats- 
körper" und gegen „die Anhäufung unabhängiger Gewalt in 
einer Hand ohne die geringste Kontrolle und kollegialische 
Mitwirkung", in der er eine Gefahr für die bürgerliche 
Freiheit erblickte, ebensowenig berücksichtigt wurden wie 
sein Verlangen, daß die Justiz in Franken ihm unterstellt 
werden müsse. 2 ) 

Das Ergebnis der Konferenzen und Verhandlungen bildet 
das „Patent wegen Organisation der Landeskollegien und 
Verbesserung des Justizwesens in Ansbach -Bayreuth", das 
am 3. Juli 1795 von Friedrich Wilhelm II. vollzogen und von 
Finckenstein , Wöllner, Goldbeck, Alvensleben, Hardenberg 
und Haugwitz gegengezeichnet wurde. 3 ) Eine Ergänzung, 
namentlich was Hardenbergs persönliche Stellung anbetrifft, 
findet es in der Kabine ttsordre vom 29. Juni. Hardenberg 
.blieb als dirigierender Minister in Franken und war für seine 
Verwaltung allein dem König verantwortlich. Nur für die 
Verhandlungen über Landeshoheitssachen, soweit sie das 
Ausland berührten, und für die Angelegenheiten des fränki- 
schen Kreises war die Oberleitung des Kabinettsministeriums 
vorgesehen. Die ganze innere Verwaltung in allen ihren 
Zweigen unterstand Hardenberg ausschließlich; nur in Reli- 

!) Kab. Ord. 8. III. 1795. - *) Immed. Ber. Hard. 22. VI., Immed. 
Ber. Wöllners 29. VI. 1795. K. 96, 254 A; unadressiertes Sehr. Goldbecks, 
eigenhändig, 21. VI. vermutlich an einen Vertrauten des Königs, viel- 
leicht an Wöllner R. 96, 254 B. Goldb. an Hard. 19. VI. R. 84 Conv. 68, 
Nr. 368. - ») N. C. C. IX. 2565. 
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gionssachen teilte er seine Befugnisse mit Wöllner, für die 
Gesetzgebung in der Justiz war neben Hardenberg auch der 
Großkanzler zuständig, dem auch die Visitation der Gerichte 
allein gebührte. Dagegen wurde das Recht, die Vorschläge 
für Stellenbesetzungen zu machen, die Dienstaufsicht über 
die Justizkollegien, die Untersuchung von Justizbeschwerden 
ausdrücklich zu Hardenbergs Ressorts gewiesen. Von diesen 
Ausnahmen abgesehen herrschte also in der obersten Instanz 
der Fürstentümer eine Zentralisatio n , wie sie in Preußen 
bisher nicht üblich gewesen war, und in die Hand des 
Ministers war eine ganz unerhörte Machtfülle gelegt. Selbst 
in Schlesien, das sich noch am ehesten damit vergleichen 
ließe, hatte stets neben dem dirigierenden Minister noch ein 
Justizminister gestanden und war eben damals die Justiz 
vollständig dem Großkanzler unterstellt worden. 1 ) In Franken 
regierte Hardenbergs wie ein Vizekönig. Mit dem alten 
deutschen Kollegialsystem war gründlich gebrochen, die 
Bureauverfassung des provisorischen Departements blieb auch 
in dem neukonstituierten Landesministerium bestehen. Die 
Zahl der Räte wurde auf vier beschränkt. Noch schärfer 
als 1793 wurden die Geschäfte nach sachlichen Gesichts- 
punkten verteilt. Wie der französische conseil executif von 
t792 2 ) so zählte auch das fränkische Landesministerium, 
natürlich im verkleinerten Maßstabe und unter Hardenbergs 
ausschließlicher Leitung, je einen Minister für Justiz, Inneres, 
Krieg und Finanzen. Schmid, der im November 1795 zum 
Geh. Oberfinanzrat und ersten vortragenden Rat befördert 
wurde , aber ohne daß damit eine Steigerung seiner Befug- . 
nisse verbunden war, 3 ) bearbeitete die Aufgaben der inneren 
Verwaltung, doch mußte er seiner Kränklichkeit wegen und 
infolge der durch seine Stellung als Kreisgesandter verur- 
sachten Entfernung von Ansbach häufig von Kracker, dem 
Leiter des Militärdepartements, vertreten werden. Die Justiz- 
sachen waren Hänleins Ressort, die Finanzsachen behielt 
Koch. Nur vorübergehend bestand ein besonderes Bergwerks- 

■) Stölzel, Rechtsverf. u. Rechtsverwaltung II, 321. — ») Aulard, 
La Evolution francaise S. 218. — •) Patent 25. XI. 1795. R. 44 C. Best. 
Dep. 4, im wesentlichen mit den Patenten Hänleins, Krackers, Kochs 
gleichlautend. 
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und Kommerzdepartement unter Alexander von Humboldt. 
Im Frühjahr 1 796 trat auch Kretschmann in das Ministerium 
ein und übernahm das Generaldepartement, dem die Organi- 
sations- und Personalsachen oblagen. Bei dem geringen 
Umfang der Fürstentümer war die Selbständigkeit der vor- 
tragenden Räte natürlich nicht groß ; ohne weiteres konnten 
sie nach wie vor nur in den Angelegenheiten verfügen, die 
nach feststehenden Prinzipien erledigt werden konnten oder 
noch weiterer Vorbereitungen bedurften. Alles andere mußte 
entweder Hardenberg selbst oder im Kreis der Kollegen 
vorgetragen werden. 

Zum Geschäftskreis des Landesministeriums gehörte 
neben den laufenden Yerwaltungsangelegenheiten auch die 
Prüfung der Kammerassessoren. Außerdem wurde aus den 
zur Justiz vereidigten vortragenden Räten ein Oberrevisions- 
kollegium als dritte Instanz der Kammerjustiz gebildet. 

Sehr zahlreich war das Subalternpersonal des Ministeri- 
ums, das außer den Kanzlisten aus 5 Geh. expedierenden 
Sekretären, darunter Nagler und Scharnweber, und aus eben- 
sovielen Geh. Registratoren bestand. 1 ) 

Das Organisationspatent verordnete auch die Errichtung 
der schon vorbereiteten Kriegs- und Domänenkammern und 
bestimmte das Fortbestehen der beiden Regierungen. Alle 
anderen selbständigen Kollegialbehörden, das Hofgericht in 
Bayreuth, das Landgericht Burggraftums Nürnberg, das 
burggräfliche Ratskollegium, das bisher in Landeshoheits- 
sachen, speziell in den Streitigkeiten mit Nürnberg, den 
Regierungen Gutachten zu geben hatte, aber selbständig 
nichts hatte verfügen können, und die Konsistorien wurden 
aufgehoben, ebenso alle bisher mehr oder minder unab- 
hängigen Deputationen. Ihre Geschäfte gingen, soweit sie 
zur Verwaltung gehörten, an die Kammern über, die Recht- 
sprechung kam an die Regierungen. Diese übernahmen 
auch die Aufgaben der bisherigen Konsistorien, nicht nur 
soweit sie jurisdiktioneller Art gewesen waren, sondern auch 
die ganze Kirchenverwaltung. Es war eine Einwirkung des 



*) Organisiert am 25. XI. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 11. 

Härtung, Hardonberg. f 
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unkirchlichen Geistes des 18. Jahrhundert», des Mangels an 
Verständnis für die Eigenart kirchlicher Korporationen, daß 
man die bisher selbständige Kirchenverwaltung mit der 
staatlichen verband. Noch wagte man allerdings nicht, den 
letzten Schritt zu tun, die Kirchenverwaltung den Ver- 
waltungsbehörden, den Kriegs- und Domänenkammern, 
zuzuweisen. Daher übertrug man sie besonderen Senaten 
der Regierungen und teilte diesen zugleich die Lehns- und 
Vormundschaftssachen zu, die man den eigentlichen Justiz- 
behörden, den ersten Regierungssenaten, nicht überlassen 
wollte. Hardenberg selbst waren die religiösen Fragen 
gleichgültig und daher kümmerte er sich um die Ressort- 
bestimmung nicht. Den Einfluß auf die übrigen Zweige des 
geistlichen Departements, namentlich das Schulwesen, ließ 
er sich aber nicht nehmen. Daher waren die Subordinations- 
verhältnisse der zweiten Senate sehr mannigfaltig. Als Justiz- 
behörden — sie waren zweite Instanz in den Sachen, in 
denen der erste Senat als erste geurteilt hatte — unter- 
standen sie sowohl dem Großkanzler wie dem Landesminister; 
nur dem Chef des geistlichen Departements waren sie in 
lutherischen Religionssachen untergeordnet, dieser aber sollte 
über neue Anordnungen mit dem Landesminister sich vor- 
her vereinigen. Gemeinsam besorgten diese beiden die 
Kuratel der Universität Erlangen, deren theologische Pro- 
fessoren aber nur der geistliche Departementschef ernannte, 
sowie alle Schulsachen. Dagegen blieb die Leitung der 
katholischen und reformierten Religionsangelegenheiten und 
die Anstellung der Geistlichen Hardenberg allein überlassen. 

Durch das Organisationspatent war der provisorische 
Zustand, in dem sich die ganze Verwaltung bisher befunden 
hatte, zwar noch nicht ganz beendet, denn über die Ein- 
richtung der Lokalverwaltung war gar nichts darin gesagt, 
aber es wurden doch wenigstens brauchbare Oberbehörden 
geschaffen, die die neuen Aufgaben in die Hand nehmen 
konnten. 

Zunächst aber handelte es sich darum, die durch das 
Patent errichteten Behörden zu besetzen. Hardenberg 
benutzte seinen eintägigen Aufenthalt in Bayreuth im Juli 
1795 auf der Reise von Berlin nach Basel dazu, die ersten 
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Einrichtungen zu treffen. Aus Preußen kam nur der kur- 
märkische Assessor Ladenberg, der spätere Staatsminister 
und Chef der Oberrechnungskammer, als Kriegs- und 
Domänenrat nach Ansbach, und bald darauf wurde aufDoern- 
bergs Verwendung der Assessor von Bernuth in Ansbach 
angestellt, sonst gelangten nur einheimische Beamte in die 
Kollegien ; unter ihnen befand sich auch Carl Sigmund Frei- 
herr von Stein zum Altenstein, der Finanzminister der Jahre«^ ' 
1808 bis 1810 und später lange Zeit Kultusminister. Nach- 
dem er 1793 im Alter von 23 Jahren auf Grund einer „zur 
vollkommensten Zufriedenheit ausgefallenen Probcrelation u 
als Referendar angestellt worden war, wurde er damals zum 
Assessor bei der Ansbacher Kammer mit 600 fl. Gehalt 
befördert. l ) 

Das Subalternpersonal wurde im Frühjahr 1796 nach 
den von Hänlein und Koch ausgearbeiteten Plänen organisiert. 
Es wurde ohne Ausnahme von den Kollegialmitgliedern 
getrennt, die aufsichtsführenden Direktoren der Rechenstuben 
und der Kanzleien sowie die Hauptkassenrendanten waren 
und blieben Subalterne, und der "Weg ins Kollegium blieb 
ihnen dauernd verschlossen. 

Die Verbesserung des Geschäftsgangs bei den Kammern 
wurde den Präsidenten überlassen. Die Kammerinstruktionen 
enthielten keine Vorschriften über das Formelle, aber es 
war klar, daß die in Preußen üblichen Grundsätze auch in 
Franken Anwendung finden mußten. So hörten die Kanzlei- 
ferien auf. Die Präsentation der Einläufe und das Zuschreiben 
an die Räte ging vom ersten Registrator auf die Präsidenten 
über, die Reinschriften mußten von nun an mit mindestens 
drei Unterschriften versehen sein, es wurden Vortragsjournale 
geführt. Selbstverständlich war gleich mit der Errichtung 
der neuen Kammern an Stelle der Deputationen die kollegiale 
Behandlung der Geschäfte getreten. In besonderen Depu- 
tationen wurden nur die den Kammern zustehenden Justiz- 
sachen und auf Antrag Doernbergs wegen der erforderlichen 
technischen Kenntnisse das Chaussee- Bau- und Forstwesen 



') Patent als Referendar 20. VIII. 1793. R. 44 C. Best. Dep. 307, 
als Assessor 7. VII. 1795, als Kriegs- und Domänenrat 19. XII. 1797. 
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behandelt. Außerdem bestand in Bayreuth ein besonderes 
Bergdepartemerit. l ) Obwohl die Präsidialbefugnisse gegen- 
über den früheren Zuständen sehr gesteigert worden waren, 
z. B. durch die Dienstaufsicht, das Recht, auch den Räten 
Rügen zu erteilen, die Strafgewalt gegenüber Subalternen, 
so war doch das Koliegialprinzip im Vergleich zu der 
markgräflichen Zeit entschieden stärker ausgeprägt. 

Eine allgemeine Anweisung über die Form des Dienste» 
bei den Kammern ließ Hardenberg im Winter 1798/1799 
entwerfen. Es wurden dabei die Akten über die Einrichtung 
der kurmärkischen und klevischen Kammern, die Disziplinar- 
instruktion für die südpreußischen Kammern und die 
Bestallung Steins als Oberpräsident benutzt. Der Entwurf 
Schapers war im wesentlichen der südpreußischen Instruktion 
gleich und faßte nur das bisher in Franken bereits beobachtete 
Verfahren zusammen. Besonders scharf wurde die Pflicht 
des Präsidiums, das aus dem Präsidenten und den Direktoren 
bestand, betont, seine Verantwortlichkeit für raschen Geschäfts- 
gang im Kollegium und bei den Subalternen. Koch, dem der 
Entwurf zur Begutachtung zuging, fand es sogar nötig, die 
Disziplinarbestimmungen zu verschärfen und den Räten und 
vor allem den Assessoren und Referendaren das Erscheinen 
in geckenhafter, unanständiger Kleidung zu verbieten. Geld- 
strafen zu verhängen sollte aber das Präsidium entgegen 
dem südpreußischen Muster nicht berechtigt sein. Aus dem 
ganzen Plane ist nichts geworden, ohne daß sich ein Grund 
aus den Akten erkennen ließe. Wahrscheinlich fand es 
Hardenberg nicht für gut, der befriedigenden Wirksamkeit 
Schuckmanns Grenzen zu setzen, sondern wollte es ihm 
überlassen, die ihm unterstellten Kollegien zu leiten. 2 ) 

HI. 

Die Kreisdirektorien. 

Überblickt man die ganze Organisation der Kammern, 
so zeigen diese, trotz einzelner Abweichungen, doch das 

*) Promem. Doernbergs 25. VI. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 234 a ; 
Rescr. an die Kammer 4. VIII. 1795. Best. Dep. 251. — ') Sehr. Hard. 
an Heinitz, Voß, Schrötter, Werder 25. XI. 1798; Entwurf Schapen»,. 
Bemerkungen Kochs, Ausfertigung fehlt. R. 44 C. Best. Dep. 234. 
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Bild eines preußischen Kammerkollegiums. Hardenberg hat 
nie versucht, etwas Neues an ihre Stelle zu setzen, er hielt 
sie für sehr zweckmäßig eingerichtet. 1 ) 

Weit freieren Spielraum, als bei der Kammerorganisation 
die Notwendigkeit einer Anpassung an die preußischen Ver- 
hältnisse und der Verwendung des größten Teils des bis- 
herigen Personals gestattete, hatte Hardenberg bei der Ein- 
richtung der Unterbehörden. Eine Zwischeninstanz zwischen 
Kammern und Lokalverwaltung gab es in den Fürstentümern 
nicht mehr, seitdem die meisten Amtshauptmannschaften 
verwaist und die Gehälter bereits vom Etat gestrichen waren. 
Und das unübersichtliche Gewirr von Unterämtern konnte 
unmöglich die Grundlage der Lokalverwaltung abgeben. 
Eine Übertragung preußischer Verhältnisse aber scheiterte 
schon an der Verschiedenheit der Agrarverfassungen. Es 
bestanden also nicht einmal Fundamente, die auf die Ge- 
staltung des Neubaus maßgebenden Einfluß hätten gewinnen 
können. Auf frischem Boden, nach neuen Plänen konnte 
das Werk aufgeführt werden. 

Als Hardenberg im Juli 1795 durch Bayreuth kam, 
forderte er die Kammern auf, einen Plan zur Einrichtung 
von Kreisen zu entwerfen, 2 ) bei dem die preußische Organi- 
sation zum Vorbild dienen, jedoch die Funktionen von Land- 
und Steuerräten in einer Person vereinigt werden sollten. 
Das Ansbach er Präsidium erstattete seinen Bericht am 
29. August, das Bayreuther am 7. September. Auf Harden- 
bergs Aufforderung begutachtete Schuckmann auch den 
Plan der Ansbacher Kammer, Ladenberg, der selbst kurze 
Zeit Steuerrat in der Kurmark gewesen war, beide Entwürfe. 
Außerdem machte der hohenlohische Hofrat Zehler, der seit 
langem die Gemeinheitsteilungen in Ansbach leitete, ohne 
Auftrag, vermutlich um sich zur definitiven Anstellung zu 
empfehlen, Vorschläge. 3 ) Sein Plan war seltsam; er meinte, 
„erst nach etlichjährig angestellten praktischen Versuchen 
sei eine richtige Abstraktion der staatswirtschaftlichen gründ- 



») Ideen zur Errichtung eines Conseils, Juli 1797. R. 92 Hard. 
B. 24. - l ) Rescr. 10. VII. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 585. - «) 23. XII. 
1795, ebenda. 
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liehen Überzeugung möglich, was von den preußischen Regle- 
ments für Ansbach passe". Daher solle man mit einem 
tüchtigen Subjekte bei einem Distrikt einen Versuch machen. 
Die Hauptaufgabe eines Landrats sah er in der Förderung 
der Landwirtschaft, er sollte Versuche mit Futterkräutern 
und Stallfütterung machen, Fabrik- und Manufakturpflanzen 
anbauen, auch tüchtige gutartige Bullen für die Kühe des 
Kreises halten. Eine Berücksichtigung der Aufgabe des 
Landrats als Staatsbeamten fehlt in diesem Entwürfe ganz, 
und er fand daher keine Berücksichtigung. 

Vom Ende des Jahres 1795 an bis in den September 1796 
blieb der ganze Plan liegen. Erst nachdem die Entscheidung 
über die Landeshoheitsverhältnisse gefallen und die Durch- 
führung der neuen Grundsätze einigermaßen in Gang gebracht 
worden war, nahm Kretschmann die Sache wieder auf und 
entwarf im September 1796 eine Instruktion für die Kreis- 
direktorien, 1 ) die den übrigen Räten und Schuckmann zur 
Begutachtung zugeschickt wurde. Nachdem man sich über 
den Plan und die vorhandenen DiflFerenzpunkte auf diese 
Weise orientiert hatte, trat Hardenberg mit seinen Räten 
und Schuckmann zu Konferenzen zusammen. Wahrscheinlich 
verbanden sie mit der Beratung des Entwurfs auch eine 
Besprechung der Grundzüge der Amterorganisation. Proto- 
kolle sind nicht erhalten. 

Der Gedanke der Trennung von Verwaltung und Justiz, 
den Cocceji und Carmer in Preußen nicht hatten verwirk- 
lichen können, diente bei der Organisation der Unterbehörden 
in Franken von Anfang an als Richtschnur. Es war dies 
ein Bruch mit der ganzen bisherigen Ordnung, die wie 
in allen südwestdeutschen Territorien auf der Vereinigung 
von finanziellen Befugnissen, Polizei und Jurisdiktion in der 
Hand der Oberamt- und Amtleute beruht hatte. Diese 
Doppelstellung hatte manchmal zu Unzuträglichkeiten geführt, 
indem die Beamten ihre Untätigkeit bei der Regierung mit 

Verwaltungs- und bei der Kammer mit Justizgeschäften 
♦ 



*) R. 44 C. Best. Dep. 586. Durch ein Versehen kommen in dem 
Entwurf die §§ 31 bis 40 zweimal vor. Im folgenden werden Stellen 
des Entwurfs nach einer mit Bleistift korrigierten Numerierung zitiert. 
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entschuldigt hatten. Aber nicht die praktischen Schwierig- 
keiten, die bei guter Kontrolle sich leicht hätten überwinden 
lassen, gaben den Anstoß zu der vollständigen Veränderung 
der hergebrachten Behördenorganisation. Es waren theo- 
retische Gründe, die Idee des Rechtsschutzes für das Indi- 
viduum, Sicherung seiner Privatrechtssphäre gegen Eingriffe 
durch eine unabhängige, von der Verwaltung getrennte 
Justiz. Diesen großen Gedanken der Zeit vertrat Harden- 
berg damals wie später. Er forderte bald darauf : l ) „In 
einem geordneten Staat muß die Justiz ganz unabhängig von 
dem Einfluß der anderen Ressorts sein." Daß durch die 
Trennung der Justiz- von der Polizeibehörde diese viel 
unbedingter von den vorgesetzten Instanzen abhängig wurde 
als bisher, war ebenfalls ein Vorteil, aber schwerlich das 
ausschlaggebende Motiv. Man brach also prinzipiell, nicht 
nur in den Mittel-, sondern auch in den Unterinstanzen, in 
den Amtern und in den Städten, mit der altgewohnten Amt- 
mannsverfassung, und zwar zeigte es sich bei der Ausführung, 
daß der Bruch in der Theorie schroffer als in der Praxis 
vollzogen wurde. Diese Trennung war in Franken ebenso- 
wenig ein Bedürfnis wie ein Jahrzehnt später im Großherzog- 
tum Frankfurt; sie war der Theorie der Gewaltenteilung, 
dem französischen Vorbild entsprungen. 2 ) 

Von dem ebenfalls in Frankreich zum erstenmal ver- 
wirklichten Gedanken, zwischen Stadt- und Land Verwaltung 
gar keinen Unterschied zu machen, war man in Ansbach- 
Bayreuth bisher weniger weit als in Preußen entfernt gewesen, 
weil die Steuerverfassung in Stadt und Land gleich war. 
Jetzt wurde auch in der Behördenorganisation das französische 
Vorbild wenigstens so weit nachgeahmt, daß alle Städte mit 
Ausnahme von Ansbach und den sechs bayreuthischen Haupt- 
städten in den Kreisverband eintraten. Auch die Patrimonial- 
gerichte wurden sämtlich den Kreisen eingeordnet. Wider- 

») Ideen zur Errichtung eines Conseils 25. VII. 1797; zu vergleichen 
ist der Verfassungsentwurf von 1819 bei Treitschke II, 639: „Die in 
der preußischen Monarchie schon lange bestehende Unabhängigkeit 

der Gerichte in Absiebt auf ihre richterlichen Aussprüche ist 

in die Verfassung aufzunehmen." — l ) Darmstädter, Großherzogtum 
Frankfurt S. 118. 
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spruch dagegen wurde nicht laut; auch Ladenberg, der sich 
sonst stets an das preußische Vorbild hielt, stimmte der Aus- 
dehnung der Kreisverfassung auf Stadt und Land mit der 
Bemerkung zu, auch in Preußen würden Land- und Steuer- 
ratsposten vereinigt werden, wenn nicht der Adel zu den 
Landratsstellen das Wahlrecht hätte, 1 ) obwohl in Preußen 
der Teilung des Amtes auch die vollständige Trennung von 
Stadt und Land in der Wirtschaftspolitik und Besteuerung 
entsprach. 

Jedes Fürstentum wurde in sechs Kreise eingeteilt, die 
im Durchschnitt 10 Quadratmeilen und 30 — 40000 Einwohner 
hatten. Die Kreisbehörde erhielt die Bezeichnung Kreis- 
direktorium; Schuckraann hatte zwar gewünscht, daß der 
alte Titel Landeshauptmannschaft beibehalten werde, doch 
hatte Hardenberg an dem bureaukratischer klingenden Kreis- 
direktorium festgehalten, weil der Landeshauptmann zu 
sehr an die Hauptleute der Ritterschaftsverbände erinnerte. 
Zum Ressort des Kreisdirektoriums gehörten die landrät- 
lichen Funktionen, das Militär-, Marsch- und Einquartierungs- 
wesen, die Kantonsachen, die Verteilung von Lasten und 
Fronden, ferner die des Steuerrats, die Aufsicht über die 
Stadtverwaltung, über ihre Kassen, über die wirtschaftliche 
Lage der Einwohner. Außerdem wurden die Kreisdirektorien 
die vorgesetzten Behörden der Ämter. Justizgeschäfte hatten 
sie nicht, auch die polizeiliche Strafgewalt war gering: der 
Kreisdirektor konnte Geldstrafen bis zu 5 fl., Gefängnis bis 
zu 5 Tagen verhängen. 2 ) Auch über die Ausdehnung des 
Ressorts herrschte allseitige Übereinstimmung. Kretschmanns 
Absicht, auch die Sorge für das Erziehungswesen, von dessen 
Wichtigkeit er in dem Instruktionsentwurf in spaltenlangen 
metaphysischen Auseinandersetzungen über den absoluten 
Zweck des Daseins, über Sittlichkeit, freien Willen und 
Glückseligkeit sprach, den Kreisdirektorien aufzuerlegen, 
fand dagegen keinen Beifall, weil sie nicht zum Geschäfts- 
kreis der Kammern gehörte. So weit also war man im 
ganzen einig. 

') Ladenbergs Bemerkungen zu dem Bericht der Bayreuther 
Kammer vom 7. IX. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 585. — a ) Rescr. 29. 1. 
und 21. VII. 1798. R. 44 C. Best. Dep. 600. 
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Differenzen ergaben sich über die Frage der Gestaltung 
des Amtes; die französisch -bureaukratisch angehauchten 
Beamten und die ständisch - aristokratischen kamen hier zu 
Wort. Schuckmann vertrat die Anschauungen der letzteren. *) 
Er lehnte sich an das preußische Muster an und wollte auch 
den Zusammenhang mit den alten Landes- und Amtshaupt- 
mannschaften nicht ganz aufgeben. Soweit sie noch mit 
brauchbaren Elementen besetzt waren, wollte er diese in 
die neue Organisation übernehmen, wodurch zugleich die 
andernfalls nötigen Pensionen erspart worden wären. Dem 
Adel sollte das Recht auf diese Stellen ausschließlich vor- 
behalten werden. Schuckmann hoffte, die Ritterschaft werde 
sich der preußischen Regierung williger fügen, wenn ihr ein 
Anteil an der Verwaltung gewährt werde. Die von ihm 
vorgeschlagene Besoldung war 1500 fl. und Fourage für 
4 Pferde. Dafür sollte sich der Landeshauptmann einen 
Sekretär halten. Nebeneinnahmen wie Sportein oder Diäten 
bei Dienstreisen innerhalb des Kreises gestand er ihm nicht 
zu, ebensowenig einen Anspruch auf freien Vorspann. Er 
wollte den Posten nicht so ausstatten, daß er als Versorgung 
hätte angesehen werden können, er sollte nur von ein- 
gesessenen Rittergutsbesitzern, Vertrauensleuten des Kreises, 
eingenommen werden. Ausländer wollten er und Ladenberg, 
der ein ausschließliches Privileg des Adels unnötig fand, 
nicht zu dem Amte berufen. 

Über die weitere Ausgestaltung der Beteiligung der 
Kreisstände äusserte sich Schuckmann nicht. Ebensowenig 
berührte die Ansbacher Kammer diesen Punkt. Von Be- 
lebung der Selbstverwaltung, wie sie Stein in der Grafschaft 
Mark damals erfolgreich ins Werk gesetzt hatte, 2 ) war 
nirgends die Rede. Die Kreistage, die nach dem Entwurf 
der Ansbacher Kammer wöchentlich zweimal stattfinden 
sollten, 3 ) dienten nur zur Entgegennahme von Bitt- und 
Beschwerdeschriften und zur Anbringung mündlicher Klagen; 
sie wären eine Nachahmung der Audienzen geworden, die 

*) Ber. der Bayreutber Kammer, Ref. Schuckmann 7. IX. 1795, 
Bemerk. Schuckmanns zu dem Ber. des ansb. Kammerpräs, vom 29. VIII. 
1795. R. 44 C. Best. Dep. 585. - ») Lehmann, Stein I, 130 ff. - ») § 2 
ihres Instruktionsentwurfs. 
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Hardenberg seit 1792 regelmäßig zweimal in der Woche 
hielt, ^.uch Schuckmann hielt eine Anteilnahme der Ein- 
gesessenen an der Kreisverwaltung vorerst wenigstens für 
überflüssig. Kretschmann wünschte sie zwar, aber er bot 
doch nicht mehr als ein Surrogat. Er hatte sich für den 
Organisationsentwurf eine Abhandlung des Potsdamer Steuer- 
rats Richter, „Versuch und Ideal eines Dienstreglements für 
ein Kreisdirektorium", zum Vorbild genommen. l ) Er wollte 
an die Spitze des Kreises einen Staatsbeamten stellen und 
ihm eine große Anzahl von Subalternen beigeben. Der streng 
bureaukratische Charakter des Amtes sollte aber durch die 
Zuziehung von gewählten Deputierten gemildert werden. 
Den Kreisständen kam nach seinem Entwürfe das Recht 
zu, einen Rittergutsbesitzer mit Votum in allen Sachen dem 
Kreisdirektor beizuordnen; in allen den ganzen Kreis oder 
nur die Kreisstädte betreffenden Angelegenheiten sollte noch 
ein von den Städten zu wählender Vertreter hinzukommen. 
Das Verfahren sollte in möglichster Öffentlichkeit stattfinden, 2 ) 
in jedem Jahre sollte in Gegenwart aller Kreisstände und 
Magistrats Vertreter eine große Hauptsession gehalten werden, 
vierteljährlich sollten die beiden Deputierten mit dem Kreis- 
direktor eine Sitzung halten. Daß Kretschmann kein prak- 
tischer Verwaltungsbeamter war, verriet der Entwurf so gut 
wie die Kammerinstruktionen. Über die Verteilung der 
Geschäfte auf die große Hauptsession, die engeren Sessionen 
und den Kreisdirektor allein war gar nichts bestimmt worden, 
auch über die Art, wie Meinungsverschiedenheiten zwischen 
dem Kreisdirektor und den Deputierten zu entscheiden 
wären, fehlte jede Andeutung. Da der Kreisdirektor alle 
Verfügungen und Berichte allein unterschreiben sollte, mit 
Ausnahme der in der grossen Hauptsession beschlossenen 
Sachen, so konnte der Einfluß der Deputierten nicht groß 
werden. 

Hardenberg aber wollte von der Beteiligung der Kreis- 
stände an der Verwaltung nicht das mindeste wissen. Er 
beseitigte sie vollkommen. Er glaubte von dem Adel, der 



») Richter, Finanzmaterialien Bd. I (Berlin 1789). — l ) § 95 des 
Entwurfs. 
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durch die preußischen Landeshoheitsansprüche schwer gelitten 
hatte, keine tätige Hingabe erwarten zu können, er war 
überhaupt einer Einmischung von Deputierten in die laufende 
Verwaltung abgeneigt. Der Kreisdirektor wurde durch ihn 
zu einem nur von oben abhängigen, sonst unumschränkten 
Beamten des Staates gemacht. Yon einem Vorrecht des 
AdelB oder überhaupt der Kreiseingesessenen war keine 
Rede. Das Gehalt wurde so hoch bestimmt (1500 fl. und 
Naturalien im "Werte von 400 fl.), daß der Kreisdirektor 
davon leben konnte ohne Nebeneinkünfte. Ihm zur Seite 
stand niemand, er hatte nur Untergebene, keine Kollegen 
in der Behörde. Ihre Zahl war groß: ein Kommissar, der 
als Sachverständiger in landwirtschaftlichen Fragen und als 
Marschkommissar dienen sollte, ein Sekretär als Protokoll- 
führer und Expedient, ein Kalkulator, ein Kondukteur für 
das Bauwesen, je ein Kopist, Ausreiter und Bote. Sie alle 
waren Staatsdiener und erhielten ihre Besoldung aus den 
Staatskassen, der Kreisdirektor hatte aus eigener Tasche 
niemand zu bezahlen. Die in der Instruktion noch auf- 
gezählten Physikus und Chirurg gehörten nicht zum Bureau 
des Kreisdirektors. J ) 

Daß er die königliche Genehmigung zu dem durch ihn 
völlig umgeänderten Entwurf nicht leicht erlangen werde, 
war Hardenberg klar. Sorgfältig erwähnte er in seinem 
Berichte vom 29. Dezember 1 795 alles, was nur entfernt an 
die preußischen Verhältnisse erinnern und die Ausschließung 



') Bornbaks Darstellung (Gesch. d. preußischen Verwaltungs- 
rechts II, 295) bedarf der Korrektur. Die Abhandlung Richters ist nur 
für Kretschmanns Entwurf maßgebend gewesen, nicht aber für die end- 
gültige Gestaltung. Von einer Mitwirkung der Ereisstände bei der 
Verwaltung durch Deputierte und in der Hauptsession ist in Franken 
keine Rede, auch das von Richter geforderte adlige Herkommen der 
Kreisdirektoren war nicht nötig. Ferner sind die Städte in der Regel 
den Kreisdirektoren auch in der Polizei unterstellt, während Richter 
den Städten ihre eigene Polizeiverwaltung lassen will. Endlich fehlt 
jede Tätigkeit der Kreisdirektoren in der Kammerjustiz. Ganz falsch 
ist es aber, wenn Bornhak von kollegialen Kreisdirektorien und in- 
folgedessen von schabionisierenden Tendenzen spricht. Der Kreis- 
kommissar war keineswegs ein Kollege, sondern Untergebener des 
Kreisdirektors. 
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der Ritterschaft rechtfertigen konnte. Aber in Berlin hatte 
man Bedenken wegen der allzu großen Machtfülle, die der 
Entwurf in die Hand des Kreisdirektors legte. Um sie 
einzuschränken wurde der Vorschlag gemacht, den Kreis- 
kommissar dem Direktor als Kollegen zur Seite zu setzen. 
Daher lehnte der König die Vollziehung der eingereichten 
Patente und der Instruktion ab und verlangte Einrichtung 
auf dem Fuß der preußischen Landräte und Nachweisung 
der Besoldungsfonds. 1 ) 

Hardenberg verschob die Berichterstattung, bis er selbst 
nach Berlin kam (März 1797); er hoffte den Widerstand 
des Königs leichter zu überwinden, wenn er den ganzen 
Organisationsplan einreichte. Mit einer Schilderung der 
dadurch erzielten Verbesserungen verband er 2 ) die Bitte um 
Vollziehung der unveränderten Instruktion für die Kreis- 
direktoren. Eine größere Anpassung an preußische Ein- 
richtungen erklärte er für unmöglich der Landeshoheits- 
verhältnisse wegen; obwohl er neue Gründe für seinen Plan 
nicht vorbrachte, gelang es ihm doch, den König für ihn 
zu gewinnen. Am 12. April 1797 vollzog Friedrich Wilhelm 
die Instruktion für die Kreisdirektoren. 

Unmittelbar darauf befahl Hardenberg 3 ) die Aufhebung 
der letzten Oberämter und schleunige Vorbereitungen, damit 
die neuen Behörden bereits am 1. Juni ihre Tätigkeit 
beginnen könnten. Die neuen Kreisdirektoren stammten 
aus den verschiedensten Gegenden und Ständen; unter 
ihnen waren von altfränkischen Beamten der bisherige 
Landeshauptmann zu Neustadt an der Aisch, von Schlammers- 
dorf, ehemals Generaladjutant des letzten Markgrafen, der 
ehemalige Kammerpräsident von Austn, die bürgerlichen 
Amtmänner Furkel und Cranz ; dazu kamen frühere Offiziere, 
von Schütz und von W essenig aus Preußen, von Bülow aus 
Hannover, und der nassauische Regierungsdirektor Cella. 
Nach Wassertrüdingen kam Schuckmanns Schwager von 

l ) Konz, des Ber. vom 29. XII. 1795 von Kretschmanns Hand mit 
vielen Korrekturen Hardenbergs R. 44 C. Best. Dep. 587; die Reinschrift 
und das Votum Beyers 28. I. 1797 R. 96, 254 A; Kab. Ord. 6. II. 1797. 
— *) Ber. 9. IV. 1797, eigenhänd. Konzept. R. 44 C. Best. Dep. 587. — 
») Rescr. 14. IV. 1797, ebenda. 

• 
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Lüttwitz, der aber nach Ausfertigung des Patentes zur 
peinlichen Überraschung aller Beteiligten durch das erforder- 
liche Examen fiel und zuerst nur provisorisch ernannt werden 
konnte. 

Obwohl — wie weiter unten noch näher ausgeführt wer- 
den wird — die Kreisdirektorien sich nicht recht bewährten 
und der Ausschluß des einheimischen Adels nicht nur vom 
Amt des Kreisdirektors, sondern überhaupt von jedem Anteil 
an der Verwaltung seine Gewinnung für den preußischen 
Staat erschwerte, hat Hardenberg an den Grundgedanken 
der Organisation immerdar festgehalten. Er hat stets reine 
Staatsbeamte als Kreisvorsteher verlangt. l ) Das Gendarmerie- 
edikfc vom 30. Juli 1812 ist ein Versuch gewesen, die frän- 
kische Kreisverfassung auf Preußen zu übertragen, bei dem 
zwar mit Rücksicht auf die bisherige Verfassung einige 
Modifikationen, insbesondere hinsichtlich der Beteiligung der 
Kreisstände getroffen wurden, der Grundgedanke aber, die 
Verwaltung durch einen Staatsbeamten, die ausschließliche 
Verantwortlichkeit des allein entscheidenden und verfügenden 
Kreisdirektors ebenso wie die Bezeichnung unverändert blieb. 
Auf dieses Edikt hat das französische Vorbild sichtbar ein- 
gewirkt; bei der Organisation von 1797 ist eine Anlehnung 
an französische Einrichtungen zwar nicht nachweisbar, wahr- 
scheinlich ist es aber doch, daß Hardenberg an die Konvents- 
kommissare gedacht hat, die von der Zentrale ganz ab- 
hängig, nach unten hin unumschränkt die Verwaltung durch 
gewählte Vertreter in Frankreich vollständig zurückgedrängt 
haben, bis Napoleon sie unter der Bezeichnung Präfekten 
fest organisierte. 2 ) 

IV. 

Ämter und Städte. 

Gleichzeitig mit der Instruktion der Kreisdirektorien 
hatte der König die neue Organisation der Lokalbehörden 
genehmigt. Auch hier hatte die Trennung von Justiz und 
Verwaltung als Norm gedient. Zunächst soll die Verwaltungs- 
organisation geschildert werden. 

*) Rigaer Denkschrift IX. — *) Monnet, Histoire de radmini- 
etration frar^aise. 
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In allen Städten — mochten sie nun eximiert sein 
oder nicht — wurde als Verwaltungsbehörde ein Polizei- 
magistrat errichtet. Seine Hauptaufgabe war nach § 3 der 
Instruktion 1 ) die Verwaltung der Polizei , die als die Sorge 
für „alle Mittel und Anstalten zur Beförderung des inneren 
Wohles der Bürger" definiert wurde. Der wichtigste Teil 
seiner Aufgabe war zweifellos die Sorge für das Handwerk, 
die sich auch auf das platte Land erstrecken sollte, soweit 
der Zunftzwang der Stadt reichte. Die ganze Polizei lag 
in der Hand des Magistrats, auch der Handel, in erster 
Linie der mit Nahrungsmitteln, und die Marktpolizei gehörte 
zu seinem Ressort. Er hatte gemeinsam mit einem Offizier 
monatlich die Brotpreise festzustellen, für geregelte Zufuhr 
von Lebensmitteln zu sorgen, allen Aufkauf zu verhindern usw. 
Seiner Aufsicht waren auch die gewöhnlichen Landstraßen 
unterstellt, während die Chausseen unmittelbar von den 
Kammern respiziert wurden. Außerdem hatte der Magistrat 
vorläufig die Geschäfte eines Fabrikkommissars wahrzu- 
nehmen, die 1801 an einen besonderen Beamten übergingen. 
Auch die Sicherheits- und "Wohlfahrtspolizei lag in der Hand 
des Magistrats: er hatte robuste Nachtwächter anzustellen 
und sollte auch darauf bedacht sein, soweit es die Mittel 
erlaubten, eine Straßenbeleuchtung einzuführen. Erleichtert 
wurde die Durchführung dieser Aufgaben durch die aus- 
drückliche Aufhebung aller Exemtionen von der Magistrats- 
gewalt. Mit Ausnahme des Militärs unterstand jeder Be- 
wohner der Stadt unbedingt der Polizeigewalt des Magistrats. 
Zur Ausübung der Polizei wurden unter den Magistrat ein 
Polizeiinspektor und einige Diener gestellt. 

Die Finanzverwaltung blieb den Magistraten unter Auf- 
sicht der Kammern. Die erste Aufgabe, die ihnen die In- 
struktion vorschrieb, war die Aufstellung eines genauen 
Verzeichnisses aller Einnahmen und Ausgaben und des Ver- 
mögensstandes; um einer Verminderung des einmal vor- 
handenen Vermögens vorzubeugen, durfte ohne Genehmigung 
der Kammer keine Veräußerung geschehen, auch kein Prozeß 
angefangen werden. 



») Vom 12. IV. 1797, gedruckt R. 44 C. Best. Dep. 713a. 
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Bei dieser umfassenden Aufgabe und ihrer Wichtigkeit 
für den Staat ist es klar, daß das alte Verwaltungssystem 
nicht ausreichte. Gewählte Bürgermeister, Gevatter Schneider 
und Handschuhmacher, ohne jede Vorbildung, konnten nicht 
im Nebenamt diesen Stellen vorstehen. Daher wurde wenig- 
stens der Polizeibürgermeister ein Staatsbeamter mit festem 
Gehalt, vom Ministerium ernannt. In seiner Hand kon- 
zentrierte sich die Stadtverwaltung. Die übrigen Mitglieder 
des Magistratskollegiums traten hinter ihm in den Schatten. 
Der Rat, die aus seiner Mitte gewählten Bürgermeister, der 
ebenfalls vom Rat gewählte Syndikus waren neben ihm eine 
beratende , aber unverantwortliche und deshalb einflußlose 
Behörde wie die napoleonischen Gemeinderäte neben dem 
Maire. Es war eine durchaus staatliche, bureaukratische 
Verwaltung. Auch das Wahlrecht der Bürgerschaft zu den 
übrigen Beamtenposten der Stadt war illusorisch, nicht nur 
durch den Zwang, zu allen Unterbedientenstellen nur Inva- 
liden zu nehmen, sondern auch durch das fast zur Ernennung 
sich erweiternde Bestätigungsrecht der vorgesetzten Behörden. 
Von Selbständigkeit der Magistrate war keine Rede. Wollte 
eine Stadt einen Polizeidiener anstellen, so mußte sie der 
Kammer Vorschläge machen; war sie nicht eximiert, so 
konnte sie dies nur mit Vermittlung des Kreisdirektors. Die 
Kammer hatte sich darauf an das Ministerium zu wenden, 
damit dieses auf versorgungsberechtigte Invaliden Rücksicht 
nehmen könne. 1 ) 

Diese Verwaltungsorganisation erstreckte sich auf alle 
Städte ohne Ausnahme, auch die französische Gemeinde in 
Erlangen mußte sich ihr fügen, ihr Justizrats- und Kommerz- 
kollegium wurde aufgehoben. 

Das ganze übrige Land, mit Ausnahme der ausdrücklich 
als schriftsässig anerkannten Grundherrschaften, wurde in 
Amter eingeteilt. Mit den alten Amtern hatten aber die 
neuen nichts gemein, sie beruhten auf ganz anderen Prin- 
zipien; sie entsprachen dem Grundsatz der Einheitlichkeit 
und Geschlossenheit des Staates. Bei ihrer Abgrenzung 
wurde auf historischen Zusammenhang nicht die mindeste 



l ) Ber. der Ansb. Kammer 18. IX. 1799. R. 44 C. Best. Dep. 744. 
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Rücksicht genommen, lediglich geographische Gesichtspunkte 
waren maßgebend. Es war eine Departementseinteilung im 
kleinen Maßstabe. Das wirre Über-, Neben- und Durch- 
einander der alten Amter machte in Ansbach 17, in Bay- 
reuth 16 Kameralämtern Platz, die völlig unabhängig und 
scharf abgegrenzt von einander nur den Kreisdirektoren 
unterstanden. Kein Amt hatte von nun an im Bereiche des 
anderen etwas zu suchen. Ausdrücklich wurde bestimmt, 
daß kein Ort zu zwei Amtern gehören dürfe. Jeder Ein- 
wohner war dem Amte seines Ortes untergeben, er konnte 
wohl einer fremden Staatsgewalt gegenüber zu grundherr- 
lichen Abgaben verpflichtet sein, aber alle aus der Staats- 
hoheit begründeten Leistungen nahm das Amt in Anspruch. 

Mit diesem Bruch mit der Vergangenheit, der Verstaat- 
lichung der Verwaltung, war zugleich eine vollständige 
Änderung in der Stellung der Amtleute verbunden. Während 
sie bisher eher Meier eines Grundherrn als Beamte eines 
Staates gewesen waren, wurden sie nunmehr Staatsbeamte 
mit einem festen Gehalt, das in allen Ämtern 1 350 fl. betrug; 
die statt einer Besoldung bisher den Beamten überlassenen 
Grundstücke nahm der Staat wieder an sich. Sie wurden 
verkauft, um die Kosten der Neuorganisation, hauptsächlich 
der Beschaffung neuer Dienstgebäude, zu decken. 

Da sich der Umfang der Amter sehr vergrößerte (an 
Stelle von einigen 60 traten 1 7) und der Wegfall der Justiz- 
geschäfte durch die Erweiterung und Verschärfung der 
übrigen Dienstpflichten mehr als ausgeglichen wurde, so 
mußte eine Vergrößerung der Beamtenzahl eintreten. An 
Stelle des einen Amtmanns, der sich meist nebenbei aus 
Privatmitteln einen Schreiber gehalten und diesen sich zum 
Nachfolger herangezogen hatte, traten zwei Beamte, die sich 
in die Geschäfte nach einer festen Regel zu teilen und sich 
gegenseitig zu kontrollieren hatten. 1 ) An Untergebene konnte 
jeder in seinem Ressort allein verfügen, Berichte an Vor- 
gesetzte bedurften der gemeinsamen Unterschrift. Auch die 
Schreiber wurden staatlich angestellt, außer ihnen war in 
manchen Ämtern auch ein Assistent tätig. 



•) Gedruckte Instrukt. 12. V. 1797. R. 44 C. Best. Dep. zu 872. 



Digitized by Google 



— 97 - 



Von den beiden Hauptaufgaben des Amtmanns, Recht- 
sprechung und Erhebung der Einkünfte, war die erste, wie 
erwähnt, besonderen Justizbehörden übertragen worden. 
Auch die Finanzverwaltung blieb den Eameralämtern nicht 
ungeschmälert. Die Steuererhebung in den eximierten 
Städten wurde besonderen Rendanten, in den übrigen Städten 
Gefälleinnehmern übertragen. Jene waren ganz unabhängig 
von den Ämtern und lieferten ihre Kassenbestände unmittelbar 
an die Hauptsteuerkasse ab; daher wurden die eigentlichen 
Kammergefälle, Lehnsabgaben, Handlohn!, Zehnten u. b. w. 
in den Städten auch ferner von den Beamten erhoben und 
verrechnet. Die Gefälleinnehmer dagegen waren den Beamten 
unterstellt und zahlten ihre Einkünfte in die Ämterkassen. 

Alle übrigen Abgaben erhoben die Beamten. Es wurde 
ihnen vorgeschrieben (§ 4), ein genaues Verzeichnis aller 
beständigen Geld- und Getreidegefalle anzufertigen ; besondere 
Rechnungen waren für Umgeld und Zölle zu führen. Der 
erste Beamte verwaltete die Einkünfte der Domänenkasse, 
der zweite die ,der Steuerkasse, gemeinsam besorgten sie 
die Verwaltung der Getreideböden. 

Dem ersten Beamten waren auch die Polizeiaufgaben 
auf dem platten Lande und in den nichteximierten Städten 
zugewiesen, darunter die Fürsorge für die Handwerker der 
kleinen Städte und des Landes, die Angelegenheiten der 
Zünfte, solange nicht Rechtsstreitigkeiten entstanden, ferner 
die Konzessionserteilung für Neuansetzungen, für Zerschlagung 
von Höfen. Außerdem hatte er die vom Kreisdirektor ihm 
zugewiesenen Marschsachen zu erledigen, ohne daß eine 
Grenze seiner Befugnisse namentlich in eiligen Sachen 
gezogen gewesen wäre. Der zweite Beamte war nur Finanz- 
beamter. 

Den nicht eximierten Städten blieb hiernach wenig 
Selbständigkeit, alle wichtigen Zweige der Verwaltung lagen 
in der Hand des Amtmanns. Ihre Magistrate wurden zwar 
wie die der großen organisiert, aber an der Spitze stand 
meistens der Amtmann. 

Ganz unberührt von der Neuorganisation blieb die Dorf- 
verwaltung. Sie war und blieb patrimonial; Kretschmann 
hatte versucht, den Kreisdirektoren ihre Reform zur Pflicht 

Härtung, Hardenberg. 7 



Digitized by Google 



- 98 — 



zu machen, l ) sie sollten in jedem Dorf aus den angesessenen 
Bauern einen Schulzen ernennen, und zwar verlangte er, 
jeder, der Schulze werden wolle, müsse ökonomischen Unter- 
richt erhalten haben, gewandert und im Ackerbau verschiedener 
Gegenden erfahren sein. Die zweite Forderung war unerfüll- 
bar, der ersten standen die Privilegien der Gerichtsherrschaften 
entgegen, an denen festgehalten werden sollte. Daher 
begnügte sich die Instruktion (§ 88) damit, den Kreis- 
direktoren einzuschärfen, sie sollten auf Tauglichkeit der 
von den Gerichtsobrigkeiten ernannten Schulzen sehen. Die 
Entwerfung einer Dorfordnung wurde in Aussicht gestellt, 
geschah aber nicht. In der Praxis beschränkte sich 
die Einwirkung des Ministeriums und der Kammern auf das 
Verbot des Reihumgehens des Schulzenamts; seit 1800 
mußten die Schulzen auf Lebenszeit ernannt werden, wodurch 
aber der Mangel an geeigneten Persönlichkeiten nicht 
beseitigt wurde. Sehr häufig mußte das Schulzenamt den 
Gastwirten übertragen werden, von denen die Ausübung der 
Polizei sehr oft ihren privaten Interessen als Wirten nach- 
gesetzt wurde. Der Schulze führte die Kantonrolle und war 
Ortspolizeibehörde, in erster Linie hatte er die Verfolgung 
der Deserteure zu dirigieren und durch Glockenläuten die 
ganze Gemeinde dazu aufzubieten. Für die Rechnungskontrolle 
und zur Unterstützung im allgemeinen standen ihm Schoppen 
zur Seite. 

Die ganze Behördenorganisation, namentlich die der 
mittleren und unteren Instanzen, gab zu vielen und auch 
gewiß zu berechtigten Klagen Anlaß. Der schroffe Bruch 
mit der altgewohnten Ordnung wurde schwer empfunden. 
Aber doch nur ein solcher Bruch konnte die vielen Splitter 
patrimonialer Territorien mit dem altbrandenburgischen Besitz 
zu einem Ganzen zusammenschweißen. Durch eine ähnliche, 
ebenso straff bureaukratisch gegliederte Organisation sind 
die Rheinbundstaaten überraschend schnell zu einheitlichen 
Gebilden zusammengewachsen, und auch für den preußischen 
Besitz in Franken hatte die neue Verwaltungsorganisation 
diese Folge. Man fühlte überall, daß man einem Staate 



*) §§ 40, 84 und 85 seines Entwurfs. 



Digitized by Google 



— 99 — 



angehörte, und allmählich lebte man sich auch in diesen 
Staat hinein. 

V. 

Justizverwaltung und Ressortreglement. 

Durch die Neuordnung der Verwaltungsorganisation 
wurde auch eine Umgestaltung des Justizwesens unvermeidlich. 
Beabsichtigt hatte Hardenberg eine gründliche Justizreform 
von Anfang an. l ) Denn die markgräfliche Gerichtsverfassung 
litt an erheblichen Mängeln. Auch auf diesem Gebiet war 
der Markgraf nicht Herr im eigenen Hause, sondern seinen 
Untertanen stand stets der Weg zu den Reichsgerichten 
offen. Ferner fehlte es vollständig an Übersichtlichkeit. 
Unterinstanzen waren in beiden Fürstentümern die Ämter; 
die Oberämter hatten teils konkurrierende, teils wie in 
Konkurssachen ausschließliche Jurisdiktion erster Instanz. 
Zweite Instanz war in Ansbach der zweite Regierungssenat, 
in Bayreuth die Regierung und das Hofgericht. Appellationen 
gingen meistens an das kaiserliche Landgericht Burggraftums 
Nürnberg, das der Markgraf vom Kaiser zu Lehen trug. 
Ursprünglich hatte sich sein Wirkungskreis über einen großen 
Teil Süddeutschlands ausgedehnt, allmählich aber war seine 
Kompetenz immer geringer geworden; zur Zeit des preußi- 
schen Regierungsantritts wurde es von fremden Territorien 
kaum noch anerkannt. Die Exekution seiner Urteile war sehr 
schwierig, nur als Gericht zwischen Untertanen verschiedener 
Landesherren und als brandenburgische dritte Instanz fristete 
es noch ein kümmerliches Leben. Das Verfahren war nach 
dem Muster des reichskammergerichtlichen Prozesses geregelt. 
Landrichter war 1792 der ansbachische Minister und Regie- 
rungspräsident von Wechmar, nach seinem Tode übernahm 
der bisherige Assessor Uz, „der Stolz von Ansbach, der 
unerreichbare Lyriker, der Horaz der Deutschen", wie ihn 
der überschwengliche Lokalpatriotismus nannte, 2 ) die Leitung; 
er wurde 1796 kurz vor seinem Tode preußischer Geh. 
Justizrat. 

*) Denkschrift 10. 1. 1792. — l ) Fischer, Statist. -topograph. Be- 
schreibung des Burggraftums Nürnberg unterhalb Gebürgs (Ansbach 
1790), I. 289. 

7* 
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Von der ordentlichen Gerichtsbarkeit waren das Militär, 
die Hof beamten und die Bergleute eximiert, außerdem be- 
stand für das ganze Forstwesen eine besondere Jurisdiktion. 

Aber der Hauptmangel lag auch in der Justiz nicht in 
der Organisation, sondern in den Personen. Sowohl in den 
Unterinstanzen wie in den Kollegien saßen Leute, die ihr 
Amt ohne Rücksicht auf ihre Vorbildung der Fürsprache 
eines einflußreichen Verwandten verdankten. Ihre Besoldung 
war sehr gering, das etatsmäßige Gehalt eines Regierungs- 
rats betrug in Ansbach nicht mehr als 800 fl., zu denen 
allerdings noch die Sportein kamen. Aber gerade diese 
Einnahmequelle war das Hauptübel: das Sportulieren wurde 
eine drückende Last der rechtsuchenden Untertanen, der 
"Willkür und Übervorteilung auf der einen, der Bestechung 
auf der anderen Seite war Tür und Tor geöffnet. Auch 
gaben die vielen amtlichen und privaten Nebenarbeiten der 
Richter häufig zu Verschleppungen Anlaß. 

Hardenberg war, wie erwähnt, von der Unnahbarkeit 
dieser Zustände, von der Notwendigkeit einer Reform über- 
zeugt. Sein etwas doktrinäres Ideal war eine von der Ver- 
waltung völlig unabhängige, unbestechliche Justiz, um die 
Privatrechtssphäre des Individuums zu sichern, und ferner 
eine Verbilligung des Rechtsweges durch Aufhebung aller 
Sportein. l ) Doch hat er eine Verwirklichung dieses Gedankens 
in Franken ebensowenig versucht wie später in Preußen. 

Die Hauptgrundsätze der neuen Justizorganisation waren 
unbedingte Staatshoheit, Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit. 
Die vergeblichen Versuche, das unbeschränkte Privilegium 
de non appellando zu bekommen, sind bereits im zweiten 
Kapitel geschildert worden. Man mußte sich schließlich mit 
dem Satze, daß der Landesherr unbeschränktes Gesetz- 
gebungsrecht habe, 2 ) behelfen, um wenigstens die Reform 
vornehmen zu können; ganz beseitigen ließen sich die 
Appellationen an das Reichskammergericht nicht, wenn sie 
auch seltener wurden. Die Aufhebung des kaiserlichen 
Landgerichts befürwortete Hardenberg bereits 1792. Aber 
gerade weil das Gericht nicht markgräflich war, bot seine 



*) Rigaer Denkschr.VIII. — *) Promem. Kretachmanns 24 IX. 1794. 
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Beseitigung Schwierigkeiten. Man wollte unter allen Umständen 
verhindern, daß der Kaiser das Lehen weiter verleihe und 
einem fremden Fürsten Gerichtsbefugnisse in preußischem 
Gebiet erteile. Die im Organisationspatent vom 3. Juli 1795 
verkündete Aufhebung des Landgerichts wurde dem Kaiser 
daher unter Yorbehalt der Hechte an das Lehen als solches 
mitgeteilt, eine Bitte um Zustimmung wurde absichtlieh 
vermieden. Der Wiener Hof hatte aber damals keine Ver- 
anlassung, dem preußischen besonderes Entgegenkommen zu 
«rweisen, er übergab das Schreiben des Königs dem Reichs- 
hofrat. 1 ) 

Bevor jedoch dessen Gutachten einging, erhoben sich 
von anderer Seite Schwierigkeiten. So wenig bedeutend 
das Landgericht auch gewesen war, im Verkehr zwischen 
preußischen Untertanen und Fremden hatte es sich doch 
bewährt, und seine geplante Beseitigung rief daher Gegen- 
vorstellungen hervor, die Hardenberg zu einer Modifikation 
veranlaßten. Er verfügte 2 ) kurz vor dem Inkrafttreten der 
neuen Justizorganisation, das Landgericht solle auch fernerhin 
zur Entscheidung von Prozessen zwischen Insassen und den 
der preußischen Gerichtsbarkeit nicht unterstehenden Fremden 
erhalten bleiben; dagegen wurde an der Aufhebung des 
Landgerichts als Appellationsinstanz für preußische Unter- 
tanen nichts geändert. Daß der Reichshofrat in einem auch 
durch den Druck verbreiteten Konklusum vom 6. Juni 1796 
die Exemtion der preußischen Untertanen für unstatthaft 
erklärte, hatte keine Folgen. Das Landgericht blieb (seit 
Uz' Tode unter Leitung des bayreuthischen Regierungs- 
präsidenten von Völderndorff 3 ) bis 1803 noch bestehen; 
nachdem der Reichsdeputationsliauptrezeß allen Ständen die 
volle Landeshoheit zugesichert hatte, und durch den Ver- 
gleich mit Bayern auch die letzten Vermischungen aufgehoben 
worden waren, war der einzige Grund seiner Beibehaltung 
weggefallen und durch Kabinettsordre vom 12. November 
1803 wurde die Aufhebung endgültig verfügt. 

*) Hard. an das Eab. Min. 4. VII., Immed. 6er. des Kab. Min. 
16. VII., Ber. Lucchesinis Wien 29. VII. und 29. XII. 1795. R. 44 B. 44. 
— *) Reecr. Hard. 23. XII. 1795, Ber. an da* Kab. Min. 12. 1., Rescr. 
des Kab. Min. an Hard. 15. II. 1796. R. 44 C. Justiz-, Hof- und Land- 
ger. 8. - *) Immed. Ber. Hard. 27. IV. 1797. R. 44 C. Best. Dep.2144. 
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Die Gerichtsorganisation wurde durch das Patent vom 
3. Juli 1795 in feste Bahnen geleitet. In jedem Fürstentum 
wurde die Regierung zum ordentlichen Justizkollegium 
bestellt, das Hofgericht Bayreuth aufgehoben, die besondere 
Gerichtsbarkeit der Forstverwaltung und des Hofmarschall- 
amts wurde am gleichen Tage abgeschafft und den Regierungen 
übertragen, 1 ) 1803 wurde auch die Gerichtsbarkeit der 
Rabbiner über die Juden aufgehoben. 2 ) Die ersten Senate 
der Regierungen waren die eigentlichen Justizkollegien, sie 
waren in Zivilsachen erste Instanz für Eximierte, zweite 
Instanz über den Untergerichten, in peinlichen Sachen sprachen 
sie in erster Instanz die Urteile, die vom Landesminister zu 
bestätigen waren. Die zweiten Senate waren Konsistorien 
und Lehnhöfe und besorgten die Yormundschaftssachen. 
Appellationen von Urteilen der ersten Senate sollten nicht 
an Reichsgerichte gehen, sondern an die zweiten Senate. 
Hatte der erste Senat in erster Instanz geurteilt, so war der 
zweite Senat zweite Instanz, als dritte Instanz fungierte in 
diesem Falle der erste Senat des anderen Fürstentums. 

Die Organisation der Untergerichte erfolgte gleichzeitig 
mit der Einrichtung der Kreise und Amter. 3 ) In den 
eximierten Städten wurden besondere Stadtgerichte, be- 
stehend aus drei zur Justiz qualifizierten Mitgliedern, er- 
richtet. Nur zu einer dieser Stellen stand dem Magistrat 
ein Wahlrecht zu, die beiden anderen, die des Direktors 
und des Aktuars, besetzte die Regierung. In den übrigen 
Städten und auf dem platten Lande wurde die Justiz von 
den Justizämtern verwaltet, deren Mitglieder, zwei Beamte, 
manchmal außerdem noch ein Aktuar, staatlich angestellte 
Beamte waren. Ihre Urteile ergingen im Namen des Königs, 
nur in den Städten, die bisher eigene Gerichtsbarkeit gehabt 
hatten, im Namen der Stadt. In weitausgedehnten Amtern 
saßen in größeren Orten Gerichtsschreiber zur Einleitung 
aller Prozesse und Untersuchungen. 



*) Verordnung 3. VII. 1795, Druck. R. 44 C. Best. Dep. 1119. — 
*) Edikt den Gerichtsstand der Juden in den fränk. Fürstenttimern 
betr. 11. IV. 1803, Druck. R. 44 C. Gen. Dep. 59. — ») Instrukt. 11. VI. 
1797. R.44 C. Best Dep. 1151a. 
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Die Patrimonialgerichte blieben bestehen, den Gerichts- 
herren wurde die Ernennung der Justitiare freigestellt, doch 
mußten diese entweder als Referendare bei einer Regierung 
gearbeitet haben oder als Justizkommissare angestellt sein. 
Vorbedingung war natürlich, daß der Gerichtsherr sich der 
preußischen Landeshoheit fügte. 

Wie bei den Verwaltungsbehörden wurde auch bei den 
Gerichten eine gründliche Verbesserung der Besoldungs- 
verhältnisse und des Personals überhaupt vorgenommen. Alle 
Justizbeamten erhielten feste Gehälter, die Gerichtssporteln 
wurden in Sportelkassen gesammelt, aus denen die Besol- 
dungen bestritten wurden, der einzelne Richter hatte keinen 
Vorteil von den Sportein. Von preußischen Beamten wurden in 
die fränkischen Regierungskollegien außer Bändel und Philippi 
nur die Kammergerichtsassessoren Kähne und Schweder ver- 
setzt, die aber beide nur kurze Zeit in Franken blieben. 
Durch die Justizreform wurden den fränkischen Fürsten- 
tümern die Vorteile gebracht, deren sich die altpreußischen 
Provinzen schon seit den Tagen Coccejis, also ein halbes 
Jahrhundert lang, erfreuten. 

Mit der Durchführung der ganzen Neuorganisation wurde 
der damalige Direktor des Kammergerichts Kircheisen, der 
spätere preußische Justizminister, betraut. 1 ) Seine Aufgabe 
war nicht nur die Organisation der Kollegien, sondern auch 
die Einführung des preußischen Gerichtsverfahrens und des 
Allgemeinen Landrechts. Dadurch wurde den Fürstentümern 
die Wohltat eines rascheren Prozeßganges zuteil, und sie 
erhielten an Stelle eines „Wustes von Provinzialgesetzen" 
ein einheitliches materielles Recht. Zur Vollendung der 
Ergänzung des Landrechts, des Provinzialgesetzbuches, ist 
es trotz aller Vorarbeiten 2 ) nicht gekommen, man war 
1803 dem Abschluß schon sehr nahe, als die Erwerbung 
neuer Landesteile eine erneute Durchsicht des Entwurfs nötig 
machte, mit der die Regierungen nicht mehr fertig geworden 
sind. Zur Verzögerung der Abfassung des Provinzialgesetz- 
buchs trug auch bei, daß einer der tüchtigsten Referenten, 



») Kommissorium 2. VII. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 96 1. — *) R. 44 
C. Gen. Dep. 81. R. 84 Conv. 70, Nr. 389. 
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der Kammerdirektor Wipprecht, l ) die Zusammenstellung der 
Provinzialrechte für überflüssig erklärte und es für vorteil- 
hafter hielt, „dem Allgemeinen Landrecht eine solch aus- 
gedehnte Wirkung zu verschaffen, daß die einzelnen Provinzial- 
Gesetzbücher ihre Gültigkeit verlören." 

Eircheisen entledigte sich des schwierigen Auftrags in 
kurzer Zeit mit großem Geschick. Die Regierungen ge- 
wöhnten sich rasch an das neue Verfahren, auch die Über- 
gangsperiode verlief ohne merkliche Stockung. Während 
1795 von 837 Prozessen in Bayreuth nur 159 = 19°/o erledigt 
wurden, war das Ergebnis 1796 bei 1210 Prozessen 892 
oder 74 %. 2 ) Über ein Jahr alt waren nach Weltrich 1795 
noch 257 Prozesse, 1802 nur noch 19. 

Den Abschluß der ganzen Organisation bildet das 
Ressortreglement vom 17. Mai 1 797. 3 ) Es bestimmte nicht 
nur wie das preußische Reglement vom 19. Juni 1749 die 
Grenzen der jurisdiktionellen Befugnisse von Kammern und 
Regierungen, sondern es setzte den ganzen Umfang der 
Ressorts fest. Der Grundsatz des § 2, der Justizsachen den 
Regierungen, Verwaltung der Einkünfte, Einrichtung der 
Landespolizei, soweit sie statum oeconomicum, politicum und 
das Interesse publicum betrifft, den Kammern überwies, 
erlitt aber in der Durchführung einige Änderungen. Kirchen- 
verwaltung und Schulwesen gehörten zum Regierungsressort. 
Andererseits besaßen die Kammern wie in Preußen eine 
eigene Gerichtsbarkeit. Das zwei Monate vorher erlassene 
Ressortreglement für Neuostpreußen, in dem die Kammer- 
justiz abgeschafft worden war, hatte auf Franken, wo die 
Grundzüge der Ressortverteilung bereits seit 1795 feststanden, 
keinen Einfluß. 

Zum Geschäftskreis der Kammern gehörten (§ 3): Grenz- 
Streitigkeiten von Amtsuntertanen oder von Ämtern und 

x ) Aphorismen über Provinzialgesetzbücher (anonym erschienen, 
1802). — *) Immed. Ber. Hard. 26. III. 1798. R. 44 C. Best. Dep. zu 96 c. 
— •) In den Akten befindet sich nur ein Exemplar, R. 89, 126 A. Über 
die Entstehung des Reglements ließ sich nichts feststellen. Nur in 
R. 84 Conv. 67, Nr. 368 findet sich ein Schreiben Hard. an Goldbeck 
vom 14. IV. 1797, in dem Hard. sagt, dem Entwurf zum Ressortregl. 
habe das preußische Regl. vom 19. VI. 1749 und das Organisations- 
patent zugrunde gelegen. 
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Städten, Abschoßsachen, Militärverwaltungsangelegenheiten, 
Steuern, Verwaltung der Regalien und Domänen, Landes- 
polizei, d. h. Sicherheitspolizei, Medizinal- und Armenwesen, 
Wege- und Straßenbau, Vorflutregulierungen, Meliorationen 
im weitesten Sinne; ferner die Angelegenheiten der Zünfte, 
während alle Maßregeln für Handel und Fabriken der spe- 
ziellen Genehmigung des Ministeriums bedurften, und die 
Aufsicht über die Städte, Korporationen und Gesellschaften. 

Die Gerichtsbarkeit der Kammern erstreckte sich so weit 
wie ihre Verwaltungsbefugnisse, jedoch waren die Regierungen 
bei allen Abschoßstreitigkeiten zuständig; entstanden dabei 
aber Differenzen über Landeshoheitsrechte, so mußte an das 
Ministerium berichtet werden. Für die Entscheidung von 
Landesgrenzstreitigkeiten ernannte das Ministerium besondere 
Kommissare. 

Erste Instanz der Kammerjustiz waren Magistrate und 
Kameralämter, ferner für Bergwerkssachen die Bergämter. 
Die Kreisdirektorien hatten keine Jurisdiktion. Die zweite 
Instanz bildeten die Kammerjustizdeputationen, Revisions- 
behörde war das Oberrevisionskollegium des Landesmini- 
steriums. In geeigneten Fällen, die aber nicht näher 
bezeichnet wurden, erklärte das Organisationspatent die 
Berufung vom Oberrevisionskollegium an die Reichsgerichte 
für zulässig. Der § 8 des Ressortreglements machte den 
Kammern eine unparteiische Justiz zur Pflicht. Auch wurden 
die Kammerjustitiare in ihren Bestallungen nicht nur aus- 
drücklich angewiesen, darauf zu sehen, „daß Unser höchstes 
Interesse und Vermehrung Unserer Einkünfte, soviel mit 
Konservation und ohne Bedrückung der Untertanen geschehen 
kann, überall möglichst befördert werde", sondern sie sollten 
„ihr Votum jedesmal frei und ohne Furcht und ohne alles 
Ansehen der Person oder wie es sonst Namen haben mag, 
eröffnen" und hatten ihr Augenmerk ebensosehr auch darauf 
zu richten, daß „sowohl den Bürgern in den Städten von den 
Magistraten wie den Untertanen von den Beamten schleunig 
unparteiische gute Justiz administriert werde", und bei allen 
vorkommenden Sachen sollte „was recht und billig ist, zum 
Grunde und beständigen Endzweck gesetzt werden." 
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Alle nicht ausdrücklich ausgenommenen Justizsachen 
gehörten zum Ressort der Regierungen. Sie hatten mit der 
Verwaltung, abgesehen von Kirche und Schule, nichts mehr 
zu tun, und die Senatseinteilung, die jetzt auch in Bayreuth 
durchgeführt wurde, hatte nicht mehr die frühere Bedeutung; 
jetzt war der erste Senat ausschließlich Gericht, der zweite 
Lehnhof und Vormundschaftskollegium, zugleich als Kon- 
sistorium Verwaltungsorgan. 

VI. 

Kostenaufwand und Instruktionen. 

Die neuen Behörden erforderten naturgemäß bedeutend 
mehr Zuschüsse aus den königlichen Kassen als die alten 
markgräflichen. Es ist allerdings unmöglich, die Brutto- 
kosten der früheren Verwaltung anzugeben, weil ein großer 
Teil des Aufwandes durch die Sportein vom Lande direkt 
getragen wurde, ohne daß in den Etats nur eine Spur 
davon gewesen wäre. Ferner blieben auch die Erträge 
der Besoldungsgrundstücke außer Ansatz. Zweifellos ist die 
Berechnung Bärensprungs, der den Aufwand der Verwaltung 
auf 235000 fl. beziffert, zu niedrig. 1 ) Die ansbach- bayreu- 
thischen Kollegien bezogen vor 1795 im ganzen 2131 16 fl., 
davon aus herrschaftlichen Kassen 156024 fl.; die Unter- 
behörden hatten einschließlich der Besoldungsgrundstücke 
ein Einkommen von 370 797 fl. , von denen den markgräf- 
lichen Kassen aber nur 114 647 fl., nicht ganz ein Drittel, 
zur Last fielen. 2 ) Der Gesamtaufwand betrug also 583913 fl., 
davon 270671 fl. aus den ordentlichen Staatseinkünften. Die 
Organisation von 1795—97 erhöhte den bisherigen Aufwand 
ganz bedeutend. Zunächst mußten an Beamte, die aus 
irgend welchen Gründen nicht mehr verwendet werden 
konnten, 21 000 fl. Pension bezahlt werden, ungerechnet die 
Nutzungen von Besoldungsgrundstücken, die manchem auf 
Lebenszeit noch blieben. Nach der Aufstellung, die im 
Januar 1798 für den von Friedrich Wilhelm III. befohlenen 



>) Promem. 81. V. 1793. R. 44 B. 36. — *) Immed. Ber. Hard. 
18. III. 1801. R. 89, 126 F. 
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Zivilsalarienetat angefertigt wurde, betrug die Summe der 
Besoldungen: l ) 

I. Für die Zentralinstanz 36643 Tlr. 

II. Für die Justiz: 

1. Landgericht . . . 1374 Tlr. 

2. Regierungen . . . 80266 „ 

3. Stadtgerichte ... 20761 „ 

4. Justizämter . . . 47291 „ 

Für die Justiz im ganzen also .... 149692 „ 
III. Für die Verwaltung: 

1. Kammern . / . . 82974 Tlr. 

2. Ämter 64649 „ 

3. Kreisdirekt. . . . 33600 „ 

4. Magistrate .... 18138 „ 

Für die Verwaltung im ganzen . . . 199361 „ 

Der Gesamtaufwand an Besoldungen war 385696 Tlr. 

= 674968 fl. 

Dafür aber bezogen die königlichen Kassen jetzt die 
bisher von den Beamten erhobenen Sportein, deren Höhe 
sich auf 95004 Tlr. = 166258 fl. belief. Die Nettoausgaben 
für die Verwaltung betrugen also 290691 Tlr. = 508710 fl. 
Rechnet man die Kosten des Ministeriums mit 64 000 fl. und 
7000 fl. Sporteleinnahme davon ab, so ergibt sich gegen die 
Zeit vor 1792 ein Anwachsen der Bruttokosten um 27000 fl., 
während der Aufwand der königlichen Kassen um 180000 fl. 
gestiegen war. Dagegen kamen dem Staate die Nutzungen 
aus den bisherigen Besoldungsgrundstücken zugute. Ihr Ver- 
kauf hatte 354274 fl. gebracht, außerdem hatten die Käufer 
jährliche Abgaben von 7178 fl. übernommen. 2 ) Der Erlös war 
zum Teil zur Schuldentilgung verwendet worden, zum Teil 
waren daraus die einmaligen Organisationskosten bestritten 
worden. Aus den laufenden Einnahmen, Gefallen, Pacht- 
geldern und ersparten Zinsen, ergab sich, nachdem alle Ent- 
schädigungen an die nicht mehr verwendeten Beamten bezahlt 
worden waren, noch ein Überschuß von 5490 fl. im Jahre. 

») lmmed. Ber. Hard. 10. III. 1798. R. 89, 126 A. - *) Verwalt. 
Ber. 1800. § 9. 
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Der Grund zu dieser Vermehrung des Aufwandes liegt 
vor allem in der Notwendigkeit, die Kollegien mit einer 
genügenden Anzahl ausreichend besoldeter Beamten zu be- 
setzen. Ihre Gehälter waren nicht übermäßig hoch, wenn 
auch Hardenberg nicht geizig gewesen war. Er wollte zu- 
friedene, gut bezahlte Beamte um sich sehen und war uner- 
müdlich, ihnen Zulagen zu verschaffen. „Man tat am besten, 
ohne alles Betteln und Klagen sich den freiwilligen Über- 
raschungen seines wohlwollenden Herzens getrost zu über- 
lassen", urteilte der Ritter von Lang. 1 ) Doch handelte es 
sich in solchen Fällen meist um einmalige Remunerationen, 
die allerdings fast alljährlich an alle Beamte verteilt wurden, 
bis die Kabinettsordre vom 18. Juli 1801 den Charakter der 
Gratifikation als Belohnung außergewöhnlicher Verdienste 
oder Unterstützung großer Bedürftigkeit wieder einschärfte 
und es für unzulässig erklärte, alle Beamten dazu vorzu- 
schlagen. Die etatsmäßigen Gehälter waren kaum höher als 
die der kurz vorher in Südpreußen angestellten Beamten. 2 ) 
Die Kammerpräsidenten bezogen 5452 fl. = 31 15 Tlr. (in 
Südpreußen 3000 Tlr.) , dagegen überstieg das Gehalt der 
ersten Direktoren mit 3952 fl. = 2258 Tlr. und das der zweiten 
mit 3452 fl. = 1972 Tlr. 3 ) die südpreußischen Sätze von 
1800 und 1500 Tlr. Das Gehalt der Kollegialräte schwankte 
zwischen 1500 und 2100A. (857 und 1200 Tlr.), entsprach 
also dem südpreußischen Satze von 800 — 1200 Tlr. Ver- 
hältnismäßig sehr gut waren die Stellen der Amtmänner 
bezahlt. Die ersten Kameralbeamten erhielten überall 1350 fl. 
und Naturalien, die ersten Justizbeamten 1 150 fl. und Tantieme 
an den Sportein. Daß die Gehälter überall gleich gemacht 
wurden, hatte Kretschmann gegen Koch und Kracker durch- 
gesetzt. Koch befürchtete zwar, der Eifer der Beamten 
leide, wenn ihnen die Aussicht auf Versetzung an eine 
besser besoldete Stelle nicht winke, Kretschmann aber 
glaubte, es sei für den Dienst besser, wenn die Beamten 
nicht immer nach Versetzungen strebten. 

') Lang, Memoiren I, 278. — ») Prümers, Das Jahr 1793, S. 147. 
— •) Die geringen Differenzen der Gehälter in Ansbach und Bayreuth 
sind durch die Verschiedenheiten in den Kammertaxen der Naturalien 
verursacht. 



Digitized by Google 



— 109 — 



Die höhere Bezahlung hatte nicht nur eine Verbesserung 
im Personal zur Folge, sondern der ganze Charakter änderte 
sich: die Beamten fühlten sich als Staatsbeamte, die Reste 
der alten privatwirtschaftlichen Anschauungen verschwanden. 
Dazu trug auch bei, daß die Sportein jetzt nicht mehr in 
die Tasche des einzelnen Beamten flössen, sondern in die 
Sportelkassen; aus diesen wurden, meistens mit Zuhilfenahme 
von Zuschüssen der Hauptkassen, die etatsmäßigen Gehälter 
bezahlt, die Beamten hatten von der Höhe der Sportel- 
einnahme keinen Gewinn. Die Tantieme des Justizamtmanns 
war so gering, 3°/ 0 der Einnahme, daß sie nur eine Ver- 
gütung für die Kassenverwaltung, kein Anteil an den Sportein 
war. 1 ) Auch das System der Vererbung des Amtes hörte 
auf, dienstuntaugliche Elemente wurden mit Pension ent- 
lassen, die Naehsitzverfassung wurde aufgehoben, an ihre 
Stelle trat das Gnadenquartal. 2 ) Die Witwenkasse, die von 
Anfang an mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen 
gehabt, 1792 auch noch den Staatszuschuß von 4000 fl. ver- 
loren hatte, wurde zwar nicht aufgehoben, aber zur all- 
mählichen Auflösung bestimmt. Neue Mitglieder wurden 
nicht aufgenommen, 1804 übernahm der Staat die Verwaltung 
und leistete einen jährlichen Zuschuß von 1500 fl., für die 
dereinstige Auflösung bedang er sich den Heimfall des 
Kapitals aus. Alle neu angestellten Beamten traten entweder 
in die Berliner Witwenkasse ein, oder sie mußten bei ihrer 
Verheiratung auf jede Witwenversorgung verzichten. 3 ) 

Es waren also erhebliche neue Lasten, die der Staat 
durch die neue Behördenorganisation übernahm. Aber wenn 
man die alte und neue Verwaltung vergleichen und richtig 
beurteilen will, so darf man nicht allein die Kosten ins Auge 
fassen. Erst die Leistungen können ein richtiges Bild geben, 
und sie steigerten sich in der preußischen Zeit gegenüber 
den hergebrachten Zuständen gewaltig. Es waren große 
und umfassende Aufgaben, die Hardenberg den Kammern 



l ) Rescr. 4. IX. 1792. R. 44 C. Best. Dep. 7. Allg. Sportelregl. 
16. VI. 1797. R. 44 C. Fin. Dep. 810. — *) Immed. Ber. Hard. 16. IV. 
1796. R. 44 C. Fin. Dep. 694. — *) Ber. Schuckm. u. Krackers 9. 1. 1801. 
R. 44 C. Pol. Dep. 100, Immed. Ber. Hard. 14. XII. 1804. R. 89, 126 H. 
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in der Instruktion vom 24. Juni 1 796 , den Kreisdirektorien 
und Magistraten in den Instruktionen vom 12. April 1797 
stellte. 

Die Ausarbeitung der Instruktionen hatte Eretschmann 
übernommen. Er war ursprünglich Dozent gewesen und 
verleugnete seine theoretische, doktrinär veranlagte Natur 
auch als Verwaltungsbeamter nicht. Er gab selbst zu, daß 
er „weitläufige Methoden vermöge seiner individuellen 
Denkungsart nicht verlassen könne ",*) una * 80 behandelte er 
jede Materie möglichst allgemein, um desto mehr spezielle 
Verhältnisse ihr anzupassen, „ging auf die Probleme zurück, 
worin die Einzelheiten ihrer Urquelle nach bestehen". 2 ) 
Überall, sagt Lang, 3 ) war er bemüht, Systeme und Theorien 
aufzustellen und diese gleichsam gewaltsam geltend zu 
machen. Denn von der Vortrefflichkeit seiner Grundsätze 
war er so überzeugt, daß er keinen "Widerspruch vertrug; 
daß über rechtliche Materien überhaupt Kontroversen exi- 
stieren könnten, leugnete er schlechtweg. 4 ) Dieser Hochmut, 
verbunden mit schroffer Unverträglichkeit und stürmischer 
Leidenschaftlichkeit, brachte ihn mit allen Menschen in 
Konflikt. Hardenberg fand es 1798 für ratsam, ihn aus 
seiner Umgebung zu entfernen, Koch und Kracker klagten 
über die Zähigkeit, mit der er an seinen „vonvornigen 
Prinzipien" festhielt, 5 ) Hänlein hatte Klagen über ihn, 6 ) mit 
Schuckmann kam er in Kollisionen über die Geschäftsverteilung 
bei den Kammern, als dieser seinen Plan, die Verteilung 
nach Realdepartements bis ins kleinste ohne Lokaldeparte- 
ments durchzuführen, ins Lächerliche zog mit dem Hinweis 
darauf, daß „die Dinge in der Natur nicht so disjunktiv 
sind und sich isolieren lassen als in den Systemen, daß 
Übersicht nur Mittel, nicht Zweck ist, sondern dieser auf 
das Wohl der Untertanen geht, die in Ämtern und Kreisen 
wohnen, wo es also örtlich aus allen Gesichtspunkten zu- 
sammengenommen befördert werden und bei der Exekution 



») § 199 seiner Abh. über die frank. Rittersch. R. 94 VI A c 9 a. 
— *) Gutachten 24. IX. 1794. — ») Memoiren 1 , 284. - «) Abh. a. d. 
Staats- und Privatrechte (1793): Vorrede. — *) Votum Kochs 21. II. 
1800. R. 44 C. Best. Dep. 888. — •) R. 92 Hard. J. 8»/i. 
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die disjunktive Abteilung der Systeme ein Ende haben muß. ai ) 
Auch das Freundschaftsverhältnis zu Georg Hardenberg war 
nur von kurzem Bestände, bereits 1798 war Eretschmann 
„froh, nichts mit ihm zu tun zu haben", und warf ihm vor, 
auf wenig schöne Art die Entfernung des Vizeoberjäger- 
meisters vom Stein durchgesetzt zu haben, um selbst die 
Leitung des Forstwesens zu erhalten. 2 ) 1802 kam es zwischen 
ihnen zum offenen Bruch, der bis zur Herausforderung zum 
Zweikampf führte. 3 ) Dieselbe Gewalttätigkeit zeigt sich 
auch in Kretschmanns wissenschaftlichen Arbeiten. Der 
Staatszweck ist nach seinem Lehrbuch des positiven Rechts, 
„den Menschen mit Aufopferung aller seiner Individualität 
auf eine höhere Stufe der Entwicklung zu fördern." Die 
beiden Seiten seiner Anschauung von Staat und Menschen, 
polizeistaatliches Zwangsrecht und individualistische Wohl- 
fahrtspolitik, treten noch deutlicher zutage in der Definition 
der Polizei als der Gewalt des Staates, die Glückseligkeit 
der Menschen zu befördern. Die Grundlage seiner Auf- 
fassung ist Rousseaus contrat social: natürliche Gleichheit 
aller Menschen, Selbstentäußerung aller Freiheit im Staats- 
vertrage ; der Staat ist in seinen Augen eine Gesellschaft, in 
der Beschlüsse der Majorität für die Minorität bindend sind. 4 ) 
Er arbeitete gern und rasch, freilich waren seine Ar- 
beiten oft weniger originell, als er behauptete. Für die 
Instruktionen schrieb er Lamprechts „Versuch eines voll- 
ständigen Systems der Staatslehre" zum Teil wörtlich ab; 
von dem Einfluß der Finanzmaterialien Richters auf die 
Entwürfe für die Errichtung der Kreisdirektorien war be- 
reits die Rede. Auch in seiner Geschichte der fränkischen 
Ritterschaft sind nach einer Randbemerkung Hänleins ganze 
Paragraphen aus Längs „historischer Entwicklung der teut- 
schen Staatsverfassung" wörtlich entnommen. 



») Rescr. an Schuckm. 25. VIII. , dessen Ber. 23. XI. 1797. R. 44 
C. Best. Dep. 357 a. — *) Kretsch. an Hard. (Min.) 9. IX. 1798. R. 44 
C. Best. Dep. 96 a. — ») Kab. Ord. 21. XII. 1802 an Goldbeck, die Unter- 
suchung wegen des angebl. beabsichtigten Duells Hard. mit Kr. soll 
niedergeschlagen werden. — *) Geschichte der fränkischen Ritterschaft 
§ 2, Rescr. an die Kammern , 27. V. 1797 Referent Kretschm. R. 44 C. 
Pol. Dep. 55. 
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Trotzdem wäre es ungerecht zu verkennen, daß er, auch 
wo er sich an andere anlehnte, stets etwas Eigenes hinzu- 
tat. Durch das Zurückgehen auf die Probleme, seine um- 
ständlichen Untersuchungen gewann er doch eine vertiefte 
Anschauung gegenüber der Routine der bloßen Rechnungs- 
menschen, wie die markgräflichen Kammerräte zum größten 
Teil waren. Sein Verfahren bei der Ausarbeitung der 
Kammerinstruktion charakterisiert seine Arbeitsweise. Die 
Untersuchung der Landeshoheitsgrundsätze galt ihm nur als 
Vorbedingung der Organisation überhaupt. Sein Plan einer 
Instruktion 1 ) nahm zwei Teile an: einen theoretischen, 
Maxime für die Leitung von Militär-, Polizei- und Finanz- 
sachen, einen praktischen, die Durcbführungsmittel. Der 
theoretische Teil zerfiel in zwei Unterabteilungen, einen all- 
gemeinen Teil, der die Maxime ohne besondere Rücksicht 
auf Einzelheiten in drei Abschnitten für Städte, Amter und 
Dörfer enthielt. Jeder dieser Abschnitte war dreifach ge- 
gliedert, nach Polizei-, Militär- nnd Finanzgewalt. In der 
zweiten Unterabteilung des ersten Teiles wollte Kretschmann 
auf die Maxime für die einzelnen Orte, insbesondere die 
Landeshoheitsschwierigkeiten eingehen. Der praktische Teil 
gliederte sich in drei Unterabteilungen, Personal, Kosten 
und Ressourcen, Rechnungswesen. Glücklicherweise wurde 
dieses weitläufige Schema nicht ausgeführt. Aber auch die 
Instruktionen für die beiden Kammern, die am 24. Juni 1796 
fast ganz gleichlautend erlassen wurden, und die gemeinsame 
Instruktion für alle Kreisdirektorien waren ganz das Werk 
Kretschmanns. Er gab darin ein vollständiges System seiner 
Staats- und Volkswirtschaftslehre, praktisch brauchbar waren 
sie nicht. Volkswirtschaftliche Abhandlungen waren zwar 
die meisten Behördeninstruktionen jener Zeit, man braucht 
sich nur der Instruktionen für das Generaldirektorium oder 
der für die Regierungen vom 26. Dezember 1808 zu erinnern. 
Aber sie alle enthielten daneben auch Anordnungen über 
die Art der Geschäftsbehandlung, die in Kretschmanns 
Kammerinstruktionen ganz fehlten, in der für die Kreis- 
direktorien nur dürftig waren. Vor allem vermißte man 



>) Promem. 10. IV. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 234. 
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eine klare Abgrenzung der Kompetenzen der einzelnen Be- 
hörden; darin wollte die Bayreuther Kammer die Haupt- 
ursache aller Mängel der Behördenorganisation sehen. 1 ) Auch 
fehlte es an einer genauen Unterscheidung von dringenden 
und weniger dringenden Aufgaben. Kretschmann wollte — so 
warf ihm Kracker vor 2 ) — alles auf einmal fordern; für alles 
schrieb er das gleiche umständliche Verfahren vor, nach ihm 
kam es vor allem darauf an, möglichst viele Tabellen zu 
sammeln, um sich „durch den Generalstatus den Schlüssel zur 
Staatswirtschaft reichen zu lassen"; 8 ) erst dann sollte an die 
Lösung der praktischen Aufgaben herangetreten werden. 

Die Aufgabe, die die preußische Verwaltung in den 
Fürstentümern zu erfüllen hatte, war, das von den Mark- 
grafen Versäumte nachzuholen, ihnen die Errungenschaften 
des aufgeklärten Despotismus zu bringen. Und daher machten 
die Instruktionen den Behörden eine umfassende, alles be- 
vormundende und leitende Politik zur Pflicht, sie sollten 
„auf alle Untertanen und ihre Beschäftigungen ein wach- 
sames Auge haben." 4 ) Aber weit energischer noch als 
Friedrich "Wilhelm I. und Friedrich der Große wollte Kretsch- 
mann vorgehen. Aus dem revolutionären Gedanken der 
natürlichen Gleichheit aller Menschen und der Rousseau- 
schen Staatstheorie folgerte er die schrankenlose Unter- 
werfung des Individuums unter den souveränen Staat. Die 
erste Verwirklichung dieses Gedankens von der unbedingten 
Staatshoheit waren die Revindikationen gewesen; an ihnen 
festzuhalten und ihre Konsequenzen überall zu ziehen, schärften 
alle Instruktionen ein. Absolute Gleichförmigkeit nicht nur 
in der Behandlung immediater und mediater Untertanen, 
sondern überhaupt in der Staatsverwaltung, Aufhebung aller 
Unterschiede in Maß und Gewicht, in Zöllen und Steuern 
waren die Hauptgesichtspunkte; kein Privilegium, kein alt- 
hergebrachter Besitz sollte in der Durchführung dieser Grund- 
sätze den Staat hindern. 

Aber noch in einem anderen Punkte zeigt sich der 
Einfluß der neuen Zeit auf den Verfasser der Instruktionen. 

x ) Ber. 1. V. 1808. B. 44 C. Best. Dep. 605. — *) Bemerk, zu dem 
Entwurf der Kreisdir. Instr. — s ) Art. 3 der Kammerinstruktion. — 
4 ) Art. 5 der Kammerinstruktion. 

Härtung, Hardenberg. 8 
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Von der herben Strenge der Staatsidee Friedrichs des Großen, 
der seine ganze Tätigkeit nur auf das eine Ziel, die Macht 
und Größe des Staates, gerichtet und seine ausgedehnte 
Wohlfahrtspolitik, Bauernschutz, Handelspolitik, Fabriken- 
pflege, dem Staate und speziell den Staatseinkünften dienst- 
bar gemacht hat, spürt man in diesen Instruktionen nichts 
mehr. Wohl blieb auch für Hardenberg immer der Staat 
im Mittelpunkt der Politik, auch der Finanz- und Wirt- 
schaftspolitik. Aber die Lehren Rousseaus und Benthams 
waren doch nicht ohne Eindruck auf ihn geblieben, das 
Individuum wurde das Objekt der staatlichen Fürsorge. Das 
Wort Ciceros „commodum et felicitas populi prima omnium 
legum" hatte sich Lamprecht zum Motto genommen, und 
Lamprechts Ideal, „den Bürger in allem Betracht gesitteter, 
gesunder, aufgeklärter, wohlhabender, sicherer zu machen, 
ihm Bequemlichkeiten und Annehmlichkeiten des Lebens zu 
verschaffen, die Beförderung seiner Glückseligkeit" 1 ), galt 
auch für Kretschmann. 

Doch es ist nicht nur dieses Wohlfahrtsideal, es ist 
zugleich die neue Auffassung der Staatswirtschaft, die hier 
zutage tritt. Die Physiokraten hatten die einseitig fiskalische 
Finanzpolitik überwunden, auf den Zusammenhang von Finanz- 
und Volkswirtschaft hingewiesen, hatten der Auffassung Bahn 
gebrochen, daß es nicht sowohl auf blühende Finanzen als 
auf eine blühende Volkswirtschaft ankomme. Auch Kretsch- 
mann verachtete „die Rechnungsmenschen, die jedes Ein- 
nahmeplu8 als Glück und jedes Minus als Unglück ohne 
Untersuchung der Ursachen hinnahmen". 2 ) Den vertieften 
staatlichen und volkswirtschaftlichen Ansichten entsprechend 
tritt das fiskalische Moment in den Instruktionen zurück 
hinter das allgemeine Staats- und volkswirtschaftliche Inter- 
esse, es muß sich den Forderungen der Wissenschaft fügen. 

Die Instruktionen sind also Erzeugnisse der Übergangs- 
periode vom alten merkantilistischen Polizeistaat zum moder- 
nen Individualismus. Und ein solcher Kompromiß von alten 
und neuen Ideen ist auch die Wirtschaftspolitik der In- 
struktionen. Sie steht in der Mitte zwischen der mer- 



») § 394 seines Systems. — ') Promem. 24. IX. 1794. 
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kantilistischen Anschauung von der unbedingten Nützlichkeit 
von Fabriken und dem Glauben Adam Smiths an die un- 
bedingt günstigen Folgen der freien Konkurrenz. Der Staat 
verzichtet nicht darauf, auch die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse zu regeln und zu leiten, aber er erhebt nicht mehr 
den Anspruch, sie allein zu beherrschen. Den natürlichen 
Bedingungen des Wirtschaftslebens wollen die Kammer- 
instruktionen Rechnung tragen, sie bezeichnen die Land- 
wirtschaft als den solidesten Grund zur Yermehrung der 
Einkünfte und verlangen daher Förderung der Aufteilung 
der Gemeinheiten, Fixierung der unbeständigen Abgaben, 
der Handlöhne, 1 ) der Dienste, Verbesserungen des Betriebs, 
Einführung neuer Getreidearten, Sorge für guten Absatz. 
Eine einseitige Unterstützung der Fabriken wird abgelehnt 
und mit Rücksicht auf die Lage der Fürstentümer die 
Hebung des Handels und speziell des Durchfuhrhandels als 
wünschenswert bezeichnet. Ganz merkantilistisch dagegen 
sind die Bestimmungen über das Handwerk, 2 ) Erhaltung der 
Zünfte, Beseitigung der Handwerker auf dem flachen Lande, 
strenge Staatsaufsicht, Verbot aller Auswüchse der Zünfte 
sind die den Kammern erteilten Vorschriften. 

Daß Hardenberg die Entwürfe Kretschmanns ohne Ver- 
änderungen daran vorzunehmen 3 ) vollzog, beweist kaum sein 
Einverständnis mit allen ihren Einzelheiten. Schwerlich 
billigte er die letzten Konsequenzen der von Kretschmann 
schroff formulierten Prinzipien, dazu war er doch zu wenig 
ein systematischer Kopf. Auch ist gerade bei den Kammer- 
instruktionen ein persönlicher Anteil Hardenbergs nicht zu 
. erkennen, die Vorbereitungen zur Durchsetzung der Landes- 
hoheit und zum Vorgehen gegen Nürnberg nahmen in jenen 
Tagen seine Aufmerksamkeit wohl ganz in Anspruch. Aber 
den allgemeinen Standpunkt teilte er doch zweifellos. Auch 
er befand sich noch im Übergangsstadium von merkantili- 
stischen zu individualistischen Ansichten,*) aber er neigte 

*) Handlohn ist die Abgabe, die von den meisten Bauerngütern 
in Franken bei jedem Besitzwechsel an den Grundherrn gezahlt werden 
mußte. Ihre Höhe ist lokal sehr verschieden. Vgl. unten 7. Kap. — 
*) Eammerin8trnktion Art. 8 und 12. — ') Mit Ausnahme der die äußere 
Organisation des Kreisdirektoriums betr. Stellen. — *) Vgl. 7. KapiteL 

8* 
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schon damals unverkennbar den freieren Richtungen zu. Er 
vertrat noch den Standpunkt, daß der Staat in das wirt- 
schaftliche Leben der Einzelnen eingreifen müsse ; aber wie 
er schon 1779 die Belebung von Nahrung und Gewerbe in 
erster Linie von Freiheit und Eigentum erhoffte, 1 ) so war 
er auch 1 796 von dem Glauben, daß der Staat alles tun und 
regeln könne, weit entfernt, nur die Beförderung der natür- 
lichen Anlagen, keine künstliche Erzeugung der Industrie 
wollte er. Immer mehr lebte er sich in den Ideenkreis der 
neuen narionalökonomischen Schule ein, begeisterte sich für 
den Gedanken der unbeschränkten wirtschaftlichen Freiheit. 
Sie pries er in der Rigaer Denkschrift als das Hauptmittel, 
um Preußens Wohlstand wieder zu heben. Die Brücke 
zwischen den beiden entgegengesetzten Programmen, den 
Kammerinstruktionen und der Rigaer Denkschrift, bildet die 
Idee der Arbeit des Individuums als der Grundlage aller 
Volkswirtschaft und des staatlichen Lebens überhaupt. Wie 
sie die Rigaer Denkschrift beherrscht, 2 ) so ist sie auch trotz 
der polizeistaatlichen Umhüllung der Kern und Ausgangs- 
punkt der volkswirtschaftlichen Anschauung der Instruktionen. 
Wie das preußische Königtum von 1713 an mit unermüd- 
lichem Fleiß, freilich auch mit schwerem Druck und hartem 
Zwang, sein Volk zur Arbeit zu erziehen und zu gewöhnen 
sich bemüht hatte, so sollte jetzt in Franken das preußische 
Beamtentum dieses Erziehungswerk in die Hand nehmen, sollte 
Arbeitsamkeit, Pünktlichkeit und Geschicklichkeit wecken 
und pflegen. Diesem Zwecke sollte auch die auf Harden- 
bergs Antrag verfügte Einschränkung der Feiertage dienen. 3 ) 
Und darum ist es kein Bruch mit den Tendenzen der In- 
struktionen, sondern es ist der Abschluß dieser erzieherischen 
Wirksamkeit, wenn Hardenberg in der Rigaer Denkschrift 



*) Klose, S. 23. — ») Ranke, S.W. 48, 63. — ») Edikt 20. XI. 1796. 
R. 44 B. 28. Es fielen dadurch weg : erstens die Feier der dritten 
Feiertage an den drei hoben Festen; zweitens Epiphanias, Lichtmeß, 
Matthias, Philippi und Jakobi, Walpurgis, Johannes der Täufer,, Peter 
und Paul, Visitatio Maria, Jakobi, Bartholomäi, Michaelis, Simonis und 
Judä, Martini, Andreas, Thomas ; drittens Gründonnerstag, doch blieben 
die an einzelnen Orten üblichen Gottesdienste an diesem Tag bestehen. 
Frondienste durften an aufgehobenen Feiertagen nicht gefordert werden. 
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das Individuum mündig spricht und für den Einzelnen den 
freien Gebrauch der Kräfte fordert. 

Die Vollendung der Behördenorganisation bildet eine 
Epoche für die preußische Verwaltung in Franken. Es waren 
die Bedingungen geschaffen worden, ohne die eine Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung in Franken nicht möglich 
gewesen wäre. Es war ein geschlossenes Staatsgebiet her- 
gestellt, die Rechtspflege war reformiert, es waren Organe 
gebildet worden, die nicht nur für Ordnung und Sicherheit 
zu sorgen hatten, sondern auch das Wirtschaftsleben pflegen 
und fördern sollten. Dies alles war bis zum t. Juni 1797 
im wesentlichen vollendet. Damit schließt der erste Ab- 
schnitt von Hardenbergs Verwaltungstätigkeit. Er machte 
den Versuch, die wichtigsten Ergebnisse der fünf ereignis- 
reichen Jahre 1792 — 1797 in dem „Generalbericht über die 
Verwaltung der Fürstentümer Ansbach und Bayreuth" zu- 
sammenzufassen, den er am 10. Juni 1797 dem König über- 
reichte. Vielleicht beabsichtigte er auch, Anklagen und 
Verdächtigungen seiner Gegner dadurch zu widerlegen. l ) 
Die bedeutendsten Leistungen, die Herstellung des ge- 
schlossenen Territoriums und die Neuorganisation der Be- 
hörden, besprach Hardenberg verhältnismäßig kurz. Von 
der prinzipiellen Bedeutung der Revindikationen findet sich 
in dem Berichte kein Wort, er bezeichnete sie nur als Ver- 

*) Mehr läßt sich auf Grund des mir bekannten Materials nicht 
über die Veranlassung zur Abfassung des Berichts sagen. Falsch ist 
es jedenfalls, wenn Chr. Meyer (S. 84 der Sonderausgabe des Gen. Ber.) 
den am 10. Juni 1797 dem König Friedrich Wilhelm II. überreichten 
Bericht mit der erst ein Jahr später unter Friedrich Wilhelm III. er- 
folgten Versetzung Hardenbergs ins Generaldirektorium (vgl. das folg. 
Kapitel) in Verbindung bringt, indem er diese ins Jahr 1797 verlegt, 
wo von ihr noch gar nicht die Rede war. 

Benutzt hat Hardenberg außer Notizen seiner Räte, vor allem 
Kretschmanns und Schuckmanns (R. 44 C. Best. Dep. 96 h), Berichte der 
Kammern über ihre Tätigkeit seit Erlaß der Instruktionen (Ansb. 
Kammer 29. XII. 1796, Bayr. 29. 1. 1797 R. 44 C. Best. Dep. 240 u. 241). 
Die Angaben über den Bergbau (§§ 173ff.) hat Hardenberg A. v. Hum- 
boldts Darstellung des Bergbaus (R. 44 C. Pol. Dep. 34 a) entnommen, 
die Beschreibung der Steuerverfassung (§§ 203/4) stammt aus dem 
S. 99 N. 2 erwähnten Buche Fischers über Ansbach und aus v. Meyerns 
„Nachrichten von der polit. u. Ökonom. Verfassung des Fürst. Bayreuth." 
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nichtung der Usurpationen des ritterschaftlichen Systems. 
Auch bei der Behördenorganisation begnügte er sich mit 
einer knappen Aufzählung der einzelnen Behörden, während 
er den Hauptunterschied gegen die frühere Zeit, die Ver- 
staatlichung der Verwaltung auch in den Unterinstanzen, 
gar nicht berührte; von den Ämtern sagte er nur (§ 50): 
„Man hat die vielen kleinen Ämter in große vereinigt und 
arbeitet nun an ihrer Purifikation. u Den Hauptinhalt seiner 
Schilderung nahm die Wirtschaftspolitik ein; aber er gab 
doch mehr ein Programm für die Zukunft als eine Dar- 
stellung positiver Leistungen, häufig mußte er darauf 
hinweisen, daß die Landeshoheitsverhältnisse bisher eine 
Wohlfahrtspolitik großen Stils verhindert hatten. 1 ) Selbst- 
verständlich war auch in den Jahren von 1792 — 97 manches 
zur Beförderung von Handel und Gewerbe geschehen, aber 
das Wichtigste war doch, daß ein Staat mit schlagfertigen 
Verwaltungsorganen geschaffen worden war. Es war die 
Grundlage gelegt worden, auf der nun fast ein Jahrzehnt 
lang weiter gebaut werden konnte. 



Viertes Kapitel. 

Veränderungen in der Behördenorganisation 

1798 - 1803. 

I. 

Die Auflösung des Landesministeriums. 

Als am 16. November 1797 Friedrich Wilhelm II. seinem 
Leiden erlag, herrschte eine ähnliche Stimmung in Preußen 
wie 1 1 Jahre zuvor. Man fühlte sich unbefriedigt unter dem 
alten Regimente und erhoffte von dem neuen Monarchen 
auch ein neues glückliches Zeitalter. Aber ein Unterschied 
bestand doch zwischen 1786 und 1797. Damals, „als die 
erdrückende Größe des alten Helden von hinnen ging, hatte 

») §§ 132, 139, 140, 181, 192, 198. 
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die Kleinheit der Menschen erleichtert aufgeatmet". 1 ) Jetzt 
nachdem man 11 Jahre unter einer sanfteren aber schlaffen 
uud nachgiebigen Herrschaft gestanden hatte, mußte mau 
wieder eine festere Regierung, Herstellung der Ordnung und 
Sparsamkeit, wünschen, die im Laufe dieser Jahre verloren 
gegangen war. Die Zerfahrenheit der obersten Staats- 
regierung, die ihren Halt und ihre Einheit nicht mehr in 
der Person des Königs fand, die Willkür und Unberechen- 
barkeit der Günstlingswirtschaft waren die auf allen Gebieten 
fühlbaren Mängel unter Friedrich Wilhelm IL gewesen, 
unter denen auch Hardenberg gelitten hatte, als er sich 
zwei Jahre lang vergeblich bemühte, eine klar abgegrenzte 
Stellung zu erhalten, als einander widersprechende Befehle 
des Königs einliefen. 2 ) Zu einer Reform war Friedrich 
Wilhelm U. nicht imstande gewesen, und so richteten sich 
alle Hoffnungen auf den jungen König. 

Hardenberg hatte sich Friedrich Wilhelm III. schon 
als Kronprinzen zu nähern versucht. Es waren zwei ganz 
verschiedene Naturen, die hier zum erstenmal in Berührung 
kamen, der schüchterne, im persönlichen Verkehr unbeholfene, 
vor allem Genialen scheu zurückweichende Fürst, das Urbild 
eines sparsamen, ehrbaren und schlichten Hausvaters, der 
aber einer der wichtigsten Eigenschaften des Herrschers, 
der Entschlußkraft, entbehrte und sich der drückenden Last 
der Königs würde am liebsten entledigt hätte, und der leicht- 
lebige, weltgewandte Minister, Glanz und Prunk liebend, 
immer in ärgerliche Verhältnisse mit Frauen verstrickt, aber 
trotz aller Mängel und Schwächen ein Staatsmann, der sich 
zum Alleinherrschen geboren fühlte; es waren Gegensätze, 
die Hardenbergs Stellung beim König in den ersten Jahren 
sehr erschwerten. Erst langsam gelang es ihm in den Jahren 
der Not und Gefahr, sich dem König zu nähern, durch sein 
schmiegsames Wesen sich sein Vertrauen zu erwerben und 
zu erhalten und sich ihm unentbehrlich zu machen. Damals 
waren Friedrich Wilhelm und Hardenberg einander fast 
noch fremd. Der Kronprinz hatte verbindlich gedankt, als 
der Minister auch ihm den Generalbericht zugesandt hatte, 



') Treitschke, Deutsche Gesch. I, 104. - «) Vgl. oben S. 62. 
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aber auf persönliche Beziehungen zwischen ihnen zu dieser 
Zeit läßt nichts schließen. Doch hat Hardenberg anscheinend 
während seiner Anwesenheit in Berlin im Frühjahr 1 797 mit 
dem Kronprinzen über die Notwendigkeit einer Reform 
gesprochen; sicherlich hat er die Erlaubnis erhalten, eine 
schriftliche Darstellung seiner Ansichten dem Kronprinzen 
zuzustellen. Der Denkschrift, die er daraufhin am 25. Juli 
1797 zusandte, gab er die Überschrift „Ideen zur Errichtung 
eines Conseils u . 1 ) Sie beschäftigte sich mit der Frage, um 
deren Lösung das folgende Jahrzehnt hindurch erbittert 
gekämpft worden ist, mit der Frage nach der Gestaltung 
der obersten Staatsbehörden, nach Herstellung der Über- 
sicht des Ganzen der Verwaltung. Hardenberg berührte 
sich in seinen Anschauungen mit Stein, der kurz vorher an 
seinen Bruder, den ansbachischen Vizeoberjägermeister, ge- 
schrieben hatte: 2 ) „Unsere Minister sind beschränkt auf die 
Holle erster Commis eines Bureaus, das die laufenden Ge- 
schäfte expediert. Ihre Stellung hat keine Achtung mehr, 
und es gibt keinen Zusammenhang in den Geschäften; diese 
stellen nur noch eine zusammenhangslose Anhäufung von 
großenteils kindischen Einzelheiten dar." Ähnlich bezeichnete 
auch Hardenberg als den Hauptmangel des bisherigen 
Systems, „daß gegenwärtig weder der König noch irgend 
jemand eine vollständige Übersicht von der ganzen Ver- 
waltung hat noch haben kann. Die Folge ist, daß wenn 
auch einzelne Zweige aufs beste verwaltet werden, dennoch 
das Ganze es keineswegs ist; daß die Kräfte der Monarchie 
weder in politischer noch in Finanzrücksicht so benutzt 
werden, als sie sollen". Es schien ihm „ein großer Fehler 
bei den übrigens so vortrefflichen preußischen Einrichtungen 
zu sein, daß so viele Zweige der Administration ganz un- 
abhängig von den anderen bearbeitet werden". Wenn auch 
der König „der Zentralpunkt, wo alles zusammenlaufe, sei 
und bleiben müsse", so sei doch eine Änderung unabweisbar, 
um ihn instand zu setzen, „daß er mit Sachkenntnis und 
Effekt dieser Zentralpunkt sein könne 4 *. Er faßte die Auf- 
gabe dahin zusammen, es gelte Mittel zu finden, dem König 



•) R. 92 Hard. B. 24. - J ) 8. II. 1797, Lehmann I, 175. 
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auf die leichteste aber vollständigste Weise jene Übersicht 
des Ganzen fortdauernd zu verschaffen. Eine solche Ände- 
rung wäre auch unter Friedrich dem Großen „trotz dessen 
anhaltender unnachahmlicher Tätigkeit und Geistesgröße tf 
anwendbar gewesen, jetzt aber sei sie durchaus notwendig. 

Die königliche Autokratie wollte Hardenberg nicht be- 
seitigen, sondern gegenüber der bisherigen Kabinetts- und 
Günstlingsregierung noch verstärken; er kehrte zu dem alten 
Geheimen Rat unter königlichem Vorsitz zurück, freilich in 
etwas anderer Form. An die Stelle des nur noch nominell 
existierenden und viel zu zahlreichen Geheimen Staatsrats 
sollte ein Kabinettsministerium treten. Dessen Aufgabe war 
die Bearbeitung aller Dinge, die zur Übersicht des Ganzen 
erforderlich sind, Vortrag beim König und Kontrolle der 
Verwaltung in der ganzen Monarchie. Die Vorträge sollten 
in gemeinsamen Sitzungen der Kabinettsminister unter dem 
Präsidium des Königs zwei- bis dreimal in der Woche statt- 
finden. Den Einwand, der König verliere dadurch an Selb- 
ständigkeit, wies Hardenberg zurück, er hielt ihm den Vor- 
teil entgegen, „er werde weniger Gefahr laufen, daß ihm in 
Ausübung seiner Befehle etwas in den Weg gelegt werde, 
daß durch Kabale und persönliche Rücksichten etwas er- 
schlichen oder Gutes verhindert werde, als wenn die Vor- 
träge und Angelegenheiten durch die Hände von halb oder 
gar nicht unterrichteten Personen gehen". 

Das Kabinettsministerium sollte aus vier Ministern be- 
stehen. Der erste war der Minister des Auswärtigen; all- 
gemeine Grundsätze und Fragen über das anzunehmende 
politische System waren die Gegenstände seines Vortrags 
beim König, die Ausführung sollte der Minister mit Hilfe 
eines Bureaus allein besorgen. 

Das Armeekommando sollte der König allein behalten, 
für alle Militärsachen aber, die Einfluß auf das Ganze 
hätten oder mit anderen Zweigen der Administration in Ver- 
bindung ständen, ein Kriegsministerium errichtet werden, 
dessen Leiter, einem Offizier, zugleich Sitz und Stimme im 
Kabinettsministerium zugedacht war. 

Dem dritten Minister, dem des Innern, wies der Entwurf 
gar keine Verwaltungsgeschäfte zu. Er hatte „nur die Auf- 
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«cht und Eontrolle darüber (Provinzial- und Finanzver- 
waltung), damit in der ganzen Monarchie nach dem all- 
gemeinen System zweckmäßig verfahren werde". 

Einen besonderen Minister für die Justiz forderte Harden- 
berg deshalb, weil „in einem wohleingerichteten Staat die 
Justiz ganz unabhängig von dem Einfluß der anderen Ressorts 
sein müsse". 

Die bisherigen Zentralinstanzen paßten zu dem geplanten 
System nicht und sollten daher umgewandelt werden, das 
alte kollegiale Departement der auswärtigen Angelegenheiten 
ganz wegfallen, das Justizdepartement Justizministerium wer- 
den, das geistliche Departement unter das Ministerium des 
Innern treten; das Generaldirektorium sollte sich auflösen 
und fünf bis sechs dirigierende Minister ihren Aufenthalt in 
den Provinzen nehmen. Nur für Angelegenheiten, die tech- 
nische Kenntnisse und Einheitlichkeit der Grundsätze for- 
derten, sollten drei dem Kabinettsministerium untergeordnete 
Realministerien geschaffen werden, und zwar eines für Handel, 
Bank-, Münz- und Accisewesen, das zweite für die Berg- 
werks-, das dritte für die Militärverwaltung. Die Neuein- 
richtung sollte sich vorläufig auf das Kabinettsrainisterium 
beschränken, die neuen Provinzialminister erst allmählich 
nach dem Tode der Mitglieder des Generaldirektoriums 
ernannt werden. 

Welche Stelle Hardenberg in diesen neuen Behörden für 
sich auserBehen hatte, ob er sich mit der als Provinzial- 
minister in Bayreuth begnügen oder ob er Kabinettsminister 
werden wollte, darüber findet sich keine Andeutung. Es ist 
auffallend, daß er, der spätere Staatskanzler, ein mehr- 
gliedriges Ministerium zum obersten Organ des Staates vor- 
schlug; aber trotzdem besteht kein Widerspruch zwischen 
den Ideen von 1797 und den Forderungen von 1810. Als 
Hardenberg im Sommer 1797 seinen Entwurf niederschrieb, 
war durch die Regierung Friedrich Wilhelms II. erwiesen, 
daß die Zentralinstanz einer Reform bedürfe, es war dagegen 
noch ungewiß, wie Friedrich Wilhelm III. regieren werde; 
als Hardenberg 1807 allein Minister zu sein verlangte, 1810 
sich die Machtfülle des Staatskanzlers ausbedang, waren die 
schlimmsten Jahre der Kabinettsregierung eben beendet, die 
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Gefahr ihrer Wiederkehr nicht ausgeschlossen. 1797 konnte 
Hardenberg hoffen, daß eine Verstärkung der Ministerposition 
genügen werde, daß Friedrich Wilhelm in Konferenzen mit 
einigen wenigen Ministern selbst zu regieren, in sich die 
Einheit der Staatsverwaltung zu schaffen fähig sein werde; 
diese Hoffnung war 1807 nicht mehr möglich, „die kurze 
Erfahrung der ersten Monate dieses Jahres war hinreichend 
zu beweisen, daß durch den Vortrag bei des Königs Majestät 
in Gegenwart aller Minister der Zweck nicht erreicht werde", 1 ) 
es mußte zur Herstellung einer Verbindung zwischen König 
und Ministern ein Zwischenglied eintreten, das Hardenberg 
in einem dem Ministerkollegium übergeordneten Staatskanzler 
schuf. In seinem Ressort sollte schon nach dem Entwurf 
von 1 797 jeder Minister allein verfügen und entscheiden, das 
kollegiale Kabinettsministerium hatte nur den Zweck, den 
unentbehrlichen Zusammenhang der ganzen Staatsverwaltung 
herzustellen. 

Erfolg hatten seine Anregungen nicht. Sie weckten nur 
von neuem bei manchen Neidern Hardenbergs den Verdacht, 
er strebe nach Einfluß auf den König, und daher wirkten 
sie zusammen gegen den abwesenden Minister. Haugwitz, 
der sich gegen die rücksichtslose energische Politik Harden- 
bergs in den Landeshoheitssachen immer abgeneigt gezeigt 
hatte, aber die Vollziehung der Instruktion vom 12. April 1796 
nicht hatte hindern können, machte „mit seiner gewohnten 
Freimütigkeit" dem neuen König gleich nach seinem Regie- 
rungsantritt die politischen Bedenklich keiten des Harden- 
bergischen Systems klar. 2 ) Und er hatte auch die Genugtuung, 
daß der König am 2. März 1798 Hardenberg anwies, alle 
gewaltsamen Maßregeln zur Durchsetzung der Landeshoheit 
zu unterlassen. Aber er war nicht der einzige, der Harden- 
bergs Unabhängigkeit zu untergraben sich bemühte. Der 
Großkanzler von Goldbeck, der 1795 nur ungern auf die 
Leitung des fränkischen Justizwesens verzichtet hatte, 3 ) ver- 
anlaßte den König mit der Begründung, nach der Vollendung 
der Justizorganisation sei ein besonderer Chef der Justiz in 
Franken nicht mehr nötig, ihm auch die Leitung der Justiz- 

l ) Hard. an Voß 31. V. 1807, Denkw. III, 405. - ») Haugw. au 
Beyme 10. VII. 1798. R. 89, 126 E. — ») S. oben S. 79. 
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geschäfte in Franken zu übertragen. 1 ) Hardenberg erhielt da- 
von Kenntnis mit den ungnädigen Worten, eine längere Tren- 
nung der fränkischen Justiz vom Justizdepartement störe die 
Einheit, „wovon Ich selbst bei Prüfung der aus den dortigen 
Provinzen in Justizsachen häufig eingelaufenen Beschwerden 
unangenehme Erfahrungen gemacht habe u . Hardenberg recht- 
fertigte seine Justizverwaltung durch eine Schilderung der 
Mängel der markgräflichen Justiz, des Wustes von Provinzial- 
gesetzen, des langsamen Prozeßganges, der schlecht besetzten 
Kollegien und erbärmlichen Untergerichte, der Sportelsucht 
und schlechten Bezahlung der Richter. Dadurch trat das, was 
in der kurzen Zeit von 1795 an geleistet worden war, erst in 
die rechte Beleuchtung, die Organisation der Kollegien und 
Untergerichte, die ohne Durchführung der Landeshoheit nicht 
hätten reformiert werden können, die Einführung des neuen 
Gesetzbuches und der Prozeßordnung, vor allem die Auf- 
arbeitung aller Reste. Um sich ganz rechtfertigen zu können, 
bat er um eine Justizvisitation. 2 ) Der König lenkte auch 
ein, erklärte, das Unangenehme der Beschwerden liege allein 
darin, daß das Justizdepartement nur langsam darüber Aus- 
kunft geben könne, gab aber dafür keinen Grund an, warum 
bei Beschwerden aus Ansbach - Bayreuth die Auskunft nicht 
von Hardenberg verlangt werde. Eine Justizvisitation ordnete 
der König nicht an, sondern versicherte Hardenberg und die 
Regierungen seines Vertrauens. 

Der gefährlichste Angriff gegen Hardenbergs Stellung 
ging von seinem alten Feinde Schulenburg aus. Diesem in 
den letzten Jahren Friedrich Wilhelms n. ganz in den 
Hintergrund getretenen Manne schenkte FriedrichWilhelm III. 
unbegrenztes Vertrauen. Er bewunderte „seinen Scharfblick 
und sein richtiges Urteil", er verließ sich unbedingt auf seine 
Rechtschaffenheit. 3 ) Schulenburg war eine dem König ver- 
wandte Natur: prosaisch, schwunglos, nur aufs Praktische 
gerichtet. Er liebte nach seinen eigenen Worten 4 ) „die 
Ordnung bis zum Lächerlichen und die Pünktlichkeit bis 

») Kab. Ord. an Goldbeck 8. III., an Hard. 9. III. 1798. - *) Immed. 
Ber. Hard. 26. III. 1798. R.44 C. Best. Dep.96c, Kab. Ord. 11. IV. — 
>) Lehmann, Stein I, 256. - *) Denkw. veröffentl. von W. Naude* F.B.P.G. 
XV, 385 ff. 
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zur Pedanterie". Er war eine durchaus kleinliche, in allen 
wichtigen Dingen unentschlossene Natur. Er war ursprung- 
lich Offizier gewesen, dann Landrat geworden und rasch 
bis zum Minister aufgestiegen; seit 1771 war er Mitglied des 
Generaldirektoriums. Es fehlte ihm daher die wissenschaft- 
liche Bildung; er ersetzte sie durch langjährige praktische 
Erfahrungen, und die Folge davon war, daß er die Formen 
gegenüber dem inneren Wesen der Dinge überschätzte. 
Ängstlich hielt er an den altpreußischen Traditionen fest; 
gegen Hardenbergs Verwaltung in Franken hatte er von 
Anfang an ein unüberwindliches Mißtrauen gehabt Aber 
gerade das, was Schulenburg fehlte, neue Gedanken, kühne 
Ideen, die Leidenschaftlichkeit des Reformators, das ging 
auch dem König ab. In der Rückkehr zu den altpreußi- 
schen Formen sah er das Heil, und dafür fand er bei 
Schulenburg Sachkunde und Verständnis. Seiner langen 
Dienstzeit wegen erschien dieser, obwohl er erst 56 Jahre 
alt war, als die Verkörperung der ehrwürdigen Traditionen 
Friedrichs des Großen. Ihm erteilte Friedrich Wilhelm IH. 
den schwierigen Auftrag, Ordnung und Übersicht zunächst 
in die Finanzen zu bringen. Er ernannte ihn am 19. Februar 
1798 zum Generalkontrolleur der Finanzen und Chef der 
Oberrechenkammer. 1 ) Die Absicht des Königs war einmal, 
die Oberrechenkammer wieder zu ihrer alten unabhängigen 
Stellung emporzuheben, und ferner „alle Branchen des Staates 
mehr als bisher in Verbindung zu setzen und die Chefs 
sämtlicher Departements zu veranlassen, bei Bearbeitung der 
ihnen übertragenen einzelnen Partien stets das Ganze vor 
Augen zu haben und nur nach einem gemeinsamen Ziele 
zu streben". Was Hardenberg mit seinem Kabinetts- 
ministerium gewünscht hatte, das sollte die Generalkontrolle 
werden: „ein Vereinigungspunkt, in dem die Resultate der 
ganzen Staatsverwaltung sich konzentrieren und gründlich 
übersehen werden können". So weit wurde die Macht der 
Generalkontrolle ausgedehnt, daß ihr alle Kassen ohne Aus- 
nahme, auch die Dispositionskasse, unterstellt wurden. 



*) Instr. gedruckt bei Hertel, die preußische Oberrechnungs- 
kammer S. 98, Kab. Ord. v. gleichen Tage bei Hertel, Ergänzungsheft S. 3. 
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Die Schilderung der Entwicklung oder vielmehr der 
Verkümmerung dieser neuen Behörde, die niemals ein Ver- 
einigungspunkt für das Ganze geworden ist, gehört nicht 
in den Kähmen dieser Arbeit. Einfluß auf die fränkische 
Verwaltung hat die Generalkontrolle nur in dem ersten 
Jahre ihres Bestehens gewonnen, als man noch mit frischen 
Kräften daran ging, Ordnung in die Finanzen zu bringen. 

Da den Anstoß zu den Reformversuchen die finanziellen 
Verlegenheiten bildeten, wurde zunächst versucht, eine Über- 
sicht über die Verwaltungskosten des Staates herzustellen, 
und zu diesem Zwecke erhielt am 28. Dezember 1797 die 
Oberrechenkammer den Befehl, einen Generalzivilsalarien- 
etat auszuarbeiten. Alle Minister mußten eine Übersicht 
über den Gesamtaufwand an Besoldungen in ihren Ressorts 
einsenden. Hardenberg erfüllte diese Verpflichtung am 
tO. März 1798. Die Summe aller Zivilbesoldungen ohne 
Naturalien und ohne die Gehälter der Geistlichen, Lehrer 
und Universitätsprofessoren war 510877 Tlr. = 894 000 fl. 
Schulenburg benutzte die Gelegenheit, um energisch gegen 
Hardenberg vorzugehen. Obwohl ein Vergleich mit anderen 
Provinzen schon der verschiedenen Verwaltungssysteme wegen 
zu ganz falschen Ergebnissen führen mußte, erklärte er doch 
den Aufwand für viel zu hoch. „Ich wußte wohl, schrieb 
er an Beyme, 1 ) daß die Administration in Franken durchaus 
nichts taugt, und daß die Verschwendung dort Mum hohen 
Grade gestiegen ist, aber so arg hatte ich es mir doch kaum 
vorgestellt. u Dieser Brief Schulenburgs bildet sozusagen 
die Angabe zu der Kabinettsordre vom 28. März an Harden- 
berg. Der König sprach darin „seine höchste Bewunderung 
darüber aus, daß die Ziviladministration so kleiner Provinzen, 
das Militär und die Geistlichkeit ungerechnet, bloß an barem 
Gelde und ohne die dort sehr ins Große gehenden Naturalien, 
die ungeheure Summe von mehr als einer halben Million 
koste". Dann fuhr die Ordre fort: „Es ist mir zwar schon 
vorher nicht ganz unbekannt gewesen, daß bei der Organi- 
sation gedachter Provinzen nicht mit Sparsamkeit zu Werke 
gegangen worden, von einer so enormen Verschwendung 



') 27.111.1798. R. 89, 126 A. 
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habe ich aber nicht die entfernteste Ahnung gehabt. Nach 
dieser Übersicht, gestehe ich Euch, erwarte ich mit Schrecken 
die detaillierten Listen, welche Ihr an den Präsidenten (der 
Oberrechenkammer) von Schulz abgesendet habt, indem ich 
eher nicht wissen kann, ob und wie bald ich der bis auf 
den höchsten Grad getriebenen Verschwendung werde Grenzen 
setzen können. Auf alle Fälle werde ich das tun, was ich 
als Landesvater dem Wohl des Ganzen und der Glück- 
seligkeit der Individuen schuldig bin. u 

Daß etwas gegen ihn im Werke sei, wußte Hardenberg 
schon. Ein anonymer „Freund" hatte ihn davon „ avertiert, 
daß eingegangene Nachrichten nicht günstig seien, und er 
auf seiner Hut sein müsse u . Er fand es bedenklich, daß ihm 
die Einsendung der Haupt- und Spezialetats an die Ober- 
rechenkammer befohlen worden war, statt daß er sie persön- 
lich dem Könige hätte überreichen dürfen; l ) daß seine Ver- 
setzung in das Generaldirektorium erwogen werde, wußte 
er. 2 ) Aber eine solche Sprache des Königs hatte er schwer- 
lich erwartet, und nach ihr konnte es zweifelhaft sein, ob 
der König ihn überhaupt im Dienst belassen würde. Sein 
Stolz war tief beleidigt; er gab anscheinend niemand in 
Franken Kenntnis von der Ordre; auch vor Koch, der in 
den Jahren des Konfliktes mit dem Kabinettsministerium sein 
treuer Sekretär gewesen war und von allen Schreiben Ab- 
schriften gefertigt hatte, hielt er sie geheim. 3 ) Auch seine 
Antwort, die am 1 5. April abging, entwarf er nicht nur allein, 
sondern auch die Reinschrift ist von ihm eigenhändig ge- 
schrieben worden. Sie war ein ausführlicher Rechenschafts- 
bericht. 



') Zastrow an Hard. 9. III. R. 92 Hard. J. 2. — ") Die Vereinigung 
der Ansb.-Bayr. Verwaltung mit dem Generaldirekt, sollte einer der 
Gegenstände der Beratung der Immediatfinanzkommission sein. Auf 
Hardenbergs Anfrage teilte ihm Schulenburg dies am 11. IV. mit. — 
*) Die Akten sind daher über die ganze Veränderung von 1798 sehr 
dürftig. Einen Teil der Ordres und die Konzepte seiner Berichte be- 
wahrte Hard. privatim auf, sie sind mit seinem Nachlaß (J. 2) ins 
Geh. Staatsarch. gelangt. Ein anderer Teil ist aus dem Nachlaß des 
damal. Geh. exped. Sekretärs Dürr in das Geh. Staatsarch. gekommen 
(H. 44 C. Best. Dep. 96 a— f und i). 
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„Wenn ich die Ungnade Ew. Kgl. Majestät, welche mir 
in der höchsten Kabinettsordre vom 28. v. Mts. wegen des 
hohen Betrags der Salarienlisten zu erkennen gegeben wird, 
wirklich verdiente, so würde ich desto untröstlicher darüber 
sein, je lebhafter meine tiefe Verehrung, meine Liebe und 
mein Zutrauen auf Ew. Kgl. Majestät persönlich gerichtet 
Bind, und weil mich dann das Gefühl der Schuld plagen 
würde. 

Hätte ich mir wirklich eine enorme und bis auf den 
höchsten Grad getriebene Verschwendung der Staatseinkünfte 
vorzuwerfen, so wäre ich nicht wert, in Ew. Kgl. Majestät 
Diensten zu stehen. 

Aber mein Gewissen und das reine Bewußtsein, das der 
rechtschaffene Mann haben muß und womit er ohne den 
Vorwurf eines Eigendünkels fürchten zu dürfen, bei solchen 
Gelegenheiten mit offener Stirn hervortreten kann; — das 
Bewußtsein, daß ich in Absicht auf die Verwaltung der 
hiesigen Provinzen vielmehr auf Ew. Kgl. Majestät höchste 
Zufriedenheit und höchst Ihren Beifall gerechten Anspruch 
habe; — die innere Überzeugung, dem Staate und den 
Untertanen mit Unterwerfung unter manche Unannehmlich- 
keit und mit Aufopferung aller meiner Kräfte, soweit diese 
reichen, genutzt zu haben; — die Gewißheit endlich, daß 
ich einem gerechten und einsichtsvollen Herrn diene, 
der nicht bloß nach der Außenseite urteilen, sondern alles 
im Zusammenhange genau und unparteiisch prüfen lassen 
wird, ehe er zum Nachteil und zur tiefen Kränkung eines 
seiner eifrigsten und treuesten Diener eine Meinung faßt 
oder entscheidet, der, wenn mich auch Sein Unwillen un- 
schuldig traf, mich auch wieder aufrichten und nicht unver- 
schuldet niederschlagen wird — alles dieses gewährt mir 
noch Hoffnung und Trost. 

Allein es ist mir alles daran gelegen, daß Ew. Kgl. 
Majestät mich so beurteilen, wie ich wirklich bin. Sie 
werden einen Menschen und menschliche Fehler finden, aber 
ich werde gewiß Ihres Vertrauens und Ihrer Gnade nicht 
unwürdig sein. Es ist mir alles daran gelegen, daß Höchst- 
dieselben meine ganze Verwaltung genau kennen und 
dann erst über ihren Wert oder Unwert entscheiden. Der 
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Salarienetat läßt sich weder herausgenommen aus dem Zu- 
sammenhange des Ganzen, noch ohne vollständige Kenntnis 
der Lokalumstände richtig beurteilen. 

Unmöglich kann ich mich dabei beruhigen, daß Ew. Kgl. 
Majestät, mittlerweile ich rastlos für Allerhöchstdero Inter- 
esse und das Beste der mir anvertrauten Provinz zu arbeiten 
mich bestrebe, von mir eine solche Meinung hegen, als die 
höchste Kabinettsordre vom 28 v. Mts. enthält. Mängel in 
Absicht auf die preußischen Formalitäten werden sich finden, 
allein diese lagen in der Natur der Sache, in den Schwierig- 
keiten, jene Formen einzuführen, und in den Umständen. 
Das Wesentliche ist beobachtet. 

Ich erbitte mir daher von Ew. Kgl. Majestät Gerechtig- 
keit ebenso angelegentlich als dringend und untertänigst 
eine genaue Untersuchung meiner ganzen Verwaltung 
durch eine in die Provinz zu sendende sachverständige 
und unparteiische Kommission. Zeigt sich dann, wie ich 
mir schmeichle: 

1. Daß der Zustand der Provinz während meiner Ver- 
waltung blühender geworden und merklich verbessert 
sei, daß Ackerbau und Gewerbe gestiegen sind, 

2. daß der Untertan im ganzen wohlhabend, ja großenteils 
reich ist, 

3. daß ihm kein neuer Druck aufgelegt worden als der- 
jenige, welcher von der Militärverfassung unzertrennlich 
ist, wie Servis- und Fourage abgab e , Enrollement und 
Militärfuhren, wobei ihm doch alle nur möglich ge- 
wesenen Erleichterungen widerfahren sind, 

4. daß er dagegen manche harte Last losgeworden, als 
die schlechte Justiz, sportelsüchtige Beamte, despotische 
Jäger, übermäßigen Wildschaden, der die Industrie ganz 
niederdrückte, 

5. daß die Abgaben gleichheitlich verteilt und die nach- 
teiligen Verschiedenheiten unter mittelbaren und un- 
mittelbaren Untertanen, die für letztere so drückend 
waren, aufgehoben worden, 

6. daß der Untertan daher, wenn ich einige Bösartige und 
Unruhige, die es allenthalben gibt, ausnehme, sich glück- 
lich und zufrieden fühle, 

Härtung, Hardenberg. 9 
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7. daß ich mich persönlich der Liebe und des Zutrauens 
derselben erfreuen kann, 

8. daß während meiner Administration, wie die Ew. Egl. 
Majestät untertänigst vorzulegenden Etats pro 1798 — 99 
beweisen werden, 

a) die Bruttoeinnahme auf mehr als 2900000 fl. oder 
über 1 660 000 preußische Tlr. gebracht, das was das 
Lotto aus dem Lande zieht ungerechnet, und gegen 
die Etats von 1791—92 bei Antritt der preußischen 
Regierung jährlich um 795000 fl. oder 454 000 Tlr. 
mehr, 

b) der Überschuß aber unorachtet des hohen Salarien- 
etats um 363000 fl. oder 207000 Tlr. jährlich gleich- 
falls vermehrt worden, 

c) mehrere 1 00 000 fl. an Schulden abbezahlt, 

d) 410000 fl. barer Überschüsse über den Etat ab- 
geliefert, 

e) ansehnliche außerordentliche Zahlungen geleistet 
worden, 

f) zu den eisernen Fonds und anderen noch notwendigen 
Einrichtungen die Kassenvorräte vorhanden sind, die 
Allerhöchstdieselben auch zu gehöriger Zeit nach- 
gewiesen erhalten sollen, 

9. daß bei dem erst im Entstehen begriffenen Etats- und 
Rechnungswesen sowie bei dem ganzen Geschäftsgange 
schon die wesentlichsten Vorschritte gemacht worden, 
um überall Ordnung, Übersicht und die nötigen Formen 
einzuführen, daß gewiß äußerste Anstrengung aller Kräfte 
dazu gehört habe, um unter ganz neuen und verwickelten 
Verhältnissen und den unruhigsten Zeitperioden dahin 
zu kommen, wo wir wirklich sind, 

zeigt sich insonderheit, was die Organisation und die 
Salarien betrifft, 

10. daß, wenngleich die Summe der letzteren im ganzen 
auffallend hoch ist, solches dennoch unvermeidlich war 
a) wegen der wirklich ungeheuren Menge von Ge- 
schäften, welche die hiesigen Verhältnisse veranlassen 
und noch lange wenigstens veranlassen werden, 
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wobei keine Vergleichung mit den markgräflichen 
Zeiten paßt, 

b) wegen des einmal vorhanden gewesenen starken 
Personals, 

c) weil eine Erhöhung der Gehalte unumgänglich, billig 
und gerecht war, wenn man den äußerst schlecht 
besoldeten Diener nicht entweder im Elend darben, 
oder zum Druck der Untertanen in die Notwendig- 
keit versetzen wollte, zu Bestechungen und Sportu- 
lieren seine Zuflucht zu nehmen, wenn man mit 
einem Worte von dem Diener Arbeit und Treue 
fordern wollte, 

1 1 . daß in der Folge zwar viele von mir schon beabsichtigte 
Ersparungen möglich werden, aber nicht von Anfang 
an und unter jenen Umständen, 

1 2. daß dennoch die Administrationskosten nach dem hiesigen 
Lokal, nach der Art der Einkünfte und Abgaben immer 
höher werden bleiben müssen als in Ew. Kgl. Majestät 
übrigen Staaten, 

1 3. daß es aber hauptsächlich darauf ankomme, zu ermäßigen, 
ob diese freilich nur kleinen Provinzen verhältnismäßig 
zu ihrem Flächeninhalt und nach den von Allerhöchst- 
dero übrigen Staaten ganz verschiedenen Umständen 
den Ertrag abwerfen, den man billig davon erwarten 
kann, 

14. daß die Besoldungen der Dienerschaft einzeln ge- 
nommen wohl nicht unverhältnismäßig mit denen in 
Ew. Kgl. Majestät übrigen Staaten reguliert sind, 

15. daß die Dienerschaft einzelne wenige Ausnahmen ab- 
gerechnet mit größtem Eifer strebt, ihren Zweck zu 
erfüllen ; 

zeigt sich dieses alles; 

so darf ich auch zuversichtlich hoffen, daß Ew. Kgl. 
Majestät mir Gerechtigkeit werden widerfahren lassen, damit 
ich Höchstdenenselben, aufgemuntert durch Ihr höchstes Ver- 
trauen und Ihre Gnade, mit frohem Mute dienen könne. 

Dann wird es, um der hiesigen Dienerschaft dasjenige 

zu bestätigen, was sie durch die Organisation erhalten hat, 

9* 
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nur nötig sein, die höchst preiswürdigen Gesinnungen anzu- 
rufen, welche die höchste Kabinettsordre, die ich jetzt be- 
antworte, enthält: daß Ew. Kgl. Majestät als Landesvater 
für das Wohl des Ganzen und die Glückseligkeit der In- 
dividuen handeln, wie Höchstdieselben allenthalben so schön 
betätigen. 

Mein Wunsch war, als ich im Februar um die gnädigste 
Erlaubnis bat, nach Berlin kommen zu dürfen, nicht bloß 
die Etats pro 1798/99 untertänigst vorzulegen, sondern mich 
über meine ganze Administration vollständig auszuweisen, 
und dieser Wunsch ist nun nur noch sehnlicher, noch dring- 
licher geworden. 

Geruhen Ew. Kgl. Majestät mich nur über jeden Punkt, 
auch der Salarienetats zu hören, ehe Sie entscheiden. 

Die Salarienlisten der Geistlichen gehen mit diesem 
Bericht zugleich an den Präsidenten von Schulz ab. Ich 
lege das Resultat davon ehrerbietigst an und bemerke nur, 
daß davon nicht das geringste weder dem Lande noch 
Ew. Kgl. Majestät Kassen als eine neue Ausgabe zur Last 
falle, daß aber das Schulwesen noch durchaus Hilfe bedürfe, 
dazu ich mich bemühen werde, die Quellen ausfindig zu 
machen, und zu seiner Zeit Ew. Kgl. Majestät allerunter- 
tänigste Vorschläge zu tun." 

Die Antwort des Königs *) auf diesen sachlich sehr ener- 
gischen, im Tone aber einschmeichelnden Bericht erwähnte 
nochmals die Höhe des Salarienetats und schwächte den 
harten Tadel nur wenig ab, indem sie erklärte, der König 
habe die Verschwendung nicht Hardenberg zur Last gelegt. 
Eine Untersuchung, die nur eine Folge des Mißtrauens sein 
könnte, das der König gar nicht zu hegen versicherte, wurde 
abgelehnt, die Vereinigung der fränkischen Verwaltung mit 
dem Generaldirektorium dagegen in Aussicht gestellt. Harden- 
berg glaubte sich dabei beruhigen zu können. 2 ) 

Die Weiterentwicklung verzögerte sich durch eine Reise 
des Königs nach Südpreußen. Da für Hardenberg alles 
darauf ankam, zu verhindern, daß in seiner Abwesenheit 
über sein Schicksal entschieden werde, bat er den König 



*) Kab. Ord. 24. IV. - a ) An Heinitz 3. V. 
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um die Erlaubnis, sich bei dessen Rückkehr nach Berlin 
dort einfinden und an der auf den 6. Juli angesetzten 
Huldigung teilnehmen zu dürfen. Der König gab sie, ob- 
wohl es seine Absicht gewesen war, Hardenberg erst nach 
erhaltenen Generalabschlüssen nach Berlin zu berufen. 1 ) 

Am 28. Juni 1798 brach Hardenberg, von dem getreuen 
Koch begleitet, von Ansbach auf. 2 ) Auf der Reise studierte 
er die Finanztaschenbücher und las einen Aufsatz Kretsch- 
manns über die Landeshoheitsverhältnisse; er wollte sich 
zur Abwehr gegen die in Berlin bevorstehenden Angriffe 
rüsten. Am 2. Juli abends x \i 7 Uhr traf er in Berlin ein. 
Graf Haugwitz war der erste, der Hardenberg begrüßte ; für 
diese Heuchelei quittierte dieser im Tagebuch mit den 
Horazischen Worten: foenum habet in cornu. 3 ) Am 5. sprach 
er zum ersten Male mit Schulenburg über die Etats- und 
Rechnungssachen ; er fand ihn sehr artig und kulant. Daß 
er mit der Art der Rechnungsführung in Franken nicht ein- 
verstanden war, hatte Schulenburg ihm schon vorher mit- 
geteilt. *) Seine Hoffnung, den König sprechen zu können, 
erfüllte sich nicht, er bemerkte am Tage der Huldigung in 
seinem Tagebuch: „Alle beschweren sich, daß man diesen 
König noch weit unzugänglicher mache als den vorigen. Er 
spricht außer Schulenburg und Haugwitz keinen Minister." 
Auffallend war auch, daß „bei der Huldigung kein Strahl 
der Gnade auf Ansbach - Bayreuth herabfiel". 5 ) 

In Fluß kamen die Dinge bei der Vorlegung der neuen 
Etats. Sie mußten nach der Instruktion für den General- 
kontrolleur von diesem mitgezeichnet sein. Schulenburg 
machte zwar Hardenberg zu dessen Befriedigung keine 
Schwierigkeiten, zumal da dieser die meisten Spezialetats 
bereits vor Erlaß jener Instruktion allein vollzogen hatte, 



») Immed. Ber. 3. VI, Kab. Ord. Warschau 17. VI. — *) Die folgen- 
den Details aus dem hier ziemlich ausführlichen Tagebuch. — ') Sat. I. 
4,34, die Fortsetzung lautet: 

longe fuge, dum modo risum 
excutiat sibi, non hic cuiquam parcet amico. 
4 ) Schul, an Hard. 21. VI 1798 : „den Etats fehlt es an den zur Revi- 
sion wichtigsten Requisiten". R. 44 C. Fin. Dep. 218. — 8 ) Kircheisen 
an Hard. 10. VIII. 1798. R. 44 C. Best. Dep. 96 c. 
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aber noch bevor Hardenberg die Etats vorlegte, berichtete er 
an den König, seine Unterschrift sei kein Ausdruck seiner 
Überzeugung von der Richtigkeit der Etats, sondern nur die 
Folge der Unmöglichkeit einer Revision. Um die nötigen 
und möglichen Ersparnisse auszumitteln, schlug er vor, eine 
Kommission nach Franken zu schicken. 1 ) Der König nahm 
diesen Vorschlag an und erteilte, obwohl er in der Kabinetts- 
ordre vom 24. April die Einsetzung einer Untersuchungs- 
kommission abgelehnt und Hardenberg zugesichert hatte, 
ihn nicht von einer Prüfung der Verwaltung auszuschließen, 
am 10. Juli Schulenburg allein den Befehl, in Franken nach 
dem Rechten zu sehen. Hardenberg erhielt durch eine 
väterlich wohlwollend gehaltene Ordre davon Kenntnis. Sie 
erkannte die unablässigen Bemühungen Hardenbergs und 
der Kammern um die Finanzverwaltung an, erklärte auch, 
nach einer Versicherung Schulenburgs seien schon in den 
durch die Generalkontrolle gegangenen Etats für das ein- 
getretene Jahr die Früchte ihres Fleißes zu erkennen, doch 
seien die vielen entweder ganz entbehrlichen oder doch sehr 
zu beschränkenden Ausgaben ein Beweis, daß die dortigen 
Kammern noch nicht vertraut genug mit dem preußischen 
Finanzsystem seien, um von ihnen überall die Einführung 
desselben erwarten zu können. Der König wollte Harden- 
berg daraus keinen Vorwurf machen, da es nicht zu ver- 
langen sei, daß er bereits die Erfahrung wie die übrigen 
Minister hätte sammeln sollen, sondern er wollte ihm hierin 
zu Hilfe kommen, und als Hilfsmittel bezeichnete er die 
Kommission Schulenburgs. „Ich schmeichle mir, schloß der 
König, daß Ihr diese lediglich auf das Beste meiner Unter- 
tanen abzweckende Maßregel vollkommen billigen und Eurer- 
seits nicht nur selbst dazu beitragen, sondern auoh die 
Kammern dahin anweisen werdet, das Geschäft zu erleichtern." 

Hardenberg war selbstverständlich nicht geneigt, darauf 
einzugehen, und auch Schulenburg erklärte sich bereit, die 
Lokaluntersuchung gemeinsam mit Hardenberg vorzunehmen. 
Von Beyme, mit dem Hardenberg am 11. Juli anscheinend 
zum ersten Male sich längere Zeit besprach, gewann er 



') Immed. Ber. Schul. 4. VII. 1798. R. 89, 126 B. 
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damals einen sehr günstigen Eindruck: „je suis fort content 
de hii a , bemerkte er im Tagebuch. Wahrscheinlich auf 
Grund dieser Unterredung beantragte er, damit der Kom- 
mission der Anschein einer Untersuchung genommen werde, 
sie mit Schulenburg gemeinsam leiten zu dürfen. 1 ) Der 
König erteilte dazu am 16. Juli seine Genehmigung. 

Die Vollziehung der Etats für 1798/99, die Hardenberg 
am 13. Juli mit einer ausführlichen Nach Weisung aller nicht 
eigentlichen Verwaltungskosten und einer Vergleichung mit 
dem Jahre 1791/92 vorgelegt hatte, änderte an dem schroffen 
Ausdruck des Mißtrauens, der die Einsetzung der Kommission 
war, nichts, wenn auch der König Hardenbergs „Fleiß, Über- 
sicht und Eifer Gerechtigkeit widerfahren lassen mußte*. 2 ) 
Auch die Versetzung ins Generaldirektorium war nicht mehr 
zu hindern. Die Bitte des engeren Ausschusses der Bay- 
reuther Stände, Hardenberg auch ferner in Franken zu 
lassen, hatte keinen Erfolg; dieser mußte zufrieden sein, 
daß der König ihm erlaubte, in den nächsten Jahren sich 
längere Zeit in den Provinzen aufzuhalten. 

Die Umwandlung des bisherigen Landesministeriums in 
ein Provinzialdepartement des Generaldirektoriums brachte 
zugleich eine Änderung der Ressortverhältnisse mit dem 
auswärtigen und dem Justizdepartement mit sich. Aber 
hoffnungsfroh wie immer meinte Hardenberg seine Stellung 
so regeln zu können, daß er zwar einzelne Teile seines bis- 
herigen Ressorts an die Fachminister abgab, aber sich die 
Mitwirkung überall vorbehielt, wodurch in Verbindung mit 
seiner Lokalkenntnis die eigentliche Leitung doch in seiner 
Hand geblieben wäre. 

Auf dieser Basis verhandelte er im Lauf des Juli und 
der ersten Augustwoche mit Goldbeck, Haugwitz und Schulen- 
burg. Die wichtigste Aufgabe war, Goldbeck und Haugwitz 
von der Notwendigkeit seiner Teilnahme an ihrer Verwaltung 
zu überzeugen; denn daß er das Finanzdepartement behalten 
werde, stand seit der Kabinettsordre vom 16. Juli fest. Die 
Übertragung der Justizgeschäfte an Goldbeck, die durch die 



*) Immed. Ber. 11. VII. 1798. R. 89, 126 A. Kab. Ord. 16. VII. — 
*) Kab. Ord. 19. VII. 1798. 
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Kabinettsordre vom 9. März verfügt worden war, hatte bis- 
her nicht stattgefunden, weil der Großkanzler Hardenberg 
gebeten hatte, vorläufig die Sache auf dem alten Fuß zu 
belassen, und Hardenberg die Abgabe der Geschäfte an das 
Justizdepartement ohne vorhergehende Vereinbarungen für 
unmöglich erklärt hatte. 1 ) Die Vorschläge Hardenbergs an 
den Großkanzler hatten ein Gutachten Völderndorffs vom 
22. März 1 798 zur Grundlage. Als Hauptpunkte hatte dieser 
bezeichnet: Einfluß des Ministers auf die Stellenbesetzung 
bei den Regierungen, Konkurrenz bei der Organisation der 
Untergerichte, ausschließliche Leitung der Lehnssachen durch 
das Finanzdepartement. Während über die Einzelheiten, 
z. B. Mitwirkung Hardenbergs bei Stellenbesetzungen, noch 
weiter verhandelt wurde, waren Hardenberg und Goldbeck 
am 11. August schon so weit einig geworden, daß sie ihre 
Anträge dem König unterbreiten konnten. Der Großkanzler 
war darauf eingegangen, Hardenberg eine Teilnahme bei 
allen in die Gesetzgebung und Organisation einschlagenden 
Geschäften zuzugestehen, und daher beantragten sie, Kirch- 
eisen als ihren gemeinschaftlichen Referenten anzustellen. 
Das Lehnswesen, das allerdings nicht zu Goldbecks, sondern 
zu Recks Ressort gehörte, wollte der Großkanzler Harden- 
berg auf dessen Vorschlag allein überlassen. 2 ) 

Auch zwischen Haugwitz und Hardenberg war eine 
Übereinstimmung erzielt worden. Die schwierige Entscheidung, 
wer von ihnen die Leitung der Landeshoheitssachen in die 
Hand nehmen sollte, hatte Hänlein in einem Gutachten um- 
gangen, indem er die Errichtung eines Landeshoheitsdeparte- 
ments in Ansbach vorschlug, das die laufenden Angelegen- 
heiten erledigen sollte. Die Oberaufsicht und Festsetzung 
der Grundsätze überwies Hänlein dem Kabinettsministerium, 



') Goldb. an Hard. 11. III., Hard. an ihn 9. u. 13. IV., im letzten 
Schreiben Beschwerde über eigenmächtige Verfügungen Goldbecks. — 
*) Promem. Kircheisens 22. VII. , Bemerk, über seine Konferenz mit 
• Hard. vom 28. VII. und Marginalien Goldbecks. Undatierter Entwurf 
des Justizdep. von Kircheisens Hand, Naglers Bemerk, dazu 10. VIII. 
mit Marginalien Hard., Entwurf der Instrukt. Kircheisens 11. VIII. 
(nicht ausgefertigt), Protokoll 15. VIII. unterzeichnet Goldb. Hard. 
R. 44 C. Best. Dep. 96 b und c. Immed. Ber. 11. VIII. R. 89, 126 A. 
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dagegen sollte Hardenberg in den einzelnen Fällen das 
Departement von sich aus bescheiden. Hardenberg ging auf 
diesen Gedanken Hänleins ein. Auch Haugwitz erklärte 
sich einverstanden, nachdem an Stelle der Bezeichnung 
Departement die anspruchslosere eines Kollegiums getreten 
war; so konnten sie am 10. August den Vorschlag zur könig- 
lichen Genehmigung einsenden. 1 ) 

Beim Finanzdepartement gelang es Hardenberg ohne 
Mühe, Schulenburg davon zu überzeugen, daß er alle Zweige 
der Finanz Verwaltung allein behalten müsse und die Fach- 
departements des Generaldirektoriums keinen Einfluß auf 
Franken gewinnen dürften. Er hoffte mit Hilfe von zwei 
Räten und zwei Sekretären sowie eines bereits im General- 
direktorium angestellten Rats die Geschäfte bewältigen zu 
können. Trotz der Verminderung des Personals waren aber 
keine Ersparnisse erzielt worden. Statt 69 149 fl. kostete das 
neue Ministerium 80 1 49 fl., und nach Abrechnung von 1 754 fl. 
für die wegfallenden Naturalien blieb noch eine Mehrausgabe 
von 9246 fl., der allerdings ein Betrag von 9405 fl. an 
künftig wegfallenden Pensionen für entbehrlich gewordene 
Beamte gegenüberstand. Am 10. August schickte Harden- 
berg den Entwurf des neuen Besoldungsetats an Schulenburg 
zur Mitzeichnung mit dem Vorschlage, ihn gleichzeitig mit 
den anderen Berichten einzureichen, damit der König die 
finanzielle Tragweite des ganzen Plans übersehen könne. 
Schulenburg aber besorgte, „daß der König ihm es als eine 
Voreiligkeit und Überschreitung seiner Sphäre ausdeuten 
könnte, wenn er ohne den Allerhöchsten Entschluß auf die 
Anträge . . . abzuwarten solchen als unbedingt notwendig 
voraussetzen und einen Etat zur Vollziehung vorlegen wollte, 
worin Hauptgegenstände vorkämen, die erst von besonderer 
unmittelbarer Entschließung abhingen". 2 ) Daher konnte 
Hardenberg am 13. August nur den Antrag über die Ge- 
staltung des Finanzdepartements, aus dem er eine Schilde- 



*) Promem. Hänleins undatiert, Hard. an das Kab. Min. 31. VII., 
Antw. Haugwitz 9. VIII. B. 44 C. Best. Dep. 96 b. Immed. Ber. 10. VIII. 
R. 89, 126 A. — «) Hard. an Schul, u. dessen Antw. 10. VIII. R. 44 C. 
Best. Dep. 96 a. 
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rung der ganzen neuen Ressortverhältnisse machte, dem 
König unterbreiten. 

Friedrich Wilhelm aber fand seine Absicht, „daß die 
Finanzverwaltung in Franken auf eben den Fuß künftig 
gehoben werde, wie solche die übrigen Direktorialminister 
in den anderen Provinzen verwalten, alle Spezialfinanz- 
departements, die auswärtigen und Landeshoheitssachen, alle 
Justiz-, Lehn- und Kirchensachen ganz an das General- 
direktorium, Kabinettsministerium und Justizdepartement ab- 
gegeben werden sollen", in den Anträgen der Minister nicht 
erfüllt. Er lehnte daher die Vollziehung der eingereichten 
Patente ab; er hielt weder einen neuen Rat beim Justiz- 
departement noch ein Landeshoheitskollegium für nötig, auch 
das Finanzdepartement sollte sich mit einem Geh. Finanzrat 
und einem aus dem Dienstpersonal der älteren Provinzen 
zu nehmenden Gehilfen begnügen. Ein besonderes Landes- 
hoheitskollegium wollte der König nur für den Fall zu- 
gestehen, „daß ohnehin noch zu besoldende Offizianten ander- 
weit nicht sofort employiert werden könnten", also keine 
Kosten für Besoldung entständen. Bei der Entwerfung des 
neuen Planes sollte zum Ziel gesetzt werden, „die Einheit 
in der Regierung aller Teile des Staats zu bewirken, welcher 
derselbe seinen bisherigen Wohlstand verdankt". 1 ) Bereits 
am 21. August reichte Hardenberg den neuen mit den be- 
teiligten Ministern vereinbarten Plan ein. Er sagte selbst, 
daß er den Endzweck der Ordre vom 19. zwar „der Form 
nach nicht gleich ganz vollkommen erreichte, aber auch 
nur bloß der Form nach, denn im wesentlichen geschehe 
es auf der Stelle". Er wiederholte lediglich seine bereits 
am 19. abgelehnten Anträge, bat den König, nicht das 
Wesentliche der Form aufzuopfern, und schilderte die Ge- 
fahren, die seinem unvollendeten Werke drohten, wenn 
andere Hände mit dem Ausbau betraut würden; eine Tren- 
nung der Departements sei auch mit seinem Plane verbunden, 
nur wolle er in jedem Mitarbeiter bleiben, die Finanzver- 
waltung müsse aber ungeteilt in seiner Hand bleiben. Auf 
eine Verminderung des Personals glaubte er nicht eingehen 



l ) Kab. Ord. an Hard. 19. VIII. 1798. 
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*zu können, „ohnerachtet er selbst, wie er dreist behaupten 
könne, für zwei Menschen arbeite". 

Der König gab nach, indem er Hardenbergs Mitwirkung 
bei den Landeshoheitssachen und allen Finanzdepartements 
genehmigte; dagegen sollte die Justiz, ausgenommen die 
überall zum Finanzdepartement gehörenden feuda ignobilia, 
ganz an den Großkanzler abgegeben werden. l ) Zugleich 
aber befahl der König eine Ausdehnung der Veränderungen 
in der Ressortverteilung auf die Kollegien, von denen bisher 
gar nicht die Rede gewesen war. Den Anstoß dazu gab 
der Vorschlag Hardenbergs, ein Landeshoheitskollegium zu 
errichten. Dazu hatte Beyme bemerkt: 2 ) „Besser dies der 
Kammer einverleibt als engerer Senat, dafür kann die Kameral- 
justiz abgegeben werden." Demgemäß befahl der König, 
bei der Ansbacher Kammer einen engeren Senat als Landes- 
hoheitskollegium zu konstituieren, alle Verwaltungsgeschäfte 
den Kammern, alle Justizgeschäfte den Regierungen zuzu- 
weisen. Es sollte also mit der Verwirklichung des Gedankens 
der Trennung von Justiz und Verwaltung fortgefahren werden, 
nachdem zuerst von Carmer durch die besonderen Kammer- 
justizdeputationen die Bahn dazu gebrochen worden und 
dann in Neuostpreußen die jetzt für Franken befohlene Ab- 
schaffung der Kammerjustiz zum erstenmal durchgesetzt 
worden war. Auf die alten Provinzen wurde die Reform 
abgesehen von Ostpreußen dagegen nicht ausgedehnt, wäh- 
rend die Ressortverteilung in den Entschädigungslanden von 
Anfang an nach dem neuostpreußischen Muster geordnet 
wurde. s ) 

Für Hardenberg bot diese Reform nur Vorteile. Er 
hatte in seinen Ideen zur Errichtung eines Conseils schon 
eine ähnliche Teilung der Ressorts in der obersten Instanz 
vorgeschlagen, wie sie jetzt für die Mittelinstanzen geplant 
wurde, und daher konnte ihm die neue Ressortbestimmung 

») Kab. Ord. an Hard. 25. VIII. 1798. — *) Ununterechriebene und 
undatierte Notiz, die Hardenbergs Anträge resümiert. R. 89, 126 A. 
Die Abschaffung der Kammerjustiz in Franken ist also nicht, wie bis- 
her angenommen wurde, z. B. auch von Lehmann (Stein I, 231), ein 
Verdienst Hardenbergs, sondern Beymes. — ») E. Meier, Reform der 
Verwaltungsorganisation in Preußen S. 67. 
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nur erwünscht sein; aber wichtiger noch mußte es für ihn 
sein, daß er dadurch nur die eigentlichen Justizsachen an 
den Großkanzler abzugeben hatte, daß er durch den Über- 
gang der Kirchen- und Schulverwaltung an die Kammern 
über diese Gebiete eine viel energischere Mitwirkung erhielt, 
als sie ihm bei den Regierungen sich hätte bieten können. 
Und ob das Landeshoheitskollegium eine besondere Behörde 
war oder ein Kammersenat, konnte ihm gleichgültig sein; 
die Hauptsache war, daß es ihm unterstellt war, und dieses 
Ziel wurde durch die Einordnung in die Kammer ebensogut 
erreicht wie durch ein ganz selbständiges Kollegium. 

Bevor Hardenberg über die in der Ordre vom 25. August 
anbefohlenen Änderungen mit den beteiligten Ministern sich 
ins Benehmen setzte, begab er sich mit Schulenburg in Be- 
gleitung von zwei Oberrechnungsräten nach Franken. Der 
Aufenthalt Schulenburgs war nur kurz, so daß von einer 
gründlichen Untersuchung nicht die Rede sein konnte, wäh- 
rend die beiden Oberrechnungsräte noch bis ins Frühjahr 
blieben, um alle Etats zu revidieren und ganz auf preußi- 
schen Fuß umzuformen. 1 ) 

Nach der Rückkehr nach Berlin begannen die Konfe- 
renzen mit Goldbeck und Haugwitz über die Ausarbeitung 
eines neuen Ressortreglements. Zu Differenzen kam es 
wieder über die Bestrebungen Hardenbergs, in allen An- 
gelegenheiten, für die das neuostpreußische Reglement keinen 
Anhalt gab, seine Befugnisse zu erweitern. So verlangte 
er für sich die Besetzung der Stellen bei den Untergerichten, 
die in Neuostpreußen anders organisiert waren (Kreisgerichte 
mit Vorschlagsrecht der Eingesessenen), während Goldbeck 
sie seinem Departement vorbehalten wollte ; schließlich einigten 
sie sich darauf, daß der Großkanzler die Stadtgerichte, 
Hardenberg die Justizämter besetzte. 2 ) 

Schärfer wurden die Differenzen mit dem Kabinetts- 
ministerium. Hardenbergs Entwurf eines Reglements 3 ) sah 

*) Vgl. 6. Kapitel. — l ) Hard. an Goldb. 30. IX., dessen Antwort 
2. X. 1798. Konferenzen zwischen Hänlein und dem Geh. Oberjustizrat 
Baumgarten. R. 44 C. Best. Dep. 96 b und i. — •) Hard. an das Kab. 
Min. 14. u. 19. X. 1798 ebenda. Der Hardenberg in einer am 1. XI. ge- 
haltenen Konferenz vorgelegte Gegenentwurf des Kab. Min. B. 44 B. 36. 
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für die Landeshoheitssachen, die nachbarlichen Angelegen- 
heiten und die des fränkischen Kreises beim Kabinetts- 
ministerium ein eigenes Departement unter Hardenbergs 
spezieller Leitung vor. Das Kabinettsministerium aber wollte 
kein besonderes Departement, bei dem Hardenberg wahr- 
scheinlich ihm gar keine Mitwirkung gestattet hätte, sondern 
setzte überall, wo in dem Entwurf von dem Departement 
die Rede war, statt dessen „das Kabinettsministerium" ein. 
Die Entscheidung fiel durch das vom König am 5. November 
vollzogene Kommissorium zu Hardenbergs Ungunsten aus. 
Es wurde kein Departement geschaffen, sondern bestimmt, 
„daß Hardenberg die Ansbach - Bayreuthischen Hoheits-, 
Publiken- und auswärtigen Sachen, welche sonst zum 
alleinigen Ressort des Kabinettsministeriums gehören, leiten 
helfen ; der bei der Kammer zu Ansbach errichtete Hoheits- 
senat sowie die Kreisgesandtschaft zu Nürnberg ihre Berichte 
an den Prhrn. v. Hardenberg zu dessen Erbrechung adres- 
sieren, dieser sie über unbedenkliche Sachen sofort ad man- 
datum bescheiden, über die erheblicheren Angelegenheiten 
dem Kabinettsministerio seine gutachtliche Meinung durch 
Anschreiben eröffnen, in eiligen und besonders wichtigen 
Fällen aber auf mündliche Konferenzen bei dem Kabinetts- 
ministerio antragen und die mit demselben . . concer- 
tierten Ausfertigungen . . mit unterzeichnen soll". Eine Kon- 
kurrenz im Verkehr mit den Gesandten im Reiche und in 
Verhandlungen mit Kaiser und Reichstag wurde Hardenberg 
nicht zugestanden. Überhaupt hatte sich Haugwitz bemüht, 
eine wirkliche Teilnahme Hardenbergs an den Geschäften 
des auswärtigen Departements zu verhindern, seine Stellung 
als Kabinettsminister so eng wie möglich zu begrenzen; 
darum hatte er auch seine Beteiligung an den Konferenzen 
auf die eiligen und sehr wichtigen Fälle beschränkt und 
im übrigen dem Verkehr durch Anschreiben den Vorzug 
gegeben. 

Der November ging noch dahin mit Verhandlungen, am 
10. Dezember endlich wurde die neue Organisation der 
ansbach- bayreuthischen Behörden nach einem dreiviertel- 
jährigen Zeitraum der Ungewißheit amtlich bekannt gege- 
ben in dem „Reglement wegen einer neuen Verteilung der 
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Geschäfte zwischen den ansbach - bayreuthischen Landes« 
kollegiis". 1 ) Es hob das Landesministerium und die zweiten 
Regierungssenate auf, dagegen schuf es neu das fränkische 
Departement des Generaldirektoriums, in dem Hardenberg 
mit zwei Geheimen Räten, Koch und dem bisherigen Justitiar 
der Ansbacher Kammer, dem Geh. Kriegsrat von Schaper, 
und mit zwei expedierenden Sekretären, Scharnweber und 
Dürr, die Finanz- und Lehnssachen bearbeitete, und ferner 
den zweiten Senat der Ansbacher Kammer als Landeshoheits- 
kollegium, Lehnhof und Konsistorium für beide Fürsten- 
tümer. Durch den Wegfall der zweiten Regierungssenate 
wurde auch eine neue Regulierung des Instanzenzuges nötig; 
jede Regierung wurde jetzt zweite Instanz für die Regierung 
des anderen Fürstentums, die Revision ging an das Ober- 
tribunal, bei dem zwei Räte aus Franken angestellt und bis 
zur Erlangung des Privilegiums de non appellando eine be- 
sondere Deputation eingesetzt wurde. 

Da die große Zahl von Beamten und der dadurch ver- 
ursachte hohe Aufwand den Anstoß zur Reform gegeben 
hatte, war es klar, daß an Personal möglichst gespart und 
eine Anzahl von Beamten überflüssig wurde. Aus dem ehe- 
maligen Landesministerium gingen außer Koch, Scharnweber 
und Dürr nur die bisherigen Sekretäre Nagler und Bever 
als vortragende Räte für Landeshoheitssachen nach Berlin. 
Von den anderen Räten war Schmid bereits gestorben, 
Kracker wurde zweiter Kammerdirektor in Ansbach, wo 
durch die Versetzung Schapers ein Gehalt frei war, Hänlein 
übernahm als Vizepräsident die Leitung des zweiten Kammer- 
senats. Schwieriger war es, Kretschmann zu versorgen. Ihn 
hatte sein schroffes Auftreten bei den Revindikationen und 
sein verletzender Stolz in den Fürstentümern unbeliebt ge- 
macht; daher war seine Versetzung nach Berlin vorgeschlagen, 
von Hardenberg aber abgelehnt worden, obwohl er aus- 
drücklich erklärte, ihm nichts vorwerfen zu können. 2 ) Es 



*) Immed. Ber. Finckensteins , Schulenburgs , Goldbecks, Alvens- 
lebens, Hardenbergs, Hangwitz', Thulemeiers, Massows 6. XII. 1798. 
R. 89, 126 A. Das Reglement gedruckt N. C. C. X. 1806. — *) Kab. 
Ord. 19. VIII. Hardenbergs Immed. Ber. 13. u. 21. VIII. 1798. 
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fehlte an einer Gelegenheit, seine Talente zu verwerten. 
Zum praktischen Verwaltungsbeamten war er nicht geeignet, 
in die Justizverwaltung ihn zu übernehmen hatte Goldbeck 
abgelehnt, 1 ) ins auswärtige Departement paßte der Vor- 
kämpfer der schroffsten Hoheitstheorie bei der neuen milderen 
Richtung auch nicht; so brachte ihn Kardenberg schließlich 
als zweiten Eammerdirektor in Bayreuth unter, nachdem 
Georg Hardenberg an Stelle des verstorbenen Flotow zum 
ersten Direktor aufgerückt war. Der stolze Mann fühlte 
sich durch diese Versetzung, die ihm weder an Rang noch 
an Gehalt eine Verbesserung brachte, nicht einmal von einem 
Zeichen der königlichen Gnade und Anerkennung seiner 
Dienste begleitet war, ihn zum direkten Untergebenen 
Schuckmanns machte, tief gekränkt, aber alle seine Klagen 
halfen nichts. 2 ) Seine Tätigkeit bei der Bayreuther Kammer 
dauerte nur etwa 2 l /a Jahre, dann ging er nach Coburg- 
Saalfeld als Minister, um den Herzog gegen den Adel zu 
unterstützen, aber auch dort zog er sich nur Haß und 
Feindschaft zu. 3 ) 

Die finanziellen Ergebnisse der Neuordnung waren von 
Anfang an günstig. Gegenüber Hardenbergs Entwurf vom 
13. August wies der neue Salarienetat für das Ministerium 
eine Ersparnis von 3403 Tlr. auf, 4 ) die sich durch einige 
vom König bewilligte Zulagen, darunter 1000 Tlr. für Harden- 
berg als Ersatz für die wegfallenden Naturalien, 5 ) auf 403 Tlr. 
herabminderte. Ferner ergab die Auflösung der zweiten 
Regierungssenate eine Ersparnis von 29541 fl. = 16880 Tlr. 6 ) 
Aber weit wichtiger als diese Kostenverminderungen war, 
daß die fränkischen Fürstentümer dauernd in den Behörden- 
organismus des preußischen Staates eingefügt wurden und 

*) Promem. Kircheisens 22. VII. 1798. — f ) Kretschmann an Hard. 
9. IX. 1798. R. 44 C. Best. Dep. 96 a. — ») Auf Antrag Hard., der dabei 
seine Verdienste um das Landeshoheitssystem rühmte, ihn aber für 
den praktischen Dienst weniger brauchbar nannte, erhielt Kretschmann 
am 18. Juni 1801 den Abschied und zwar unter Verleihung des Adels, 
damit er auf den Landtagen seinen Herzog repräsentieren könne. R. 44 
C. Best Dep. 386; über die weiteren Schicksale Allg. deutsche Biogr. 
XVII, 132. — «) Schul, u. Hard. an d. König, 10. IX. 1798. R. 89, 126 A. 
— ») Kab. Ord. 19. VIU. — •) Protokoll Goldb. u. Hard. 19. XI. 1798. 
R. 44 C. Best. Dep. 96. 
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von nun an regelmäßig zu den Staatsausgaben beitragen, 
seit 1801 ihre etatsmäßigen Überschüsse wie altpreußische 
Provinzen an die Generaldomänen- und Generalkriegskasse 
abliefern mußten. 

Aus dem ganzen Vorgehen gegen Hardenberg war deut- 
lich das Mißtrauen des Königs gegen seinen Minister zu er- 
sehen und Hardenberg empfand die königliche Ungnade 
sichtlich, 1 ) obwohl Beyme und Köckeritz ihn wiederholt ver- 
sicherten, daß der König nichts gegen ihn habe, vielmehr 
bei jeder Gelegenheit Zutrauen äußere. 2 ) Besser wurde das 
Verhältnis Hardenbergs zu Friedrich Wilhelm erst, als dieser 
sich 1799 in Franken aufhielt. Damals überzeugte er sich 
von den günstigen Ergebnissen der preußischen Verwaltung 
und schenkte dem Minister als Zeichen seiner Anerkennung 
das erledigte Lehen Altenmuhr. Aber wenn auch die per- 
sönliche Schärfe der Versetzung dadurch genominen wurde, 
60 bedeutete sie doch eine empfindliche Einbuße an Macht 
und Selbständigkeit. Von jetzt ab mußte Hardenberg für 
jede neue Ausgabe, für jede Etatsüberschreitung, für Zulagen 
an Nachtwächter und für Brennholzbewilligung an arme 
Schullehrer die königliche Genehmigung nachsuchen, wenn 
er Konflikte mit der Oberrechenkammer vermeiden wollte. 3 ) 
Die von Friedrich Wilhelm H. wieder eingeführte, wenn auch 
niemals durchgeführte kollegiale Behandlung aller Sachen 
im Generaldirektorium war zwar durch die interimistische 
Instruktion über die Form des Dienstes beim General- 
direktorium vom 19. März 1799 4 ) wieder abgeschafft worden, 
und den Departementschefs war die Bearbeitung der nur 
ihr Departement betreffenden Sachen allein überlassen worden, 
so daß Hardenberg die Verwaltung ohne fremde Einflüsse 



') Randbemerkungen zu Kretschmanns Brief vom 9. IX. 1798: Ich 
verliere einen großen Teil meines Wirkungskreises und erhalte keine 
Auszeichnung, lasse mir solches auch ruhig gefallen. — *) Hard. Tage- 
buch 16. VII. 1798. — ») Auch wenn für die kgl. Kassen kein Mehr- 
aufwand verknüpft war wie mit der Erhöhung des Gehalts der Viertel- 
meister in Günzenhausen von insgesamt 6 auf 20 fl., mußte die Mehr- 
ausgabe der Kammerei von jährlich 14 fl. durch Kab. Ord. (11. II. 1799) 
bewilligt werden. — *) Noch nicht veröffentlicht, ein gedrucktes Exem- 
plar R. 44 C. Best. Dep. 96 e. 
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nach seinen Ideen führen konnte, aber für viele Dinge, vor 
allem wenn Geldfragen dabei ins Spiel kamen, mußte er 
sich daran gewöhnen, die Formen des kollegialen Geschäfts- 
gangs einigermaßen einzuhalten, mußte mit Schulenburg, mit 
Massow, dem Chef des geistlichen Departements, mit dem 
Oberbaudepartement, mit dem Oberkollegium Medicum ver- 
handeln, wenn er Reformen anordnen wollte, die er bisher 
hatte allein verfügen können. In seinem Departement be- 
hielt er den gewohnten Geschäftsgang bei; 1 ) an die Stelle 
des früh verstorbenen Schaper trat Altenstein, 2 ) ein be- 
scheidener, unermüdlich fleißiger Arbeiter, der bald Harden- 
bergs vertrautester Rat wurde. Sein Ressort waren die 
Polizei- und Steuersachen, auf die Handelspolitik war er 
von bestimmendem Einfluß. Er war der einzige der vor- 
tragenden Räte, der bis 1806 im Departement Hardenbergs 
blieb; Koch starb 1802, Nagler wurde Geh. Legationsrat im 
Kabinettsministerium und behielt nur den Vortrag der Lehns- 
und Universitätssachen bei Hardenberg, Bever ging 1801 zur 
Ansbacher Kammer zurück. Einige Jahre war auch Harden- 
bergs Vetter Bülow, der spätere Finanzminister des König- 
reichs Westfalen und von 1813 bis 1824 in Preußen zuerst 
Finanz-, dann Handelsminister, im fränkischen Departement 
beschäftigt, bis er 1804 im Alter von 30 Jahren Kammer- 
präsident in Magdeburg wurde. Vorübergehend (1799 — 1801) 
war auch Borgstede, der 1804 beinahe statt Stein Minister 
geworden wäre, 3 ) vortragender Rat bei Hardenberg. 

In den ersten Jahren versuchte Hardenberg noch, seinen 
Einfluß für eine Reform der Zentralverwaltung geltend zu 
machen. Er kämpfte mit Schulenburg um die Erhaltung 
der von ihm in Franken eingeführten Rechnungsmethode 
mit einer durch den persönlichen Haß noch gesteigerten 



*) Eigenhändige Anordnung Hard. über die Geschäfts Verteilung 
18. IV. 1799. B. 44 C. Best. Dep. 127. — *) Am 22. XII. 1798 vorüber- 
gehend in das frank. Dep. wegen der durch die Neuordnung ver- 
mehrten Geschäfte berufen, nach Schapers Tode (29. 1. 1799) durch 
Kab. Ord. v. 26. III. 1799 mit 600 Tlr. fixierten Diäten neben 800 Tlr. 
Gehalt dauernd angestellt, 23. VI. 1801 vortr. Rat mit 1500 Tlr., 10. IV. 
1802 Patent als Geh. Oberfinanzrat mit 2300 Tlr. Gehalt. R. 44 C. Best. 
Dep. 5. — •) Lehmann, Stein I, 315. 

Härtung, Hardenberg. 10 
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Erbitterung, er verlangte zugleich größere Übersichtlichkeit 
der Etats. Er war der einzige von den Ministern, der die 
von Friedrich Wilhelm angeregte Abschaffung des veralteten 
Kurialstils befürwortete. 1 ) Ausführlich sprach er sich über 
die Mängel der preußischen Verwaltung in seinem Berichte 
über die Administration in Franken im Jahre 1800 aus. 2 ) 
Er stellte als Hauptbedürfnisse einer Staatsverwaltung hin: 

1. Genaue Kenntnis und stete Übersicht von der untersten 
Behörde bis zur obersten hinauf nach einer richtigen 
Stufenfolge. 

2. „Eine derartige Organisation und Geschäftsführung 
der Behörden, daß die Anordnungen stufenweise und 
verhältnismäßig von den besonderen bis zu den 
allgemeinen, die nur dem Regenten selbst vorbehalten 
sind, hinauf, mit genauer Kenntnis und Übersicht, 
nach einerlei Grundsätzen und ohne Einseitig- 
keit und Inkonsequenz erteilt werden, daß die Aus- 
führung allenthalben leicht und ohne Kollisionen 
vor sich gehe." 

3. Eine Erleichterung der Kontrolle des Rechnungswesens. 

4. Verbannung der unwichtigen Schreiberei, „die an sich 
die unfruchtbarste aller Arbeiten ist". 

Das Ergebnis seiner Vergleichung der preußischen Orga- 
nisation mit diesen Grundsätzen faßte er dahin zusammen: 
„So groß und unverkennbar die Vorzüge sind, die die preußi- 
sche Staatsverwaltung vor den übrigen mir bekannten ihrer 
Art voraus hat, so sehr bin ich nach nunmehr zehnjähriger 
Diensterfahrung überzeugt, daß zumal bei ihrem vergrößerten 
Umfange etwas geschehen müsse, um das Formelle derselben 
jenen Forderungen mehr anzupassen. Wenngleich daraus, 
daß die Sache so bleibt wie sie ist, kein großer positiver 
Nachteil entstände, wovon ich mich jedoch aus vielen Gründen 
nicht überzeugen kann, so wird doch zuverlässig größerer 
Vorteil und Fortschreiten verhindert, und das ist Nachteil 
genug." 

„Wer die Sachen kennt, wird mir zugeben, daß die 
Übersichten unzusammenhängend und mangelhaft, nicht genug 



') Granier F.B.P.G. XV, 168 ff. - 4 ) 18. V. 1801 R. 89, 126 A. 
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erleichtert und fortwährend brauchbar sind, der wird ge- 
stehen, daß wenngleich in einzelnen Zweigen außerordentlich 
viel Gutes geschieht, dennoch kein zweckmäßiger Ver- 
einigungspunkt für das Ganze — ich sage hier nur des 
Finanz- und Polizeiwesens — vorhanden ist, wo man im- 
stande wäre, solches zu übersehen und entweder selbst all- 
gemeine passende Anordnungen zu machen oder die Gegen- 
stände zu einer vollständigen Übersicht und Einholung der 
Befehle Ew. Kgl. Majestät gehörig vorzubereiten. Das Ge- 
neraldirektorium kann nach seiner gegenwärtigen Einrichtung 
diesen Zweck nicht erfüllen. Unser Rechnungswesen ist 
zwar in seiner Art ordentlich, aber nichts weniger als zu- 
sammenhängend, systematisch und übereinstimmend, noch 
dazu eingerichtet, Übersichten zu machen. Die Schreiberei 
vervielfältigt und vermehrt sich ins Unendliche, weil die 
Ressorts zu sehr multipliziert und die Details nicht gehörig 
nach den Stufen der Behörden verteilt sind. Einseitigkeit, 
Kollisionen, Verschiedenheit der Grundsätze können nicht 
aufhören, solange jedes Departement für sich wirkt und von 
den anderen beinahe weniger Kenntnis nimmt als von der 
Verwaltung eines ganz fremden Staats." 

Seine Reformvorschläge beschränken sich zwar haupt- 
sächlich darauf, eine bessere Einrichtung der statistischen 
Tabellen anzuregen, die Stein wenige Jahre später durch die 
Gründung des statistischen Bureaus in die Wege leitete, aber 
sie geben doch auch schon als das Hauptbedürfnis des Staates 
an „eine einfache nicht zu sehr mit dem Detail beschäftigte 
Behörde, in welcher sich die ganze Administration konzen- 
triert"; er dachte sich darunter wohl das gleiche, was er 
am 25. Juli 1 797 als Ministerium des Innern bezeichnet hatte. 
Daneben verlangte er für die Behörden freiere Hand in der 
Wahl der Mittel, da es schädlich sei, zu genaue Vorschriften 
zu geben, wodurch dem eigenen Nachdenken nichts über- 
lassen werde. 

Erfolg hatte er mit seinen Anregungen nicht, und da 
er den Grundsatz hatte, seine ganzen wahren Meinungen 
dann nicht zu sagen, wenn er überzeugt war nicht durch- 
zudringen, verzichtete er darauf, weitere Reformvorschläge 

10* 
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zu machen. 1 ) Aber wenn er auch in der Verwaltung Frankens 
manches Hindernis fand, auf die allgemeine Staatsverwaltung 
gar keinen Einfluß besaß, so sind doch die Jahre von 1798 
bis 1806 für Hardenberg von großer Bedeutung. Erst jetzt 
arbeitete er sich ganz in die preußische Verwaltung ein, 
zumal nachdem er 1802 auch noch das Magdeburg- Halber- 
stadtische Departement übernommen hatte; er lernte die 
Mängel der preußischen Regierung, vor allem der Kabinetts- 
regieruug, genau kennen, und endlich gewann er in jenen 
Jahren doch wenigstens zeitweise auf die auswärtige Politik 
Einfluß und nahm ihre Leitung selbst in die Hand: es waren 
die Jahre der Vorbereitung auf die Zeiten des Staats- 
kanzleramts. 

n. 

Veränderungen in den Unterinstanzen. 

In den Ministerialbehörden traten nach 1798 keine 
organisatorischen Veränderungen mehr ein, die Franken be- 
rührten. Die Übernahme des Magdeburg -Halberstädtischen 
Departements durch Hardenberg hatte auf Ansbach-Bayreuth 
ebensowenig eine Einwirkung wie seine Leitung der aus- 
wärtigen Geschäfte. Auch die Kammern und Regierungen 
blieben in der Verfassung, die das Reglement vom 10. De- 
zember 1 798 bestimmt hatte, im wesentlichen bestehen. Die 
einzige Neuerung bei den Regierungen war die Errichtung 
besonderer Kriminalsenate in Verbindung mit der Straf- 
prozeßreform, die Goldbeck 1805 durchführte. 2 ) Die in der 
Kabinettsordre vom 25. August 1798 angeregte allmähliche 
Verwandlung der Bayreuther Kammer in eine Kammer- 
deputation erfolgte nicht; auch der Plan, den Hardenberg 
1792 gehabt und noch 1797 auf alle Weise ratsam genannt, 
den auch Bärensprung befürwortet hatte, nämlich das Bay- 
reuther Unterland administrativ mit Ansbach zu vereinigen, 
blieb unausgeführt, obwohl Doernberg ihn wieder aufnahm 
und Hardenberg ihn auch 1800 noch erwähnte. Der Ver- 
wirklichung stand entgegen, daß die Bayreuther Stände auf 



*) An Bülow 1808, Klose S. 156. — l ) Stölzel, Rechtsverfassung 
und Rech tsver waltung II, 360. 
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die Steuern des Unterlandes Anspruch machen konnten. 1 ) 
Der Geschäftsgang bei den Kammern war befriedigend, wenn 
auch einzelne Versehen und Fehler hin und wieder vor- 
kamen. 2 ) Zwischen den beiden Kammersenaten in Ansbach 
ließen sich Reibungen und Meinungsverschiedenheiten nicht 
immer vermeiden. Sie galten zwar als ein einheitliches 
Kollegium, aber für eine Behörde war schon das Präsidium 
zu groß, das aus einem Präsidenten, zwei Vizepräsidenten, 
drei Direktoren und dem Landjägermeister bestand; die 
Zahl der Räte war 15, dazu kamen fünf Assessoren. Der 
erste Senat fand es entwürdigend, daß er in Sachen seines 
Ressorts an auswärtige Behörden nicht schreiben konnte, 
sondern der Vermittlung des zweiten Senats bedurfte ; dieser 
aber sah darin eine entwürdigende Briefträgerei. Auch die 
Eifersucht zwischen Hänlein und Doernberg, den beiden 
Vizepräsidenten, von denen jeder im anderen den Mann sah, 
der seiner Beförderung zum Präsidenten im Wege stehe, 
trug dazu bei, den kollegialen Geschäftsgang anfangs zu 
erschweren. Es kam sogar voi^ daß die beiden Senate ohne 
vorhergehende gemeinsame Beratung verschiedene Gutachten 
über dieselbe Sache abgaben. 8 ) Hardenberg konnte sich 
mit dem kollegialen Betriebe nie ganz befreunden; wie 
schon bei der Organisation von 1 793 liebte er es auch jetzt, 
für wichtige Geschäfte besondere Referenten zu ernennen, 
z. B. wurde die Untersuchung der Zustände im Irrenhaus 
St. Georgen und die Ausarbeitung eines Reformplanes weder 
der Kammer noch der Medizinaldeputation, sondern Schuck- 
mann und dem Arzte Dr. Langermann allein aufgetragen, 4 ) 
und die zur Vollziehung des Hauptvergleichs mit Bayern 
und zur Verwaltung der neu erworbenen geistlichen Güter 
eingesetzte Kommission war überhaupt nicht streng kolle- 

») flard. Abriß § 104, Gen. Ber. § 56, Verwalt. Ber. 1800 §8; 
Promem. Bärensprungs 81. VIII. 1793. R. 44 B. 36, Promem. Doernbergs 
9. XII. 1799. R. 44 C. Best. Dep. 282 b. - «) Zirkul. des Gen. Dir. 
19. 1. 1802 an alle Kammern, Rescr. Hard. 6. VII. 1804 wegen Ver- 
schleppung einer 10 Monate lang nicht expedierten Sache. R. 44 C. 
Best. Dep. 265. - ») Rescr. 14. IL, 12. VII. 1799, Ber. der Kammer 
1. V. 1799. R. 44 C. Best. Dep. 259; Rescr. 13. VIII. 1805. Best. Dep. 266, 
Hänlein an Hard. 11. IX. 1798, Doernberg an Hard. 15. IX. 1798. Best. 
Dep. 96 a. — 4 ) Vgl. unten 8. Kap. 
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gialisch, sondern näherte sich schon dem Präfektensystem. 
In eiligen Fällen konnte Sc huck mann, der Vorsitzende der 
Kommission, allein Anordnungen treffen; die Reinschriften 
der Verfugungen und Berichte unterschrieb er unter allen 
Umständen allein. 1 ) 

Um so größer waren die Veränderungen in der Ver- 
fassung der Unterinstanzen. Sie kamen in den ersten Jahren 
überhaupt nicht zur Ruhe. Zunächst erforderte die erste 
Einrichtung viel Zeit, dann kamen in den Jahren 1799 und 
1800 Durchmärsche fremder Truppen, die die Beamten den 
laufenden Verwaltungsaufgaben entzogen. Aber der Grund 
für die geringe Bewährung, namentlich der Kreisdirektorien, 
lag tiefer; er lag in dem Mangel einer festen Kompetenz- 
abgrenzung zwischen Kammern, Kreisdirektorien und Ämtern. 
Die Instruktionen waren zu weitläufig, als „Diensthandbuch" 
bezeichnete die Bayreuther Kammer die Kreisdirektorial- 
instruktion. 

Vielfach waren die Kreisdirektoren kaum mehr als Brief- 
träger zwischen Kammern und Amtern, überall waren sie 
mit Schreiberei überladen, so daß sogar die Kreisausreiter im 
Bureau mit Schreiben beschäftigt wurden. Ebensowenig wie 
die Ausreiter kamen die Kreisdirektoren dazu, ihren Kreis 
zu bereisen und sich an Ort und Stelle von Mängeln und 
Bedürfnissen zu überzeugen; mehr als den achten Teil des 
Amtsbezirks im Jahr zu bereisen hatten sie keine Zeit. 2 ) 
Bei den Versuchen, eine Besserung herbeizuführen, war der 
Grundgedanke Altensteins, der sie im Ministerium bearbeitete, 
den Kreisdirektoren den Charakter als Zwischeninstanz zwi- 
sehen Kammern und Amtern zu nehmen und sie zu ständigen 
Kommissaren der Kammern zu machen. Ein Teil ihrer Ge- 
schäfte, die Sorge für Landwirtschaft, Gewerbe und Handel 
wurde ihnen abgenommen, weil nur wenige gleichzeitig von 
Landwirtschaft und Fabriken genügende Kenntnisse besassen, 
um sie erfolgreich fördern zu können. Statt dessen wurden 
in jedem Fürstentum ein Ökonomie- und ein Fabriken- 



*), Instr. für die Landesvergleichskommission 1. XI. 1803 , R. 92 
Schuckmann 1. — a ) Ber. der Ansb. Kammer 1. II. 1799. R. 44 C. Best 
Dep. 2441. 
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kommissar ernannt, die sieb ausschließlich mit diesen Dingen, 
aber zugleich im ganzen Fürstentum zu befassen hatten. Die 
Stellen der Kreiskommissare wurden aufgehoben. Eine 
weitere Entlastung der Kreisdirektoren, die eine große Er- 
sparung an Schreibereien herbeiführte, war ihre Befreiung 
von der Kontrolle des Rechnungswesens. Sie hatten nun- 
mehr bei ihren Dienstreisen nur die Kassenbestände zu 
prüfen, die Rechnungsrevision ging an die Kammern über. 1 ) 
Der Geschäftsgang wurde neu geregelt; an Stelle der Be- 
richterstattung der Amter an die Kreisdirektoren, dieser an 
die Kammern sollte der persönliche Verkehr treten. Nach 
dem Vorbild der Magdeburgischen Landräte erhielten die 
Kreisdirektoren Sitz und Stimme in der Kammer; alljährlich 
sollten sie zu bestimmten Zeiten sich gemeinsam an den 
Kammersirzungen beteiligen und diesen Zusammenkünften 
Besprechungen der Kreisdirektoren mit den Kammeramt- 
männern ihres Kreises vorhergehen. 2 ) Zu einer weiteren 
Ausgestaltung dieser den Kammern mit der Aufforderung 
zu fernerer Prüfung mitgeteilten Pläne ist es nicht ge- 
kommen. Eine Verminderung des Subalternpersonals beim 
Kreise bezeichneten die Kammern als unmöglich. Aber eine 
Verbesserung und Beschleunigung im Dienstbetriebe trat 
ein. Allerseits gewöhnte man sich an den neuen Geschäfts- 
gang, die Kreisdirektoren lernten Land und Leute besser 
kennen, Berichte von den Ämtern forderten sie nur noch 
auf ausdrücklichen Befehl. Als zweckmäßig erwies sich die 
Anordnung der Bayreuther Kammer, daß die Berichte der 
Ämter an die Kammer in der Reinschrift dem Kreisdirektor 
zugingen, dieser seine Ansicht dazu schrieb und die Berichte 
weiter schickte. 3 ) 

Für die Lokalverwaltung wurde die Verschärfung der 
Aufsicht über die Staatsausgaben, die seit Friedrich "Wil- 
helms III. Thronbesteigung eingetreten war, sehr nachteilig. 
Sie kostete unverhältnismäßig viel Geld, weil in Franken 



l ) Rescr. 30. VI. 1800. R. 44 C. Best. Dep. 603. - *) Votum Alten- 
steins 18.11., Kochs 21. II. 1800. Rescr. 30. IV. 1801. R. 44 C. Best. 
Dep. 88*. — *) Ber. der Bayreuther Kammer 1. V. 1803, Ber. der Ansb. 
Kammer 31. X. 1802. R. 44 C. Best. Dep. 605. 
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auch die Unterinstanzen mit Staatsbeamten besetzt wurden. 
Hier gab es keine Domänenpächter, die obrigkeitliche Funk- 
tionen ausübten und entweder gar keine oder nur eine 
sehr geringe Besoldung bezogen, sich am Ertrage schadlos 
hielten und nur den Reinertrag ablieferten, sondern hier 
waren die Domänenbeamten Staatsdiener mit festem Gehalt. 
Die Yerminderung der Verwaltungskosten wurde nun das 
Bestreben aller beteiligten Behörden. Ihr zuliebe verzichtete 
man an manchen Orten darauf, das Prinzip der Trennung 
der Justiz von der Verwaltung streng durchzuführen. In 
vielen Städten, auch in Ansbach, war der Justizbürgermeister 
zugleich Polizeidirektor , auch einige Justiz- und Kameral- 
ämter wurden kombiniert. Aber dies war in den meisten 
Fällen unbedenklich, es war nur eine Rückkehr zur alt- 
gewohnten Amtmannsverwaltung, die auch ein Jahrzehnt 
später im Großherzogtum Frankfurt allen Theorien siegreich 
widerstanden hat; und in manchen kleinen Städten und 
Amtern genügte auch ein Beamter vollkommen. Schädlich 
dagegen wirkte die Sparsamkeit dadurch, daß sie manchmal 
zur Anstellung völlig ungeeigneter Elemente führte. Als 
1797 der Marktflecken Fürth der preußischen Verwaltung 
untergeordnet wurde, behielt man den bisherigen Bambergi- 
schen Amtmann Schauer, um ihm keine Pension zahlen zu 
müssen, als Polizeikommissar bei, auch durfte er nebenher 
noch als Bambergischer Kassenbeamter im Interesse der 
Dompropstei tätig sein. Dieses Interesse nahm ihn so sehr 
in Anspruch, daß er für Preußen überhaupt keine Zeit übrig 
behielt und als Polizeikommissar auf die am 25. Juni erfolgte 
Anzeige, es sei aus einem Hause geschossen worden, erst 
am 12. Juli dekretierte, man solle nach dem Täter forschen. 1 ) 
Noch merkwürdiger aber ist es, daß das fränkische Departe- 
ment, um eine Pension zu ersparen, einen bei der Aufhebung 
des Lottos pensionierten Beamten zum Polizeiinspektor in 
Fürth vorschlug, obwohl seine Verurteilung wegen Unter- 
schlagung von Mündelgeldern bevorstand. Die Anstellung 
wurde aber unmöglich, weil das Urteil ihm die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Amter dauernd aberkannte. 



*) Ber. Altensteins 16. VII. 1798. R. 44 C. Best. Dep. 764. 
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Doch man darf darin nicht mehr sehen als Ausnahmen. 
Im allgemeinen war das Personal tüchtig, und gegen allzu 
große Sparsamkeit schritten auch die Behörden ein. Als 
die Stadt Ansbach statt eines besonderen Magistratsboten 
die Verwendung einer Dienstmagd vorschlug, verweigerte 
die Kammer die Genehmigung. Auch wurde bei der all- 
mählichen Vermehrung der Einkünfte auch das Personal 
vermehrt, z. B. wurde 1 803 in Ansbach die Vereinigung der 
Justiz- und Polizeibürgermeisterstelle aufgehoben, mehrere 
bisher kombinierte Ämter getrennt. 

In den Fürstentümern wurde vor allem über die Bureau- 
kratisierung der Verwaltung geklagt. An Eingriffe in ihre 
Selbstverwaltung, an Rechnungskontrolle, an Ernennung des 
ersten Bürgermeisters durch den Landesherrn waren die 
Städte zwar schon gewöhnt, und eine Verschärfung der 
Kontrolle trat gegen früher nur in geringem Maße ein, weil 
die Kreisdirektoren bei der Menge der übrigen Geschäfte 
nicht dazu kamen, die Funktionen des commissarius loci 
wirksam auszuüben. 1 ) Umsomehr klagte man über die Um- 
ständlichkeit des Geschäftsgangs, wenn es sich nur darum 
handelte, einen Polizeidiener anzustellen. 2 ) Und den Zwang, 
Invaliden zu nehmen, empfanden die Städte ebenfalls 
drückend. Ihre geringe Brauchbarkeit, „die krüppelhafte 
Erfüllung ihrer Aufgaben", 3 ) war allgemein bekannt, und in 
mancher Stadt kam noch in Betracht, daß die mit ihnen 
besetzten Stellen früher an Bürger als Nebenerwerb über- 
tragen worden waren. 4 ) 

Auch auf dem platten Lande wurden Klagen über die 
neue Organisation laut. Durch die Verringerung der Zahl 
der Ämter war der Amtmann für die meisten Untertanen 
räumlich ferner gerückt, aber auch persönlich wurde er 
ihnen fremder, seitdem er sich nur noch als Staatsbeamter 
fühlte, an den Sportein keinen Anteil mehr hatte. Vielfach 
junge Leute ohne rechte Kenntnis des Landes und der 



>) Ber. d. Ansb. Kammerpräs. 4. XII. 1799. B. 44 C. Best. Dep. 714. 
— *) Vgl. oben 8. 95. — *) Altenstein bei Ranke S.W. 48, 395. — 
4 ) Beschwerde der Stadt Schwabach 22. VIII. 1803 wegen Besetzung 
der Torwartsstelle. R. 44 C. Best. Dep. 787. 
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Bewohner, ohne die durch eigenen landwirtschaftlichen Be- 
trieb erzeugte Anhänglichkeit an ihren Amtsbezirk, kehrten 
sie mit Vorliebe die Härten und Schroffheiten des neuen 
Regiments hervor und wendeten gegen Widersetzlichkeit 
sofort militärische Exekution an. Bei seinem Aufenthalt in 
Franken im Jahre 1799 kamen dem König so viele Be- 
schwerden darüber zu Ohren, daß er „diesem Unwesen nicht 
länger nachsehen" wollte und Hardenberg anwies, für Besse- 
rung zu sorgen. 1 ) 

Einen energischen Angriff gegen die ganze Organisation 
unternahm Schuckmann. Er hatte im September 1798, als 
die Kommission der Oberrechenkammer möglichste Spar- 
samkeit und wirtschaftliche Verwendung des Staatsbesitzes 
einzuführen bemüht war, auf Schulenburgs Veranlassung 
durch Kabinettsordre den Auftrag erhalten, aus dem durch 
die Aufhebung des Gestüts in Triesdorf frei werdenden 
Lande ein Domänenamt zu formieren. Er nahm sich Laden- 
berg zum Gehilfen und entwarf einen Plan, der auf die 
Bildung eines Amtes nach preußischem Muster hinauslief. 
Er zog 14 Dörfer zu dem Amte, wollte auch die grundherr- 
lichen Gefalle der Untertanen dazu schlagen und ihnen 
Dienstzwang auferlegen; der ganze Komplex sollte ver- 
pachtet werden. Der Pächter sollte alle beständigen, un- 
beständigen und Getreidegefälle erheben, die Gemeinde- 
herrschaft ausüben, die Landessteuern einziehen und das 
Marsch- und Kantonwesen unter sich haben. Nach preußi- 
schem Muster war das Domänenamt in Schuckmanns Plan 
nicht dem Kreise, sondern unmittelbar der Kammer unter- 
stellt. Was Schuckmann wollte, war eine gänzliche Um- 
formung des Verwaltungssystems auf preußischen Fuß. Er 
glaubte, „auch die Untertanen würden den Vorteil erkennen, 
einen von ihrem Wohl abhängigen statt eines bloßen Rech- 
nungsbeamten zu haben". Ein guter Erfolg dieses Versuchs 
mit Zufriedenheit und Wohlstand der Untertanen, meinte er, 
könnte weiter führen, „um zum Besten der königlichen 
Kassen und zugleich der Untertanen das große Detail der 
hiesigen Komptabilität, mithin das Personal und die Adraini- 



l ) Kab. Ord. 19. VI. 1799. 
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strationskosten zu mindern". Hardenberg aber zeigte in 
seiner Antwort l ) deutlich, daß er nicht geneigt war, von der 
Verwaltung durch staatliche Beamte zugunsten des privat- 
wirtschaftlichen Pachtsystems abzugehen. Das Rescript tadelte 
die Zuziehung der Dörfer und Abgaben: „Wir werden Uns 
nie dazu entschließen,, am allerwenigsten aber das für Uns 
und Unsere Untertanen in den dortigen Provinzen wohltätige 
Administrationssystem aufheben und dagegen Pachtungen 
der Natural- und Geldgefälle aufstellen, auch ist es Unseren 
landesväterlichen Gesinnungen schnurstracks entgegen, die 
Untertanen mit neuen Naturaldiensten zu belasten." Die 
endgültige Entscheidung, was aus Triesdorf werden solle, 
schob Hardenberg auf, bis er selbst nach Ansbach komme. 
Dagegen legte er allen Absichten Schuckmanns, die Ver- 
waltung zu reformieren, einen Riegel durch die Erklärung 
vor, es käme nicht darauf an, „ein Domänenamt ohne Rück- 
sicht, ob solches nach der dortigen Verfassung und nach 
den Lokalverhältnissen wirklich ratsam sei, zusammen zu 
stoppeln, sondern die höchste Nutzung zu erzielen". Als 
einen Nebenzweck nannte er, ein Beispiel einer verbesserten 
Ackerkultur zu geben, wodurch der ganze Plan auf das 
landwirtschaftlich -technische Gebiet geschoben war. Erst 
ein Jahr später berichtete Hardenberg dem König von dem 
Plan, machte die gleichen Bedenken wie Schuckmann gegen- 
über geltend und verteidigte seine Verwaltungsorganisation, 
die sich durchaus bewährt habe. Auf eine Beurteilung der 
Vorzüge von Pacht- und Administrationssystem ging Friedrich 
Wilhelm nicht ein. In seinen Augen war lediglich der geringe 
Umfang der Pachtgüter für die Verwerfung des Schuckmann- 
schen Planes maßgebend. 2 ) Damit war der einzige Angriff 
gegen den Grundgedanken der Hardenbergschen Lokal- 
verwaltung, die Verwaltung durch Staatsbeamte, endgültig 
abgeschlagen. 

Noch aber fehlte der Abschluß der staatlichen Ver- 
waltung nach unten, eine wirksame Exekutive. Die Kreis- 



») Ber. Schuckra. an Hard. 12. IV., Rescr. an ihn 25. V. 1799. 
R. 44 C. Fin. Dep. 33. - ») Immed. Ber. 10. V. 1800. R. 89, 126 G. Kab. 
Ord. 15. V. 1800. 
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ausreiter, schon an Zahl — einer in jedem Kreise — viel zu 
gering, wurden häufig mit Bureauarbeit belastet, die Zoll- 
reiter beschränkten ihre Tätigkeit auf die Überwachung des 
Handelsverkehrs und Verhütung von Zolldefraudationen. In 
den Städten gab es schon eine Polizei, die aber noch nicht 
recht genügte; in jeder Stadt war ein mit 500 fl. nicht aus- 
reichend bezahlter und darum auch nicht überall tüchtiger 
Polizeiinspektor, die Besoldung der unter ihm stehenden 
Polizeidiener, 78 fl. im Jahr, war aber so dürftig, daß sie 
sehr wenig leisteten; 1 ) aber es war doch wenigstens etwas 
vorhanden. Schlimmer stand es auf dem Lande, wo in den 
großen Amtern die Amtmänner und der Bote neben ihren 
sonstigen Aufgaben eine wirksame Sicherheitspolizei unmög- 
lich ausüben konnten und besondere Polizeireiter sehr selten 
waren. 2 ) Die Anstellung tüchtiger Dorfschulzen scheiterte 
häufig an der Geldfrage; die Bauern wollten ohne Entgelt 
das Amt nicht übernehmen, und durch Beiträge der Ge- 
meindegenossen wollten sie erst recht nicht bezahlt werden. 
Nun wuchs aber in jenen Jahren das Bedürfnis nach ener- 
gischer Polizei : der steigende Wohlstand der Bauern führte 
zu reichlichem Wirtshausbesuch und den dabei unvermeid- 
lichen Raufereien, dazu kam, daß Banden von entlaufenen 
oder entlassenen Soldaten, namentlich der österreichischen 
Heere, weit und breit die Gegend unsicher machten; es 
sind die Zeiten des Schinderhannes. 3 ) Allerdings sind die 
Klagen auch vielfach sehr übertrieben worden, und Koch 
hatte ganz recht, wenn er an „einen Verfall der Moral wie 
weiland in Sodom und Gomorrha u nicht glauben wollte, 4 ) 
denn idyllisch werden die Zustände in Franken in den 
früheren Jahrzehnten auch nicht gewesen sein. 

Einen höchst merkwürdigen Reformvorschlag machte 
im Kaiserlichen Privilegierten Reichsanzeiger von 1801 ein 



») Ber. des Ansb. Kammerpräs. 4. XII. 1799. R. 44 C. Best. Dep. 714. 
— *) Das Adreßhandbuch für die fränkischen Fürstentümer Ansbach 
und Bayreuth 1801 zählt im ganzen 12 Kreisausreiter und 22 Polizei- 
Land- oder Zollreiter auf. — •) Nach einem Ber. der Bayr. Kammer 
(28. IV. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 22) war damals eine Bande verhaftet 
worden, die angeblich mit Schinderhannes in Verbindung stand. — 
*) Votum 21. II. 1800. R. 44 C. Best. Dep. 888. 
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ungenannter Einsender aus dem Ansbachischen. Er empfahl, 
die Prediger auf dem Lande zu Polizeiinspektoren zu machen. 
Er „verbürgte sich, in kurzer Zeit die herrlichsten Polgen 
dieser neuen Polizeiinspektion in Abschaffung vieler höchst 
schädlicher Exzesse, in Einfuhrung einer beglückenden Ord- 
nung, in pünktlichster Befolgung aller herrschaftlichen Polizei- 
gesetze, in Verbesserung der abscheulichen Wege, in An- 
pflanzung zahlreicher Obstbäume, in regelmäßiger Benutzung 
der Hüten und in Bewirkung unzähliger anderer dergleichen 
Vorteile zum großen Segen der Gemeinden hervorzubringen." 
Daß dieser Weg ganz ungangbar war, daß man den Prediger 
nicht zu den Krämern schicken konnte, um Gewichte zu 
revidieren, nicht in die Wirtshäuser, um Exzesse zu verhüten 
und bei Schlägereien Frieden zu stiften, wurde dem Ein- 
sender von mehreren Seiten entgegengehalten, aber einen 
Ersatz wußte niemand vorzuschlagen; die meisten hofften 
von weiterer Aufklärung, von guter Schulbildung ein goldenes 
Zeitalter innerer Sicherheit. In der Praxis aber konnte 
man so lange nicht warten; von Zeit zu Zeit boten die 
Kammern das Militär zu allgemeinen Streifen auf, die immer 
dazu führten, das Gesindel in die Nachbarländer zu ver- 
scheuchen, bis es, von dort wieder durch eine Streife ver- 
trieben, zurückkehrte. Auch eine allgemeine Kreisstreife 
hatte keinen dauernden Erfolg. 1 ) Da aber in Bayreuth 
sich der General von Unruh weigerte, ohne höheren Befehl 
außerhalb seiner Garnison Hilfe zu leisten, mußte man an 
andere Mittel denken, um die Sicherheit des Landes zu 
erhalten. Die Bayreuther Kammer erneuerte einen Brauch 
der markgräflichen Zeit, sie verwendete den Landausschuß 
als Polizei. Dieser war ein Aufgebot aller wehrfähigen 
Männer, das, ursprünglich zur Abwehr von feindlichen Ein- 
fällen bestimmt, im Lauf des 18. Jahrhunderts häufig gegen 
"Übergriffe von nachbarlichen Beamten, zum Transport von 
Gefangenen, zu Grenzsperren u. a. verwendet worden war. In 
Ansbach war er allmählich ganz desorganisiert, in Bayreuth 
bestand er aber noch, er war in fünf Regimenter eingeteilt, 



*) Ber. der Ansb. Kammer 18. XI., der Bayr. Kammer 9. XI. 1801. 
B.44C. Pol. Dep. 22. 



Digitized by Google 



— 158 — 



an deren Spitze besoldete adlige Offiziere standen. 1 ) Nun 
ließ sich zwar der Ausschuß von Zeit zu Zeit aufbieten, 
eine dauernde Sicherheitspolizei war er aber nicht. Harden- 
berg dachte daher daran, ihn zu reformieren; auf seinen 
Antrag wurde 1802 die Anstellung eines Offiziers „bei dem 
neuzuorganisierenden und mit der Polizei auf dem Lande 
zu verbindenden Ausschuß" genehmigt. 2 ) Wie er sich die 
Sache dachte, ist nicht festzustellen; nur eine kurze Notiz 
erwähnt, es habe die Absicht bestanden, den Ausschuß mit 
den Dorfschulzen in Yerbindung zu setzen. s ) Vermutlich 
plante Hardenberg eine ähnliche Einrichtung wie im Gen- 
darmerieedikt: unmittelbare Yerbindung von Verwaltungs- 
behörde und Exekutivorgan, Trennung dieses Organs vom 
Militär. Er kannte wohl die französische Gendarmerie noch 
nicht, aber die Unbrauchbarkeit des regulären Militärs zur 
Polizei, die Notwendigkeit, die Polizei mit den Zivilbehörden 
eng zu verbinden, war ihm schon klar. Nach napoleonischem 
Muster hat er dann 1812 die Lösung gefunden, eine mili- 
tärisch organisierte, jederzeit verwendbare, aber den Zivil- 
behörden unterstehende Gendarmerie. In Franken ist er 
über Versuche mit einem militärisch unbrauchbaren Volks- 
aufgebot nicht hinausgekommen. 

In allen Plänen, die Verwaltungsorganisation zu ändern, 
ist von 1803 an eine Stockung eingetreten. Nachteilig wirkte 
sie aber nicht, denn erst jetzt fanden Beamte und Unter- 
tanen Zeit, sich an die neuen Einrichtungen zu gewöhnen. 
Die Ursache der Stockung war die Erwerbung neuer Ge- 
biete durch den Reichsdeputationshauptschluß. Die geist- 
lichen Güter wurden zunächst getrennt verwaltet, und die 
Einrichtung der Verwaltung, die Führung der Rechnungen 
u. s. w. entzogen einen Teil der Kammermitglieder den Ge- 
schäften, so daß die übrigen mit den laufenden Aufgaben 
schon genug zu tun hatten und an Reformen nicht denken 
konnten. 

Ber. der Ansb. Kammer 13. V. 1801, 30. VII. 1802. R. 44 C. Mil. 
113. Ber. der Bayr. Kammer 27. II. 1802. Mil. 116. — *) Kab. Ord. an 
Hard. 10. VIII. 1802. — •) Bemerk, des Kammerassessors Luz über eine 
Konferenz Oktober 1804. R. 44 C. Mil. 113. 
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Fünftes Kapitel. 
Die Militärverwaltung. 

Es besteht zwischen dem Abdankungspatent des Mark- 
grafen Karl Alexander und dem Besitzergreifungspatent 
König Friedrich Wilhelms IT. x ) an einer Stelle eine kleine 
aber charakteristische Differenz. Von allen „Zivil- und 
Militärbedienten" verabschiedete sich der Markgraf, alle 
„Militär- und Zivilbediente" übernahm Friedrich "Wilhelm in 
seinen Dienst. Das Militär spielte fortan die erste Rolle im 
Staate. Zwar in Äußerlichkeiten war es bisher schon so 
gewesen. Vor einer Schildwache mußte jeder Zivilist den 
Hut abziehen, wenn er es vermeiden wollte, daß er ihm 
heruntergeschlagen wurde; Soldaten durften Zivilisten un- 
gestraft beleidigen, durften mit ihnen Prügeleien anfangen, 
den Zivilisten war, auch wenn sie der angegriffene Teil 
waren, es nicht erlaubt, sich zu wehren. Aber von einem 
beherrschenden Einfluß auf die ganze Staatsverwaltung wie 
in Preußen, wo schon der Name der Verwaltungsbehörden, 
der Kriegs- und Domänenkammern, zeigte, daß die Bedürf- 
nisse der Armee zur Ausbildung der Verwaltung geführt 
hatten, war in Franken keine Rede. Dazu war das Militär 
schon an Zahl zu gering. Bei der Regierungsübernahme 
durch Preußen war das ganze ansbach-bayreuthische Militär 
2775 Mann und 99 Pferde stark; 1374 Mann davon waren 
in Holland, so daß in Ansbach -Bayreuth nur 1401 Mann 
standen, darunter waren 53 Offiziere. Die Hauptteile dieser 
Armee waren das Infanterieregiment von Voit (742 Mann), 
zwei unberittene Schwadronen Garde du Corps (164 Mann) 
und ein Husaren-Corps (100 Mann, 99 Pferde). In Holland 
standen unter dem Kommando des Generalmajors von Reitzen- 
stein je ein Grenadier-, Füsilier- und Jägerbataillon und 
eine Artilleriekompagnie. 2 ) Den Oberbefehl über alle Truppen 
führte Generalleutnant von Treskow, ein Greis von 70 Jahren. 

•) Gedruckt bei Hänlein und Kretschm.: Staatsarchiv der kgl. 
preuß. Fürstentümer in Franken I. 27 ff. — ') Tabellar. Zusammen- 
stellung im Abriß § 107. 
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Der bereite erwähnte Landausschuß gehörte nicht zum stehen- 
den Heere. 

Um dem Lande die Unterhaltskosten zu sparen und 
zugleich den fürstlichen Kassen eine erwünschte Einnahme- 
vermehrung zu bringen, hatte Bich Karl Alexander an dem 
Soldatenhandel deutscher Fürsten beteiligt. 1644 Mann, 
unter denen sich der spätere preußische Feldmarschall von 
Gneisenau befand, hatte er dem König von England für den 
Krieg in Nordamerika zur Verfügung gestellt, 1183 waren 
zurückgekehrt, 3 1 /« Millionen fl. hatte er an Subsidien be- 
zogen. 1 ) Seit 1788 waren Truppen im Dienste der hollän- 
dischen Generalstaaten. Diese hatten die etatsmäßigen 
Yerpflegungskosten von 208307 fl. übernommen und zahlten 
jährlich 100000 fl. Subsidien und 4500 fl. Rekrutierungsgelder; 
die Provinz Geldern zahlte außerdem noch 20817 fl. Der 
finanzielle Vorteil des Soldatenhandels wurde dadurch etwas 
vermindert, daß die Engländer 13542 £, rund 160000 fl. 
Forderungen nicht anerkannten, sondern nur 1986 Jß, rund 
24000 fl. geben wollten; als Hardenberg sich 1797 mit dieser 
Summe zufrieden erklärte, wagte das Kabinettsministerium 
nicht, sie beim englischen Hofe einzufordern. Noch weniger 
ertragreich gestaltete sich der Handel mit Holland. Die 
Verpflegung der Truppen kostete 56000 fl. mehr, als die 
Generalstaaten zu zahlen verpflichtet waren, und außerdem 
kamen diese ihren Verbindlichkeiten nicht nach, weil sie 
sich über die Repartierung der Summe auf die einzelnen 
Staaten nicht einigen konnten; von den 300000 fl. Rück- 
ständen, die sich im Lauf der Zeit angesammelt hatten, 
bekamen die fränkischen Kassen niemals einen Kreuzer. 2 ) 

Der Aufwand des Landes für das Militär betrug infolge 
der Vermietungen nicht mehr als 290000 fl. 8 ) Mehr hatte 
das Land nicht zu leisten; die Truppen waren überall in 
Kasernen untergebracht, es bestand weder eine Servisabgabe 
noch eine Verpflichtung, Fourage zu liefern. Der Ersatz 

*) Biedermann, Deutschland im 18. Jahrh. I, 205; Julius Meyer, 
Erinnerungen an die Hohenzollernherrachaft in Franken (Ansbach 1890). 
- ») R. 44 C. Mil. 157, 160, 162. - «) Hard. an das Oberkriegskol 1. 
15. V. 1792; Etat 1791—92 226934 fl., dazu kommen noch verschiedene 
unter anderen Titeln aufgeführte Pensionen und Gehälter. 
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geschah wie in Preußen durch ein EnrollementssyBtem. Eine 
feste Regelung der Wehrpflicht bestand nicht; sie lastete 
auf Bürger- und Bauernkindern, aber ausschließlich auf 
den unmittelbaren Untertanen. Unerlaubte Auswanderung 
wurde mit Konfiskation des Vermögens bestraft, ein un- 
bedingtes Auswanderungsverbot ließ sich aber der Ver- 
mischungen wegen nicht durchführen. Groß waren die An- 
sprüche nicht; in den 12 Jahren von 1780—1791 waren 
insgesamt 2065 Mann eingestellt worden. Rechnet man 
davon die 826 nach Holland ausgehobenen Kantonisten ab, 
deren Angehörige besondere Entschädigungen und Unter- 
stützungen erhielten, so kommen aufs Jahr für beide Fürsten- 
tümer etwa 100 Mann, bei 270000 unmittelbaren Untertanen 
gewiß eine geringe Zahl. 1 ) 

Hardenberg war von Anfang an bestrebt, die Fürsten- 
tümer zu einem starken Stützpunkt der preußischen Macht 
zu machen. Er hegte eine sehr hohe Meinung von der 
militärischen Bedeutung ihrer Lage. „Wer im Besitz der 
Fürstentümer ist, wird leicht Meister von dem mit Lebens- 
und Hilfsmitteln aller Art so reichlich versehenen Franken- 
lande, ja selbst eines Teiles von Schwaben und Bayern; er 
kann den Main benützen, das Lokal bietet viele gute Ver- 
teidigungs- und Angriffspunkte dar, u sagte er im General- 
bericht (§ 73). Noch hielt er an der Politik Friedrichs des 
Großen und des Fürstenbundes fest, er dachte sich als Feind 
nur Österreich, „mit Schlesien flankieren die Fürstentümer 
Böhmen, und indem sie es jedem Feinde schwer machen 
würden, darin vorzurücken, ja sich darin zu erhalten, würden 
sie den Angriff auf solches ungemein erleichtern, zumal wenn 
Sachsen, Hessen und das Haus Braunschweig, die solchen- 
falls kaum eine andere Partei ergreifen könnten, Alliierte 
Preußens wären. Auch Bayern könnte man besser die 
Hände bieten und von diesem Hilfe erwarten. Der reelle 
Einfluß, den man sich dadurch verschafft, würde der mäch- 
tigste und nützlichste sein. tf In Berlin faßte man dagegen 
mehr die exponierte und isolierte Lage ins Auge; wie man 



*) Culemann, Über das Kantonsystem R- 44 C. Mil. 23; Zusammen- 
stellung von Schlammersdorf, Kr. Min. Akta betr. Enrollement. 

Härtung, Hardenberg. 11 
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Bedenken hatte, allzuviel bares Geld in den Fürstentümern 
zu lassen aus Furcht vor feindlichen Einfallen, 1 ) so wollte 
man auch die Truppen nicht verzetteln. Eine starke Be- 
satzung hätte 1806 allerdings den Angriff der Franzosen 
aufhalten können, war dagegen immer in Gefahr, abge- 
schnitten zu werden, wenn die Franzosen statt durch das 
Saaletal durch das Kinzigtal zogen. 

Aber nicht nur im Interesse der Machtentfaltung 
Preußens, sondern aus Sorge für ^ das wirtschaftliche Ge- 
deihen der Fürstentümer verlangte Hardenberg eine starke 
Belegung mit Truppen; durch sie sollte der Geldumlauf im 
Lande beschleunigt, Geld ins Land gebracht und der Ab- 
fluß von Bargeld für die Rente des Markgrafen aufgewogen 
werden. Für den Fall, daß keine Yermehrung der Truppen- 
zahl erfolgen sollte, schlug Hardenberg vor, aus Preußen 
einige Bataillone nach Franken zu verlegen. 2 ) 

Es war selbstverständlich, daß königlich preußische 
Truppen nicht an andere Staaten vermietet werden konnten, 
daher wurde die Brigade von Reitzenstein nach Ablauf des 
Subsidienvertrages zurückberufen. Die beiden Regimenter 
Voit und Reitzenstein wurden zu einem Regiment mit preußi- 
scher Truppenzahl zusammengelegt, dessen Chef der General- 
major von Laurens wurde. Aus "Wesel kam das Infanterie- 
regiment von Grevenitz (später von Unruh), das bisher in 
Preußen keinen Kanton gehabt, sondern sich zum Teil aus 
den aus Holland desertierten ansbach- bayreuthischen Landes- 
kindern rekrutiert hatte. Nur kurze Zeit garnisonierte das 
Füsilierbataillon von Renouard aus Halle in Bayreuth. Die 
Garde du Corps wurde aufgelöst, zum Teil in die königliche 
Garde übernommen, zum Teil pensioniert, der Rest wurde 
in das Husarenkorps eingestellt, das, außerdem durch preußi- 
sche Husaren verstärkt, zu dem ansbach - bayreuthischen 
Husarenbataillon erweitert wurde. Die Zahl der Truppen 
belief sich nach dem Generalbericht auf 6310 Mann. 

Entsprach die Zahl auch noch nicht den Absichten 
Hardenbergs, der die Fürstentümer mittelst eines Arron- 



') Äußerung des Kamiuerassessors von Heynitz 6. IX. 1800. R. 44 
C. Pol. Dep. 107. — *) Abriß § 110. 
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dissements instand setzen wollte, 20 — 30000 Mann aus 
eigenen Kräften zu halten, so legte sie dem Lande doch 
beträchtliche neue Lasten auf. Der Bedarf an Einländern 
stieg gewaltig, 1859 Mann wurden 1792 vom Lande verlangt, 
ein paar Hundert wirklich ausgehoben. Die willkürliche 
Enrollierung hatte sich ertragen lassen, solange jährlich 
höchstens 100 Mann gebraucht wurden. Jetzt aber wurde 
eine feste Regulierung der Kantonpflicht nötig. Hardenberg 
hatte schon in seinem Abriß (§ 109) die Ersetzung des 
Kantonsystems durch die klevischen Einrichtungen empfohlen 
und war entschlossen, falls er damit nicht durchdringe, 
wenigstens die Härten der Kantonverfassung nach Kräften 
zu mildern. Sein Entwurf eines Kantonreglements vom 
24. September 1792 erleichterte im Interesse der Staatsein- 
künfte nach Möglichkeit die Annahme handlohnbarer Güter 
durch Kantonisten, ließ den Eltern volle Freiheit, ihr Gut 
zu vererben , auch an einen tüchtigen Soldaten u. s. f. Das 
Oberkriegskollegium 1 ) aber wollte so eng wie möglich sich 
an das preußische Reglement anschließen, es ging davon 
aus, daß „der Soldatenstand eine Art Auflage für das Land 
ist, welche bei den gegenwärtigen politischen Verhältnissen 
der Staaten untereinander nicht abgeändert werden könne. 
Sie werde dem Lande um so weniger beschwerlich, je mehr 
sie von gleichen Schultern getragen würde". Es erklärte 
daher, man müsse mit Exemtionen so streng wie möglich 
sein. Nun aber verwickelte sich diese Frage mit den 
Landeshoheitsirrungen. Hardenberg vertrat den Standpunkt, 
daß ohne Beiziehung aller mittelbaren Untertanen zur Kanton- 
pflicht das Land das Militär nicht rekrutieren könne, er ver- 
langte entweder Konsequenz in der Stellung zu den Mediaten 
oder gänzliche Aufhebung der Kantoneinrichtung, „welches 
freilich eine höchst erwünschte Sache sein würde". 2 ) Die 
Sistierung der Konskription, der Verzicht des Oberkriegs- 
kollegiums auf die Kantoneinrichtung überhaupt sind schon 
in anderem Zusammenhang erwähnt worden. 3 ) Die Ein- 

*) Kr. Min. Akta betr. die Einrichtung des Enrolleruentewesens, 
Konferenzprotokoll 17. X. 1792, Sehr, des Oberkriegskollegiums an Hard. 
16. 1. 1798. - >) Ber. an das Kab. Min. 5. 1. 1794. R. 44 B. 58. - •) Vgl. 
oben S. 34 f. 

11* 
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Wendungen der Regimentschefs, die ihre Regimenter nicht 
vollzählig erhalten konnten, veranlaßten Hardenberg aber, 
mit dem Fürsten Hohenlohe über die Entwertung eineß 
Kantonreglements wieder in Verhandlungen zu treten; 1 ) den 
Gedanken, die Gemeinden und Städte zur Stellung der 
Rekruten zu verpflichten, gab er auf. Nachdem er sich 
entschlossen hatte, die Staatsgewalt über alle Mediatunter- 
tanen auszudehnen, fiel das Bedenken hinweg, die Unmittel- 
baren könnten überlastet werden. Es handelte sich also für 
Hardenberg nur darum, den Untertanen die Last der Kanton- 
pflicht möglichst zu erleichtern, die Bestimmungen des all- 
gemeinen Kantonreglements über Exemtionen so zu modi- 
fizieren, daß die beabsichtigten Wohltaten auch Franken zu 
gute kamen. So wurde die Befreiung ausgedehnt auf Be- 
sitzer von 5000 fl. Vermögen, weil der Satz des allgemeinen 
Reglements 10000 Tlr. =» 17500 fl. in Franken selten er- 
reicht wurde. Fabrikanten, die sechs Arbeiter beschäftigten, 
wurden eximiert, während im allgemeinen Reglement die 
Mindestzahl zwölf war. Dagegen wurde keine Stadt ganz 
kantonfrei. Ferner wurde die Exemtion erstreckt auf Be- 
sitzer kleinerer Güter als in Preußen, städtische Acker- 
nahrungen von sechs großen Morgen machten kantonfrei. Von 
einer Beschränkung der Dispositionsfreiheit der Eltern bei 
der Vererbung auf die Kleingewachsenen war nicht die 
Rede. Wer ein Gut ererbte oder erheiratete oder für einen 
Minderjährigen bewirtschaftete, mußte unbedingt entlassen 
werden. Dabei war entscheidend, daß die Erleichterung des 
Besitzwechsels im Interesse der Domäneneinnahmen war, 
weil von den meisten Gütern bei einer Veränderung in der 
Person des Besitzers eine Abgabe, das Handlohn, bezahlt 
werden mußte. 2 ) Die Einschränkung des Wandems der 
Handwerksburschen auf preußisches Gebiet war, obwohl 
sie von den Militärs gefordert wurde, nicht zu erreichen. 
Die Dienstzeit wurde auf 16 Jahre festgesetzt, vier Jahre 
weniger als im allgemeinen Reglement. Außerdem bemühte 
sich Hardenberg, bei den jährlichen Kantonrevisionen den 



l ) Hard. an Hohenl. 27. XII. 1795, Konf. Protokolle Januar und 
März 1796. R. 44 C. Mil. 22. — ') Vgl. 7. Kap. 
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Untertanen Belästigungen fernzuhalten, er setzte auch die 
Bestimmung (§ 69) durch, daß jedesmal ein Regimentschirurg 
zugezogen wurde, um den wegen körperlicher Gebrechen 
Dienstuntauglichen die Reise nach der Garnison zur Unter- 
suchung zu ersparen. Das Kantonreglement vollzog Friedrich 
Wilhelm II. am 21. März 1796, im nächsten Jahre wurden 
den Regimentern die Kantons folgendermaßen angewiesen: 
das Infanterieregiment von Laurens hatte ganz Ansbach, das 
Infanterieregiment von Unruh ganz Bayreuth zum Kanton, 
von den Husaren sollten vier Schwadronen sich aus Ansbach, 
eine aus Bayreuth komplettieren. 1 ) 

Das Land gewöhnte sich bald an das Kantonwesen, 
zumal da der Bedarf nach erfolgter Komplettierung der 
Regimenter nicht groß war. Bei der ersten Konskription 
war die Anzahl verfügbarer Leute 13863, darunter befanden 
sich 4254 mittelbare, 2 ) einrangiert waren in Ansbach im 
Jahre 1799 1850 Mann, in Bayreuth werden es wohl eben- 
so viele gewesen sein; 3 ) jährlich wurden nur etwa 150 Mann 
aus jedem Fürstentum neu eingestellt, noch nicht Vu>°/o der 
Bevölkerung.*) Allerdings konnte bei der Lage des Terri- 
toriums, bei der überall leichten Erreichbarkeit der Grenze 
die Auswanderung von Kantonisten nicht verhindert werden. 
Zivil- und Militärbehörden kamen darüber manchmal in 
Differenzen. *) 

Schwierigkeiten bereitete es, für die neuen Truppen 
Unterkunft zu beschaffen. Die Kasernen in Ansbach und 
Bayreuth reichten nicht aus, Einquartierung der Soldaten 
bei der Bürgerschaft war bisher nicht üblich gewesen, ließ 
sich abor nioht umgehen. Das Oberkriegskollegium fand es 
natürlich, daß dabei in Franken die nämlichen Grundsätze 
stattfinden sollten wie in Preußen, Aufbringung des Servises 



*) Kab. Ord. an Hard. 16. IV. 1797. - *) Tabelle R. 44 C. MU. 19. 
— •) Ber. der Ansb. Kammer 16. XII. 1799. R. 44 C. Best. Dep. 274. — 
*) Toarnon, Die Provinz Bayreuth unter französischer Herrschaft 1806 
bis 1810, herausgeg. von L. v. Fahrmbacher (Wunsiedel 1900), S. 2. — 
•) Ber. Hard. an den König 17. VII. 1799, Entwurf, nicht abgegangen, 
weil eine Entscheidung zugunsten des Zivils unwahrscheinlich war. 
R. 44 C. HU. 22; Ber. der Hajore v. Hetzsch und v. Seidel an das 
Oberkriegskoll. 28. III. 1797. Kr. Hin. Enrollierung II. 
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durch die Städte, der Fourage durch das platte Land. 1 ) 
Hardenberg ging darauf ein, daß den Soldaten Servis ge- 
zahlt würde und sie sich selbst einzumieten hätten. Aber 
nach preußischem Vorbild diese Einrichtung zu treffen er- 
klärte er für unmöglich. Er wollte überhaupt nicht so 
schroff mit der Auflegung neuer Lasten vorgehen, „erst all- 
mählich nach und nach mit möglichster Schonung und viel- 
leicht hin und wieder mit Abänderungen der preußischen 
Verfassung" wollte er die Untertanen an das Militär ge- 
wöhnen. Weil in Franken die Scheidung von Stadt und 
Land nicht bestand wie in Preußen, die Städte in Ansbach 
vielmehr größtenteils vom landwirtschaftlichen Betrieb lebten, 
in Bayreuth meist arm waren, die Steuerverfassung in Stadt 
und Land gleich war, hätte die Ausscli lagung des Servis - 
bedarfs auf die Städte allein diese im Verhältnis zum platten 
Lande benachteiligt. Auch wollte Hardenberg die Fourage- 
lieferung, die dem Bauernstand nicht schwer gefallen wäre, 
vor allem wenn er keine Servisabgabe zu zahlen brauchte, 
ihm nicht auferlegen. Er war ein Gegner aller Natural- 
leistungen des Bauernstandes, ihre Abschaffung war eine 
der ersten Reformen, die er als Staatskanzler in Preußen 
verwirklichte. 2 ) An Stelle der Lieferungen in natura sollte 
die Abgabe aus den Landesmagazinen treten; genügte sie 
nicht, so sollte die Aufbringung Unternehmern übertragen 
werden, 3 ) die Untertanen mußten nur Geldbeiträge dazu 
leisten. Den Gesamtgeldbedarf für Servis und Fourage 
wollte Hardenberg durch einen Zuschlag zur ordentlichen 
Steuer aufbringen. Dadurch wurden Bürger und Bauern 
gleichmäßig getroffen, doch auch die der Landessteuer nicht 
unterliegenden Klassen, fremdherrische Hintersassen und 
Kammersteuerpflichtige, sollten zur Zahlung gezwungen wer- 
den. Das Oberkriegskollegium erklärte sich damit einver- 
standen. 4 ) Die endgültige Regelung schleppte sich noch 
vier Jahre hin, weil die Erhebung der neuen Steuer nament- 



*) Sehr, an Hard. 16. III. 1792, Kr. Min. Übernahme der ansb.- 
bayreuthischen Truppen. — a ) Gesetz vom 30. X. 1810. — •) Hard. an 
das Oberkriegskoll. 15. u. 25. V. 1792. Kr. Min. — 4 ) Konferenzprotokoll 
26. V. 1792. 
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lieh bei bisher Eximierten auf Widerstand stieß. Für das 
Etatsjahr 1793/94 mußte die Steuer erlassen werden; Harden- 
berg hoffte durch Berufung eines Landtages eine Besserung 
herbeizuführen, begnügte sich aber mit einer Besprechung 
mit dem engeren Ausschuß. 1 ) Erst nachdem die Steuerpflicht 
durch die Instruktion vom 12. April 1796 auf alle Untertanen 
ausdrücklich ausgedehnt worden war, konnte man zum Ab- 
schluß gelangen; aber noch im Jahre 1797 wurden 131000 fl. 
Servisgelder aus königlichen Kassen bestritten. 2 ) Das Servis- 
und Einquartierungsreglement vom 31. Oktober 1796 setzte 
die Verpflichtung eines jeden Untertanen fest, die Natural- 
einquartierung zu übernehmen. Doch trat an deren Stelle 
die Serviszahlung an alle Militärpersonen. Die Aufbringung 
des Servisgeldes geschah wie bisher nach dem Steuerfuß, 
außerdem hatten alle weltlichen Diener 1 °/ 0 ihrer Besoldungen 
abzugeben. Die Einmietung von Militär mußte sich gegen 
Zahlung des Mietsgeldes jeder gefallen lassen, befreit davon 
waren Kirchen- und Schulbediente, höhere Beamte, Offiziere, 
Stadtvögte, Bürgermeister, Rendanten und Fabrikbesitzer. 
Die Höhe des Steuerzuschlags war nicht bestimmt, sie be- 
trug durchschnittlich 20 %, in Ansbach 4 fl. 40 Kr. auf 24 fl. 
Steuer, in Bayreuth 6 fl. 35 Kr. auf 35 fl. Steuer, wurde aber 
später in Bayreuth wegen der hier bestehenden höheren 
Steuern auf 6 fl. herabgesetzt. 3 ) Die Einnahmen an Servis 
betrugen 1800 in beiden Fürstentümern 72194 Tlr. = 136 000 fl. 
Es war die schwerste neue Belastung der Untertanen, aber 
trotzdem glaubte die Ansbacher Kammer, eine Erhöhung 
der Servisbeiträge für Kasernenbauten werde vom Lande 
leichter und lieber getragen werden als die Quartierlast. 4 ) 
Die Abgaben für die Verpflegung der Kavalleriepferde 
sind, weil sie auf Hardenbergs Antrag wie die Serviskosten 
auf das ganze Land ausgeschlagen wurden, schon in den 



*) Tagebuch 14. VII. 1794, vergl. oben S. 50. Immed. Ber. Hard. 
28. IX., 26. XII. 1793, 7. IL, 28. VI. 1795, Kab. Ord. 12. 1. 1794, 16. II. 
1795, Bleimarginal Friedrich Wilhelms II. auf dem zuletzt genannten 
Ber.: „Ich hofe er wirdt bald damit in richtigkeit komen." H. 96, 
254 A. — 4 ) Summarische Vergleichung der Etats von 1791/92 und 
1797/98. R. 89, 126 B. — ») Gen. Ber. § 217, Ber. 30. VI. 1800 § 67. — 
*) Ber. 23. VII. 1798. R. 44 C. Best. Dep. 274. 
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Serviaausgaben berechnet. Während Hardenberg hier seine 
Absicht erreicht hatte, gelang es ihm nicht, das Land von 
der Übernahme der Vorspannlast freizuhalten. Sie hatte 
zwar schon früher auf den unmittelbaren Untertanen gelegen, 
doch waren die Anforderungen nur gering gewesen, so daß 
auch die ungleiche Art der Verteilung nicht als Ungerechtig- 
keit empfunden wurde. Als aber die Vermehrung des Militärs 
eine starke Erhöhung der Militärfuhren mit sich brachte, 
entwarf die Ansbacher Kammer ein Reglement, das die Vor- 
spannstellung als eine allgemeine Verbindlichkeit aller Unter- 
tanen ohne Rücksicht auf andere Fronden gleichmäßig auf 
alle Einwohner verteilte. 1 ) Die Veröffentlichung des Regle- 
ments unterblieb jedoch, weil Hardenberg damals die Mediaten 
weder ausdrücklich befreien noch auch durch ihre Zuziehung 
zur Vorspannlast neue Proteste hervorrufen wollte. Diese 
Rücksichten waren zwar nach 1796 nicht mehr maßgebend, 
trotzdem erfolgte die Publikation nicht, weil das Militär- 
departement des Generaldirektoriums sich mit dem Entwürfe 
eines allgemeinen Vorspannreglements beschäftigte, ohne bis 
1806 etwas zustande zu bringen. Die Verteilung der Vor- 
spannlast geschah entsprechend den Bestimmungen des Ent- 
wurfs; die Entschädigungen für die Leistungen, die um so 
nötiger waren, als manche Gegenden besonders häufig ge- 
troffen wurden, zahlte die Serviskasse. Der Plan, eine be- 
sondere Marsch- und Molestienkasse zu bilden, wurde nicht 
ausgeführt. 2 ) 

Nicht das ganze Militär wurde aus fränkischen Mitteln 
bezahlt. Die Kosten für das Regiment von Unruh, 123000 Tlr., 
fielen den alten preußischen Provinzen zur Last, die bis 
1797 auch noch 99196 Tlr. für das Regiment von Laurens 
bezahlten. Die fränkischen Hauptkassen zahlten als Zuschuß 
zur Generalkriegskasse nur 249632 Tlr., außerdem noch an 
Pensionen für ehemalige markgräfliche Offiziere 81609 Tlr., 
zusammen 331441 Tlr. Seit dem Etatsjahr 1801/1802 hörte 
die Zuschußrechnung auf, und die fränkischen Kassen zahlten 
etatsmäßig 282000 Tlr., während die gesamte Brotverpflegung 



') Ber. der Ansb. Kammer 11. VI. 1794, Rescr. 12. IT. 1795. R. 44 
C. Mü. 118. — *) R. 44 C. Mü. 144. 
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Ton den Provinzen unmittelbar bestritten wurde. Der Tod 
dee Markgrafen, aus dessen Rente mit Hinzurechnung von 
allmählich wegfallenden Zivilpensionen Hardenberg noch das 
Regiment von Unruh, drei Füsilierbataillone und ein zweites 
Husarenbataillon unterhalten zu können hoffte, 1 ) trat zu spät 
ein, als daß noch eine Verwirklichung dieser Pläne möglich 
gewesen wäre. 

An dem Revolutionskriege beteiligten sich von fränki- 
schen Truppen die Reitzensteinsohe Brigade in Holland und 
das Füsilierbataillon von Renouard. Obwohl also 1792 noch 
die Regimenter von Yoit und Grevenitz im Lande standen, 
so erregte doch das Gerücht, Custine habe den Rhein über- 
schritten, einen panischen Schrecken im ganzen fränkischen 
Kreise. Die nach Hardenbergs Vermutung 2 ) „dem französi- 
schen Revolutionssystem nicht abgünstige Kreisversammlung u 
beschloß Neutralität Hardenberg dagegen befürwortete 
energisches Vorgehen. 3 ) Die Truppen wurden an die Grenze 
vorgeschoben, die Förster als Provinzialjägercorps zusammen- 
gerufen; auch der Landausschuß versammelte sich an manchen 
Orten, doch war der Mangel an Waffen so groß, daß seine 
Verwendung großen Schwierigkeiten unterlegen hätte. Es 
kam nicht dazu, im Dezember traten wieder friedliche Zu- 
stände ein. In den folgenden Kriegsjahren hatten die frän- 
kischen Fürstentümer nur durch Transporte zu leiden, die 
Ruhe wurde nirgends durch Kriegslärm gestört. Erst nach- 
dem Preußen aus dem Kriege ausgeschieden war, wurde 
Franken Kriegsschauplatz. Im Jahre 1796 mußte den fremden 
Armeen der Durchmarsch gestattet werden, Zusammenstöße 
der feindlichen Heere auf preußischem Gebiet fanden nicht 
statt. Die durchziehenden Truppen wurden von preußischem 
Militär eskortiert; zu diesem Zweck wurden die Beurlaubten 
eingezogen, weil ein Teil der Soldaten gleichzeitig bei der 
Durchsetzung der Landeshoheit bereit stehen mußte.*) Ob- 

») Gen. Ber. § 81. — *) Brief an Dohm 8. X. 1792. R. 44 C. Mil. 
zu 58. — •) An Soden 8. XI. 1792: „Es ist eine ewige Schande für 
Deutschland, daß man sich so geduldig brandschatzen laßt" ; auch der 
Brief vom 2. XI. beklagt den Mangel an Energie im Reiche. Im Ber. 
an das Eab. Min. vom 1. XI. 1792 nennt Hard. die Neutralität triste 
et bien ötonnante. R. 44 C. Mil. 58. — *) R. 44 C. Mü. 88. 
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wohl also auch jetzt die Fürstentümer gut davon gekommen 
waren , fühlte sich Hardenberg beim Wiederausbruch des 
Krieges in Deutschland doch verpflichtet, beim König den 
Antrag zu stellen, den Provinzen volle Neutralität zuzusichern. 
Er begründete dies mit dem Hinweis auf die Gefahr der 
Verbreitung revolutionärer Gesinnung durch die französischen 
Heere. ! ) Entscheidend aber war für ihn die Würde und 
das Ansehen des Königs, die durch die bloß halbe Neutra- 
lität verletzt würden. Aber erreichen konnte er nichts; 
Durchmärsche fanden statt, und Lieferungen wurden er- 
hoben, aber nicht bezahlt. Und wenn auch die Mannszucht, 
der Franzosen wenigstens, gut war, so fühlte man doch den 
Widerspruch zwischen der Anwesenheit fremder Truppen 
und Neutralität deutlich; die Ansbacher Kammer erklärte 
sogar in einem ihrer Zeitungsberichte, bei der Nähe der 
kriegführenden Armeen nütze die Neutralität gar nichts. 
Die Antwort war ein Verweis, 2 ) aber gebessert wurde nichts. 
Der Gesamtbetrag der nicht bezahlten Lieferungen bezifferte 
sich auf 300000 fl. 3 ) Der König bewilligte zur Entschädigung 
SOOOOfl., während der Rest vom ganzen Lande zu tragen 
war. Obgleich also mancher Verlust den Untertanen nicht 
ersetzt wurde, so überstiegen doch die Vorteile der Neutra- 
lität diese Nachteile bedeutend. Abgesehen von dem direkten 
Vorteil, daß in der ganzen Zeit die Verwüstungen des 
Krieges ihnen erspart blieben, daß sie zu den Kriegskontri- 
butionen des Kreises nicht beitragen mußten, daß auch keine 
Requisitionen gestattet wurden, 4 ) hatten die preußischen 
Untertanen in Franken auch noch indirekte Vorteile durch 
das Steigen der Lebensmittelpreise, die Anwesenheit vieler 
Fremden, zu denen auch Herzog Max Joseph von Pfalz- 
Zweibrücken, der spätere Landesherr, gehörte. 

Naher rückte die Gefahr eines Krieges 1805. Das 
bayreuthische Oberland wurde Konzentrationspunkt für alle 
fränkischen Truppen; zu ihnen stießen noch 35 Bataillone 



») Imraed. Ber. 20. II. 1799. R. 44 C. Mil. 96. - ») Kab. Ord. an 
Hard. 10. 1. 1801. — ») Immed. Ber. Hard. 10. V., 13. VI. 1801. R. 89, 
126 D, Kab. Ord. 16. V., 20. VI. 1801. — 4 ) Über die Ansprüche der 
Franzosen in Franken vgl. Hutzelmann a. a. O. 
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Infanterie, 55 Schwadronen und 10 Batterien unter Blüchers 
Oberbefehl; die Festung Plassenburg wurde schleunigst in- 
stand gesetzt. 1 ) Noch einmal ging die Gefahr vorbei, zum 
letzten Male. Das Jahr 1806 machte der preußischen Herr- 
schaft ein Ende ; an eine wirksame Verteidigung dachte man 
nicht. Das Regiment von Tauentzien (ehemals Laurens) hatte 
schon im Juli Marschbefehl nach Hannover bekommen; durch 
Kabinettsordre vom 9. August erhielt Schuckmann die An- 
weisung, falls Tauentzien sich zurückziehe, Kassenbestände 
und Effekten mit fortzuschaffen. Die Plassenburg sollte auf 
drei Monate verproviantiert werden. Auch der Landausschuß 
kam noch einmal zu Ehren; aber bei der Musterung stellte 
sich heraus, daß für die 26441 Mann, die für tauglich be- 
funden wurden, nicht mehr als 1000 Gewehre vorhanden 
waren. 2 ) Es war die Folge davon, daß in den 15 Jahren 
der preußischen Herrschaft keine Musterung stattgefunden 
hatte. Trotzdem hoffte man ihn als Festungsbesatzung ver- 
wenden zu können; 200 Mann wurden zur Besetzung der 
Plassenburg bestimmt. Aber an Widerstand war nicht zu 
denken. Langsam zog sich Tauentzien zurück; der letzte 
Best des preußischen Besitzes wurde sich selbst überlassen; 
auf ausdrücklichen königlichen Befehl fungierten die Zivil- 
behörden weiter. 3 ) 



Sechstes Kapitel. 
Die Finanzen. 

L 

Das Rechnungswesen. 

Die Unzulänglichkeit der Finanzverwaltung hatte den 
Anstoß dazu gegeben, daß Markgraf Karl Alexander sich 
Bärensprung hatte kommen lassen, um durch ihn eine gründ- 
liche Revision vorzunehmen; sie wurde dadurch die Ver- 

») Rescr. an Schuckm. 20. und 24 IX., 28. XL 1805. R. 44 C. Mil. 
109, Kab. Ord. 13. X. Mü. 31. - 2 ) Notiz Naglers 18. VIII. 1806. R. 44 
C. Mil. 31. — ») R. 44 C. Mil. 111. 
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anlassung zu der Abdankung des Markgrafen und zum Über- 
gang der Fürstentum er an Preußen. Es hatte bisher an 
straffer Aufsicht gefehlt, Etats hatte es nicht gegeben und 
daher auch keine vernünftige Einteilung der Einnahmen und 
Ausgaben; nur die Subsidien hatten es überhaupt möglich 
gemacht, wieder Gleichgewicht zwischen Einnahmen und 
Ausgaben herzustellen und mit der Schuldentilgung zu be- 
ginnen. Als ein Zeichen für die allmähliche Hebung des 
Kredits galt es, daß man auch den Kassen wieder Geld lieh, 
während vorsichtige Leute es bisher vorgezogen hatten, ihr 
Geld dem Rentmoister privatim vorzustrecken. Aber diese 
Besserung war nur durch den Soldatenhandel möglich ge- 
worden, die Verwaltung war noch immer unordentlich. Es 
lagen 1790 noch Rechnungen vom Jahre 1767 zur Revision, 
130 000 fl. Ämtereinnahmen von 1788 waren noch gar nicht 
verrechnet. Pünktliche Bezahlung war ganz unbekannt 
Jahrelang schleppten sich Reste durch die Rechnungen, bis 
sie endlich als verloren angesehen werden mußten. Die 
Untersuchung Bärensprungs deckte in Ansbach ein seit 1763 
durch schlechte Rechnungsführung verursachtes Defizit von 
180827 fl. auf. 54806 fl. davon wurden aus Kautionen er- 
setzt, 83 1 28 fl. waren endgültig verloren ; was von dem Rest 
von 42893 fl. noch einkommen werde, war zweifelhaft. Es 
fehlte eine energische Revisionsbehörde. Der Prüfung unter- 
lagen nicht die Kammer-, sondern nur die Ämterrechnungen, 
dafür waren bei den Kammern besondere Rechenstuben, 
deren Personal aus Subalternen bestand. Eine Superrevision 
war unbekannt. 1 ) 

Bärensprung hatte sich eifrig bemüht, Ordnung in das 
Chaos zu bringen; er hatte Etats bei den Hauptkassen und 
bei den Ämtern eingeführt, pünktliche Rechnungsablegung 
eingeschärft, Kontrolle durch monatliche Kassenextrakte an- 
geordnet. Der Etat des Jahres 1791/92 war der erste, zu- 
gleich auch der letzte, den der Markgraf selbst vollzog. Es 
war natürlich, daß nach der preußischen Besitzergreifung 
die Überrechenkammer als oberste Instanz eintrat. Der Ab- 



') R. 94 II. A 19 Bd. I, Bayreuther Kammer- und Rechnungssachen. 
R. 44 C. Fin. Dep. 159/167 Akten über die Revision B&rensprungt. 
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Schluß der Reformen Bärensprungs war die Rechnungs- 
instruktion vom 9. Februar 1792. ^ Sie bestimmte, daß „die 
zum Ressort der Finanz - Justiz - Landschafts - Geistlichen 
Collegiorum und Lehnhöfe gehörigen, überhaupt die über 
alle unter landesherrlicher Oberaufsicht stehende publique 
Fonds zu führenden General- und Spezialrechnungen zur 
Kontrolle der Oberrechenkammer gelangen sollten. u Auch 
die Etats sollten künftig, wie schon in der Instruktion für 
Hardenberg befohlen war, die Revision der Oberrechen- 
kammer passieren. Jede nicht etatsmäßige Ausgabe bedurfte 
nach § 16 der vorhergehenden Approbation des Kabinetts- 
ministeriums. Zur Bearbeitung dieser Geschäfte sollte Harden- 
berg zwei Rate der Landeskollegien der Oberrechenkammer 
vorschlagen. 

Hardenberg paßte diese Art der Kontrolle gar nicht. 
Er hatte sich schon bei Bärensprungs Etatsaufstellung über 
die Beschränkung der Ausgaben beklagt, hatte getadelt, daß 
dieser „aus Mangel an Lokalkenntnis den gordischen Knoten 
oft despotisch zerhauen habe, wo er sorgfältig hätte auf- 
gelöst werden sollen", daß seine Etats unübersichtlich seien, 
daß Einnahmen und Ausgaben in den Spezialetats versteckt 
blieben. 8 ) Nun hob die Instruktion vom 9. Februar seine 
Selbständigkeit ganz auf, er durfte keinen Kreuzer über den 
Etat ohne Genehmigung des Kabinettsministeriums ausgeben. 
Daher äußerte er Bedenken ; es sei „zwar seine angenehmste 
Pflicht, die königlichen Befehle ohne Ausnahme so treu als 
pünktlich zu befolgen, tf aber er halte es für seine Schuldig- 
keit, freimütig anzuzeigen, wenn er nach seiner Überzeugung 
bei ihrer Befolgung Hindernisse fände. Er glaubte, die Rech- 
nungsrevision in Berlin habe vorerst wenigstens Schwierig- 
keiten, nicht allein wegen der Kompliziertheit und Mannig- 
faltigkeit der Rechnungen, sondern auch wegen des Mangels 
an geeigneten Mitgliedern für die Oberrechenkammer. Das 
Ergebnis seiner Bedenken war ein Antrag, dessen Geneh- 
migung ihn von jeder Kontrolle entbunden hätte; er schlug 

«) R. 44 C. Fin. Dep. 168. - *) Abriß § 32. Denkschrift über das 
Finanz- und Rechnungswesen in Franken, März 1799, von Scharn- 
webers Hand mit Korrekturen Hardenbergs, wahrscheinlich von ihm 
diktiert, eigenhändiges Motto: sine ira et studio. R.92 Hard. *f. 2 1 /». 
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vor, in Ansbach und Bayreuth „wenigstens vorerst und auf 
ein paar Jahre" je eine Deputation der Oberrechenkammer 
einzusetzen. 1 ) Aber bereits hatte das Kabinettsministerium 
gehandelt; da Hardenberg in vier Monaten keinen Vorschlag 
für die Besetzung der beiden neuen Ratsstellen bei der Ober- 
rechenkammer gemacht hatte, wurden ohne sein Zutun der 
Geh. Oberrechnungsrat Flaminius und der bayreuthische 
Hof kammerrat von Massenbach, der damals auf Urlaub in 
Berlin war, mit der Revision der ansbach - bayreuthischen 
Rechnungen in der Oberrechenkammer beauftragt. 4850 Tlr. 
hatten die fränkischen Kassen zur Besoldung der Ober- 
rechenkammer fortan beizutragen. 2 ) 

Zwar konnte Hardenberg daraufhin über die Antwort 
auf seinen Bericht vom 20. Juni kaum noch im Zweifel sein, 
aber deren Ton setzte ihn doch in Erstaunen. Am 17. Juli 
erhielt er den bereits an andrer Stelle 3 ) erwähnten, vom 4. 
datierten königlichen Erlaß, der die Gegenzeichnung des 
Kabinettsministeriums trug. Er „verhielt ihm das Befremden 
nicht, daß er die Nützlichkeit der Revision der Oberrechen- 
kammer erst jetzt in Erwägung ziehe, da er im Januar selbst 
den Antrag gestellt habe". Der Antrag Hardenbergs, be- 
sondere Deputationen zu errichten, wurde abgelehnt; wenn 
die Zahl der Rechnungen wirklich so groß wäre, wie 
Hardenberg angegeben habe, so müsse man den Rendan ten 
die überflüssige Weitschweifigkeit abgewöhnen. Daß die 
Oberrechenkammer dazu imstande sei, werde zurzeit niemand, 
der nicht von Vorurteilen eingenommen sei, in Abrede stellen 
können. Sie habe in Westpreußen die preußische Ver- 
fassung an Stelle der polnischen mit Erfolg eingeführt, desto 
eher werde sie dies in den fränkischen Fürstentümern zu 
bewirken imstande sein, „da man deren Einrichtung die Vor- 
züge vor der polnischen nicht absprechen könne". Wenn 
die Beamten ferner Schwierigkeiten machten, so solle Harden- 
berg ihnen eröffnen, „daß Wir dieses so ansehen, als wenn 
die Beibehaltung ihres Dienstes ihnen nicht länger konveniert, 
und im Fall es dort an willigen und tüchtigen Subjekten 



l ) Ber. 20. Vf. 1792 an das Kab. Min. — *) Kummer an Hard. 
19. VI. 1792. R. 44 C. Fin. Dep. 168. - ») S. 57. 
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mangelt, so werden Wir aus hiesiger Provinz dergleichen Sub- 
jekte au8mitteln. a Die Rechnungsinstruktion vom 9. Februar 
1 792 müsse schlechterdings und ohne weitere Einrede befolgt 
werden. 

Die Ablehnung war so energisch, daß Hardenberg nie- 
mals wieder auf seinen ersten Plan zurückgekommen ist 
Er fügte sich unter die Aufsicht der Oberrechenkammer. 
Sein Antrag vom 14. März 1793 ging nur darauf aus, daß 
zur Einrichtung des Rechnungswesens eine Kommission der ' 
Oberrechenkammer sich nach Franken begebe; an eine 
dauernde Etablierung war schwerlich gedacht, weil der 
Präsident der Oberrechenkammer selbst dazu gehören sollte. 
Die Wechselfalle bis zur endgültigen Genehmigung des 
Antrages sind bereits erzählt worden. 1 ) Eine solche Lokal- 
besichtigung war um so notwendiger, als die Einführung 
der preußischen Rechnungsmethode auf große Hindernisse 
bei den Beamten stieß. Ingrimmig klagte der Kammer- 
präsident Flotow über „die unerhörten, größtenteils un- 
sinnigen Notata der hochlöblichen Oberrechenkammer und 
ihre gar nicht aufhörenden Prätensiones, alle Rechnungen 
und Belege umzuändern, nicht zu verbessern, sondern aus 
Liebe zur Form weitläufiger und verwirrter zu machen." 2 ) 

In einem aber verweigerte Hardenberg den Gehorsam 
beharrlich. Konnte er nicht hindern, daß die Oberrechen- 
kammer alle Rechnungen prüfte, so sollte doch wenigstens 
die Bestimmung der Ausgaben nicht in ihrem Belieben sein. 
Wie er im März 1793 die Vollziehung der Etats für 1 793/94 
beim König mit Übergehung von Kabinettsministerium und 
Oberrechenkammer durchsetzte, so ließ er sich auch die 
Etats für 1794/95 und 1795/96 vom König unmittelbar 
approbieren. 3 ) 

Die Anwesenheit der Kommission der Oberrechenkammer 
hatte dazu gedient, das Rechnungswesen bei den Ämtern 
in Gang zu bringen; doch gelang es nicht, eine prompte 
Abwicklung der Geschäfte zu erzielen. Eine wirksame 



») Vgl. oben S. 63. — *) Flotow an Hard. 2. V. 1793. R. 44 C. 
"Best. Dep. 231. — ») Immed. Ber. Hard. 10. XII. 1794. R. 96, 254 A, 
Kab. Ord. 17. XII. 
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Revision der Oberrechenkammer kam in den ersten Jahren 
nicht zustande; nicht einmal über die Verwendung der roten 
Tinte, die diese sich allein vorbehielt, während die Kammer- 
revisoren nach alter Gewohnheit mit roter Tinte trotz aller 
Monita weiter schrieben, konnte man sich einigen. Die 
Kammerrevisionsstuben der preußischen Form anzunähern 
hatte Hardenberg schon 1792 versucht. Er hatte den ehe- 
maligen Bergkommissar Volkwien, der bereits mit Bären- 
•sprung in Franken gewesen war, dazu ausersehen und ihm 
die Stelle des Rechenstubendirektors mit Sitz und Stimme 
bei der Ansbacher Kammer und Landschaft übertragen. 1 ) 
Unglücklicherweise war Volkwien ganz unfähig zur Erfüllung 
seiner Aufgabe. Er war eine subalterne, beschränkte Natur, 
ohne Takt, erfüllt von maßlosem Selbstgefühl. Er wollte 
ohne alle Änderung die preußischen Formen einführen, wo- 
nach die Rechnungen von Kalkulatoren nachgerechnet wur- 
den, die eigentliche Prüfung aber den Kollegialräten zufiel. 
Die wegen der großen Pachtungen geringe Zahl von Rech- 
nungen machte dieses System in Preußen durchführbar, bei 
der Masse von Einzelrechnungen in Franken war es unmög- 
lich. Volkwien aber ließ sich nicht überzeugen und kam 
durch seinen Eigensinn sogar in persönlichen Konflikt mit 
dem Vizepräsidenten Ausin. Das Ende war die Suspension 
Volkwiens vom Dienste. Er fand schließlich eine Unterkunft 
als Kontrolleur beim Münzamt in Bayreuth. 2 ) Die Rechen- 
stube blieb in Ansbach und in Bayreuth in ihrer Verfassung. 
Auch Doernberg, dem gewiß keine Vorliebe für altans- 
bachische Einrichtungen vorzuwerfen war, vertrat die An- 
sicht, 3 ) daß sie bei der Art der Einkünfte unentbehrlich sei. 
Die Aufsicht über die Stube wurde einem Kollegialrat über- 
tragen, der aber nicht mehr aus den Subalternen selbst 
hervorging. 4 ) 

Eine neue Regelung der ganzen Stellung des fränkischen 
Rechnungswesens und namentlich der Befugnisse Hardenbergs 
wurde nötig, als die Mitwirkung des Kabinettsministeriums 
wegfiel. Hardenberg suchte sie genau nach dem schlesischen 

*) Ber. Hard. 8. II., Bescr. des Kab. Min. 18. II. 1792. R. 44 B. 12. 
— *) R. 44 C. Beat. Dep. 287. — ») Promem. 7. II. 1795. R. 44 C. Best. 
Dep. 234 a. — *) Nene Instrukt. 1796. R. 44 C. Best Pep. 809 a. 
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Muster zu gestalten und wandte sich deshalb an Hoym. 1 ) 
Im März 1795 begannen die Verhandlungen zwischen den 
Geh. Oberrechnungsräten Flaminius und Massenbach und 
den Räten Hardenbergs, Koch und Heyde. Sie verzögerten 
sich durch den Tod des Oberrechenkammerpräsidenten von 
Kummer. Das Resultat war die Rechnungsinstruktion vom 
22. Juni 1795. 2 ) Sie entlastete die Oberrechenkammer, indem 
alle städtischen und geistlichen Rechnungen unter 2000 fl. 
ihrer Superrevision nicht mehr unterlagen. Den Hauptvorteil 
hatte Hardenberg; wie in Schlesien vollzog er von nun an 
alle Spezialetats unabhängig, nur die Hauptetats bedurften 
der königlichen Genehmigung, die Oberrechenkammer hatte 
damit nichts mehr zu tun. Bis zu 100 Tlr. durfte Harden- 
berg Zulagen gewähren, höhere nur dann, wenn der Etat 
im ganzen dadurch nicht verändert wurde. In Kraft trat 
die neue Instruktion am 1. Juni 1797, auch die Etats wurden 
bis dahin verlängert. 

Bereits früher hatte Hardenberg versucht, die Etats zu 
vereinfachen. Er hatte 1 793 alle Zuschüsse aus einer Kasse 
in eine andere aufgehoben, weil er sie für zweckwidrig 
hielt. 3 ) Jetzt löste er auch die alten Spezialetats der Ämter 
auf. Für alle einzelnen Einnahmezweige mußten besondere 
Rechnungen geführt, Spezial- und Hauptetats angelegt wer- 
den. Sein Ziel war dabei, Einkommen, Aufwand und Rein- 
ertrag stets rasch übersehen zu können, er bezeichnete dies 
auch in der Rigaer Denkschrift als das wesentlichste Er- 
fordernis eines guten Rechnungswesens. Ganz durchgeführt 
wurde dieses Prinzip nicht; damals wie später hielt Harden- 
berg an der hergebrachten Netto Wirtschaft fest, nur die 
Überschüsse der Spezialkassen flössen in die Hauptkassen. 
Bruttoetats, aus denen auch die Erhebungskosten ersichtlich 
sind, waren damals noch nicht üblich, sie sind erst ein Er- 
zeugnis der konstitutionellen Zeiten. 4 ) Dagegen war es ein 
entschiedener Fortschritt, daß an Stelle des bisher üblichen 



*) Hardenberg an Hoym 2. II. 1795, dessen Antw. 4. III. R. 44 C. 
Best. Dep. 96 f. - *) R. 44 C. Fin. Dep. 171. — ») Hard. an Schul. 
9. II. 1799. R. 44 C. Fin. Dep. 231. — *) In Frankreich seit 1818, in 
Preußen seit der Verfassung. 

Härtung, üardonberg. 12 
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Eiatepostens „Überschüsse der Ämter" eine Reihe sachlich 
unterschiedener Posten, Ämter, Umgeld, Zoll, Forsten, 
Steuern u. s. w. trat. Es war die Anwendung des Prinzips 
der Einheitlichkeit und Zentralisation auf das Rechnungs- 
wesen. Wie im Landesministerium die Geschäfte nach sach- 
lichen Gesichtspunkten verteilt wurden, wie Hardenberg 
damals schon auch für die preußische Zentralverwaltung die 
Ersetzung der Provinzial- durch Fachdepartements wünschte, 
so gliederte er auch die Etats nicht nach lokalen, sondern 
nach sachlichen Gesichtspunkten. Eine zentralisierte Rech- 
nungsmethode trat an Stelle der alten dezentralisierten. 

Das Etatsjahr 1797/98, das erste mit den neuen Etats, 
war noch nicht abgelaufen, als schon wieder eine Änderung 
befohlen wurde im Zusammenhang mit der ganzen Um- 
wandlung der Behördenorganisation im Jahre 1798. Zwar 
war es schon zu spät, für 1798/99 neue Etats anzufertigen, 
da Hardenberg bereits vor Erlaß der neuen Instruktion für 
die Generalkontrolle die meisten Etats vollzogen hatte, aber 
für 1799/1800 sollten „bei dem fränkischen Finanzwesen, 
soweit es das Locale und die Verfassung zuließen, völlig 
diejenigen Grundsätze und dieselbige Form in Anwendung 
gebracht werden, welche bereits in den übrigen preußischen 
Staaten bestand. u x ) Die Durchführung dieser Aufgabe wurde 
zwei Räten der Oberrechenkammer übertragen, die zwar 
gemeinsam mit den Kammern arbeiten sollten, aber ganz 
selbständig vorgingen. Sie begannen ihr Werk mit einer 
neuen Verteilung der Einnahmen und Ausgaben auf die 
zwei Hauptkassen, die seit 1795 statt des alten Namens 
Rentei und Obereinnehmerei Hauptdomänen- und Haupt- 
steuerkasse hießen. Die bisherige Verteilung war natur- 
gemäß von der preußischen grundverschieden gewesen. In 
Preußen gehörten Domänen- und Kriegskassen in gleicher 
Weise dem Landesherrn, die Landstände hatten auch über 
die ehemals von ihnen bewilligten Steuern wie Kontribution 



l ) Kommissorium für die Geh. Oberreehnungsräte Baumgarten 
und Zimmermann (der an Stelle des im Komm, genannten Grotfae nach 
Franken ging) vom 13. VII. 1798, gez. Schulenburg, Hard. General- 
Finanzkontrolle Tit. XXXVI. Nr. 10. 
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und Accise keine Verfügung mehr, und im Interesse ihres 
Heeres mußten die Könige vor allem auf eine Vermehrung 
der Einkünfte der Kriegskasse bedacht sein. In Ansbach - 
Bayreuth dagegen war das Aufsichtsrecht der Stände lange 
Zeit wirksam gewesen, daher hatten die Markgrafen sich 
bemüht, möglichst viele Einnahmezweige ihrer Verfügung 
zu entziehen. So war es gekommen, daß nicht nur das 
Umgeld, eine indirekte Abgabe von Getränken, weil es auf 
kaiserlichem Privileg, nicht auf ständischer Bewilligung be- 
ruhte, zu den Domänenkassen gezogen worden war, sondern 
auch der Fleischaufschlag, eine unstreitig ehemals von den 
Ständen bewilligte Abgabe, in Ansbach auch die Stempel- 
einkünfte an die Rentei bezahlt wurden. Dies wurde nun 
nach preußischem Muster geändert, Umgeld, Fleischaufschlag 
und Stempel den Kriegskassen überwiesen. 

Hardenberg wendete dagegen nichts ein, um so mehr 
aber wehrte er sich gegen die geplante Änderung der 
Rechnungsführung. Die Kommissare hatten die einzelnen 
Hauptetats, die Hardenberg eingeführt hatte, aufgelöst und 
die Zusammenlegung aller Spezialetats in Ämteretats ange- 
ordnet. Auf diese Weise verringerte sich zwar die Zahl der 
Rechnungen erheblich, z. B. durch Wegfall der Hauptzoll-, 
Accis- etc. Rechnungen, aber es ging auch jede Übersicht- 
lichkeit verloren. Die Erträge von Zöllen, beständigen und 
unbeständigen Gefällen der Amter erschienen im Etat der 
Hauptdomänenkasse nur als Überschüsse der Ämter, die von 
Steuern, Mahlaccis, Fleischaufschlag, Servis und Umgeld unter 
derselben Bezeichnung im Etat der Hauptsteuerkasse. Diesen 
Mangel an Übersichtlichkeit betonte auch Hardenberg in 
seinem Schreiben an Schulenburg mit besonderer Schärfe: 
wenn es bloß auf richtige Rechnungsführung ankäme, dann 
brauche man überhaupt kein System, da könne alles durch- 
einander geworfen werden. Das Argument hatte aber gerade 
den entgegengesetzten Erfolg; Schulenburg erklärte, 1 ) Un- 
übersichtlichkeit der Etats sei auch für die jetzige Zeit noch 
durchaus nützlich. Die Spannung wuchs, weil Hardenberg 
in der ganzen Kommission eine Fortsetzung der Schikanen 



*) An Hard. 13 II. 1799. R. 44 C. Fin. Dep. 231. 

12* 
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vermutete, mit denen ihn Schulenburg seit seinem Dienst- 
eintritt verfolgt habe. „Vestigia me terrent, bemerkte er 
um diese Zeit, Betragen gegen mich 1792, Administration 
des Kabinettsministeriums, Münzsachen, Magazinsachen, diese 
Kommission, Entziehung der Emolumente, des Silbers. tf l ) Der 
Argwohn steigerte sich, als die Kommissare, angeblich auf 
geheimen Befehl aus Berlin, die Etats ganz willkürlich über- 
spannten, um Überschüsse zu erzielen. 2 ) Da Schulenburg 
auf Abänderungen nicht einging, warf Hardenberg ihm in 
Randbemerkungen Rechthaberei und Mangel an Logik vor, 
„er beansprucht Infallibilität wie der Papst, ja wie unser 
Herrgott". 3 ) Aber er mußte trotzdem nachgeben. Schulen- 
burg hatte erklärt, er werde die königliche Entscheidung 
anrufen, wenn Hardenberg auf seine Vorschläge nicht ein- 
gehe; und daß sie nicht gegen Schulenburg ausfallen werde, 
wußte Hardenberg von vornherein, er fügte sich daher dem 
Vorschlag, durch je einen Bat des fränkischen Departements 
und der Generalkontrolle die Etats noch einmal durchsehen 
zu lassen; die Spezialetats für Ansbach wurden nochmals 
verlängert. 4 ) Schulenburg gab Hardenberg insofern nach, 
als er die Einsetzung eines Postens von 41 000 fl. zur Deckung 
der von diesem befürchteten Ausfälle gegen die von den 
Kommissaren aufgestellten Etats gestattete; aber die Art 
der Rechnungsführung, die Zusammenwerfung aller Spezial- 
etats in Amteretats blieb bestehen als ein Ergebnis der 
„Etatsverwirrungskommission", wie Borgstede sie nannte. 5 ) 
Der Schluß der Neuordnung war die völlige Einreihung der 
fränkischen Fürstentümer in die preußische Finanzverwaltung; 
von Trinitatis 1801 an flössen die etatsmäßigen Überschüsse 
der fränkischen Hauptkassen in die beiden Generalkassen, 



') Der letzte Punkt betrifft die Entziehung aller Naturalien, der 
freien Wohnung und des freien Gehrauchs des in den markgräflichen 
Schlossern befindlichen Tafelgeschirrs im Jahre 1798. R. 44 C. Best. 
Dep. 96 m. — *) Hejde an einen ungenannten Freund in Berlin, ver- 
mutlich Koch, Ansbach 6. IV. 1799 ebenda. — *) Schul, an Hard. 4. März 
(Schreibfehler statt April) 1799. R. 44 C. Best. Dep. 96 m. — *) Hard. 
an Schul. 6. IV., Konferenzprotokoll 10. IV. 1799. R. 44 C. Fin. Dep. 215. 
Immed. Ber. Schul. 27. V. 1799. - •) An Hard. 26. IV. 1799. R. 44 C. 
Best. Dep. 96 m. 
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die Generaldomänen- und Generalkriegskasse, während sie 
bisher der Dispositionskasse anheimgefallen waren. 1 ) 

Hardenberg hat diesen Schlag gegen seine Finanzver- 
waltung nie vergessen. Mit Groll sprach er in der Rigaer 
Denkschrift darüber, daß „das Rechnungswesen der fränki- 
schen Provinzen 1798 dem übrigen durchaus angepaßt wer- 
den mußte". Aber die Veränderung der Schemata war nicht 
das einzige. Er stand seither wieder unter viel schärferer 
Aufsicht der Oberrechenkammer. Daß seine Selbständigkeit 
in der Anweisung von Geldern zu Zwecken, die im Etat 
nicht vorgesehen waren, seit 1798 vorbei war, ist bereits 
erwähnt worden. 2 ) Jetzt aber ging die Oberrechenkammer 
mit „oft in unschicklichem Stil erlassenen Notaten" gegen 
Anordnungen vor, die vor 1798 von ihm auf Grund der alten 
Instruktion getroffen worden, nach der neuen Instruktion 
aber unzulässig waren. 3 ) Hatte er schon 1799 „dafür ge- 
halten, daß Revisionsbehörden in den Provinzen selbst, die 
unabhängig von dem Chef der Administration und von den 
Kammern unter der Staatskontrolle ständen, weit besser 
wären als eine maschinenmäßige Monitur eines entfernten 
mit dem Lokal und Personal nicht vertrauten Kollegii u , 4 ) 
so steigerte sich in den folgenden Jahren diese Abneigung 
noch. Die Rechnungsführung in Franken kam nie in 
ruhige Zustände; hohe Vorschüsse und Reste schleppten 
sich immer durch die Rechnungen, die Einnahmen der 1 803 
an Bayern abgetretenen Ämter wurden noch in den Etats 
für 1805/6 aufgeführt, die damals erworbenen Besitzungen 
separat verwaltet. Daß dadurch Undurchsichtigkeit und 
Verwicklung der Etats verursacht werde, betonte der Ober- 
rechnungsrat Schlabrendorff in einem Schreiben an Beyme 5 ) 
im Sommer 1806 zu einer Zeit, wo durch die Abtretung 
von Ansbach die Schwierigkeiten allerdings sehr gestiegen 
waren und die Bayreuther Kammer zwei Monate nach dem 
Beginn des Etatsjahrs noch keinen Etat hatte. Beyme be- 
nutzte diesen Anlaß, um seiner Feindseligkeit gegen Harden- 

') Immed. Ber. des Gen. Dir. 23. IV. 1801. R. 89, 126 B. - 5 ) Vgl. 
oben 8. 144. - >) Haid, an Schul. 26. VI. 1800. Lt. 44 C. Fin Dep. 265. 
— *) Über das Finanz- und Rechnungswesen in Franken. — 6 ) 24. VII. 
1806. R. 89, 126 B. 
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berg Ausdruck zu geben. Die Kabine ttsordre vom 21. Juli 
1806 „sprach daher die ganz zuverlässige Erwartung aus, 
daß pro 1807/8 endlich einmal die Bayreuther Etats wieder 
in Ordnung gebracht und zu rechter Zeit eingereicht wer- 
den". Wenn dieser Tadel auch keineswegs ganz ungerecht- 
fertigt war, wenigstens soweit er die verspätete Einordnung 
der Neuerwerbungen in die Etats traf, so empörte er Harden- 
berg doch, zumal da er noch andere ebenso energische 
Ordres über den gleichen Gegenstand erhielt, und er be- 
klagte sich bei seinem Freunde Wittgenstein sehr lebhaft, 
daß er „eine harte, ungerechte und unangenehme Kabinetts- 
ordre über die andere erhalte, in einem Stil, wie man nicht 
leicht an den geringsten Subalternen schreibe, bloß weil er 
bei Herrn Beyme in Ungnade gefallen sei". Auch beim 
König beschwerte er sich über den häufig ungerechten In- 
halt der Ordres. 1 ) Die Antwort des Königs beschränkte 
sich auf eine Versicherung des Wohlwollens, ohne auf den 
Inhalt der Beschwerde einzugehen. 

Es waren also gerade keine erfreulichen Eindrücke, mit 
denen Hardenberg von seiner Finanzverwaltung in Franken 
schied, und die Erfahrungen jener Jahre haben ihn wohl zu 
der vernichtenden Kritik der preußischen Finanzverwaltung 
in der Rigaer Denkschrift bestimmt. Er hatte nur unan- 
genehme Seiten an ihr bemerkt, Unübersichtlichkeit, „pedan- 
tische Kalkulator" und peinliche Kontrolle, die ihm bei 
seinem Leichtsinn bei allen finanziellen Dingen besonders 
lästig fiel. Er hat wohl an Schulenburg gedacht, als er in 
der Rigaer Denkschrift den Finanzier schilderte, „der die 
Regeln seines Verfahrens nur der einseitigen Routine, ohne 
wissenschaftliche Bildung und ohne Fortschritte in den Kennt- 
nissen des Zeitalters, verdankt, unwissend in dem, was andere 
Staaten und ihre Finanzverfassungen betrifft, und beschränkt 
auf die Bekanntschaft mit dem väterlichen Boden". Er hat 
das ganze System der Sparsamkeit um allen Preis, „das oft 
engherzig und unklug das Gute hinderte", getadelt. Wenn 
er auf der Kabinettsordre vom 25. Juni 1801, die eine Ver- 

l ) 19. VIII. 1806: an den König Deiikw. III, 91, an Wittgenstein 

m, ii6. 
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minderung der außerordentlichen Überschüsse um 32000 Tlr. 
gegen das Vorjahr zwar nicht ausdrücklich, aber doch un- 
yerkennbar mißbilligend erwähnte, bemerkte: 1 ) „Eigentlich 
müßte man sich gegen das Prinzip, als ob auf extraordinäre 
Überschüsse wie auf eine Revenue zu rechnen sei, ver- 
wahren," so faßte er dieses systematisch dahin zusammen, 
der falsche Finanzier „werde sich begnügen, Geldüberschüsse 
zu haben, und wenn er am Ende des Jahres nachweisen 
kann, daß diese Überschüsse mehr betragen als im vorher- 
gehenden oder bei dem Anfang seiner Wirtschaft (vielleicht 
eine Anspielung auf den Befehl Friedrich Wilhelms III., den 
Abschlüssen stets eine Balance gegen 1798/99 beizufügen), 
so wird er das Ziel der Kunst erreicht glauben, nicht darauf 
achtend, ob diese Überschüsse aus bloß zufälligen oder fort- 
währenden Ursachen entstanden sind". Wie bitter es ihn 
gekränkt hat, daß man seinen finanziellen Kenntnissen nicht 
traute, zeigt nicht nur die Äußerung im Brief an Voß, 2 ) daß 
es bei manchem Ton sei, ihn nicht für einen Finanzier gelten 
zu lassen, weil er nicht von Jugend auf in die Formen der 
alten preußischen Verfassung eingeengt gewesen sei, sondern 
auch die Worte der Rigaer Denkschrift: „Ein pünktliches 
Handeln und Treiben nach der einmal angenommenen Form, 
das ist die Summe seiner (d. h. des falschen Finanziers) 
Wissenschaft, und da er glaubt, daß hierin alles liegt, so 
sieht er stolz auf den herab , der nicht von Jugend auf in 
sie eingeengt wurde, oder sich davon entfernt. Der ist ihm 
kein Finanzier. Neue, noch so gute und richtige, anderwärts 
bewährte Ideen und Grundsätze werden von ihm verworfen 
und bitter verlacht, für eitle Hirngespinste ausgegeben, denen 
das Alte weit vorzuziehen sei." 

IL 

Die einzelnen Zweige der Einnahmen. 

Hardenbergs Tadel traf den wunden Punkt der preußi- 
schen Finanzverwaltung, die Überschätzung der Formalien 

•) Auch die Kab. Ord. vom 28. VI. 1804 sagte, daß „Verminderung 
der extraord. Überschösse allerdings wohl nicht immer der Admini- 
stration zur Last gelegt werden könne." — *) Denkw. III, 405. 
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des Rechnungswesens. Nur in ihnen bestand Einförmigkeit, 
in den einzelnen Einnahmezweigen herrschte große Ver- 
schiedenheit innerhalb des Staates. Für Hardenberg persön- 
lich konnte dies nur angenehm sein. So sehr er sich beengt 
fühlte durch die stete Aufsicht der Generalkontrolle und 
Oberrechenkammer, so wenig mischten sich diese in die 
materielle Finanz Verwaltung ein. Hierin blieb ihm freie 
Hand. 

Die fränkische Finanzverfassung unterschied sich von 
der preußischen vor allem dadurch, daß die^ Abgaben in 
Stadt und Land völlig gleich waren. Die^ Grundlage des 
Steuersystems war wie fast überall eine GrundsteuerTscHecht- 
weg die Steuer genannt, und sie war es geblieben, weil 
die Vermischung der Landeshoheit indirekte jfteuerji wenig 
ratsam machte. Ihr unterlagen alle Grundstücke, über die 
der Markgraf die Landeshoheit ausgeübt hatte. Doch waren 
Adlige für ihre zu den Gütern selbst gehörigen Grund- oder 
Hof baustücke und die geistlichen Besitzungen davon befreit ; 
auch gab es Einzelprivilegien, z. B. war die Gemeinde Egers- 
heim seit 1744 gegen eine Jahresabgabe von 75 Malter 
Haber von der Grundsteuer befreit. 1 ) Eine Ausnahmestellung 
hatten die Kammergüter, d. h. die von den Markgrafen neu 
erworbenen Güter. Sie wurden zwar wie alle anderen Grund- 
stücke besteuert, doch floß diese Kammersteuer zur Rentei, 
nicht zur Obereinnehmerei. Die Steuer war nicht in jedem 
Fürstentum gleich. In Ansbach wurde sie auf Grund einer 
Schätzung von 1644 erhoben. Von 100 fl. Masse mußten im 
ganzen 24 fl. jährlich als Steuer bezahlt werden; doch war 
die Schätzung so niedrig, daß die Masse nur etwa 2°/ 0 des 
wahren Wertes, die Steuer also nur ^/o betrug. 2 ) In 
Bayreuth dagegen war die Steuer viel höher. Die Grund- 
stücke wurden nicht nach einer alten Schätzung besteuert, 
sondern es wurde der wirkliche, von vereidigten Taxatoren 
festgestellte Wert zugrunde gelegt, davon wurde das Zwanzig- 
fache der darauf haftenden jährlichen grundherrlichen Ge- 
fälle abgezogen, der fünfte Teil des Restes war die Steuer- 



*) Immed. Ber. Hard. 1. XI. 1801. R. 89, 126 E. - *) Ber. Hard. 
30. VI. 1800. Fischer, Statist. Beschreibung I, 203. 
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masse, von der 35 °/o im Jahre als Steuer erhoben wurden. 1 ) 
Der Gesamtreinertrag der Steuer war nach dem Etat 1791/92 
in jedem Fürstentum rund 250000 fl., der der Kammersteuern 
etwa 20000 fl. 

Da diese Einkünfte nicht genügt hatten, war in Ans- 
bach als ein Zuschlag die Accissteuer eingeführt worden, 
die aber ebensowenig wie der Mahlaccis in Bayreuth eine 
indirekte Steuer war. Die Accissteuer war ein Aufschlag 
von 40 Kr. auf 24 fl. Steuer, der Mahlaccis eine Kopfsteuer 
von 20 Kr. von jedem erwachsenen unmittelbaren Unter- 
tanen. 

Nach dem gleichen Maßstab wie die Steuer wurde auch 
die Gewerbesteuer erhoben. Die Größe des Gewerbebetriebes 
wurde nach äußerlichen Anzeichen durch Schätzung ermittelt, 
danach eine Steuermasse festgesetzt, von der die Gewerbe- 
steuer in der gleichen Höhe wie die gewöhnliche bezahlt 
werden mußte. 

Die Hintersassen der vogtländischen Ritterschaft waren 
den gleichen Steuern unterworfen, aber, sie zahlten sie zur 
Ritterschaftskasse, aus der die Ritterschaft Konkurrenzgelder 
für die Staatsausgaben beitrug. Eine Kontrolle bestand 
nicht; mancher Ritter hatte die Steuern unrechtmäßig er- 
höht, während andere die Vermehrung der gutsherrlichen 
Frondienste und Leistungen für zweckmäßiger gehalten 
hatten. Die Hintersassen der unmittelbaren Ritterschaft 
dagegen wurden von dieser willkürlich besteuert, sie zahlten 
die Kurrentien, d. h. die ordentliche Steuer, und außerdem 
noch Weg- und Kriegssteuer und Charitivsubsidien. Obwohl 
das Kabinettsministerium von Anfang an erklärt hatte, 2 ) „der 
Grundsatz der nicht zu erhöhenden Kontribution könne bei 
der landschaftlichen Einrichtung, dem Steigen und Fallen 
der Reichs- und Kreisausgaben nicht unbedingt gelten", so 
wurde doch in den Jahren der preußischen Herrschaft der 
Steuerfuß nicht geändert. Die Servisbeiträge , die wie er- 

') von Meyern, Nachr. von der pol it. u. Ökonom. Verfassung des 
Fürstentums Bayreuth (Gotha 1780) S. 49, er bildet auch die Grund- 
läge für die Darstellung im § 214 des Generalberichts. — *) Bemerk, 
bei der Übersendung der Magdeb. Kammerinstruktion zu IX, 7. III. 1792. 
R. 44 C. Best. Dep. 229. 



Digitized by Google 



— 186 — 



wähnt nach dem Steuerfuß auegeschlagen wurden, galten 
nicht als Steuererhöhung, da sie nur ein Äquivalent für die 
Verpflichtung Einquartierung aufzunehmen seien. 

Ein wichtiger Schritt aber war es, daß die Steuer den 
Charakter einer Leistung an den Staat unauslöschlich aus- 
geprägt erhielt. Schon Kretschmann behauptete, 1 ) die Steuer- 
pflicht aller Untertanen sei in der Landeshoheit begründet, 
jedes Gut und jede Person, sofern nicht güjtige Exemtions- 
Privilegien dawider seien, auch die Untertanen des Land- 
adels, seien steuerpflichtig. Den Äußerungen der vogtländi- 
schen Ritterschaft, die Steuern gründeten sich nicht auf 
Landeshoheit, nicht auf die Unterwürfigkeit allein, sondern 
auch auf Verträge mit der Landesherrschaft, und sie sei da- 
her zur Zahlung nicht bewilligter Steuern nicht verpflichtet, 2 ) 
dem Grundsatz des Regierungsrats Georg, daß ein Be- 
steuerungsrecht des Landesherrn die allerschrecklichste Leib- 
eigenschaft sei, Steuern überhaupt nicht ihm, sondern der 
Landschaft gezahlt würden, diesen Anschauungen aus der 
Zeit des dualistischen Ständestaats tritt hier bei Kretschmann 
die Forderung des modernen Staats entgegen : die allgemeine 
Verbindlichkeit aller Untertanen, zum Unterhalt des Staates 
beizutragen. Hardenberg hat sich diese Theorie Kretsch- 
manns ganz zu eigen gemacht; aus der Uberordnung des 
Staats über alle Individuen und Korporationen folgt dann 
für ihn die Forderung, daß der Staat immerdar imstande 
sein müsse, notwendige Ausgaben zu bestreiten, daß also die 
Einnahmen nach den Ausgaben, nicht wie im Privathaus- 
halt die Ausgaben nach den Einnahmen sich zu richten 
hätten. 3 ) 

Für Franken galt es aber zunächst einmal den ersten 
Grundsatz, die allgemeine Steuerpflicht, zu verwirklichen und 
das unbedingte und ausschließliche Besteuerungsrecht des 
Staates durchzusetzen. Daher wurden, nachdem der Grund- 
satz die königliche Billigung in der Instruktion vom 12. April 
1796 erhalten hatte, alle mittelbaren Untertanen ohne Aus- 
nahme gezwungen, alle ihre Steuern an landesherrliche 



*) Gesch. der fränkischen Ritterschaft § 284. — *) Immed. Ein- 
gabe 25. VI. 1798. R. 89, 126 E. — ») Rigaer Denkschrift. , 
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Kassen zu bezahlen. 1 ) Alle von der Ritterschaft willkürlich 
auferlegten Steuern wurden aufgehoben. Nur den Besitzern 
geschlossener Mediatbezirke wurde das ius subcollectandi 
zugebilligt; aber dem Mißbrauch, den die vogtländische 
Ritterschaft mit diesem Privileg getrieben hatte, indem sie 
die Steuern in eine Korporationskasse sammelte und nur 
zum Teil an den Landesherrn ablieferte, wurde ein Ende 
gemacht. Die Ritterschaftskasse wurde beschlagnahmt 2 ) und 
in der Deklaration vom 10. August 1801 nicht der Korpo- 
ration ein Besteuerungsrecht erteilt, sondern den Einzelnen 
das ius subcollectandi, der Korporation aber ein fester Bei- 
trag aus der Staatskasse gewährt. 

Die Durchführung stieß naturgemäß auf große Schwierig- 
keiten. Soweit sie unmittelbar mit den Landeshoheitsstreitig- 
keiten verknüpft waren und nur das Recht der Steuer- 
erhebung überhaupt betrafen, wurden sie nach den im zweiten 
Kapitel geschilderten allgemeinen Anordnungen behandelt. 
Aber es gab auch Ritter, die bisher das Besteuerungsrecht 
in gutem Glauben ausgeübt hatten und wie z. B. der Frei- 
herr v. Buirette nur an Einkommen nicht geschädigt werden 
wollten, ohne dem Landesherrn das Besteuerungsrecht abzu- 
streiten. 3 ) Aber Hardenberg war in allen diesen Fällen 
unerbittlich, die Ritterschaft mußte auf die unrechtmäßige 
Einnahme verzichten. Wenig Schwierigkeiten machten auch 
die Mißverständnisse einzelner Hintersassen, die das Verbot, 
dem Grundherrn Steuern zu zahlen, auch auf unstreitig 
grundherrliche Gefälle ausdehnten. Ein Publikandum vom 
1. August 1 796 4 ) forderte sie zur pünktlichen Entrichtung 
aller grundherrlichen Abgaben auf, einzelne durch den Uber- 
eifer der Beamten verursachte Versehen wurden rückgängig 
gemacht. 5 ) Bis zum Jahre 1800 mußten die Mediatsteuern 



') Publicandum 25. VII. 1796. R. 44 C. Fin. Dep. 117. — *) Ber. 
Scbuckmanns 19. III. 1796, der Kassenbestand war 61 789 fl. frk. = 
77236 fl. rh., R. 44 C. Fin. Dep. 125. — ») Immed. Eingabe des Frhr. 
Buirette v. Oehlefeld auf Wilhermsdorf 15. V. 1800, die Forterhebung 
von 34 fl. Steuern von seinem Hintersassen ihm auf dem Gnadenwege 
zu gestatten. R. 89, 126 E. — 4 ) R. 44 C. Fin. Dep. 113. — •) Immed. 
Ber. Hard. Ober eine Beschwerde des v. Oetinger wegen Entziehung 
der Gütersteuern 28. V. 1798. R. 89, 126 E. 
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noch gesondert verwaltet werden, erst von da an konnte auf 
sie als feste Einnahme gerechnet werden, die Mehreinnahme 
betrug jährlich 160000 fl. 1 ) 

Geschädigt wurden in diesen Fällen weniger die ein- 
zelnen Ritter, soweit sie nicht bisher unrechtmäßige Drüber- 
schläge erhoben hatten, als die Ritterkantone; für die 
Untertanen war es gleichgültig, ob sie ihre Steuern dem 
Ritterkanton oder dem König von Preußen zu bezahlen 
hatten. Eine Ausnahme machte nur die vogtländische Ritter- 
schaft; ihre Mitglieder hatten häufig auf Erhebung einer 
Steuer von den Hintersassen ganz oder zum Teil verzichtet, 
dagegen die grundherrlichen Lasten derart erhöht, daß eine 
Belegung der Güter mit der Steuer nach den in Bayreuth 
üblichen Grundsätzen unmöglich war, weil nach Abzug des 
Zwanzigfachen der Lasten und Gefalle vom Guts werte nichts 
als Steuermasse übrig blieb. Der Geh. Finanzrat v. Schaper 
verlangte nun, die grundherrlichen Abgaben müßten so weit 
herabgesetzt werden, daß das Gut die Steuer tragen könnte» 
Aber Hardenberg widersprach einem so weitgehenden Ein- 
griff in das Privateigentum. Er hatte schon im General- 
bericht (§ 213) darauf hingewiesen, es würde bei einer 
künftigen Steuerregulierung billig sein, „hier und da den 
inländischen Gutsbesitzern für die ihnen entgehenden 
rechtlich hergebrachten Vorteile von den Steuern nach vor- 
hergegangener Untersuchung eine Vergütung zu geben, da 
der König das Privateigentum seiner Untertanen nicht 
schmälern werde u . Und noch viel energischer vertrat er 
jetzt die Rechte der Grundherren auf die hergebrachten Ge- 
fälle. Eingewirkt hat darauf auch die neue Theorie, daß 
jede Grundsteuer mit der Zeit den Charakter einer Rente an- 
nehme, ihre Veränderung also mehr bedeute als eine gewöhn- 
liche Steuerveränderung, daß sie auf den Kapitalwert des 
Gutes von Einfluß sei. Daher lehnte Hardenberg den Vorschlag 
Schapers mit der Bemerkung ab, „nur eine allgemeine Um- 
wälzung der Dinge oder Despotismus können mich aus meinem 
Besitze verfolgen." Er stand auf dem Standpunkte, den er 
auch in der Rigaer Denkschrift vertrat, wenn auch 1807 die 



\) Immed. Ber. Hard. 27. IV. 1804. R. 89, 126 B. 



Digitized by Google 



— 189 — 

Rücksicht auf „das laute Heischen der Opinion" und die 
Not des Staates ihn einer Ausdehnung der Grundsteuerpflicht 
geneigter machten; als unbedingte Forderung stellte er sie 
auch damals nicht hin. Sein Grundsatz war, die alten Ab- 1 
gaben sollten „nach rechtlich hergebrachter aber sehr un- 
gleicher Weise" bleiben, auch die Steuerfreiheit der Ritter- 1 
güter, sonst verliere der gegenwärtige Besitzer allein und 
büße für seine Vorfahren und alle seine Nachkommen. Be- 
stimmend war für ihn lediglich der Rentencharakter der 
Grundsteuer, nicht Vorliebe für das Steuerprivilegium des 
Adels. Er verlangte nicht nur, daß der Adel die Stempel- 
und die Naturalbrotverpflegungsabgaben zahle, sondern for- 
derte auch, daß alle neuen Abgaben, also auch etwaige 
Erhöhungen der Grundsteuern, gleichmäßig auf alle Höfe 
gelegt würden. 1 ) Daher blieb die Grundsteuer trotz aller 
Verschiedenheiten im wesentlichen unverändert, auch bei den 
Mediatuntertanen sollte eine Vermehrung der Steuerlast ver- 
mieden werden; 2 ) ihre Beiziehung zu den Servisabgaben und 
zu den Naturaldiensten, Militärvorspann, Wegfronden u. s. w. 
wurde nicht als solche gerechnet. Gegen eine durchgreifende 
Steuerregulierung in Verbindung mit einer neuen Eatastrierung 
aller Grundstücke sprach nicht nur die Umständlichkeit und 
Kostspieligkeit des Verfahrens, sondern vor allem die un- 
gewöhnliche, durch das Steigen der Getreidepreise verursachte 
Höhe der Güterwerte, die die Resultate der Neueinschätzung 
mit dem wirklichen Wert in ein Mißverhältnis gebracht 
hätte. 8 ) Geplant wurde eine vollständige Umwandlung der 
Steuerverfassung, ähnlich der, die 1820 in Preußen erfolgte ; 
Hardenberg wollte auf dem platten Lande eine fixierte 
Accis- d. h. Grundsteuer, für die Städte indirekte Steuern. 4 ) j 
Ein Schritt zu diesem Ziele war die Umwandlung des fixierten 
Mahlaccises in den Srädten in eine indirekte Abgabe; von 
jedem Maß des eingeführten Getreides mußte l 1 /* Kr. be- 
zahlt werden, auf dem platten Lande blieb der Mahlaccis 
als Kopfsteuer bestehen. Der Ertrag stieg dadurch von 
25000 auf 30000 fl. 

J ) Randbemerk, au Schapers Promem. v. 16. XI. 1798. R. 44 C. 
Fin. Dep 117. — *) Rescr. an die Kammern 30. VIII. 1798 ebenda. — 
») Ber. Hard. 30. VI. 1800. § 66. — 4 ) § 70 des gleichen Berichts. 



Digitized by Google 



— 190 — 



Auf Hardenbergs Anschauungen über das Besteuerungs- 
system hatten die modernen Theorien einen entscheidenden 
Einfluß ausgeübt. Auch er vertrat die Forderung, daß eine 
Steuer nicht nur einträglich, sondern vor allem auch gerecht 
sein und auch ohne Belästigung des Verkehrs erhoben werden 
müsse. Das allerdings mißglückte Experiment mit den Luxus- 
steuern, das er als Staatskanzler in Preußen machte, war ein 
Versuch, die wohlhabenden Klassen ihrer Leistungsfähigkeit 
entsprechend stärker zu belasten als die minderbegüterten. 
Nicht so ausschließlich, aber doch ganz unverkennbar strebte 
er auch in Franken danach, die Reichen mehr als die 
Armen zur Deckung der Staatsausgaben heranzuziehen. Das 
Mittel dazu schienen ihm die indirekten Steuern zu sein. 
Sie hatte Montesquieu ! ) als das zur Freiheit passende System 
im Gegensatz zu den knechtischen Kopfsteuern bezeichnet. 
Sie boten auch in der Zeit, wo die wohlhabenden Klassen, 
in erster Linie der Adel, von den direkten Steuern befreit 
waren, die einzige Möglichkeit, „auch die eximierten Klassen 
zu treffen". 2 ) Außerdem aber sprach auch die geringere 
Belästigung des einzelnen für die indirekten Steuern. Die 
direkten mußte jeder bar entrichten, oft zu Zeiten, wo er 
kein bares Geld hatte, die indirekten konnten beim Ver- 
käufer erhoben werden, der den Betrag mühelos und un- 
merklich auf den Käufer abzuwälzen imstande war. 8 ) Vor- 
aussetzung dafür war allerdings, daß ein einfacher, auf nicht 
zu viele Waren ausgedehnter Tarif bestände. Die preußische 
Accise mit ihrer lästigen Torkontrolle, ihren überall ver- 
schiedenen Tarifen, der Unzahl accisepflichtiger Waren fand 
daher nicht Hardenbergs Beifall, schon weil „Accisen und 
dergleichen Anstalten, die durch Zwang erhalten werden, 
nicht zum Lokal in Franken paßten"; 4 ) und dieser Ansicht 
stimmte das Kabinettsministerium zu. 3 ) Daß Luxuriosa wie 
Wein mehr zahlen könnten, meinte er schon 1792; doch 

*) Esprit des lois, livre XIII, chap. 14: l'impöt par täte est plus 
naturel ä, la servitude, l'impöt sur les marchandises plus naturel a la 
libert& - *) Immed. Ber. Hard. 12. XI. 1799. R. 89, 126 D. — ») Montes- 
quieu a. a. O. : cet impdt (sur les marchandises) ätant r£ellement paye* 
par l'acheteur quoique le marchand l'avance. — *) Abriß § 131. — 
») Bemerk, zur Magd. Kammerinstr. zu XI. 
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war er damals wie später ein Gegner zu hoher Tarife, er 
wollte den Reiz zur Defraudation möglichst verringern und 
zugleich eine Belästigung des Handels vermeiden. 

An indirekten Steuern bestand in Bayreuth ein Fleisch- 
aufschlag, 1 Pfennig frk. vom Pfund ; doch zahlten die Städte 
Pausch8Uinmen, auf dem Lande wurde er verpachtet. Die 
Fixierung war überhaupt in Franken bei der Vermischung 
der Territorien und dem schlechten Personal fast unver- 
meidlich. Auch das Umgeld war an vielen Orten fixiert. 
Es war eine lokal sehr verschiedene Steuer von Wein, Bier 
und Branntwein; die Sätze differierten beim Wein zwischen 
20 Kr. und 2 fl. 40 Kr. vom Eimer, beim Bier zwischen 
2 A /s und 33 Kr., bei fremdem Bier zwischen 18 3 /* und 45 Kr., 
beim inländischen Branntwein zwischen */? und 2 l /a Kr. vom 
Maß; doch ist bei der Verschiedenheit der Sätze die Ver- 
schiedenheit der Maße in Betracht zu ziehen, wodurch die 
Differenzen sich etwas verringern. *) Auf dem platten Lande 
war das „genannte" d. h. fixierte Umgeld üblich, während 
die Städte das Umgeld gegen Zahlung von festen Summen 
für ihre Kassen erhoben und dabei ansehnliche Überschüsse 
erzielten. Außerdem bestanden zahlreiche private Privilegien 
und Exemtionen, die zum Teil gegen Zahlung erlangt waren. 
Die Mediaten waren vom Umgeld frei. Der Ertrag war in 
Ansbach 40000 fl., in Bayreuth 80000 fl. frk. = 100000 fl. rh. 2 ) 
Bereits im Jahre 1792 forderte Hardenberg von der Ans- 
bacher Kammer ein Gutachten über eine Umgeldsreform, 
bei der Übereinstimmung der Tarife in ganz Ansbach und 
Bayreuth und die Aufhebung aller genannten Umgelder 
Hauptgesichtspunkte sein sollten. 3 ) Die Kammer äußerte 
aber Bedenken wegen der Vermischungen und Maßdifferenzen, 
eine Entscheidung erfolgte vorläufig nicht. Sie wurde aber 
nötig, als die Kammerinstruktion die Beiziehung aller Unter- 
tanen, mit Ausnahme der Rittergutsbesitzer für ihren persön- 
lichen Bedarf verlangte. 4 ) Niemand wußte, nach welchem 
Satze er zu zahlen hatte, es mußte also eine Reform statt- 

*) Der Eimer hatte in der Stadt Ansbach 66 Maß, die Zahl 
schwankte im ganzen Fürstentum zwischen 40 und 72. — *) Ber. der 
Ansb. Kammer, Ref. Altenstein 20. II. 1797. ß. 44 C. Fin. Dep. 126. — 
•) ßescr. 26. VII. 1792. — «) Art. 49. 
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finden. Bei ihr sollte eine die natürliche Freiheit zu sehr 
einschränkende Kontrolle vermieden, aber alle Untertanen 
gleichmäßig getroffen werden. Alle bisherigen Privilegien 
wurden gegen Entschädigung aufgehoben, alle Fixationen 
beseitigt Auch das Umgeld wurde eine allgemeine Staats- 
abgabe, der sich niemand entziehen, die niemand, auch wer 
es bisher getan hatte, für sich in Anspruch nehmen durfte. l ) 
Die Sätze wurden egalisiert, der Eimer Frankenwein wurde 
mit 1 fl. 30 Er., Rheinwein mit 3 fl., die Feuillette ausländi- 
schen Weins mit 10 fl. (= l x k Eimer, der Eimer also mit 
6 fl. 40 Kr.) belegt, inländisches Bier mit 18 Kr., ausländi- 
sches mit 36 Kr. ; vom Branntweinbrennen wurde außer 
2 fl. 30 Kr. vom Eimer (2 '/2 Kr. vom Maß) ein Kesselgeld 
von 1 fl. 30 Kr. erhoben. Die ganze Umwandlung ging all- 
mählich und stillschweigend in den Jahren 1800 und 180) 
vor sich. Das Ergebnis war für Ansbach eine Steigerung 
des Ertrages von 40000 auf 142000 fl., wobei die durch 
Beiziehung der Mediaten gewonnene Mehreinnahme von 
32 000 fl. mitgerechnet ist. 2 ) Die Administrationskosten waren 
von 1000 auf 6000 fl. gestiegen, an Entschädigungen wurden 
4000 fl. bezahlt. Im Fürstentum Bayreuth ist keine gründ- 
liche Veränderung erfolgt, die Gesamteinnahme an Umgeld 
belief sich 1804/5 auf 130000 fl. Dagegen wurde der Fleisch- 
aufschlag in staatliche Verwaltung übernommen, die Einnahme 
stieg von 14000 auf 19000 fl. 3 ) 

Seine Absicht, die Luxuriosa höher zu besteuern, verwirk- 
lichte Hardenberg, als es sich darum handelte, die Mittel für 
eine Verbesserung der Verpflegung des Militärs aufzubringen. 
In Preußen schritt man zu diesem Zweck zu einer Erhöhung 
der Accise, von der niemand, auch das königliche Haus nicht, 
eximiert wurde.*) Hardenberg hatte auf den Zuschuß aus 
dem allgemeinen Brotverpflegungsfonds verzichtet und sich 
bereit erklärt, die auf 29000 Tlr. berechneten Ausgaben 

*) Kab. Ord. an den Frhrn. v. Falkenhausen 13. II. 1800: Das von 
ihm in Anspruch genommene Umgeld ist eine landesherrliche Revenue 
und kann ihm daher nicht überlassen werden. — «) Etat 1801/1802 
R. 44 C. Fin. Dep. 249. — a ) Ber. der Bayreuther Kammer 18. I. 1800. 
R. 44 C. Best. Dep. 275. - *) Edikt 25. 1. 1799. N. C. C. X, 2185; vgl. 
Riedel, Staatshaushalt S. 214. 
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durch eine Erhöhung der indirekten Abgaben zu decken. 
Eine Einfuhrung der Acoise in Franken, die damals überall 
befürchtet wurde, plante er dagegen niemals, er wollte viel- 
mehr ebenfalls mit Aufhebung aller Befreiungen, auch des 
Eigenbedarfs der Ritterschaft, einige Luxuswaren mit mäßigen 
Erhöhungen treffen, ohne durch allzu hohe Abgaben den 
Verbrauch unmöglich zu machen oder den Schmuggel zu 
provozieren. Das Edikt vom 20. Mai 1799 1 ) wegen der in 
den frankischen Provinzen zur besseren Verpflegung der 
Unteroffiziere und Soldaten aufzubringenden Fonds verordnete 
daher eine Erhöhung des Umgeldes vom deutschen Wein 
auf 5 fl. (der selbst gebaute Wein blieb frei), vom französi- 
schen Wein auf 1 0 fl. für den Eimer, es führte zu dem schon 
bestehenden Einfuhrzoll auf Tabak von 1 5 Kr. vom Zentner 
einen neuen Zoll von 5 fl. für Rauch- und 6 fl. 40 Kr. für 
Schnupftabak ein, um zugleich dem inländischen Tabakbau 
und -Fabrikation, die das Bedürfnis vor allem nach feineren 
Sorten nicht im entferntesten deckten, aufzuhelfen. Der 
Marktflecken Fürth zahlte ein Fixum. Außerdem wurden 
die Zölle auf Kaffee und Gewürze etwas erhöht, doch wurde 
dies nicht publiziert. Der ungemein heftige Widerstand, den 
die neue Abgabe hervorrief, war nur aus der Furcht vor 
der Accise mit all ihren Belästigungen erklärlich, obwohl 
das Edikt ausdrücklich sagte, daß „die Lage der fränkischen 
Fürstentümer die Einführung eines allgemeinen Accisesystems 
weder ratsam noch tunlich mache". Denn die Erhöhungen 
waren nicht groß und erschwerten den Verkehr nicht, weil 
sie erstens gar keine neuen Steuern waren und zweitens vom 
Verkäufer erhoben wurden, dem Käufer also die lästige 
Kontrolle erspart blieb. Trotzdem wurde viel und heftig 
geklagt und protestiert, von allen Seiten kamen Petitionen, 
darunter auch eine von dem engeren Ausschuß der Bayreuth er 
Landstände, die eine nach Hardenbergs Ansicht ganz un- 
schickliche Berufung auf die Reichs- und Kreisverfassung 
enthielt. Am energischsten wurde der Magistrat von Erlangen: 
er bestritt in einer (nicht erhaltenen) Eingabe überhaupt die 
Rechtmäßigkeit der neuen Auflagen. Diese „gefährliche 



») N. C. C. X, 2397. Immed. Ber. Hard. 20. V. 1799. R. 89, 126 D. 
Härtung, Hardenberg. 13 
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Anmaßung, die den großen Haufen blendet und zur Un- 
zufriedenheit reizt", zog ihm einen Verweis zu. Manche 
Schriften befürworteten statt der indirekten eine direkte 
Steuer nach dem gewöhnlichen Steuerfuß. Hardenberg war 
zwar sehr geneigt, im einzelnen Modifikationen eintreten zu 
lassen, aber die öffentliche Meinung schien ihm zu uneins, 
als daß man ihr die neue Steuer überhaupt zum Opfer 
bringen könnte. 1 ) Er lehnte alle Abänderungsanträge ab 
mit dem Hinweis auf die Wohltaten des Friedens, den nur 
das Militär schützen könne, und auf die Gerechtigkeit der 
Auflage, die gerade die reichen Konsumenten treffe. Die 
Erträge der Abgabe überstiegen den Bedarf jährlich um 
etwa 30000 fl.; in der Zeit vom 1. April 1800 bis 31. März 
1801 gingen in Ansbach 38 433, in Bayreuth 46283 fl. ein, 
zusammen also 84716 fl. = 48409 Tlr. 2 ) Da ein Überschuß 
über den Verpflegungsbedarf nach den Bestimmungen des 
Edikts nicht hatte erzielt werden sollen, wurde er zum 
Besten des Landes verwendet. Eine Herabsetzung der Ab- 
gaben fand Hardenberg nicht ratsam, 3 ) er empfahl den Mehr- 
ertrag zur Deckung der durch die Aufhebung der Lotterie 
entstehenden Ausfalle zu verwenden. Seitdem flössen die 
Uberschüsse in die Dispositionskasse. 

Eine erhebliche Mehreinnahme lieferte auch das neue 
Stempelgesetz vom 15. April 1797. Es hob nicht nur die 
bisherige Stempelfreiheit der vogtländischen Ritterschaft und 
ihrer Hintersassen auf, weil Hardenberg *) die Exemtion von 
persönlichen Steuern für ungerecht hielt, sondern es erhöhte 
auch die alten Sätze, die nirgends mehr als 4 fl. betragen 
hatten. 5 ) Namentlich änderte es die Taxe bei Prozessen; 
bisher war lediglich die Anzahl der Bogen maßgebend ge- 
wesen, jetzt wurde die Höhe des Stempels auch von dem 
Wert des Prozeßgegenstandes abhängig gemacht. Auch die 
bisher stempelfreien Spielkarten wurden mit 6 Kr., französische 



') Imtned. Ber. 12. XI. 1799. R. 89, 126 D, in Abschr. liegen Hard. 
Bescheide an die verschiedenen Petenten bei. — *) R. 44 C. Fin. Dep. 
1 und 3. - ») lmmed. Ber. 8. V. 1802. R. 89, 126 D. — *) Immed. Ber. 
17. XII. 1799. R. 89, 126 D. — ») Ber. Schuckmanns 16. XII. 1796. R. 44 
C. Fin. Dep. 106. 
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mit 12 Kr. belegt, ihr Verkauf war nur bei den Stempel- 
distributionen gestattet. Im Etatsjahr 1791/92 war die 
Stempeleinnahme nur 9500 fl. gewesen; von der Erhöhung 
der Sätze und Ausdehnung der Stempelpflicht erwartete man 
1797 einen Reinertrag von 25000 fl., er belief sich aber 
schon im ersten Jahre auf 30 000 und stieg bis 1804 auf 
51 000 fl. l ) 

Die grundherrlichen Lasten der Untertanen, soweit sie 
überhaupt dem Landesherrn zustanden, blieben unverändert. 
Der Versuch, die unbeständigen Gefälle zu fixieren, führte 
nicht zum Ziel. Die wichtigste der unbeständigen Abgaben 
war das Handlohn, 2 ) dessen Höhe nicht einheitlich fest- 
gesetzt war, sondern je nach dem Herkommen zwischen dem 
5. und 30. Teile des Wertes schwankte. Es war als ein 
Zeichen des grundherrlichen Obereigentums fällig bei jedem 
Wechsel in der Person des Besitzers. Durch Rescript vom 
15. Juli 1796 wurde der Bayreuther Kammer aufgegeben 
über seine Verwandlung in eine feste jährliche Getreide- 
abgabe Vorschläge zu machen. Sie wäre im Interesse einer 
besseren Kultur der handlohnbaren Äcker sehr nützlich ge- 
wesen, denn die Bauern hatten wenig Neigung, die Ertrags- 
fähigkeit, also den Wert ihrer Güter zu erhöhen, weil mit 
dem Werte auch das Handlohn stieg. Aber die Fixierung 
stieß auf Schwierigkeiten. Leute, die das Handlohn einmal 
auf Lebenszeit bezahlt hatten , wollten natürlich nicht jetzt 
plötzlich eine neue Abgabe zahlen, manche Güter waren 
auch schon so stark mit Getreideabgaben belegt, daß sie 
keine neuen übernehmen konnten. Koch sprach sich im 
Interesse der Kassen gegen eine Fixation aus, und Ausfälle 
waren auch in den ersten Jahren kaum zu vermeiden, wenn 
bei Fälligkeit des Handlohns statt der ganzen Summe eine 
jährliche Steuer gezahlt werden sollte. Die Operation wurde 
daher im Jahre 1799 endgültig aufgegeben. 3 ) 

Ebensowenig kam eine Regulierung der Zehnten zu- 
stande. Die Zehntpflicht war in Franken sehr ausgedehnt, 
auch von Garten- und Baumfrüchten mußte der Zehnte 



') R. 44 C. Fin. Dep. 832. — ») Über das Handlohn vgl. R. 94 II 
A. 19 Band II. - ») Rescr. 3. VII. 1799. R. 44 C. Fin. Dep. 63. 

13* 
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gegeben werden, wenn nicht die Befreiung ausdrücklich 
erwiesen wurde, während er nach Allgemeinem Landrecht 
nur dann gegeben werden mußte, wenn der Brauch erweis- 
bar war. Die Zehntlieferung geschah zum Teil in Naturalien ; 
in Ansbach wurde ein Teil alljährlich an den Meistbietenden 
verpachtet. In Bayreuth wurde die Zehntzahlung häufig an 
den Pflichtigen selbst verpachtet, wodurch die Kosten der 
Anfuhr ans Amt wegfielen. 1 ) Die Zehnteinnahmen waren 
in Ansbach tOOOOOfl., darunter nur 9000 fl. in Geld, in 
Bayreuth 76000 fl. Zu diesen Naturalgefällen kamen noch 
die Gülten, die stets in Korn entrichtet wurden. Ihr Wert 
war im Etatsjahr 1799/1800 337490 fl. Die Gesamteinnahme 
an Naturalien war im Jahre 1799: 

Weizen Roggen Dinkel Gerste Hafer Hülsenfr. 
in Ansbach: 942 9105 3247 763 6779 19 
in Bayreuth: 938 6181 960 1131 5047 50 

1880 15286 4207 1894 11826 69 Simmern. 

Wenn auch gegen die Beibehaltung dieser Naturalabgaben 
alle die Bedenken sprachen, die später zu ihrer Ablösung 
geführt haben, so konnte man sich in Franken doch nicht 
entschließen, sie in Geldzahlungen umzuwandeln. Der Haupt- 
nachteil, die Unbeständigkeit des Zehnten, wurde dadurch 
vermieden, daß man ihn auf mehrere Jahre an den Pflichtigen 
verpachtete, teils gegen Geld, teils gegen ein bestimmtes 
Kornquantum, wodurch das Stroh der bäuerlichen Wirtschaft 
verblieb. Die Gülten waren überhaupt feste Korngefalle. 
Man suchte also die Schäden der Naturalabgaben möglichst 
zu vermindern, und es ließ sich nicht verkennen, daß sie 
auch Vorteile mit sich brachten. Durch die großen Natural- 
bestände war der Staat in der Lage, seinen Beamten als 
Zuschuß zur Besoldung einige Simmern Korn zu billigem 
Preise zu geben. Von den oben angegebenen Naturalein- 
künften wurden jährlich regelmäßig abgegeben: 447 Sra. 
Weizen, 6248 Sra. Roggen, U56 Sra. Dinkel, 134 Sra. Gerste, 
4922 Sra. Hafer und 3 Sra. Hülsenfrüchte. Der Plan der 
Berliner Regierung, die Naturalwirtschaft ganz aufzugeben, 



*) R. 44 C. Fin. Dep. 140. 
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durch die Ämter die Naturalien teuer zu verkaufen und nur 
noch Geldbesoldungen zu geben, der zum erstenmal vom 
Kabinettsministerium, 1 ) dann wieder von Schulenburg geäußert 
wurde, fand also schon in der Gewöhnung der Beamten an 
die Naturalien ein Hindernis. Aber weit wichtiger war es, 
daß in den Naturalien die Regierung einen bedeutenden 
Faktor zur Regulierung des Getreidehandels erhielt. 2 ) Des- 
halb unterblieb auch die verlangte Beseitigung der Natural- 
wirtschaft. 

Handlohn, Zehnten und Gülten waren die wichtigsten 
Domäneneinkünfte. Amter wie in Preußen gab es nicht. Auch 
die Kammergüter, d. h. ehemalige Rittergüter, welche die 
Markgrafen erworben hatten, wurden nicht etwa verpachtet, 
sondern von den Untertanen bewirtschaftet gegen bestimmte 
Abgaben, die der herrschaftliche Amtmann einzog. Staats- 
betriebe waren selten, sie beschränkten sich auf ein paar 
Brauereien. Hardenberg war ein Gegner des Staatsbetriebs, 
weil das Mißverhältnis von Betriebskosten und eigenem Inter- 
esse des Fabrikanten an einer Verbesserung ein Mangel sei, 
mit dem alle solche Unternehmungen für unmittelbare Rech- 
nung des Staates behaftet seien. 8 ) Daher wurden die herr- 
schaftlichen Brauereien, die Pulvermühle zu Culmbach und 
die bisher verpachteten Fisch weiher in Ansbach veräußert. 4 ) 
Auch die durch die neue Behördenorganisation verfügbar ge- 
wordenen BesoldungBgrundstücke wurden zu freiem Eigentum 
verkauft, nicht vererbpachtet, wie das Kabinettsministerium 
vorgeschlagen hatte. 5 ) Auch in der Rigaer Denkschrift be- 
fürwortete Hardenberg bekanntlich eine Veräußerung der 
Domänen. Daß er in den ersten Jahren der preußischen 
Herrschaft in Franken mehrere Rittergüter für den Staat 
angekauft hat, ist keine Abweichung von diesen Grundsätzen. 
Diese Erwerbungen bezweckten, wie sehr deutlich der An- 
kauf des Reitzensteinischen Anteils an der Marktgerechtig- 
keit, dem Kirchweihschutz und der Ratswahl in Schwarzen- 

*) Rescr. 25. VIII. 1792. R. 44 C. Best. Dep. 2145. - l ) Vgl. 7. Kap. 
— ») Immed. Ber. 16. IV. 1806. R. 89, 126 G. — *) Immed. Ber. Harden- 
bergs 17. III., 11. IX. 1800, 1. II. 1802, 10. X. 1803. R. 89, 126 G; Kab. 
Ord. 22. III. 1800 , 9. II. 1802, 18. X. 1803. - ») Bemerk, zur Magd. 
KänniiGrinstr. 
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bach zeigt, 1 ) nur eine Erleichterung der Purifikation und 
wurden nicht mehr fortgesetzt, nachdem das Vorgehen von 
1796 den Vermischungen gewaltsam ein Endo gemacht 
hatte. 2 ) 

Die Einnahmen aus dem Salzregal waren in den ein- 
zelnen Teilen der Fürstentümer nicht einheitlich gewesen. 
Salz wurde im brandenburgischen Franken nicht gefunden, 
die Versuche in Gerabronn hatten zu keinem Ergebnis ge- 
führt. Das Fürstentum Ansbach wurde von Bayern aus mit 
Salz versorgt. Bayern lieferte jährlich 27 000 Fuderstocke, 
der Verkauf war Monopol des Markgrafen ; die unmittelbaren 
Untertanen waren gezwungen, nur bayerisches Salz zu nehmen, 
bei dem die Rentei durch den von Bayern gewährten Rabatt 
von l4°/ 0 außer dem Einfuhrzoll 6000 fl. im Jahr gewann. 
Auch Mediatuntertanen bezogen ihr Salz meist aus markgräf- 
lichen Niederlassungen. Ebenso war es im Bayreuther Unter- 
lande; im Oberlande dagegen bestand in der Landeshaupt- 
mannschaft Hof ein Monopol für hallisches Salz, außerhalb 
derselben durfte bayerisches und hallisches Salz verkauft 
werden. Bayern zahlte für die Erlaubnis, im Oberlande 
Salz zu vertreiben, jährlich 4000 fl. Unmittelbar nachdem 
die Markgrafschaften preußisch geworden waren, befahl das 
Kabinettsministerium, das Salz nach Ablauf des bis 1796 
abgeschlossenen Vertrags mit Bayern ausschließlich aus Halle 
zu beziehen. Auf die von Hardenberg wegen der weiten 
Entfernung des Unterlandes und Ansbachs geäußerten Be- 
denken wurde bestimmt, daß diese Gegenden wie bisher 
bayerisches Salz verbrauchen sollten, während von 1796 an 
im ganzen bayreuthischen Oberlande ein Monopol für halli- 
sches Salz bestand. 3 ) Dafür mußte das Salzdepartement der 
Bayreuther Hauptdomänenkasse den bisher von Bayern ge- 
zahlten Betrag von 4000 fl. ersetzen. Das Salzdepartement 
berechnete den jährlichen Gewinn auf etwa 20000 Tlr., 
Schuckmann meinte aber, er betrage höchstens 4000 Tlr. 
Schwierigkeiten zeigten sich plötzlich in Ansbach; zuerst 

*) Verzeichnis der Erwerbungen R. 44 C. Fin. Dep. 23, Kaufpreis 
1011 fl. — 2 ) Imnied. Ber. Hard. 8. IV. 1799. R. 89, 126 6. — 8 ) Das 
Salzdepart. an das Kab. Min. 8. III. 1792. R. 44 B. 61; Rescr. des Kab. 
Min. an Hard. 20. III., Ber. Hard. 4. IV. 1792. R. 44 C. Fin. Dep. 100. 
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fing Bayern mit einer Preiserhöhung von 8°/o an, dann er- 
klärte es, nicht mehr so viel Salz wie bisher liefern zu 
können, weil der Erzbischof von Salzburg, aus dessen Gebiet 
es bisher das Salz bezogen hatte, aus politischen Rücksichten 
sich auf keinen Vertrag einlassen wollte. Alexander v. Hum- 
boldt, der sich damals in Salzburg aufhielt, wollte sich auf 
Bitten Schuckmanns beim Erzbischof persönlich für den Ab- 
schluß eines Vertrags mit Bayern oder Preußen verwenden. 
Dieser aber weigerte sich, ihn zu empfangen, mit der Be- 
gründung „qu'il n'etait rien moins quo noble, mais un m6decin 
qui se melait ä composer des livres ä l'exemple de tous les 
Jacobins". 1 ) Nach allen Seiten schrieb und unterhandelte 
Schuckmann, um Salz zu bekommen, schließlich aber erklärte 
sich Bayern wieder zur Lieferung bereit, doch wurden die 
Preise noch etwas erhöht. Das Salz aus Schwäbisch - Hall, 
mit dem damals in Ansbach, hauptsächlich in der Gegend 
von Crailsheim, Versuche gemacht wurden, war den Ans- 
bachern nicht gut genug, es wurden nur 8000 Zentner jähr- 
lich verbraucht, während der Konsum von bayerischem Salz 
43500 Zentner im Jahre betrug. Der Gesamtgewinn der 
preußischen Kassen durch den Salzverkauf, einschließlich der 
4000 fl. in Bayreuth, betrug im Jahr gegen 30000 fl.; die 
Steigerung gegen 1792 war nicht nur durch die Vermehrung 
des Verbrauchs, sondern auch durch den infolge der Er- 
höhung der Preise vergrößerten Gewinnanteil veranlaßt. 2 ) 

Prinzipielle Reformen hat die preußische Finanzver- 
waltung in Franken nicht durchgeführt. Bei den unbe- 
ständigen grundherrlichen Gefällen ist sie über Pläne und 
Versuche zur Verwandlung in feste jährliche Lasten nicht 
hinausgekommen, bei den eigentlichen Landesabgaben be- 
gnügte sie sich, den Grundsatz der ausschließlichen Steuer- 
hoheit des Staats zur Anerkennung zu bringen, im einzelnen 
wie bei der Umgeldsreform auf Gleichheit und Einheitlichkeit 
hinzuwirken. An neuen Lasten legte sie dem Lande die 
Servis- und Fouragebeiträge, die Abgaben für bessere Militär- 
verpflegung, die erhöhte Stempeltaxe auf, alle aber waren 



*) Humb. an Schuckm. 6. I. 1798. R. 44 C. Fin. Dep. zu 98. 
») R. 44 C. Fin. Dep. 96 — 100. 
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nicht ganz neu, sondern Erhöhungen längst bestehender Auf- 
lagen. Außerdem wurde gegen Hardenbergs Wünsche von 
Friedrich Wilhelm II. die Einführung des Zahlenlottos in 
Franken angeordnet. 1 ) Auch das Lotto war in Franken nicht 
ganz fremd. Es hatte lange Zeit in Ansbach-Bayreuth bestan- 
den, auch kleinere Staaten und Stätchen wie Hohenlohe und 
Pappenheim hatten ihre eigenen Lotterien gehabt. Aber sie 
waren den aufgeklärten Tendenzen Franz Ludwigs v. Erthal, 
des Bbchofs von Bamberg und Würzburg, zum Opfer 
gefallen. Ein Kreißschluß vom 18. Dezember 1787 hatte 
Lotterien im ganzen fränkischen Kreise verboten, und gegen 
die Versicherung, es werde nie wieder eine Lotterie ein- 
geführt werden, hatten die Bayreuther Stande einen Teil 
der an die bisherigen Lotterie - Offizianten zu zahlenden 
Pensionen auf ihre Kasse übernommen. 

Auf Grund der Kabine ttsordre vom 20. Juli 1793 setzte 
das Oberkriegskollegium sofort alles ins Werk, um das 
Zahlenlotto in Franken zu etablieren, der Geh. Finanzrat 
Grothe erhielt Befehl, sich nach Beendigung des Einrichtungs- 
geschäfts in Südpreußen nach Bayreuth zu begeben. Harden- 
berg war aber entschlossen, „alles zu tun, um diese Pest 
abzuhalten." 2 ) Er teilte dem Oberkriegskollegium seine 
rechtlichen Bedenken wegen des Kreisschlusses und der 
Versicherung an die Bayreuther Stände mit und machte 
zugleich darauf aufmerksam, daß ein Lotto, dessen Rein- 
gewinn der Invalidenkasse zufließen sollte, gar nicht nötig 
sei, weil in Franken schon eine Invalidenkasse aus den kon- 
fiszierten Vermögen ausgewanderter Kantonisten bestehe. 
Das Oberkriegskollegium ging aber darauf nicht ein, es 
deutete den Kreisschluß nur auf fremde Lotterien, setzte 
sich über das den Bayreuther Ständen gegebene Versprechen 
mit der Behauptung hinweg, die Pensionäre würden wieder 
Verwendung finden, die Stände also die Pensionen ersparen, 
und die konfiszierten Vermögen ließ es nicht als Ersatz für 
die Lotterieeinnahmen gelten, weil sie so wie so der Invaliden- 



') Kab. Ord. an das Oberkriegskoll. 20. VIT. 1793. — *) Marginal 
auf dem Schreiben des Oberkriegskoll. vom 16. VIII. 1793. R. 44 C. Pol. 
Dep. 65. 
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kasse anheim fallen müßten. 1 ) Hardenberg aber, der das 
Zahlenlotto nicht nur, wie ihm Wöllner 2 ) vorwarf, aus Feind- 
schaft gegen den Grafen Schulenburg, den Chef der Lotterie- 
verwaltung, sondern aus Überzeugung von seiner moralischen 
Verwerflichkeit und der Schädlichkeit seiner Wirkungen 
damals wie später, auch in der Rigaer Denkschrift, bekämpfte, 
hatte sich gleichzeitig an den König unmittelbar gewendet, 
und dieser nahm durch Kabinettsordre vom 2. Oktober den 
Befehl zurück; am 12. Oktober genehmigte er auf Antrag 
des Oberkriegskollegiums wenigstens den Verkauf von Losen 
der preußischen Klassenlotterie, doch auch diese Erlaubnis 
wurde auf Antrag des Kabinettsministeriums mit Rücksicht 
auf den Kreisschluß wieder aufgehoben. 3 ) 

Als aber im Jahre 1796 die finanziellen Schwierigkeiten 
in Preußen so groß wurden, daß „man vorzüglich auf alles 
Bedacht nehmen mußte, wodurch auf die baldigste Weise 
bares Geld in die Kassen eingehen" konnte, sah sich Fried- 
rich Wilhelm II. veranlaßt, die Einführung des Zahlenlottos 
von neuem zu befehlen. Hardenberg sagte auch eine neue 
Prüfung zu, 4 ) tat aber bis ins folgende Frühjahr gar nichts, 
in der Hoffnung, bei der Zerfahrenheit der Staatsregierung 
werde der Plan vergessen werden. Doch das Geldbedürfhis 
war zu dringend, als daß man in Berlin nicht auf alle 
Deckungsmittel bedacht gewesen wäre, Hardenberg wurde 
von neuem nachdrücklich aufgefordert, 5 ) die Einführung jetzt 
zu bewerkstelligen. Er fügte sich, und das Lotto wurde 
durch das Edikt vom 4. Mai 1797 6 ) mit der Begründung, 
es werde trotz aller Verbote doch gespielt und es sei all- 
gemein bekannt, daß keine fremde Lotterie auf so gerechte 
und billige Grundsätze gebaut sei wie die preußische, in 
Ansbach -Bayreuth wieder eingerichtet. Von da an betrieb 
Hardenberg unablässig seine Wiederaufhebung und klagte 
bei jeder Gelegenheit über das „unselige Lotto w . Im General- 
bericht (§ 229) erklärte er, sich „aus pflichtmäßiger Über- 

*) Hard. an das Oberkriegskoll. 14. IX., dessen Antwort 27. IX. 1793 
ebenda. — s ) Immed. Ber. 18. VII. 1796. R. 96, 254 C. — ») Kab. Ord. 
an das Kab. Min. 25. X. 1793. R. 44 B. 46. - «) Kab. Ord. 23. VI., 
Immed. Ber. Hard. 8. VII. 1796. R. 96, 254 C. — *) Kab. Ord. an Hard. 
24. IV. 1797. - •) N. C. C. X. 1188. 
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zeugung so lange ah irgend möglich gewesen sei, gegen die 
Wiedereinrichtung des der Moralität und dem Wohlstande 
der Untertanen so nachteiligen und kreisschlußwidrigen Lotto 
gesetzt" zu haben, bezeichnete es (§ 197) als „vorzüglich für 
die ärmere Klasse verführerisch und schädlich", er nannte 
es im Bericht über das Etatsjahr 1799/1800 eine öffentliche 
Anstalt zum höchsten Nachteil des Landes. Erleichtert wurde 
ihm der Kampf gegen das Lotto durch Schulenburg, der in 
diesem Punkte mit Hardenberg einig das Lotto eine Er- 
findung der Hölle nannte. >) Daher fand er auch bei Fried- 
rich Wilhelm HI. keinen Widerstand, als er mit positiven 
Vorschlägen kam ; er beantragte am 8. Mai 1 802, die Über- 
schüsse der Abgaben für die Naturalbrot Verpflegung , die 
dem Lande zugute kommen sollten, als Ersatz für die durch 
die Aufhebung des Zahlenlottos wegfallenden Einkünfte zu 
verwenden. Der Antrag wurde genehmigt und die Aufhebung 
am 9. Juni 1802 öffentlich bekannt gegeben; die Lose der 
Berliner Klassenlotterie wurden weiter geduldet, sie hatte 
Hardenberg immer für unschädlich gehalten. Die Reinein- 
nahme des Lottos betrug jährlich etwa 30000 Tlr. , 2 ) der 
Vorteil der Lotterie Verwaltung mag also von 1797 bis 1802 
sich auf etwa 1 50 000 Tlr. belaufen haben. Bei der Auf- 
lösung wurde eine gewaltige Unterschlagung entdeckt, an 
der viele Einnehmer, aber auch höhere Beamte, sogar der 
Geh. Pinanzrat Grothe mitschuldig waren. Der Schaden des 
Staates bezifferte sich auf 122000 fl., rund 70000 Tlr. 

Wie bei der Lotterie mußte sich Hardenberg auch in 
der Münzpolitik Einmischungen von Berlin aus gefallen 
lassen. In Franken wurde nach Gulden rheinischer Wäh- 
rung gerechnet, von denen 24 auf die Mark Silber gingen; 
die fränkischen Gulden, um 25°/o besser, nach denen in 
Bayreuth bis 1802 gerechnet wurde, waren nur Rechnungs- 
münze. Am gebräuchlichsten im Handelsverkehr waren 
französische Laubtaler, die, zwei Kreuzer über den inneren 
Gehalt, 2 fl. 45 Kr. galten, obwohl bereits 1786 ihre 
Herabsetzung auf 2 fl. 40 Kr. verfügt worden war. Das Ver- 



») Schul, an Hard. eigenhändig 10. V. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 68. 
— *) Nach einer Angabe R. 89, 126 B. 
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hältnis des rheinischen Guldens zum Taler preußisch Kurant 
war 60 : 103. Ohne mit Hardenberg überhaupt darüber zu 
sprechen, veranlaßte Schulenburg den König, durch Ver- 
ordnung vom 25. Juli 1792 das Verhältnis folgendermaßen 
festzusetzen: Der Taler preußisch Kurant sollte im Handel 

1 fl. 45 Kr. (statt 1 fl. 43 Kr.) gelten, Laubtaler dagegen an 
königlichen Kassen nur zu 2 fl. 42 Kr. angenommen werden. 
Die Absicht Sch Ulenburgs dabei war, der Feldkriegskasse, 
die am Rhein die Taler zum Kurse von 1 fl. 36 Kr. annahm, 
durch die Umwechslung in Franken Vorteil zu verschaffen, 
andererseits auch den Soldaten in Ansbach -Bayreuth, die 
ihre Löhnung in preußischem Kurant erhielten, durch diese 
Erhöhung eine kleine Aufbesserung des Soldes zu verschaffen. 
Doch was vermögen Gesetze gegen natürliche Verhältnisse 
des Handels! 1 ) Das preußische Geld, namentlich die Vier- 
und Zweigroschenstücke, war und blieb unbeliebt, und 
außerhalb des preußischen Gebietes galt ein Taler nicht 
mehr als t fl. 41 Kr. Laubtaler aber waren den preußischen 
Kassen in Franken für ihre beträchtlichen Zahlungen ins 
Ausland, an den Markgrafen und an Bayern für die Salz- 
lieferung, so nötig, daß sie nach einer Konferenz Harden- 
bergs mit Heinitz schon am 5. September 1792 wieder auf 

2 fl. 45 Kr. erhöht wurden, weil seit der Herabsetzung nie- 
mand an öffentliche Kassen Laubtaler zahlte. Die Über- 
höhung des preußischen Talerwertes verdrängte alle anderen 
Geldsorten aus den Fürstentümern, verteuerte die Lebens- 
mittel und hatte eine Anhäufung von preußischem Gelde 
zur Folge. Denn nicht nur aus Sachsen wurde viel Kurant 
eingeschleppt, sondern auch das preußische Feldkriegs- 
kommissariat zahlte die Verpflegungsgelder für das Militär 
und die Kriegsgefangenen in den zum Teil nicht einmal voll- 
wichtigen Vier- und Zweigroschenstücken. 

Diese Zustände machten eine Abänderung unabweisbar. 
Ausgehend von dem Grundsatze, daß die Münze keine aus- 
nutzbare Domäne sein dürfe, schlug A. v. Humboldt im 
Dezember 1793 vor, die Sendung von preußischem Geld 
nach Franken überhaupt einzustellen; was das Militär koste, 



») Bemerk, von A. v. Humb. Dez. 1793. R. 44 C. Pol. Dep. 80. 
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könne aus fränkischen Kassen vorgeschossen werden, dafür 
könne die Rente des Markgrafen von Berlin aus nach Eng- 
land gezahlt werden, dem gemeinen Soldaten solle statt der 
34 Kr. 1 l ji Pf., auf die er nach dem preußischen Satz An- 
spruch habe, die bei der Erhöhung des Talerkurses zuge- 
dachte Aufbesserung auf 35 Kr. ferner etatsmäßig gezahlt 
werden; eines Zwangskurses für Taler bedürfe es nicht, 
wenn man sich mit dem inneren Werte von 1 fl. 43 Kr. 
begnüge. Die Regulierung wurde bis zum Frieden ver- 
schoben. 1 ) Im Frühjahr 1796 verhandelte Hardenberg bei 
seiner Anwesenheit in Berlin mit Struensee über die Neu- 
ordnung der Münzverhältnisse. Der Vorschlag Humboldts, aus 
Berlin kein Geld nach Franken mehr zu senden, wurde sofort 
angenommen. Schwieriger aber war die Entscheidung der 
Frage, was mit dem massenhaft in Franken liegenden preußi- 
schen Kurantgelde geschehen solle. Es galt es ohne Ver- 
luste der Kassen und ohne Schädigung der Untertanen auf 
seinen inneren Wert herabzusetzen. Humboldt wollte alles 
preußische Geld in französische Laubtaler umschmelzen lassen, 
doch war damit ein Verlust von 60 000 fl. verbunden. Kracker 
wollte eine Herabsetzung des Kurantgeldes vermeiden, bevor 
das Publikum es losgeworden sei. Er schlug vor, die Ver- 
minderung des Talerwertes auf 103 Kr. zum 1. Januar 1797 
sofort auszusprechen, die Kassen anzuweisen, bis dahin 
Kurant zum bisherigen Kurse anzunehmen und dafür zins- 
lose Obligationen mit einjähriger Geltungsdauer auszugeben, 
das dadurch ersparte Bargeld bei der Bank zinstragend an- 
zulegen. Gegen diesen Modus sprach die Befürchtung, die 
Obligationen könnten keinen Kredit haben. Außerdem aber 
war Struensee gegen eine öffentliche Herabsetzung des 
Kurantgeldes, die im ganzen übrigen Preußen schlechten 
Eindruck machen müsse, er wollte aus den Talern Laubtaler 
zu 2 fl. 45 Kr. mit preußischem Stempel prägen lassen, ließ 
sich aber überzeugen, daß diese preußischen Laubtaler 
schwerlich das gleiche Vertrauen wie die französischen 
genießen würden, und stand daher von seinem Plane 



') Struensee an Hard. 29. VII. 1794. R. 44 C. Pol. Dep. 80. 



Digitized by Google 



— 205 — 



ab. 1 ) Das Ergebnis der Beratungen trug Hardenberg dem 
König am 18. April 1796 vor und Friedrich Wilhelm II. 
genehmigte seine Vorschläge. Danach sollten also alle 
Zahlungen aus Berlin nach Franken aufhören, das in den 
fränkischen Kassen befindliche preußische Kurantgeld nach 
Preußen bar gegen Wechsel zurückgeschickt werden, um 
dafür Silber zur Ausprägung französischer Laubtaler an- 
kaufen zu können; eine Verrufung der Taler wurde also 
v ermieden. 

Das kleine Kurantgeld wurde auch auf Grund dieser 
Bestimmungen zurückgeschickt, die Rücksendung des großen 
wurde aber unnötig, weil die Laubtaler infolge des Miß- 
trauens gegen die französische Finanzpolitik im Kurse sanken, 
der Talerkurs aber stieg. Auf Antrag Hardenbergs 2 ) wurde 
daher die Beibehaltung des großen Kurants genehmigt, 
eine öffentliche Herabsetzung des Kurses deB kleinen Kurant- 
geldes dagegen wiederum abgeschlagen. Dieses wurde in 
den nächsten Jahren nach Preußen zurückgesandt, wobei die 
fränkischen Kassen nicht nur die Transportkosten, sondern 
auch die Differenz zwischen dem Kurs von 1 05 Kr. und dem 
von der Seehandlung gezahlten Preise von 103 '/^ Kr. tragen 
mußten. Bis 1800 wurden im ganzen 762 500 Tlr. aus 
Franken weggebracht. 8 ) Die nachteiligen Folgen der ganzen 
Münzoperation hatten die fränkischen Fürstentümer bald 
überwunden, weil den Hauptverlust die Kassen trugen und 
der Talerkurs sich bald hob. Für den Verkehr zwischen 
preußischen und fränkischen Kassen blieb als Umrechnungs- 
satz das Verhältnis von 1 Tlr. = 1 fl. 45 Kr. bestehen. 

m. 

Beiträge zu den allgemeinen Staatsansgaben nnd 

Schuldentilgung. 

Das Ergebnis der preußischen Finanzverwaltung ist eine 
beträchtliche Steigerung der Staatseinnahmen. Die Brutto- 

l ) Votum Krackers 7. III., Humb. 12. III., Protokoll einer Konf. 
Hardenbergs, Humboldts, Krackers vom 7. IV., Struensee an Hard. 
14. IV. 1796. R. 44 C Pol. Dep. 81. - *) Kab. Ord. an Hard. 14. 1. 1797. 
— ») Struensee an Hard. 10. V. 1800. 
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einnahmen stiegen von 1791/92 bis zum Etatsjahr 1797/98 
von 2111 173 fl. 27 Kr. auf 2699896 6. 16 8 ; 4 Kr., die Aus- 
gaben im gleichen Zeitraum von 1255625 fl. 40 Kr. auf 
1 500362 fl. 24 V2 Kr., der Überschuß also von 855547 fl. 47 Kr. 
um 343986 fl. ö 1 /« Kr. auf 1 199533 fl. 52 V* Kr. Von diesem 
Überschuß wurden Militärausgaben, die Rente des Markgrafen 
und ein großer Teil der Pensionen bezahlt. Für die späteren 
Jahre fehlen Bruttozusammenstellungen; eine Vergleichung 
der Etats von 1 79 1 /92 mit den späteren fuhrt aber zu irrigen 
Ergebnissen, weil in den Etats für 1791/92 mehrere Durch- 
führungsposten (Beiträge von bayreuthischen Kassen an ans- 
bachische) stecken, die später beseitigt wurden. Von 1797/98 
bis 1803/4 ergab sich eine Vermehrung der Einnahme von 
2025280 fl. auf 2557014 fl. 39 Kr., eine Verminderung der 
Ausgabe von 1 261399 fl. auf 1 185530 fl. 5t Kr.; doch müssen 
zu den Ausgaben von 1803 4 noch 286473 fl. 17 Kr. von der 
Dispositionskasse übernommene Pensionen hinzugerechnet 
werden, so daß im ganzen die Ausgaben sich auf 1 472064 fl. 
8 Kr. beliefen. Der Überschuß stieg in diesen Jahren von 
763881 fl. auf 1 371423 fl. 48 Kr. Die Verwendung der ver- 
mehrten Einnahmen für die Wohlfahrt des Landes zu 
schildern, ist Aufgabe der folgenden Kapitel, hier soll ge- 
zeigt werden, wie weit die fränkischen Fürstentümer zu den 
allgemeinen Staatsausgaben beigetragen haben. 

In dieser Hinsicht macht das Jahr 1798 Epoche. Bis 
dahin hatte Hardenberg es vermieden, aus den Fürstentümern 
Geld nach Preußen abfließen zu lassen. Er glaubte, durch 
die 303000 fl., die dem Markgrafen als Jahresrente nach 
England gezahlt werden mußten, werde dem Lande schon 
zuviel Bargeld entzogen, als daß ohne Gefahrdung von 
Handel und Wandel noch mehr herausgeholt werden könnte. 
Außerdem aber schonte er die Lande so stark wie möglich, 
sie trugen nicht einmal alle Militärausgaben. Die Überschüsse 
verwendete Hardenberg teils zur Schuldentilgung, teils zur 
Verbesserung des Landes. Zu dem Kriege gegen Frankreich 
trugen die Fürstentümer nur indirekt bei, indem sie die 
Kosten der Reisen Hardenbergs nach Frankfurt, Basel u. s. w. 
bestritten. Außerdem aber erforderte in jenen Jahren die 
Neuorganisation der Behörden außerordentliche Geldmittel. 
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Bis 1798 hatte nur die Dispositionskasse unmittelbaren Vorteil 
von den fränkischen Fürstentümern. Am 18. April 1797 befahl 
Friedrich Wilhelm IL 410000 fl. = 234286 Tlr., während 
Hardenberg nur 210000 fl. vorgeschlagen hatte, 1 ) aus den 
fränkischen Kassenbeständen an die Dispositionskasse zu 
zahlen; sie sind angeblich der Gräfin Lichtenau geschenkt 
worden. 2 ) Unter Friedrich Wilhelm m. wurde dies anders. 
Zwar versuchte Hardenberg noch einmal, das Geld dem 
Lande zu erhalten, und erhob auch Bedenken wegen der 
ständischen Rechte. 3 ) Aber der König befahl am 24. Mai 1 798, 
die verfügbaren Überschüsse der Dispositionskasse einzu- 
senden, und von diesem Jahre an wurden die Überschüsse 
regelmäßig der Dispositionskasse abgeliefert, im ganzen 
3172996 fl. = 1813140 Tlr. Außerdem erhielt seit 1801/2 
die Generaldomänenkasse, ohne daß sie Ausgaben für Franken 
zu bestreiten hatte, die etatsmäßigen Überschüsse, die sich 
bis 1806 im ganzen auf IV2 Millionen Tlr. beliefen; auch 
die Militärausgaben wurden seit 1798 ganz aus fränkischen 
Fonds bestritten. Dagegen übernahm die Dispositionskasse 
von 1801 an die Zahlung der Pensionen und verwendete 
darauf bis 1806 834271 Tlr. Ferner erhielten wie alle 
preußischen Provinzen auch die fränkischen seit 1 800 regel- 
mäßige Meliorationsgelder, ihre Summe beträgt 275000 Tlr. 
Treitschkes Behauptung,*) das reiche Franken habe einen 
jährlichen Zuschuß gebraucht, gilt also nur für die ersten 
Jahre; unter der Regierung Friedrich Wilhelms III. hat es 
nach Kräften zu den Staatslasten beigetragen. Schulenburg 
wachte darüber mit großer Strenge. Keinen Posten ließ er 
durchgehen, an dem er Ersparnisse für möglich hielt. Harden- 
berg war aber gleich eifrig, seine Provinzen nicht zu kurz 
kommen zu lassen. Er machte z. B. eine von Schulenburg 
durchgesetzte Herabsetzung des Fonds für Almosen unter 
50 fl. von 18900 auf 5000 fl. wieder rückgängig. 5 ) ünter- 

«) Immed. Ber. Hard. 15. u. 22. IV. 1797. R. 96, 254 A. - 2 ) Hard. 
schreibt an Heinitz 30. IV. 1798, man mache ihm dies zum Vorwurf. 
R. 92 Hard. J. 2. — «) Immed. Ber. 18. V. 1798, eigenhändiges Konz. 
R.44 C. Fin. Dep. 198. — A ) Deutsche Gesch. I, 145. — 6 ) Immed. Ber. 
Sehul. 9. VI. 1800, Hard. 4. II. 1801, R. 89, 126 B. Kab. Ord. 14. VI. 1800, 
9. II. 1801. 
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Stützung fand Hardenberg dabei in der günstigen Ent- 
wicklung der fränkischen Finanzen. Durch die hohen Ge- 
treidepreise wurde auch der Preis der Naturalgefälle erhöht, 
durch die hohen Güter werte wurden die Handlöhne ge- 
steigert. 

Bei dem steten Anwachsen der Uberschüsse konnte 
auch an eine planmäßige Schuldentilgung gedacht werden. 
3872531 fl. = 2212875 Tlr. Schulden hatte der König 1792 
übernehmen müssen. 1 ) Die Zinsen betrugen nach den Etats 
148800 fl. In den Etats waren für Ansbach bei einer 
Schuldenlast von 1 V 2 Millionen 24000 fl., für Bayreuth bei 
mehr als 2 Millionen Schulden 30000 fl. für Tilgung aus- 
gesetzt. Obwohl Hardenberg die regelmäßige Tilgung auf- 
gab, 2 ) gelang es ihm doch, bis 1797 im ganzen 325438 fl. 
Schulden abzutragen und den Aufwand für Zinsen auf 
142000 fl. zu vermindern. Der Zinsfuß wurde auf Krackers 
Anregung allgemein auf 3 V2 °/o herabgesetzt,*) nur Witwen 
und Waisen, sowie armen frommen Stiftungen sollten die 
bisherigen, größtenteils 4° o, teilweise auch 5°/o betragenden 
Zinsen weiter bezahlt werden. Dieser Plan konnte aber 
nicht mehr ausgeführt werden, nachdem die Zahlung an die 
Dispositionskasse die Kassen der Barvorräte beraubt hatte; 
denn eine Erschütterung des Kredits ließ sich nur dann ver- 
meiden, wenn gekündigte Kapitalien anstandslos ausbezahlt 
wurden. 

Eine wichtige Neuerung setzte Hardenberg damals fest: 
jede Neuaufnahme von Kapital durch staatliche Kassen be- 
durfte von 17U7 an der Genehmigung des Landesministers. 
Es war ein weiterer Schritt zu einem einheitlichen Staats- 
schuldenwesen , nachdem die Vorbedingung, das Verbot, 
gegen Privatschuldscheine der Rendanten Geld aufzunehmen, 
schon in markgräflicher Zeit erfüllt worden war. Noch aber 
herrschte ein wirres Durcheinander von Rentei-, Landschafts- 
und Amter8chulden in Ansbach und Bayreuth. Seine Ver- 
einheitlichung beantragte Hardenberg im Jahre 1 800.*) Die 



1 ) Gen. Ber. § 253, die Zahlen sind im Druck ungenau. — ') Immed. 
Ber. 14. III. 1793. R. 44 C. Fin. Dep. 181. - ») Rescr. 9. II. 1797. R.44 
C. Fin. Dep. 562. — *) Immed. Ber. 1. VII. 1800. R. 89, 126 B. 
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Veranlassung dazu bot die Unmöglichkeit, gekündigte Kapi- 
talien auszuzahlen, weil alle Überschüsse nach Berlin gingen. 
Es mußte häufig Kapital neu aufgenommen werden, und 
Hardenberg hielt eine gesetzliche Regelung für wünschens- 
wert. An Stelle der bisherigen sollten neue, auf den Inhaber 
lautende Schuldscheine nach einheitlichem Formular treten, 
die vom Generaldirektorium und der Kriegs- und Domänen- 
kammer der Provinz zu unterschreiben seien. Es wäre der 
Anfang zu einer einheitlichen Staatsschuld geworden; was 
Hardenberg hier für Franken beantragte, hat er 20 Jahre 
später für ganz Preußen durchgesetzt. 1 ) Damals drang er 
noch nicht durch, der König wollte keine neuen Schulden 
aufnehmen und verlangte, daß bei jeder Kündigung an ihn 
berichtet werde, er werde jedesmal den Fonds zur Tilgung 
namhaft machen. 2 ) Auf diese Weise wurden bis 1806 die 
fränkischen Schulden auf 2 761169 fl. = 1577811 Tlr., die 
Zinsenlast auf 110540 fl. = 63166 Tlr. verringert. 3 ) 



Siebentes Kapitel. 
Die Wirtschaftspolitik. 

I. 

Die wirtschaftliche Lage der Fürstentümer 
um das Jahr 1790. 

Es ist bei der Darstellung der fränkischen Steuerver- 
fassung darauf hingewiesen worden, daß die im damaligen 
Preußen übliche strenge Scheidung der Abgabensysteme von 
Stadt und Land in Franken nicht bestand. 4 ) Als Grund 
hatte Hardenberg in seinem Bericht vom 13. Juli 1798 die 



») Finanzedikt 17. I. 1820. — *) Kab. Ord. an Hard. 14. VII. 1800, 
Iramed. Ber. Hard. 12. I. 1801, Schul, an Beyme 15.1. 1801. R. 89, 
126 B, Kab. Ord. an Hard. 20. 1. 1801. — ») Etat 1803/4 Schuldenstand 
2869745 fl., der Rest von 1804 an noch getilgt. R. 89, 126 B.— *) Vgl. 
S. 184. 

Härtung, Hardenberg. 14 
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Vermischung der Territorien angegeben. Und so sicher 
diese darauf eingewirkt und besonders die Entwicklung der 
indirekten Abgaben verhindert hat, so ist sie doch nicht die 
einzige Ursache gewesen. Denn gerade in den Städten 
waren die Vermischungen selten und wurden zum Teil auch 
indirekte Abgaben erhoben. Ausschlaggebend für die Ge- 
meinschaft von Stadt und Land in Verwaltung und Be- 
steuerung war doch, daß ihre Trennung den bestehenden 
wirtschaftlichen und sozialen Zuständen direkt widersprochen 
hätte. Hier ließ sich — ganz abgesehen von den Landes- 
hoheitsverhältnissen — nicht wie in Preußen das Bürgertum, 
Eaufleute, Fabrikanten, Handwerker, in die Städte ein- 
schließen, der Bauernstand auf das platte Land beschränken. 

Die zahlreichste und wichtigste Klasse der Bevölkerung 
waren die Bauern. Sie brachten allein an Steuern, unge- 
rechnet ihre übrigen Abgaben, in Bayreuth doppelt so viel 
auf wie die Städte. 1 ) Die Bevölkerungszahl der Städte ver- 
hielt sich zu der des platten Landes wie 2:9 in Bayreuth, 
wie 1 : 3 in Ansbach, wobei aber auch kleine, wirtschaftlich 
Dörfern gleichstehende Städte zur Stadtbevölkerung gerechnet 
sind. Die rechtliche und wirtschaftliche Lage der Bauern 
war sehr günstig. Nur an wenigen Orten gab es noch leib- 
eigene Bauern; aber auch sie unterschieden sich nur durch 
die Verpflichtung zu einigen Abgaben, namentlich durch das 
Besthauptrecht, von der großen Masse. 2 ) Sonst waren die 
Bauern persönlich frei, nur ihrem Gerichtsherrn, nicht dem 
Gutsherrn, zu Gehorsam und Treue verpflichtet. Sie waren 
nicht an die Scholle gebunden; ihre Freizügigkeit war ab- 
gesehen von der Pflicht, 10°/o des Vermögens als Abschoß 
an den Gerichtsherrn zu zahlen, unbeschränkt, soweit nicht 
die Landespolizeibehörde ihr Grenzen setzte wie durch die 



*) Verhältnis der Steuermassen: 385593 fl. auf dem Lande, 181 444 fl. 
in den Städten. Hard. an das Oberkriegskoll. 15. V. 1792. Kr. Min. 
Übernahme der ansb.-bayr. Truppen. — *) Gen. Ber. § 22. Ähnlich 
war die Lage der Leibeigenen in Bayern. Nach dem bayrischen Land 
recht von 1756 bestand die Leibeigenschaft „nur noch lediglich in 
gewissen persönlichen Diensten und Abgaben, wo im übrigen der Leib- 
eigene wie jeder andere bei seiner Freiheit bleibt", (v. d. Goltz, Gesch. 
der deutsch. Landwirtsch. I, 433.) 
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Forderung, daß der künftige Unterhalt nachgewiesen werden 
müsse. Entwichene Untertanen konnte die Herrschaft nicht, 
wie es im Allgemeinen Landrecht 1 ) bestimmt war, überall 
und zu allen Zeiten aufsuchen und zur Rückkehr nötigen, 
sondern sie besaß gegen sie nur die jedem Gläubiger gegen 
Schuldner zustehenden Rechte. 

Ein Gesindezwangsdienst bestand nicht, und die Ritter- 
gutsbesitzer hatten auch kein Bedürfnis danach, da ihre 
Güter selten eine große Eigenwirtschaft hatten, meistens aus 
Rechten auf Gefalle bestanden. 2 ) Nur die vogtländische 
Ritterschaft besaß größere Güter mit Eigenbetrieb, sie hatte 
sich daher 1662 vom Landesherrn zugestehen lassen, datf 
„es nicht unbillig sein möchte", wenn die Hintersassen gegen 
gebührenden Lohn dem Gutsherrn vor anderen dienten; 
auch sie hatte also kein Recht auf die Gesindedienste ihrer 
Hintersassen. 

Zum Heiraten brauchte niemand einen Konsens seines 
Grundherrn, ebensowenig war die Freiheit der Berufswahl 
eingeschränkt, auch konnte kein Grundherr einen Untertan 
zur Annahme erledigter Stellen zwingen. 

Überhaupt war das Abhängigkeitsverhältnis des Bauern 
gegenüber dem Grundherrn nicht persönlich, sondern dinglich. 
Es beruhte auf dem Obereigentumsrecht des Grundherrn 
über ein Gut. Der Besitzer eines solchen Gutes zahlte als 
Anerkennung dieses Rechtes entweder jährlichen Erbzins 
oder bei jeder Veränderung in der Person des Besitzers das 
Handlohn, eine Abgabe von 3 bis 20°/ 0 des in jedem Fall 
neu zu berechnenden Gutswertes. Außerdem waren die 
Bauerngüter zehntpflichtig und zwar mußte nicht nur der 
große, sondern auch der kleine oder Schmalsaatzehnt gegeben 
werden. Der Novalzehnte, der von früher unbebauten Feldern 
gegeben werden mußte, war dagegen eine landesherrliche 
Abgabe. 

Von diesen Verpflichtungen abgesehen aber war der 
Bauer im uneingeschränkten, nutzbaren Eigentum seines 



*) Teil II, Titel 7 § 155. — ») Ber. Hard. 8. IV. 1799. R. 89, 126 G. 
Kothenhan, Staatliche und aoz. Gestaltung Frankens, im Arch. f. Ofr. 
Bd. IX. 2, 51. 

14* 
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Gutes. Er konnte es verkaufen ohne Erlaubnis des Herrn, 
nur mußte der Käufer guter Lehnmann sein, d. h. das Hand- 
lohn und einen Teil des Kaufpreises bar bezahlen können. 
Ein Vorkaufsrecht stand dem Grundherrn nicht zu, weder 
am Gute, noch an den Früchten. Dagegen mußte der Kon- 
sens des Herrn eingeholt werden, wenn es sich um Ver- 
pfändung oder Zerschlagung eines Gutes handelte; nur die 
sogenannten walzenden Stücke durften ohne seine Geneh- 
migung parzelliert werden. 1 ) 

Beim Tode des Besitzers hatte die Grundherrschaft nicht 
das Recht, unter den Erben eine Auswahl zu treffen, son- 
dern der jüngste Sohn hatte ein Vorzugserbrecht ; auch wenn 
er minderjährig war, konnte die Herrschaft das Gut keinem 
anderen zuwenden. 

Wegen schlechter Wirtschaft konnte ein Bauer nur 
durch gerichtliches Urteil vom Hofe entfernt werden. In 
anderen Fällen konnte der Grundherr ihn auch durch Er- 
stattung des Kaufgeldes nicht wider seinen Willen vertreiben. 
Selbst bei längeren Freiheitsstrafen durfte er ihn nicht seines 
Hofes entsetzen; auch stand nicht ihm, sondern den Ver- 
wandten des Bauern das Recht zu, einen Verwalter zu er- 
nennen. Andererseits bestand auch keine Verpflichtung des 
Grundherrn, seine Hintersassen bei unverschuldetem Unglück 
zu unterstützen. 2 ) 

Mit der geringen Größe der meisten grundherrlichen 
Eigenwirtschaften hing es zusammen, daß die Frondienste 
der Bauern selten den landwirtschaftlichen Betrieb der Grund- 
herren zu unterstützen bestimmt waren. Nur auf den Gütern 
der vogtländischen Ritterschaft waren Ackerbaufronden üblich. 
Andererseits war es eine Folge der Landeshoheitsverhältnisse, 
daß zwischen privatwirtschaftlichen und öffentlichen Fronden 
kein Unterschied gemacht wurde. So mußten die unmittel- 
baren Untertanen des Markgrafen nicht nur die Kammer- 



! ) Ähnliche Verhältnisse bestanden in dem benachbarten Kur- 
sachsen, vgl. Haun , Bauer und Gutsherr in Kursachsen (Abhandl. a. d. 
staatswiss. Seminar Straßburg IX.). — *) Ber. der bayreuth. Kammer- 
justizdeput. 24. IX. 1798, Ber. Schuckmanns 11. X. 1798. R. 44 C. Gen. 
Dep. 34. 
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fremden, z. B. die Anfuhr von Getreide oder Wein in das 
herrschaftliche Amt, sondern auch die aus der Landeshoheit 
entspringenden Dienste, z. B. Chausseefronden, Militärfuhren, 
allein übernehmen, die Hintersassen der Ritterschaft dagegen, 
auch der vogtländischen, waren nur ihrem Grundherrn zu 
Diensten verpflichtet und nahmen an den anderen Fronden 
nicht teil. 1 ) 

Bei den unmittelbaren Untertanen war ein Teil der 
Dienste bereits abgelöst; dazu gehörten die landwirtschaft- 
lichen und in den meisten Amtern die Weinfronden. Ferner 
war seit der Anlegung des herrschaftlichen Gestüts die Ver- 
pflichtung, dem markgräflichen Hof und den Beamten Vor- 
spann zu stellen, durch Anspanngelder ersetzt worden. Die 
Chaussee-Bau- und Jagdfronden wurden dagegen noch über- 
all in natura geleistet, wenn nicht die Verdingung der Auf- 
gabe an einen Unternehmer und Geldzahlung der Pflichtigen 
vorgezogen wurde. Dies geschah meistens dann, wenn die 
weite Entfernung die Dienstleistung in natura nicht emp- 
fehlenswert erscheinen ließ. 2 ) Die Größe der Last war in 
den einzelnen Amtern verschieden, doch nirgends drückend. 

Auch wirtschaftlich befanden die Bauern sich in vor- 
teilhafter Lage. Klima und Boden waren vor allem im 
Ansbachischen und im bayreuthischen Unterlande sehr günstig; 
in den sandigen Gegenden um Windsbach, um Schwabach 
und Roth, wo die Wiesenkultur erschwert war, bot der 
Tabakbau einen Ersatz. Großbetriebe waren in den frucht- 
baren Gegenden selten, hier herrschte der bäuerliche Mittel- 
und Kleinbetrieb vor; die Größe der Güter war im Durch- 
schnitt 20 — 30 ansbachische Morgen (je 360 Quadratruten), 
etwa 10 — 15 Hektar. 3 ) Die Ansetzung von Tropfhäuslern, 
deren Besitz nur so weit reichte, wie der Tropfen vom Dach 
fiel, d. h. die nur ein Haus mit kleinem Garten hatten, war 
in neueren Zeiten erschwert worden, um einer Vermehrung 

*) Ber. des Kreisdirekt. Wunsiedel 15. VII. 1799 und Probearbeit 
Weltrichs über die Frondienste. R. 44 C. Pol. Dep. 37. — l ) Vgl. die 
verschiedenen Ausschreiben im Realindex der brand.- onolzbach. Landes- 
konstitutionen (Ansbach 1774) unter: Frondienste. — 8 ) Beschreibung 
der Kgl. preuß. Fürstentümer Ansb.-Bayr. in landwirtscbaftl. Hinsicht, 
von Karl Cranz 28. V. 1804. R. 44 C. Pol. Dep. 49 g. 
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des bäuerlichen Tagelöhnerstandes entgegenzuarbeiten. Zahl- 
reich waren sie nur auf den vogtländischen Gütern. 

Staatliche Fürsorge für die Landwirtschaft kannte man 
in Ansbach-Bayreuth erst seit 1 767. Damals war die Landes- 
ökonomie deputation errichtet worden, um sich diesem Zweige 
besonders zu widmen. Gleichzeitig erging ein Edikt zur 
Abschaffung der Frühlingshut auf den Wiesen; auf die Ver- 
besserung der Bienenzucht wurden Prämien ausgesetzt. Am 
25. Juni 1 767 wurde auch ein Ausschreiben zur Förderung 
der Gemeinheitsteilungen erlassen, das aber, da es die Ge- 
meinderechte, nicht die Größe der Wirtschaft als Teilungs- 
maßstab festsetzte, d. h. eine gleichmäßige Aufteilung des 
Gemeindebesitzes an alle Gemeindeglieder vorschrieb, bei 
den Besitzern umfangreicher Wirtschaften auf Widerstand 
stieß. Eine Zusammenlegung der im Gemenge zerstreut 
liegenden Grundstücke der einzelnen Bauern wurde mit der 
Gemeinheitsteilung nicht verbunden, man beschränkte sich 
darauf, den Gemeindebesitz aufzuteilen; dies geschah aber 
manchmal so gründlich, daß auch Gemeindewälder der Ab- 
holzung und Parzellierung unterworfen wurden. 1 ) Um die 
Bebauung der aufgeteilten Grundstücke und den Anbau von 
Futterkräutern zu beleben, wurde 1772 der Kleezehnte in 
eine feste Geldabgabe, 30 bis 45 Kr. vom Morgen, umge- 
wandelt. 2 ) 

Große Erfolge hatte die Regierungsfürsorge noch nicht 
gehabt, denn wegen der großen Fruchtbarkeit des Landes 
fehlte in den meisten Gegenden der Zwang, zu neuen, er- 
tragreicheren Betriebsarten überzugehen, so daß gerade dort 
noch die alte Dreifelderwirtschaft mit reiner Brache üblich 
war. 3 ) Der Anbau von Futterkräutern, von Handelsgewächsen, 
von Kartoffeln und Rüben war nur in einigen ärmeren Land- 
strichen gebräuchlich, der Anbau von Gemüsen, die Obst- 
zucht waren fast ganz vernachlässigt. 

Die Wiesenkultur dagegen war schon zu großer Voll- 
kommenheit gebracht. Zwar litt sie wie überall an Dünger- 



*) Probearbeit des Kammerassess. Yelin, Eutwurf einer Gemein- 
heitsteilungsordnnng. R. 44 C. Pol. Dep. 46. — ») Realindex, Klee. — 
•) Beschreibung von Cranz. 
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mangel, aber ein gutes Bewässerungssystem erlaubte selbst 
in sandigen Gegenden, die Wiesen dreimal im Jahre zu 
mähen. 1 ) Demgemäß stand die Viehzucht in hoher Blüte; 
die Rindviehzucht war ein Hauptzweig der landwirtschaft- 
lichen Tätigkeit und von der markgräflichen Meierei Tries- 
dorf war für die Verbesserung der Rasse durch Schweizer- 
vieh viel getan worden. Die Schafzucht ging langsam zurück, 
die Aufteilung der Gemeinheiten, die Aufhebung der Früh- 
lingshuten war ihr ungünstig. Noch geringer war die Pferde- 
zucht; als Spann vieh verwendeten die Bauern fast nur Ochsen. 
Pferde hielt sich der Markgraf in seinem Gestüt Triesdorf, 
da die bäuerlichen Fuhren durch Geld abgelöst waren, 
wenigstens für die Reisen des Hofs und der Beamten. 

Hinter dieser blühenden Landwirtschaft stand die In- 
dustrie noch sehr zurück. Von den Städten lebte Ansbach 
nur vom Hof, andere wie Langenzenn und Uffenheim fast 
nur von Ackerbau und Viehzucht. Im Bavreuthischen war 
dies wegen der geringeren Fruchtbarkeit des Bodens nicht 
möglich, hier mußte vielmehr die Bauernbevölkerung sich 
durch gewerbliche Hausarbeit, vor allem durch Baumwoll- 
spinnen, einen Nebenverdienst sichern. Einen Ersatz für die 
Ungunst von Boden und Klima bot hier der Bergbau, der 
hauptsächlich auf Eisen und Grünstein getrieben wurde ; Salz 
fand sich in den Fürstentümern, wie erwähnt, nicht. 

Eine Verarbeitung aller landwirtschaftlichen Produkte 
im Inlande war nicht möglich, weil die Fabriken noch nicht 
entwickelt genug waren. Ein Unternehmer, der sechs Ar- 
beiter beschäftigte oder sechs Stühle im Gang hatte, galt 
schon als bedeutender Fabrikant. 2 ) Auch hinderte die Ver- 
mischung der Territorien jede Abschließung der Fürsten- 
tümer zu einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet, und die 
fremde Konkurrenz war schwer fernzuhalten. Es wurde 
nicht nur Getreide und Vieh, sondern auch Wolle, Flachs 
und Häute ausgeführt, andererseits viel Baumwolle von 



') Gen. Ber. § 139. — s ) Kantonregl. § 18; auch der Fabrik 
inspektor Daniels nennt (Ber. 13. 1. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 171) es 
auffällig, daß die Fabrikanten meist kleine Betriebe und fast gar kein 
Kapital besäßen. 
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außerhalb bezogen und im Lande verarbeitet. Die Tuch- 
industrie war noch dürftig, etwas besser waren die Gerbereien, 
vor allem die Handschuhfabrikation in Erlangen. Wichtige 
metallische Fabriken waren in Fürth und Schwabach. Die 
beiden bedeutendsten Fabrikorte, Erlangen und Schwabach 

— denn Fürth gehörte damals noch nicht zu Ansbach — 
verdankten ihre Blüte in erster Linie den französischen Re- 
fugies, die sich am Ende des 17. Jahrhunderts hier nieder- 
gelassen hatten. 

Die Handwerker in den Städten, noch überall im Zunft- 
verband, klagten lebhaft über die Konkurrenz der auf dem 
platten Lande wohnenden Handwerker, die zum Teil auf 
Grund von Privilegien von der Ritterschaft angesetzt worden 
waren. Da aber beide Klassen gleichmäßig besteuert wurden 

— sofern die Landhandwerker überhaupt dem Markgrafen 
steuerpflichtig waren — lag für die Stadthandwerker kein 
Grund zu Klagen vor, während die Konkurrenz der oft 
geringer besteuerten Mediathandwerker den unmittelbaren 
leicht lästig fiel. Zu mehr als lokaler Bedeutung hatte es 
kein Handwerkszweig gebracht. 

Für den Handel war die Lage der Fürstentümer inso- 
fern ungünstig, als der natürliche Mittelpunkt, die Reichs- 
stadt Nürnberg, nicht zu ihnen gehörte. Großkauf leute 
fehlten daher auch ganz, selbst in Fürth und Schwabach 
arbeiteten die meisten Fabrikanten für Nürnberger Kaufleute. 
Andererseits aber hatten doch die Fürstentümer von den 
durch ihr Gebiet gehenden Handelsstraßen manchen Vorteil. 
Die sehr wichtige Verbindungslinie zwischen Rhein und Main 
auf der einen, und der Donau auf der anderen Seite, die 
Straße Würzburg -Nürnberg -Regensburg berührte das mark- 
gräfliche Gebiet zwar nur wenig, dagegen gingen die Süd- 
nordverbindungen, die Straßen von Süd- und Südwestdeutsch- 
land nach Nürnberg und von da weiter nach Thüringen und 
Sachsen, fast durch ganz Ansbach - Bayreuth. Allerdings 
konnte der Markgraf nur wenig für die Förderung des 
Handels tun, immer mußten seine Bemühungen an dem 
Mangel an Macht, an der fehlenden Geschlossenheit des 
Territoriums, an den Verschiedenheiten von Maß und Ge- 
wicht scheitern ; auch der Versuch, ein Grenzzollsystem durch- 
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zuführen, 1 ) mißglückte, weil eine Grenze fehlte, weil inmitten 
des ansbachischen Gebiets sich fremde Zollstätten befanden. 
Nur zu leicht suchte man einen Ersatz in möglichster Er- 
schwerung des Handels der Nachbarn durch Ausnutzung von 
Gleitsrechten oder Zollschikane, oder indem man die geraden 
Wege verfallen ließ, um die Fuhrleute zu Umwegen durch 
das eigene Territorium zu zwingen. 2 ) Für die Enge des 
Gesichtskreises ist die Äußerung würzburgischer Bevoll- 
mächtigter sehr bezeichnend: Man werde lieber das Main- 
kommerzium vernichten und einem bedauernswerten Schicksal 
überliefern, als es einem dritten Stande überlassen. 3 ) 

n. 

Der allgemeine Charakter der preußischen 
Wirtschaftspolitik. 

Dem großen Ziele, die Markgrafschaften zu einem Stütz- 
punkt der preußischen Macht in Süddeutschland zu machen, 
versuchte Hardenberg auch die Wirtschaftspolitik dienstbar 
zu machen. Eine blühende Volkswirtschaft war sein Wunsch. 
Schon um die nach England gehenden, an den letzten Mark- 
grafen zu zahlenden Gelder zu ersetzen, hielt er eine Hebung 
des Handels, eine Belebung des Geldumlaufs für notwendig. 
^^Aber er war kein einseitiger Merkantilist. Der Staat sollte \ 
nicht zwingend, regelnd, bevormundend auftreten, er sollte \ 
nur fördern, beleben, Hemmnisse entfernen. Hardenberg I 
warf in seinem Abriß von 1732 (§ 30) die Frage auf, was^ 
für ein System in Absicht auf das Fabrikwesen einzuführen 
sei, Freiheits- oder Zwangssystem, und er beantwortete sie 
dahin, daß ein Zwangssystem schon durch die Lage unmög- 
lich, aber überhaupt nie vorteilhaft sei. „Je mehr Freiheit 
wir geben, desto leichter wird sich das Gewerbe von unseren 
mehrenteils weit stärker bedrückten Nachbarn zu uns ziehen." 
Die Staatstätigkeit trat im Lauf der Jahre für Hardenberg 
immer mehr in den Hintergrund vor der freien Tätigkeit 
des Individuums. Von dem Standpunkte Krets^jnanns_ und — 

*) Zollordnuug vom 31. I. 1759 für Ansbach (Realindex): „Alle 
ein- und durch das Land bringende Waren sollen den Hauptzoll nur 
einmal geben." — *) Zöpfl, S. 249. — ») Zöpfl, S. 179. 
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der Kammerinstruktion entfernte er sich bald. Im General- 
bericht von 1797 (§ 191) besprach er wieder die Frage, 
Zwang oder Freiheit, und noch deutlicher als fünf Jahre 
zuvor erklärte er die Freiheit als das einzig richtige System. 
„Wenn überhaupt darüber gestritten werden kann, ob in 
einem Lande der Handelszwang und die Monopolien nütz- 
licher sind oder die Handelsfreiheit 44 , so begann er die Aus- 
einandersetzung, so sei doch in Franken die Entscheidung 
für die Freiheit sehr leicht. Aber er forderte sie allgemein. 
„Die Pflanze wird desto besser gedeihen, desto schöner 
wachsen, je weniger sie zu sorgfaltig schön geschnitten und 
beschnitten wird." Die Aufgabe des Staates beschrankte 
Hardenberg immer entschiedener darauf, befreiend und auf- 
klärend, anregend und unterstützend zu wirken. Die Zurück- 
setzung eines Erwerbszweiges gegenüber dem anderen, wie 
I sie der Merkantilismus auf dem Kontinent zuungunsten der 
[ Landwirtschaft geübt hatte, verwarfen schon die Kammer- 
L Instruktionen, und auch Hardenberg brach vollständig damit. 
Von den neuen volkswirtschaftlichen Theorien des Zeitalters 
berührt, betonte er mehrfach, die Hauptsache sei, das künst- 
liche System des Merkantilismus aufzugeben, zu einem natür- 
lichen zurückzukehren, nur die natürlichen Grundlagen des 
Wohlstandes zu befördern. Die Landwirtschaft tritt als 
gleichberechtigter Faktor neben Manufakturen und Fabriken; 
und wenn auch im Anfang noch einige Beschränkungen in 
der Absatzfreiheit ihrer Produkte zugunsten der Manufakturen 
stattfanden, so brach Hardenberg seit dem Ende der 90er 
^ Jahre, als Adam Smiths Lehren in Deutschland populär 
wurden, ganz mit diesem künstlichen Schutzsystem zu- 
gunsten der vollen Freiheit. Das natürliche, vernünftige, un- 
historische System Adam Smiths entsprach Hardenbergs auf- 
geklärtem Geiste; in allen Lebenslagen Optimist, oft bis 
zum Leichtsinn, teilte er den frohen Glauben an die natür- 
liche Harmonie aller Interessen, an die segensreichen Wir- 
kungen der freien Betätigung aller individuellen Kräfte, wo 
jeder nur das tue, was ihn und andere glücklich mache. 
Aber so sehr er auch im Banne der aufgeklärten, indivi- 
dualistischen Ideen stand, er war doch niemals so staatlos 
wie die Aufklärung, er war nicht Individualist in dem Sinne, 
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daß er den Staat übersehen hätte. Gedanken, wie sie Wil- 
helm v. Humboldt in seinen „Ideen zu einem Versuch die 
Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu bestimmen" ver- 
trat, lagen ihm fern. Ihm erschien die Volkswirtschaft nie- 
mals als die bloße Summe von Einzelwirtschaften, sondern 
als ein einheitliches Ganze; und weil er in der Wohlfahrt 
und Macht des Staates das Ziel auch der Wirtschaftspolitik 
sah, so verzichtete er auch nicht darauf, mit staatlichen 
Mitteln in den Gang des wirtschaftlichen Lebens einzugreifen.. 
Aber in der Art dieses Eingreifens beruht der große Unter- 
schied gegen die merkantilistische Epoche. An Stelle der^ 
Zwangsmittel tritt die Freiheit. Nicht mehr mit Privilegien, 
Monopolen und Verboten, nicht mit Reglements über die 
Betriebstechnik u. s.w., hilft der Staat, sondern durch Ent- 
fernung von Hindernissen, Aufhebung von nachteiligen Ein- 
richtungen, auch durch Vorschüsse und Geschenke, durch 
Verbreitung der Bildung, namentlich der technischen. Es 
war eine der ersten Änderungen an den alten Etats, daß 
Hardenberg einen Posten einsetzte „für dem Lande nützliche 
Einrichtungen", dessen Höhe im ersten Jahre 10 000 fl. be- 
trug, 1 ) in den späteren wegen der Vereinigung mit dem 
Titel ad Extraordinaria nicht genau festzustellen ist. In den 
23 Monaten vom 1. Juni 1803 bis zum 30. April 1805 wurden 
in Ansbach daraus gezahlt: 13164 fl. an Geschenken, meist 
Prämien, Zinserlässen, kleinen Unterstützungen zur Anschaffung 
von neuen Werkzeugen und Maschinen, außerdem noch 7297 fl. 
an Vorschüssen. 2 ) 



Auch für die Wirtschaftspolitik Hardenbergs ist die 
Geschlossenheit des Staates die Grundlage, und dieses ge- 
schlossene Gebiet soll zugleich ein einheitlicher Markt sein. 
Die Geschlossenheit des Staates war seit den Revindikationen 
erreicht, aber für eine Wirtschaftspolitik großen Stiles fehlte 
noch der natürliche Mittelpunkt des Wirtschaftsgebiets, die 
Reichsstadt Nürnberg. Sie war der Knotenpunkt aller großen 
Straßen, hier liefen alle Postkurse zusammen, hier waren, 
wenn auch in langsamem Niedergang begriffen, die großen 



j ; Etat 1793/94, Immed. Ber. 14. III. 1793. R. 44 C. Fin. Dep. 180. 
l ) Zusamenmstellung R. 44 C. Fin. Dep. 793. 
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Handelshäuser. Daß sein Plan, die Stadt für Preußen zu 
erwerben, an der Unentschlossenheit und Bedenklichkeit des 
Kabinettsministeriums im Jahre 1796 scheiterte, verschmerzte 
Hardenberg lange Zeit nicht; noch vier Jahre später sprach 
er mit Bedauern von der Zurückweisung des Unterwerfungs- 
antrages. Verzichten wollte er nicht auf seinen Plan, er 
widmete im Generalbericht einen ganzen Paragraphen (190) 
der Schilderung der „großen Vorteile, die aus der Erwerbung 
von Nürnberg entstehen würden", auch in dem Verwaltungs- 
bericht über das Etatsjahr 1799/1 800 *) erklärte er, es sei 
ewig zu bedauern, daß die im Jahr 1796 erfolgte, den Reichs- 
gesetzen gar nicht zuwiderlaufende Unterwerfung von Nürn- 
berg aus Gründen der Politik, die nach seiner innigsten 
Uberzeugung irrig gewesen seien, nicht angenommen worden 
sei, und betonte, für den allgemeinen Frieden sei, schon um 
einer Machterweiterung Österreichs das Gleichgewicht zu 
halten, wenigstens die Akquisition von Nürnberg zu wünschen. 

\^ Der Markteinheit im Innern sollte der Abschluß des 
Landes nach Außen durch ein Grenzzollsystem entsprechen, 
wie es Frankreich seit 1791 besaß. Daher gab Hardenberg 
den Kammern den Befehl, bei ihren Entwürfen für die ge- 
plante Zollreform Ansbach -Bayreuth als ein einheitliches 
Ganze anzusehen. 2 ) Als seine Absichten bezeichnete er 
den Deputierten der vogtländischen Ritterschaft: 3 ) Gleichheit 
der Zollsätze, Aufhebung der Binnenzölle, Beseitigung der 
Nachschüsse, Grenzzollsystem. Vor dem Reichsfrieden und 
der endgültigen Festsetzung der Territorialgrenzen sollte aber 
nichts erfolgen, und daher unterblieb die Reform. Das alte 
System mit den über das ganze Land verteilten Zollstätten 
und seinen fast ausschließlich nach fiskalischen Gesichts- 
punkten aufgestellten, allenthalben verschiedenen Tarifen 
erhielt sich die ganze preußische Zeit hindurch, es lieferte 
im Jahr über 200000 fl. Reinertrag. 



*) 30. VI. 1800. R. 89, 126 A. - *) Rescr. 19. V. 1799. R. 44 C. Fin. 
Dep. 152. — ') Protokolle der Verhandlungen Oktober 1799. R. 44 B. 58. 
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III. 

Die Landwirtschaft. 

Bei der Beurteilung der Wirtschaftspolitik Hardenbergs 
in Ansbach -Bayreuth darf man nie außer acht lassen, daß 
die allgemeinen Verhältnisse durchaus unnormal waren. Zehn 
Jahre lang, von 1792 bis 1801, dauerten die Kriege auf 
dem Kontinent fast ohne Unterbrechung, zweimal, 1796 und 
1799/1800, war Franken Kriegsschauplatz, in den übrigen 
Jahren fanden häufig Truppendurchmärsche statt. Handels- 
stockungen, wirtschaftliche Krisen in ganz Europa erschwerten 
den Aufschwung der Volkswirtschaft. Allerdings der Haupt- 
erwerbszweig der Fürstentümer, die Landwirtschaft, hatte 
unter dem Schutze der preußischen Neutralität von der 
Nähe großer Armeen, von der Anwesenheit vieler Fremden 
Vorteile. Die Preise ihrer wichtigsten Erzeugnisse, des 
Brot- und Futtergetreides und des Viehs, stiegen ganz enorm. 
Die Simmer Weizen kostete in Bayreuth 1792 25 fl. rhein. r 
stieg 1795 auf 50 fl., hielt sich bis 1801 zwischen 40 und 50 fl., 
stieg infolge einer schlechten Ernte 1802 auf 57 fl., 1803 
sogar auf 63 fl., sank 1804 vorübergehend, um 1805 nach 
dem Ausbruch des Krieges auf 78 fl. zu steigen, das Dreifache 
des Preises von 1792. Auch in Ansbach, wo die Simmer 
Weizen 1786 14*2 0. gekostet hatte, 1 ) stieg der Preis bis 
auf 34 fl. im Jahre 1799. Roggen stieg von 1792 bis 1796 
von 1 1 auf 22 fl., fiel langsam wieder, kurze Zeit sogar auf 
9 l /2 fl., 1802 schnellten die Preise wieder rasch in die Höhe 
bis zu 28 fl., sanken 1804 auf 19 fl. und hoben sich 1805 
wieder auf 28 fl. Hafer stieg von 8 auf über 32 fl. ; mit dem 
Anwachsen der Gerstenpreise von 17 auf 40 fl. stieg auch 
der Preis des Biers auf mehr als das Doppelte, das Maß 
Bier, das 1792 für 2 Kr. zu haben war, kostete 1802 4^2 Kr.; 
Die Fleischpreise gingen von 6 3 /i Kr. auf 1 1 Kr. in die Höhe 
(für ein Pfund Rindfleisch). 2 ) 

*) Fischer, Statist.- topogr. Beschr., Beilage zu I. 303. Bei dem 
Vergleich der Preise in Ansbach und Bayreuth ist in Betracht zu ziehen, 
daß die ansb. Simmer nur 5 /a der bayr. enthält. — 2 ) Angaben z. T. 
amtlich, z. T. aus Lang und Weltlich. Die Preissteigerung ist nicht 
auf Franken beschränkt, sondern wurde in ganz Deutschland empfunden» 
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Im Jahre 1779 hatte Hardenberg die Belebung* von 
Nahrung und Gewerbe durch Eigentum und persönliche 
Freiheit gefordert. l ) Es war das Programm seiner ganzen 
Wirtschaftspolitik. Mehr als 20 Jahre später sagte er: 2 ) 
„Die Mittel, den Ackerbau zu heben, beschränken sich vor- 
nehmlich darauf, die Hindernisse zu entfernen, sowohl die 
Beschränkungen der Freiheit der Personen und des Besitzes 
wie der Produkte." Als die dringendsten Aufgaben be- 
zeichnete er die Aufhebung der Leibeigenschaft, Eigentums- 
verleihung, Umwandlung der persönlichen Dienste und Fron- 
den in stehende Abgaben, von den seltenen Fällen abgesehen, 
wo dies nicht nützlich wäre, Abschaffung der Yorspannlast 
im Frieden. Die wichtigsten dieser Güter, persönliche Frei- 
heit und Eigentum, besaß der fränkische Bauer schon fast 
vollständig, und die Beschränkungen wurden nicht als lästig 
empfunden. Eine Veränderung wurde daher nicht vor- 
genommen; das Obereigentum der Grundherrn blieb bestehen, 
nur auf den Domänengütern trat an Stelle des Lehnsverhält- 
nisses mit dem einmaligen aber hohen Handlohn das Erb- 
zinsverhältnis, 3 ) wo sich die Untertanen dazu bereit erklärten. 
Persönliche Unfreiheit bestand kaum noch, daher hatte die 
Kabinettsordre vom 25. Juli 1798,*) in der Friedrich Wil- 
helm IH. dem Generaldirektorium und dem Großkanzler die 
Aufhebung der Erbuntertänigkeit befahl, für Franken keine 
praktischen Folgen. Hier konnte es sich nur darum handeln, 
etwa beabsichtigte Freiheitsverminderungen zu verhindern. 
Darum verhielt sich Hardenberg gegen die Anregungen, dem 
Gesindemangel in Franken durch Einführung eines Dienst- 
zwanges abzuhelfen, ganz ablehnend. 5 ) Er wandte gegen 
diese Absicht ein, daß die hohen Forderungen des Gesindes 
am besten durch Freiheit im Kontrahierem herabzustimmen 
seien, gutes Betragen sich durch gute Behandlung erreichen, 
nicht gewaltsam erzwingen lasse; eine gesetzliche Beschrän- 



Z. B. in Hannover, Weizen 1792 32 gr., 1802 66 gr. Thimme, Kgr. 
Westfalen I, 412. — x ) Klose, S. 23. — *) Gutachten über den Ge- 
treidehandel, 29. III. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 84 a. — ») Verwalt. Ber. 
30. VI. 1800, §20. — 4 ) Gedruckt bei Stadelmann, Preußens Könige 
und die Landeskultur IV, 212. — 6 ) Rescr. 29. I. 1802. R. 44 C. Pol. 
Dep. 288. 
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kung des Lohns oder des Tagelöhnerns dürfe nicht stattfinden, 
ebensowenig ein Dienstzwang für alle Bauernkinder, die kein 
Handwerk erlernten, da er „die natürliche Freiheit zu sehr 
beschränke". 

Yiel schwerer war es, positive Leistungen zu erzielen. 
Kretschmann hatte versucht, den Kreisdirektoren die Auf- 
hebung der Frondienste, „wo es sich nur immer tun läßt", 
zur Pflicht zu machen, 1 ) aber diese Fassung gab doch so 
sehr zu Bedenken Anlaß, daß die Kreisdirektorialinstruktion 
(§ 46) den Kreisdirektoren nur die Aufgabe zuwies , die 
Kammerfronden zu untersuchen und Bedrückungen zu ver- 
hindern. Es unterblieb also jeder Eingriff in das Dienst- 
verhältnis zwischen den privaten Grundherren und ihren 
Hintersassen. Aber auch der Versuch, die Dienste, welche 
die unmittelbaren Untertanen dem König als ihrem Grund- 
herrn zu leisten hatten, aufzuheben, scheiterte, weil die 
Bauern selbst sich widersetzten. Ihre Dienste waren nur 
gering, bei der herrschaftlichen Meierei Triesdorf waren die 
Bauern nur zu 18 Arbeitstagen im Jahr, manche sogar nur 
zu 2 Tagen verpflichtet; für die Aufbebung einer so wenig 
drückenden Last wollten sie keine Geldabgabe zahlen. 2 ) 
Bei den dem Staat zu leistenden Naturaldiensten , den 
Chausseebaufronden und den Militärfuhren, wurde auch nichts 
geändert. Hardenberg begnügte sich, durch die Ausdehnung 
der Fronverpflichtung auf alle mittelbaren Untertanen die 
Lasten der Unmittelbaren zu verringern. 

An der Zähigkeit, mit der die Bauern an der her- 
gebrachten Wirtschaftsweise festhielten, fand Hardenberg 
manches Hindernis für seine Pläne, die Kultur der Acker 
zu verbessern. Es fehlte der Hauptstachel für die Ein- 
führung neuer Betriebsarten, die Not. Der fruchtbare Boden 
gab auch bei wenig intensiver Wirtschaft noch genug her, 
damit der Bauer leben konnte und reich wurde ; auch waren 
die Preise hoch und das Einkommen stieg ohne Änderungen. 
Aber andererseits veranlaßten gerade die hohen Preise, die 
Aussicht, jede Mehrarbeit reichlich bezahlt zu erhalten, 
manche Bauern, die neuen Methoden zu erproben. Harden- 



*) § 52 des Entwurfs der Kreisdir. Instr. — *) R. 44 C. Fin. Dep. 34. 
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bergs Standpunkt dabei war, durch Aufklärung und Beispiel 
zu wirken. Er sagte im Generalbericht (§ 132), daß Ver- 
besserungen nicht das Werk des Zwanges und der Gesetze, 
sondern vielmehr des Beispiels und der Ermunterung sein 
müßten. Die Aufgabe der Gesetzgebung beschränkte sich 
für ihn darauf, die Beseitigung von schädlichen, die Ver- 
besserung der Kultur hemmenden Einrichtungen zu befördern. 
Er rechnete dazu vor allem Hütungsgerechtigkeiten und Ge- 
meinheiten. Die Abschaffung der Frühlingsbehütung der 
"Wiesen wurde weiter fortgeführt und in einzelnen Gegenden 
tatsächlich ganz erreicht, in andern gelang es wenigstens, die 
Frühlingshut zu beschränken. 1 ) Um die Gemeinheitsteilungen 
zu befördern, übernahmen für einige Zeit die königlichen 
Kassen die Kosten des Verfahrens. 2 ) Ein allgemeines Ge- 
setz über die Gemeinheitsteilung erging nicht, doch wurde 
das Verfahren geregelt. Nach preußischem Muster mußten 
seit 1796 Justizkommissare zur Aufteilung herangezogen 
werden, bei Rechtsstreitigkeiten war bis zu der neuen Ressort- 
verteilung die Kammerjustizdeputation zuständig; die Auf- 
teilung von Gemeindewäldern wurde verboten. 3 ) Zur Er- 
munterung der Teilung wurde 1805 allen teilenden Gemeinden 
die Befreiung vom Novalzehnten auf 12 Jahre gewährt.*) Die 
Ergebnisse waren günstig; in zehn Jahren wurden in Bay- 
reuth 1283, in Ansbach 3457 Tagwerk aufgeteilt, dagegen 
blieben als Gemeinheiten noch bestehen in Bayreuth 8406, 
in Ansbach 23084 Tagwerk und zwar vor allem in den 
fruchtbarsten Gegenden. 

Mit der Aufteilung wurde zugleich die Beförderung des 
Anbaus von Futterkräutern verbunden. Aber die hohen 
Getreidepreise verlockten doch viele, auf dem aufgeteilten 
Gebiet Getreide zu bauen, 5 ) erst die schlechte Ernte von 
1802 reduzierte den Körnerbau etwas. In den weniger 
guten Gegenden, wo der Boden nicht so reiche Erträge her- 



l ) Immed. Ber. Hard. 11. IX. 1800. R. 89, 126 J. — *) Rescr. an 
die Kammern 4. VIII. 1794, aufgehoben 17. IX. 1795. R. 44 C. Pol. 
Dep. 45. — s ) Rescr. an die Kammern 7. II. 1796 ebenda, Ber. der ansb. 
Kammer 29. XII. 1796. R. 44 C. Best. Dep. 240. — *) Ber. des Oekon. 
Kommissars Cranz 19. IV. 1805. R. 44 C. Pol. Dep. 49 g. — 6 ) Immed. 
Ber. Hard. 18. V. 1801. R. 89, 126 A. 
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gab, nahm der Anbau von Futtergewächsen, von Kartoffeln 
und Hüben dagegen dauernd zu, unterstützt durch Verteilung 
von Samen und durch Geschenke aus Staatsmitteln, 1 ) während 
in Ansbach sich die alte Dreifelderwirtschaft, zum Teil mit 
reiner Brache, noch über die preußische Zeit hinaus erhielt. 2 ) 
Seit 1801 war der Ökonomiekommissar Cranz unermüdlich 
tätig, Verbesserungen einzurichten. Er unternahm im Sommer 
1801 mit staatlicher Unterstützung eine Studienreise, die ihn 
durch ganz Süddeutschland bis nach Niedersachsen führte; 
er sollte dabei, schrieb ihm Hardenberg, 3 ) auf bessere Acker- 
kultur in größeren Wirtschaften sehen. Denn das nieder- 
sächsische Bauerngut schien Hardenberg die geeignete Be- 
triebsgröße zu haben; die ostelbischen Bauern, meinte er, 4 ) 
hätten zu viel Land, die fränkischen leicht zu wenig; 5 ) er 
fand es nötig, die Verteilung großer Güter in kleine eher 
zu hemmen als zu fordern, und deshalb wurde den Kammern 
verboten, bei Gütern unter 30 Morgen die Erlaubnis zur 
Parzellierung zu geben, 6 ) nachdem schon die Instruktion 
vom 24. Juni 1796 für die Aufteilung von Gütern die Prästa- 
tionsfähigkeit der Teile als Norm festgesetzt hatte. 

Cranz ließ sich neben der Verteilung neuer Ackergeräte 
in erster Linie die Verbreitung des Anbaus neuer Gewächse 
angelegen sein. Er machte selbst Versuche, Reis in der 
Gegend von Crailsheim anzupflanzen, verteilte Samen von 
Klee und Esparsette, baute Mohn an, um das für Öl bisher 
außerhalb des Landes gehende Geld im Lande zu halten. 7 ) 
Nicht mit allem hatte er Erfolg; der Flachsbau wurde trotz 
aller Ermunterungen nicht beliebter, überhaupt fehlte es an 
Handelsgewächsen. Auch der Tabakbau, der in den Jahren 
1797 bis 1800 sich sehr gehoben hatte, — mit Tabak waren 



*) Kab. Ord. an Hard. 20. VI. 1805 bewilligt 1000 Tlr. für den 
Kammerdir. Tornesi zur Einrichtung eines Grundstücks zum Anbau 
von Futterkräutern. — *) Büttner, Franconia (1813) betont S. 130, daß 
die Bodenkultur in Ansbach hinter der würzburgischen zurückstehe. 
— *) Cranz an Hard. 20. V. 1801, Antwort Hard. 22. VI. R. 44 C. Pol. 
Dep. 49 b. — 4 ) Marginal auf einem Bericht Schroetters an den König, 
den Schrötter in Abschrift Hard. mitgeteilt hatte. R. 44 C. Pol. Dep. 84 a. 
») Verwalt. Ber. 80. VI. 1800 § 21. — •) Rescr. 13. IV. 1803. R.44 C. Pol. 
Dep. 62. — 7 ) Pol. Dep. 195. 

Härtung, Hardenberg. 15 
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bebaut 1797 1869 Morgen, 1800 2534 Morgen — - nahm 
wieder ab, als der Konsum mit der Entfernung der öster- 
reichischen und französischen Armeen zurückging. 1 ) Auch 
die Obstbaumzucht nahm nicht den Aufschwung, den Cranz 
erhofft hatte, aber wenigstens in den letzten Jahren ver- 
besserte sie sich; in den ehemaligen fürstlichen Gärten in 
Weidenbach und in der Eremitage bei Bayreuth, wo Harden- 
berg von 1792 bis 1798 häufig residiert hatte, wurden Obst- 
plantagen eingerichtet, aus denen oft junge Stämme zur 
Anpflanzung an Straßen u. s. w. abgegeben wurden. 2 ) Cranz 
selbst wandelte seinen Garten in Crailsheim in eine Obst- 
baumschule um, und hoch im Fichtelgebirge, in Selb, folgte 
ein Pfarrer seinem Beispiele. s ) 

Der Staat verhielt sich, wie erwähnt, nur fördernd, an- 
regend, belohnend, nirgends zwingend. Aber diese Wirksam- 
keit war erschwert durch den Mangel an großen Domänen, 
auf denen der Staat praktische Versuche mit neuen Ge- 
wächsen, Geräten u. s. w. hätte anstellen können. Darüber 
hatte Hardenberg schon im General bericht (§ 132) geklagt, 
er hatte bei den Plänen, Triesdorf zu verpachten, darauf 
hingewiesen, es sei vielleicht möglich, hier einen Muster- 
betrieb einzurichten; auch die Kammern betonten die 
Schwierigkeit, nur theoretisch für Verbesserungen wirken, 
sie nicht praktisch anwenden zu können. 4 ) Es war schwer, 
die Bauern durch Worte von der Nützlichkeit einer Ver- 
änderung zu überzeugen; ein einziger, infolge unrichtiger 
Anwendung fehlgeschlagener Versuch machte jeden Bauer 
mißtrauisch gegen die vom grünen Tisch aus empfohlenen 
Neuerungen. Daher schlug Cranz vor, eine staatliche Ver- 
suchsanstalt anzulegen, und Altenstein nahm den Gedanken 
auf; es sollte zugleich eine Musterwirtschaft und eine Ver- 
suchsanstalt werden. Der Plan wurde Thaer mitgeteilt. 
Dieser erweiterte ihn ins Große und riet an, Waldboden von 
überall gleicher Qualität zu nehmen, damit man den Unter- 



*) R. 44 C. Pol. Dep. 105; 1802 waren nur noch 1955 Morgen mit 
Tabak bepflanzt. — «) R. 44 C. Pol. Dep. 38. — ») Ber. Cranz' 31. VIII. 
1800. R. 44 C. Pol. Dep. 49 b. — «) Ber. der Bayr. Kammer 29. 1. 1797 
ad IX. R. 44 C. Best. Dep. 241. 
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schied von einer den Boden bereichernden und auspowernden 
Wirtschaft sehen könne, auch sollten Yergleiche zwischen 
Wechsel- und guter Dreifelderwirtschaft auf einem Areal 
von je 150 Morgen angestellt werden; wenn das Terrain 
reiche, könne auch eine Koppelwirtschaft damit verbunden 
werden. Ganz ins Große wollte Hardenberg den Plan nicht 
ausdehnen, er wollte die Rücksicht auf die Gewohnheiten in 
Franken, auf die Kleinheit der Felder nicht außer acht 
lassen. Außerdem sollte die Anstalt dem neu erwachten 
wissenschaftlichen Interesse an der Landwirtschaft dienstbar 
gemacht werden. Nicht nur Landwirte sollten theoretisch- 
praktischen Unterricht erhalten, sondern das Institut sollte 
so nahe an Erlangen gelegt werden, daß auch die jungen 
Kameralisten die Theorie und Praxis der Landwirtschaft 
studieren könnten. 1 ) Von diesen Gesichtspunkten ging der 
Bericht aus, den Hardenberg am 23. Juni 1805 dem König 
bei dessen Aufenthalt in Franken erstattete. Das Gut sollte 
zwei Hauptabteilungen erhalten, eine für nachhaltige Drei- 
felderwirtschaft, die andere für die „sehr empfehlenswerte 
und bei der Kleinheit der Felder sehr intensiv betreibbare 
Wechsel Wirtschaft mit sechs Feldern". Für Versuche mit 
neuen Gewächsen sollte ein besonderes Stück Land, etwa 
100 Morgen, benutzt werden. Die ganze Anstalt sollte eine 
Größe von etwa 430 Morgen erhalten. Die auf rund 60000 fl. 
berechneten Kosten wollte Hardenberg aus dem Erlös der 
geplanten Vererbpachtung der durch die Säkularisation er- 
worbenen Domänen decken. Der König verwarf das Projekt, 
vor allem erregte die geplante Doppelwirtschaft sein Miß- 
fallen. Als Staatskanzler kam Hardenberg auf den Plan 
wieder zurück, das Landeskulturedikt stellte (§ 40) für jede 
Provinz die Einrichtung von Musterwirtschaften in Aussicht. 

Die Viehzucht in Ansbach -Bayreuth hatte zuerst durch 
den lebhaften Ausfuhrhandel für die kriegführenden Armeen 
Vorteile gehabt. Schwer traf sie aber die Viehseuche, die 
durch die fremden Heere bei den Durchmärschen 1796 ein- 



J ) Altensteins Reiseber. 1804, Thaer an Hard. 26. III. 1805. R. 44 
C. Pol. Dep. 40. Immed. Ber. Hard. 23. VI. R. 89, 126 A. Die Kab. Ord. 
vom 1. VII. 1805 auch bei Stadelmann IV, 317. 

15* 
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geschleppt wurde; bis zum Jahre 1801 fielen ihr in Bayreuth 
9000, in Ansbach 16000 Stück Rindvieh zum Opfer, erst 
1801 erlosch sie. 1 ) Um den Schaden wieder gutzumachen, 
führte Hardenberg nach dem Erlöschen der Seuche seinen 
schon im Generalbericht geäußerten Plan, wiederum schweizer- 
risches Samenvieh kommen zu lassen, aus; dagegen hatte 
man während der Seuche bei dem vollständigen Mangel an 
Tierärzten ihr fast machtlos gegenüber gestanden. Trotz der 
schlimmen Erfahrungen aber wurde weder für die Tierarznei 
etwas getan, noch gelang es, das Landvolk zur Errichtung 
einer Viehversicherungsanstalt zu veranlassen. Im großen 
und ganzen überwand die Viehzucht den Schlag bald. Zu 
ihrer Hebung trugen auch die Verbesserungen der Wiesen- 
kultur bei, ferner die Vermehrung des Anbaus von Futter- 
gewächsen. Dazu kam auch 1800 die Korrektion der Alt- 
mühl, für die aus der Hauptdomänenkasse in Ansbach und 
den Meliorationsgeldern je 3000 fl. bewilligt wurden. 2 ) Ein 
fruchtbarer, sehr wiesenreicher Strich Landes wurde dadurch 
vor fast alljährlichen Überschwemmungen bewahrt. Gegen- 
über der Kindviehzucht traten die übrigen Zweige, Schaf-, 
Schweine- und Pferdezucht zurück. Für die Schafe war die 
Abnahme der Gemeinheiten nachteilig, und es half auch 
nicht, daß zur Verbesserung der Kasse das spanische 
Schäfereiinstitut aufgelöst und die noch vorhandenen Schafe, 
244 Mutterschafe und 80 Böcke, an Private verkauft wurden. 3 ) 
Auch die Pferdezucht hob sich nicht in dem Maße, wie 
Hardenberg 1797 erwartet hatte, 4 ) die Höhe der Haferpreise 
hemmte empfindlich. Die Differenzen in der Zahlenangabe, 
1797 12000, 1800 20000, beruhen wohl eher auf verbesserter 
Statistik als auf einer wirklichen Vermehrung. 

Von weit größerer Bedeutung als heute im Zeitalter 
der Steinkohlen war damals das Forstwesen. Es war in 
markgräflicher Zeit nicht dieser Bedeutung entsprechend 
gepflegt worden. Der Hauptgesichtspunkt der Forstverwaltung 
war in Ansbach-Bayreuth wie in fast allen kleinen Territorien, 



») Verwallungsber. Hard. 30. VI. 1800, 18. V. 1801. — ') R. 44 C. 
Pol. Dep. 41. — «) Rescr. 18. VI. 1798. R. 44 C. Pol. Dep. 49 d. — «) Gen. 
Ber. § 142. 
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wo die persönlichen Liebhabereien des Fürsten nicht durch 
ein staatliches Interesse in Schranken gehalten wurden, die 
Jagd gewesen. Um das Jagdvergnügen Serenissimi nicht zu 
stören, war den Bauern nicht nur verboten, das Wild anders 
als durch Rufen und Lärmen zu vertreiben, 1 ) sie durften 
sogar ihre Äcker nur mit Erlaubnis des Jagdpersonals um- 
zäunen. Um ihre Feldfrüchte einigermaßen zu schützen, 
mußten die Ansbacher Bauern Wildhüter anstellen, für die 
sie jährlich etwa 60000 fl. aufzubringen hatten. Selbstver- 
ständlich litten auch die Forsten unter dem übermäßigen 
Wildstand. Außerdem fehlte jede geregelte Forstwirtschaft, 
jede Kontrolle beim Holzverkauf, jeder Haushaltsplan. An 
manchen Orten waren zu wenig Holzabfuhrwege, an anderen 
waren sie übermäßig zahlreich, Hütungsrechte störten die 
Forstkultur. Wenn es trotzdem in Franken noch schöne 
Wälder, und zwar überwiegend Nadelholzwälder, gab, so 
war dies eher ein Geschenk der Natur als ein Verdienst 
des Personals. Denn dieses war fast ganz untauglich. An 
der Spitze stand in beiden Fürstentümern der Oberstjäger- 
meister Freiherr Schilling v. Cannstadt, ein eifriger, sehr um- 
ständlicher Mann, der aber seit Jahren vollständig blind war 
und nur den Bureaudienst versehen konnte ; Anwartschaft auf 
seinen Posten besaß der Freiherr Johannes vom Stein, ein 
Bruder des preußischen Ministers, Dienst tat er vorläufig 
nicht. Die eigentliche Forstverwaltung war neun Oberforst- 
meistern anvertraut, die ähnlich wie die Oberamtleute nur 
eine Bedingung zu erfüllen hatten, um für diese Stellen 
tauglich zu sein, adlige Geburt; Kenntnisse hatten sie nicht 
nötig. Sie traten als Jagdjunker in den Dienst ein, erhielten 
eine Anwartschaft auf eine Oberforstmeisterei und dienten, 
bis ihr Posten frei wurde, als Offiziere bei den markgräf- 
lichen Truppen. Unter ihnen stand eine Anzahl von Be- 
amten, Ober- und Unterforstern, Wildmeistern und Grenz- 
schützen. Sie war nicht groß, besonders fehlte es an 
Unterpersonal; ein Teil der Beamten war für den Dienst im 
Freien zu alt und zu kränklich. Für KriegBzeiten war das 



*) Heß, Durchflüge durch Deutschland Bd. IV. und Journal von 
und fttr Franken I, 230. 
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Forstpersonal als Feldjägerkorps organisiert, das Jäger- 
bataillon, das 1792 mit der Brigade Reitzenstein in Holland 
stand, hatte mit den Forstbeamten nichts zu tun. 1 ) Das 
ganze Forstpersonal war von den übrigen Verwaltungs- 
behörden fast unabhängig, es hatte eine besondere Gerichts- 
barkeit, kurz es bildete „s tat um in statu u . 2 ) 

Das dringendste Bedürfnis war eine Beseitigung der 
Wildplage, mit der Franz Ludwig von Erthal schon in den 
achtziger Jahren in Bamberg vorausgegangen war. In 
Ansbach -Bayreuth vertrat diesen Gedanken mit besonderer 
Wärme der Kreisgesandte Graf Soden. Gleich nach dem 
Regierungsantritt wurde damit begonnen, das Hochwild 
überall da abzuschießen, wo die Mehrheit der Wildbanns- 
eingesessenen es beantragte, die Minorität dieser „natürlichen 
Sozietat" mußte sich fügen. Zum Ersatz für die wegfallenden 
Jagdeinkünfte mußten die Eingesessenen eine je nach der 
Höhe des früheren Wildschadens bemessene, durchschnittlich 
zwei Kreuzer vom Morgen betragende 3 ) Abgabe bezahlen, 
die sogenannten Wildpretabtragsgelder. Die Vorteile der 
Wildausrottung waren so einleuchtend, daß sie überall, wo 
nicht die Nähe fremder, wildreicher Forsten überhaupt einen 
Erfolg ausschloß, stattfand. Aber die Zahlung der Abtrags- 
gelder stieß auf Schwierigkeiten, die durch die in Franken 
unvermeidlichen Irrungen über Hoheitsrechte, in diesem Fall 
über den Wildbann, noch vermehrt wurden. Die ausherrischen 
Untertanen weigerten sich fast ohne Ausnahme, die Abtrags- 
gelder zu entrichten. Erst die Durchsetzung der vollen 
Staatshoheit machte diesen Schwierigkeiten ein Ende. Die 
Höhe der Abtragsgelder war 1797 25578 fl., 1800 28187 fl. 
Mit den Einkünften der niederen Jagd war die Gesamtein- 
nahme 1800 36587 fl., gegenüber der früheren Jagdeinnahme 
von 20210 fl. ein Überschuß von 16377 fl. Dazu kam noch 



M Ber. des Oberstjägermeisteramts 13. II. 1792. R. 44 C. Mil. 24. — 
a ) Abriß §§ 12, 15, 51; Gen. Ber. §§ 159 flf. ; Promemoria Georg Harden- 
bergs 29. XII. 1796. R. 44 C. Best Dep. 1119; Gen. Ber. der Haupt- 
forstkommiss. 6. X. 1796. R. 44 C. Pol. Dep. 33 a. — ») Immed. Ber. 
Hard. 18. XI. und 24. XII. 1792. R. 96, 254 A; Bundschuh, Lexikon für 
Franken I, 118. 
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der Gewinn von 94853 fl., den die Staatskassen durch die 
Abschießung des Wildes gemacht hatten. 1 ) 

Die zweite Aufgabe der preußischen Verwaltung war 
eine gründliche Reform des Forstwesens, Verbesserung des 
Personals, der Organisation, der Bewirtschaftung. An ihre 
Lösung ging Hardenberg zuerst in Bayreuth heran, weil 
hier die Waldungen viel ausgedehnter und wegen der leb- 
hafteren Industrie und besonders des Bergbaus weit wichtiger 
waren. Durch Rescript vom 4. September 1792 2 ) ordnete 
Hardenberg die Bildung einer Spezialkommission für die 
Untersuchung der bayreuthischen Forsten an ; daß er dabei 
ganz eigenmächtig vorging, war einer der Beschwerdepunkte 
des Kabinettsministeriums im Juni 1793. Zu Mitgliedern 
der Kommission wurden der Oberforstmeister v. Waidenfels, 
der Forstmeister Kadner. der Oberberg- und Hof kammerrat 
Tornesi und der bisher in Breslau angestellte Oberbergrat 
Georg v. Hardenberg, der Bruder des Ministers, ernannt. 
Sie sollten eine geregelte Forstwirtschaft einrichten und dabei 
auf die Bedürfnisse der Industrie, des Militärs und der Zivil- 
bevölkerung, auf die Hütungsgerechtigkeiten und schließlich 
auf das Interesse der Kassen gleichmäßig bedacht sein. 
Nachdem sie ihre Aufgabe in den Jahren bis 1796 erfüllt 
hatten, wurde nach ihren Vorschlägen eine neue Organi- 
sation getroffen. Die Forstverwaltung wurde in die Staats- 
verwaltung eingegliedert, indem sie einem besonderen Forst- 
departement der Kammer unterstellt wurde. Die Forst- 
gerichtsbarkeit war schon 1795 aufgehoben worden. Die 
Verbindung der Forst- und allgemeinen Staatsverwaltung 
wurde noch enger durch die Ernennung des inzwischen zum 
Kammerdirektor betorderten Georg Hardenberg zum Ober- 
forstmeister. Die technische Leitung des Forstwesens hatten 
zwei Oberforstmeister, unter ihnen standen sechs Forstmeister 
und 24 Forstverwalter; das Rechnungswesen wurde den 
Kameralämtern übertragen. Das Unterpersonal wurde wie 
in Preußen mit den Jägerbataillonen eng verbunden, das 
Provinzialjägerkorps aufgehoben, alle Förstersöhne zum Dienst 



J ) Gen. Ber. § 172; Verwalt. Ber. 30. VI. 1800 § 35; Rescr. 29. VI. 
1796. R. 44 C. Fin. Dep. 80. — ») B. 44 C. Pol. Dep. 33 a. 



Digitized by Google 



— 232 — 



im Jägerbataillon verpflichtet; 1 ) die Försterstellen sollten 
fortan nur noch an gediente Jäger übertragen werden. Das 
Personal wurde verbessert, alte untaugliche Beamte, dar- 
unter auch der blinde Schilling, pensioniert; der Freiherr 
vom Stein rückte in das Gehalt des Oberstjägermeisters, nicht 
aber in seine Funktionen ein, weil er „trotz glänzenden 
Verstandes in kein Dienstverhältnis wegen Unverträglichkeit 
paßte"; 2 ) er starb 1799. Neu anzustellende Forstbeamte 
mußten sich seit 1794 einer Prüfung unterziehen, 3 ) auch für 
die Unterbeamten war Kenntnis des Schreibens, Rechnens 
und der Anfangsgründe des Forstwesens seither erforderlich. 
Es wurde eine feste Avancementsordnung geschaffen, für die 
Ausbildung der angehenden Förster durch Anstellung eines 
Forstlehrers gesorgt. 4 ) Die kühnen Pläne einer Forstlehr- 
anstalt, die Georg Hardenberg hegte, wurde nicht aus- 
geführt. 5 ) 

Schädlich wirkte in den folgenden Jahren das stete 
Hin- und Herschwanken der Organisation in den Ober- 
behörden. 1798 wurde Georg Hardenberg zum Landjäger- 
meister mit Sitz und Stimme in beiden Kammern in Forst- 
sachen befördert. 6 ) Er brachte es in dieser Stellung zu 
keiner rechten Wirksamkeit, weil er, ein etwas unruhiger, 
leidenschaftlicher Mensch, in beiden Kammern mit den Ver- 
waltungsbeamten in persönlichen Konflikt kam; auch mit 
den ihm unterstellten Forstbeamten vertrug er sich nicht. 
Daher kam auch die Organisation des Forstwesens in Ans- 
bach nicht vollständig zu Ende, obwohl auch hier eine Haupt- 
forstkommission für die Untersuchung und Neuordnung, ein 
Oberforstamt für den inneren Forstbetrieb bestanden. Zu 



») Rescr. 20. IV. 1796. R. 44 C. Mil. 25. - *) Imined. Ber. Hard. 
18. V. 1797. R. 96, 254 A. - >) Rescr. an- die bayr. Kammer 11. III., 
9. VII., deren Ber. 3. VI. 1794. R. 44 C. Best. Dep. 1119. — 4 ) Rescr. 
an die bayr. Kammer 10. III. 1797. Ebenda. — & ) Promem. G. Hard. 
18. VII. 1803, Rescr. an die Kammern 20. 1. 1804, deren Ber. 10. III. 1804 
und 1. IV. 1805. Der Plan wurde wegen der beabsichtigten Neuorgani- 
sation der Oberforstdeputation des Generaldirekt, bis zu deren Er- 
ledigung aufgeschoben. R. 44 C. Best. Dep. 1147. — •) Kab. Ord. an 
Hard. 19. IX. 1798. Rescr. an die Kammern 28. III. 1801. R. 44 C. Best. 
Dep. 1144. 



Digitized by Google 



— 233 — 



den Mitgliedern der Kommission gehörte der Kammerassessor 
Yelin, der Verfasser der bekannten Schrift „Deutschland in 
seiner tiefsten Erniedrigung", zu denen des Oberforstamts 
der Oberforstmeister Graf Platen, der Vater des Dichters. 
An ihm fand Georg Hardenberg weniger die technischen 
Kenntnisse als die Gewandtheit im schriftlichen Ausdruck 
zu loben. Eine Erschwerung der gestellten Aufgabe war es, 
daß 1803 der Besitz an Staatsforsten durch die Erwerbung 
der geistlichen Güter sich sehr vermehrte und die Organi- 
sation auch auf diese ausgedehnt werden sollte. Die Aus- 
bildung des Personals wurde verzögert und erschwert durch 
die Verlegung des Jägerbataillons nach Preußen. 

Erfreulicher als der stete Wechsel der Organisation war 
die Entwicklung der Einnahmen durch die bessere Bewirt- 
schaftung. Der Reinertrag betrug auf den Morgen berechnet 
in Bayreuth 14 gr., in Ansbach 12 gr., in Preußen durch- 
schnittlich nur 1 gr. 1 ) Die Einnahmen waren von 1791/92 
bis 1798/99 in Bayreuth von 115000 auf 208000 fl., der 
Überschuß von 100000 auf 157000 fl. gestiegen. Den ge- 
samten Reinertrag aller Forsten berechnete Hardenberg in 
dem erwähnten Bericht auf 164290 Tlr. = 287 507 fl. Die 
Wirtschaftspläne waren in Bayreuth sofort aufgestellt worden, 
die Vermessung geschah erst nachträglich, während in Ans- 
bach, wo das Bedürfnis weniger dringend war, die Ver- 
messung der Klassifikation des Bestandes und der Aufstellung 
der Forsthaushaltspläne vorherging. Maßgebend für die 
Bewirtschaftung war die Forstordnung vom 20. Mai 1797. 2 ) 

Die Ergebnisse der ganzen Reform konnten freilich erst 
einer späteren Zeit zugute kommen, in den Jahren der 
preußischen Herrschaft wurden dagegen die Nachteile der 
markgräflichen Verwaltung sichtbar in einem Holzmangel, 
den das durch die Anwesenheit vieler Fremden verursachte 
Steigen des Verbrauchs noch fühlbarer machte. In der Zeit 
von 1792 bis 1805 stieg der Preis der Klafter Holz in Bay- 
reuth von 5^2 auf 11 fl., in Ansbach mußten schon 1799 für 
die Klafter 12 fl. bezahlt werden; auch in der Abgabe von 



*) Immed. Ber. Hard. 18. V. 1800. R. 44 C. Best. Dep. 1141. — 
») R. 44 C. Best. Dep. 1119. 
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Holz aus den königlichen Forsten, die erheblich unter dem 
Durchschnittspreis erfolgte, trat eine Erschwerung dadurch 
ein, daß das Holz aus entlegeneren Wäldern geholt werden 
mußte. *) 

Die Versuche, einen Ersatz für Brennholz zu finden, 
hatten kein Resultat, Steinkohlen gab es nun einmal in 
Franken nicht. Torflager hatte man schon früher entdeckt 
und ausgebeutet, jetzt wurde der Betrieb verbessert, Arbeiter 
nach Preußen geschickt, um neue Methoden zu erlernen. 
Dauernd im Betrieb war nur die „törichte Lohe a bei Voit- 
sumra; sie lieferte in drei Jahren 547 8t 7 Stücke Torf, von 
denen 1800 der Heizkraft einer Klafter Holz entsprachen 
und nur 1 V« fl. kosteten. Bald gelang es auch, schon mit 
1500 Stücken das gleiche Ziel zu erreichen. Aber eines 
fehlte, der Absatz. Von den 547817 Stücken waren nur 
8100 verkauft worden, 380000 waren noch vorrätig, 159717 
waren zugrunde gegangen. Allmählich besserte sich der 
Torfverbrauch mit Anwendung sanften Zwangs; Deputatholz 
aus den Forsten wurde den Bürgern der Stadt Gefrees nicht 
mehr verabreicht, wenn sie nicht einen Teil in Torf an- 
nahmen. Auch die Beamten mußten ihre Behölzung , d. h. 
das ihnen als Zuschuß zur Besoldung gewährte Holz, bis 
zum dritten Teil sich in Torf geben lassen nach dem Um- 
rechnungssatz 1 Klafter Holz = 1500 Stücke Torf. 2 ) Auf 
diese Weise hob sich der Absatz; 1799 wurden von 660000 
Stücken bereits 441250 abgegeben und verkauft, zum Teil 
mit öffentlichen Mitteln wurden die Feuerungsanlagen in 
Ziegeleien, Brauereien u. a. für Torfheizung umgebaut Ge- 
winn hatte der Staat von der Torfgräberei nicht, jedes Jahr 
mußte ein Zuschuß von 1000 fl. gegeben werden. 

TV. 

Gewerbe- und Handelspolitik. 

Die geringe Bedeutung, die der Handwerkerstand in 
Ansbach -Bayreuth besaß, macht es erklärlich, daß Harden- 



») Klage der Bayreuther Bürgerschaft 1798. R. 44 C. Fin. Dep. 635. 
- ») Rescr. 9. XII. 1793. R. 44 C. Pol. Dep. 32. 
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berg sich wenig darum kümmerte. Reformierend wirkte er 
nicht auf ihn ein. Die Tatsache, daß die Trennung von 
Stadt und Land in Franken nicht bestand, nahm er als ge- 
geben hin, er ließ das Handwerk auf dem platten Lande im 
wesentlichen ungestört. Der Unterschied von unmittelbaren 
und mittelbaren Meistern wurde beseitigt, beide Klassen 
hatten seit der Durchsetzung der Staatshoheit die gleichen 
Lasten zu tragen ; die besonderen Mediatzünfte wurden zwar 
nicht aufgelöst, durften aber keine neuen Mitglieder mehr 
aufnehmen. Ferner verlangte die Kammerinstruktion, daß 
alle Landhandwerker den städtischen Zünften beitreten sollten, 
die dafür keine Abgaben erheben durften. Von Gewerbe- 
freiheit war noch keine Rede. Noch immer wurden die 
Preise der Nahrungsmittel von der Obrigkeit festgesetzt; 1 ) 
allerdings sprachen in jener Zeit der unentwickelten Ver- 
kehrsmittel so viele Gründe für obrigkeitliche Freistaxen, 
daß sie z. B. in Frankreich auch nach der Aufhebung der 
Zünfte beibehalten wurden; 2 ) ratsam fand Hardenberg Taxen 
nur für Brot, Fleisch und Bier, für andere Viktualien hielt 
er sie für nachteilig. 3 ) Aber nicht nur in die Preisbestimmung 
redete der Staat hinein, sondern auch die Niederlassungs- 
freiheit wurde beschränkt Bei den Handwerkern, die nur 
für räumlich eng begrenzte Gebiete arbeiten konnten, wie 
Bäcker, Metzger u. a. sollte von Staats wegen auf ein richtiges 
Verhältnis zur Bevölkerungszahl gesehen werden, nur kom- 
merzierende, d. h. für den Export arbeitende Handwerker 
durften sich ohne Einschränkung niederlassen. Am Zunft- 
zwang hielt die Kammerinstruktion noch fest; ganz im Sinne 
des Polizeistaates verlangte sie nur die Beseitigung der Aus- 
wüchse des Zunftgeistes, z. B. der Erschwerung des Meister- 
werdens durch kostspielige, gar nicht oder nur schwer ver- 
käufliche Meisterstücke ; gleichzeitig zwei Hauptgewerbe zu 
treiben verbot sie.*) Die korporative Selbständigkeit der 
Zünfte wurde durch straffe Staatsaufsicht vernichtet Nicht 
um der genossenschaftlichen Bedeutung willen ließ man sie 



*) Instinkt, für die Magistrate § 11. — ») Schmoller, Grundriß 
der allg. Volkswirtschaftslehre II, 119. — ») Gen. Ber. § 204. — *) Ar- 
tikel VIII. u. XII., vgl. oben S. 115. 
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fortbestehen , sondern aus polizeilichen Rücksichten. Die 
interlokalen Zunftverbindungen wurden ohne Schonung des 
historischen Zusammenhangs auseinander geschnitten. Dem 
Kreis, dem neugeschaffenen Verwaltungsbezirk, mußten sich 
die Zünfte anpassen; keine Zunft durfte mit Zünften eines 
anderen Kreises in Verbindung stehen, wo eine solche Ver- 
bindung bestand, wurde sie aufgelöst, nur innerhalb eines 
Kreises wurden sie gestattet. 1 ) Hardenberg selbst kümmerte 
sich um die Zunftverfassung nicht, ihm war die Engherzigkeit 
des Zunftgeistes unsympathisch, er hätte die Abschaffung der 
Zünfte schon damals gern durchgesetzt, hielt aber Zwangs- 
maßregeln für unanwendbar. Noch in der Rigaer Denk- 
schrift stand er auf diesem Standpunkt. 2 ) 

Eine sehr eingehende Fürsorge widmete Hardenberg 
dagegen der Exportindustrie. Vor allem in ihrem Interesse 
bemühte er sich um die Hebung des Bergbaus. Er ver- 
dankte in dieser Hinsicht seinem Freunde Heinitz, dem 
dirigierenden Minister des Bergwerk- und Hüttendeparte- 
ments im Generaldirektorium, manche Anregung. Im Sommer 
1792 bereiste dieser die Bergwerke in Bayreuth; in seiner 
Begleitung befand sich Alexander von Humboldt, damals 
23 Jahre alt. Ihn gewann Hardenberg sofort für die Leitung 
des Bergwesens in Franken. Er ernannte ihn zum Ober- 
bergmeister, verwendete ihn auch bei der Beratung anderer 
Handel und Industrie betreffender Fragen; 3 ) 1795 wurde 
Humboldt zum Oberbergrat und vortragenden Rat für Berg- 
werks-, Manufaktur- und Kommerzsachen im Landesministerium 
befordert. Friedrich Wilhelm II. sprach dabei die Hoffnung 
aus, „daß der v. Humboldt auf diese Weise sehr nützlich 
sein werde, da Ich weiß, daß er äußerst fleißig ist und 
sich appliziert". 4 ) Bald darauf begab er sich auf Studien- 
reisen. 

Die Bedeutung des Bergbaus beruhte für Bayreuth 
erstens in der Lieferung von Rohstoffen für die Industrie, 



») Ber. der bayr. Kammer 10. 1. 1800. R. 44 C. Best. Dep. 275. — 
a ) Gen. Ber. § 181 ; Verwalt. Ber. 30. VI. 1800 § 49; Ranke S. W. 48, 381, 
— •) Münze, vgl. oben S. 203, Bank, vgl. unten. — 4 ) Im. Ber. Hard. 
21. IV. 1795. R.96, 254 A. Kab. Ord. I.V. 
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obwohl nicht die ganze Produktion im Inlande verarbeitet 
werden konnte. Ferner aber bot er einen Ersatz für die im 
Vergleich zu Ansbach geringe Ertragsfähigkeit des Bodens; 
„er vermehrt, sagt Humboldt, den Reichtum an Produkten, 
den eine falsche Staatskunst nur zu oft mit dem Geldreich- 
tum verwechselt". Nur durch den Bergbau war es möglich, 
daß in den rauhen Gegenden des Fichtelgebirges und an 
den Abhängen des Frankenwaldes, in dem sogenannten frän- 
kischen Sibirien, eine Bevölkerung von beinahe 3000 Seelen 
auf der Quadratmeile leben konnte. Damit widerlegte 
Hardenberg auch „das Vorurteil, daß der Bergbau in einem 
militärischen Staate wegen der Enrollements- Befreiung der 
Berg- und Hüttenleute nachteilig sei". 1 ) In der markgräflichen 
Zeit war der Bergbau sehr vernachlässigt worden, die Auf- 
sicht hatte einem besonderen Bergdepartement obgelegen r 
die übrigen Verwaltungsbehörden hatten sich nicht darum 
gekümmert. Trotzdem hatten sich einige Werke im Betrieb 
erhalten. 

Der erste Schritt zur Besserung war die Neuordnung 
der Verwaltung. Bei der Bayreuther Kammer wurde ein 
Bergdepartement errichtet, das aus dem Kammerpräsidenten, 
dem bisherigen Berghauptmann v. Bothmer, den Kriegs- 
und Domänenräten v. Hardenberg und Tornesi und dem 
Oberbergmeister v. Humboldt bestand. Als juristisches Mit- 
glied gehörte ihm der Begierungsrat Georg an. Die Sonder- 
stellung der Bergleute, ihre Exemtion von der Zivilgerichts- 
barkeit, ihre Kantonfreiheit, blieb bestehen. Die technische 
Leitung des Bergbaus wurde Humboldt allein übertragen. 2 ) 

Humboldt kam es vor allem darauf an, die Ausbildung 
der Bergleute zu verbessern. Zu diesem Zweck errichtete 
er eine Bergschule in Stehen. Aufgenommen wurde nur, 
wer mindestens 12 Jahre alt war und eine Dorfschule be- 
sucht hatte. Die Schülerzahl war 1796 40, darunter befanden 
sich Männer von über 30 Jahren. Der Unterricht, der nach 
einem von Humboldt selbst verfaßten Lehrbuch erteilt wurde, 

*) Hauptquelle ist Humboldts Darstellung des Bergbaus vom 
Jahre 1793 mit kurzen Nachtragen (R. 44 C. Pol. Dep. 34 a), die auch 
den Angaben Hardenbergs im Gen. Ber. §§ 178 ff. zugrunde liegt. — 
*) Rescr. 4. VI. 1793. R. 44 C. Best. Dep. 1499. 
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umfaßte Schön- und Rechtschreiben, bergmännisches Rechnen, 
die Lehre vom Kompaß und Flächenberechnung, ferner die 
Anfangsgründe der Gebirgslehre und kurze Unterweisung im 
Bergrecht. 1796 wurde auch im Wunsiedler Revier, in 
Arzberg, eine Schule errichtet. In den folgenden Jahren 
wurde, nachdem der staatliche Zuschuß von 129 auf 1000 fl. 
erhöht worden war, die Zahl der Lehrer vermehrt und da- 
durch eine Einteilung in Klassen möglich gemacht, auch 
wurde eine kleine Lehrmittelsammlung angelegt. Eine höhere 
Bildungsanstalt wurde in Goldkronach gegründet, hier und 
in Kaulsdorf befanden sich auch Probieranstalten. Um die 
Erfahrungen fremder Länder sich anzueignen und für Franken 
nutzbar zu machen, wurden einige Beamte auf Staatskosten 
auf Reisen geschickt. 1 ) 

Eine große Ausdehnung der Staatstätigkeit wünschte 
Humboldt nicht. Er rechnete immer darauf, daß „die Tätig- 
keit der Privatleute den Bemühungen der Administration im 
stillen zu Hilfe eile". Der Staat übernahm daher nur solche 
Aufgaben, die der Private nicht leisten konnte, die Ver- 
besserung der Bildungsanstalten, die Anlegung eines neuen 
tiefen Stollens, des Friedrich -Wilhelmstollens bei Naila, für 
den bis 1799 im ganzen 6000 fl. aufgewendet wurden, er 
gab Zuschüsse zur Instandsetzung von Zechen u. a. Um die 
Verarbeitung des Eisens zu fördern, wurde 1 800 ein Hammer- 
eisenwerk angekauft, es wurde der Bau einer Zementstahl- 
fabrik durch Gewährung von Vorschüssen gefordert. Zur 
Unterstützung kleinerer Unternehmungen wurde eine Berg- 
bauhilfskasse gegründet, die nicht nur alle Überschüsse, 
sondern da diese sehr bald zurückgingen, einen festen staat- 
lichen Zuschuß von 1 600 fl . erhielt. Direkten Vorteil hatten 
die Staatskassen unter diesen Umständen von dem Bergbau- 
betrieb nicht, jahraus jahrein mußten Zuschüsse gegeben 
werden, ihre Höhe schwankte zwischen 3000 und 4400 Tlr. 2 ) 
Der erhoffte Aufschwung des Bergbaus blieb aus, alle tech- 
nischen Verbesserungen, die Sorge für gute Verarbeitung 
und leichten Absatz konnten die Ausbeute nicht heben. 

l ) Humboldts Darstellung, Kab. Ord. 3. V. 1803, tabellar. Zu- 
sammenstellung über den Bergbau 7. V. 1805. R. 44 C. Pol. Dep. 34. — 
J ) Meliorationssachen R. 89, 126 C. 
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Die Überzeugung, daß Ackerbau und Viehzucht nicht 
nur für Pranken, sondern überhaupt die Hauptquellen des 
Erwerbs und des Nationalwohlstandes seien, 1 ) bewahrte 
Hardenberg von Anfang an vor einer einseitigen Hebung der 
Industrie auf Kosten der Landwirtchaft. Er entfernte sich 
allmählich von dem merkantilistischen Standpunkte, daß die 
Manufakturen um jeden Preis gefördert werden müßten. 
Auch die polizeistaatliche Auffassung, der die Kammer- 
instruktion noch scharf Ausdruck gegeben hatte, trat im 
Lauf der Zeit zurück und machte freieren Ansichten Platz. 
Die Entwicklung vollzog sich in den Jahren von 1797 
bis 1S02. Die Instruktion für die Magistrate vom 12. April 
1797 erstreckte die Polizei „auf alle Mittel und Anstalten 
zur Beförderung des inneren Wohles der Bürger", das Re- 
script vom 29. Januar 1802 2 ) schränkte sie ein „auf Siche- 
rung der Kontrakte, Bestrafung von Vergehen gegen positive 
Gesetze, Beseitigung aller eine Verbesserung hindernden 
Einrichtungen". Immer enger schloß sich Hardenberg an 
-die modernen nationalökonomischen Lehren an. In seinem 
Outachten über den Getreidehandel ging er davon aus, daß 
der Ackerbau die Grundlage und erste Stufe sei, um ein 
glückliches Gleichgewicht zwischen produzierenden und fabri- 
zierenden Klassen herzustellen; auf dem Ackerbau beruhe 
der Haupthandel, er verschaffe eine tüchtige Bevölkerung 
und Soldaten und erleichtere es, „der an sich, besonders 
aber bei den sich vermehrenden Schwierigkeiten fremder 
"Werbung so wünschenswerten Realisierung der Idee einer 
Nationalarmee immer näher zu kommen", nur eine höhere 
Ackerkultur könne den Fabriken eine solidere Grundlage 
geben als Monopole und Zwang. Ausgehend von diesen 
Anschauungen konnte er auch nicht in hohen Lebensmittel- 
preisen ein Unglück sehen. Allerdings vertrat er auch nicht 
die Ansicht, daß nur die Landwirtschaft produktiv sei; eine 
Unterstützung und Förderung der Industrie paßte durchaus 
in sein System. Als die besten Mittel bezeichnete er immer- 
dar Geschenke, Befreiungen, Prämien, dazu kam auch eine 
Erleichterung des Einkaufs von Rohstoffen durch Vorschüsse 



l ) Gen. Ber. § 132. — «) R. 44 C. Pol. Dep. 288. 
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und Magazine, Geschenke und Darlehen zu Versuchen mit 
neuen Methoden , zur Anschaffung neuer Maschinen u. s. w. 

An der Wirtschaftspolitik der markgräflichen Zeit fand 
Hardenberg zu tadeln, 1 ) daß sie die durch Gewährung von 
Vorschüssen erreichbaren Vorteile durch hohe Zinsen, For- 
derung dereinstiger Rückzahlung, zum Teil durch den An- 
spruch auf Vorzugsrecht wieder vereitelt, den Fabrikanten 
nur um den Kredit bei Privatleuten gebracht habe. Er 
veranlaßte daher, daß eine Anzahl derartiger Vorschüsse 
niedergeschlagen wurde. 2 ) Er stand 1792 noch nicht auf 
dem freien Standpunkte des unbedingten laissez faire, den 
er in der Rigaer Denkschrift und als Staatskanzler vertreten 
hat; er „wollte nicht jede Verimpostierung ein- und aus- 
gehender Produkte ausschließen, da sie nützlich sein könne, 
nicht einmal alle Verbote". Auch ging er in den ersten 
Jahren noch darauf ein, zur Unterstützung der Manufakturen 
die Ausfuhr von Rohstoffen und Lebensmitteln zu erschweren 
und teilweise zu verbieten. Als die Tuchmacher in Ansbach 
1792 wegen der hohen Preise der Rohmaterialion um eine 
Beschränkung der Wollausfuhr baten, gab Hardenberg ihren 
Klagen nach und verfügte eine Erhöhung des Wollausfuhr- 
zolls von 5 auf 6 fl. auf den Zentner; ein Ausfuhrverbot 
erging nur gegen die Nachbarn, die nicht durch die Er- 
schwerung der Lebensmittelausfuhr nach Ansbach - Bayreuth 
wirksame Repressalien ergreifen konnten; man hoffte dadurch 
die Reichsstädte zu treffen. Nach den übrigen Gegenden 
war die Ausfuhr zwar gestattet, doch mußte das auszuführende 
Quantum zuerst im Inlande öffentlich zum Kauf angeboten 
werden. 3 ) Aber bald stellte es sich heraus, daß die ver- 
armten Tuchmacher die Wolle gar nicht verarbeiten konnten ; 
auch die wieder ins Leben gerufenen Wollmärkte, die an 
sieben Orten je zweimal im Jahre stattfanden, halfen ihnen 
nichts. An den zwei ersten Markttagen durften allerdings 

») Abriß §§ 27 und 30. - a ) Kab. Ord. an Hard. 11. VIII. 1795: 
9036 fl. 7»/» Kr. frk. = 11295A. 9 1 /, Kr. rh. dem Blaufarbmeister Pensei 
erlassen; 25. 1. 1802 20000 fl. frk. = 25000A. rh. dem Kattunfabrikanten 
Herold in Hof; 14. VIII. 1802 dem Fabrikanten Otto in Hof 15908 fl. 
frk. = 19885 fl. rh.; 15. IV. 1805 dem Mousselinfabrikanten Levi Sulz- 
bacher 593 fl. - 3 ) Rescr. 3. XII. 1792. R. 44 C. Pol. Dep. 110a. 
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nur Inländer für den eigenen Bedarf kaufen, aber aus Mangel 
an Kapital konnten die Tuchmacher ihren Bedarf nicht auf 
einmal für längere Zeit einkaufen, sie blieben auf die Händler 
angewiesen, die ihnen die Wolle in kleinen Partien, aber 
natürlich zu etwas höherem Preise lieferten. 

Auch die Gerbereien, die namentlich in Erlangen von 
besonderer Wichtigkeit waren, klagten über die Verteuerung 
des Rohmaterials, und daher wurde zu ihren Gunsten die 
Ausfuhr erschwert; Rohhäute durften wie die Wolle nur vom 
Eigentümer ohne Zwischenhandel und nur nach öffentlicher 
Ausbietung gegen Zahlung eines Zolls von 1 l /a fl. für eine 
Ochsenhaut exportiert werden. Aber die Gerber verstanden 
es besser als die Tuchmacher, aus diesen Maßregeln Nutzen 
zu ziehen, sie konnten die verkäuflichen Häute aufkaufen 
und verarbeiten, so daß die Ausfuhr ohne Belästigung oder 
Schädigung der Viehzüchter fast ganz aufhörte. In den zehn 
Jahren von 1792 bis 1802 stieg der Wert der Lederfabri- 
kation von 192000 auf 368000 fl. 1 ) 

Nur kurze Zeit hielt Hardenberg an diesen Erschwerungen 
der Ausfuhr fest; allmählich wurde in ihm die Überzeugung 
wach, daß Blüte der Landwirtschaft nur bei Aufhebung aller 
den freien Absatz ihrer Produkte hemmenden Bestimmungen 
möglich sei. Darum wurde 1 795 die Wollausfuhr freigegeben, 
neue Verbote nicht mehr erlassen. Ein von den Tabak- 
fabrikanten gewünschtes Ausfuhrverbot für rohen Tabak 
lehnte Hardenberg 1796 strikt ab; bald darauf wurde auch 
der Ausfuhrzoll im Interesse der Tabakbauern von 1 fl. auf 
30 Kr. herabgesetzt. 2 ) Ebensowenig wurde die Ausfuhr von 
Flachs beschränkt. Im Jahre 1795 hatte Hardenberg noch 
Erschwerungen der Getreideausfuhr zugegeben, 3 ) wobei aller- 
dings in erster Linie an eine Retorsion gegen Böhmen ge- 
dacht war;*) auch die Viehausfuhr wurde anfangs nur gegen 
Bedürfnisatteste erlaubt, dann ganz untersagt, bis die Vieh- 
seuche eine totale Viehsperre mit strenger militärischer 
Grenzbewachung nötig machte. Es waren die lebhaften 



») Ber. des Fabrikinsp. Daniels 13. 1. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 171. 
«) R. 44 C. Pol. Dep. 105. — >) R. 44 C. Pol. Dep. 86. — *) Immed. Ber. 
9. VI. 1795. R. 96, 254 A. 

Haltung, Hardenberg. 16 
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Klagen über die Verteuerung der Lebensmittel durch den 
Aufkauf für die kriegführenden Heere, die diese Maßregeln 
veranlaßt hatten. Aber in den folgenden Jahren, wo eben- 
falls große Armeen in der Nähe waren, verhielt sich Harden- 
berg allen Bitten gegenüber ablehnend. Sperren schienen 
ihm unzweckmäßige Mittel, um billige Preise zu erzielen. 1 ) 
Er verlangte 1802 die Aufhebung aller den freien Verkauf 
der Produkte hemmenden Bestimmungen, erklärte, es sei 
durch Theorie und Erfahrung gezeigt, daß Zwang, Preis- 
maximum und Verbote die Übel vermehrten, die sie ver- 
hindern sollten; ah sein System bezeichnete er: völlige 
Freiheit des Getreidehandels, seine Begünstigung in den 
Städten, aber ohne Zwang, Erleichterung der Getreidemärkte, 
Beförderung der Kommunikation im Inlande. Eine staatliche 
Regelung durch Magazine hielt er nur für den Bedarf der 
großen Städte und. des Militärs für durchführbar. Die Vieh- 
sperre wurde, nachdem durch das Erlöschen der Seuche die 
sanitären Gründe weggefallen waren, aufgehoben und durch 
einen mäßigen Ausfuhrzoll, 3 l li°j 0 vom Verkaufswert (2 Kr. 
vom Gulden Verkaufspreis), ersetzt. Der Wert der Viehaus- 
fuhr belief sich in den Jahren 1800 bis 1805 auf über 
800000 fl. jährlich, der Überschuß der Ausfuhr über die 
Einfuhr auf 675000 bis zu 760000 fl. 2 ) Die Weizenausfuhr 
aus Ansbach betrug 1797 9949 Sra., 1799 18480, 1801 14011, 
1802 16552, 1804 8855 Sra., die Roggenausruhr schwankte 
zwischen 3000 und 11000 Simmern, der Gesamtwert der 
jährlichen Getreideausfuhr betrug zwischen 400000 und 
1 000 000 fl. , der Uberschuß über die Einfuhr zwischen 
130000 und 400000 fl. 3 ) 

Eingeschränkt wurde die Getreideausfuhr nicht weiter 
als durch den Zwang, nur eigenes Gespann dabei zu ver- 
wenden und den Nachweis zu erbringen, daß man den eigenen 
Bedarf zurückbehalten habe. Sie weiter zu beschränken 
hielt Hardenberg für untunlich, 4 ) da erstens die geheime 
Ausfuhr dann zunehme und zweitens der Landmann allen 



») Verwalt. Ber. 30. VI. 1800 § 28, Ber. 18. V. 1801 zu § 41. - 
s ) R. 44 C. Pol. Dep. 90. — *) R. 44 C. Pol. Dep. 86. - «) Rescr. 16. XII. 
1799. R. 44 C. Pol. Dep. 73. 
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Verkauf aufschiebe. 1804 rescribierte Hardenberg an die 
Ansbacher Kammer) die allen Zwischenhandel beseitigen 
wollte: l ) „Es wäre gegen alle guten Polizeigrundsätze, diese 
hohen Preise auf andere Art als durch Beförderung der 
Konkurrenz und Verhütung des wucherlichen Zwischenhandels, 
insofern solcher selbst die Konkurrenz befordert, verhindern 
zu wollen," die Kammervorschläge einer Beschränkung jedes 
Zwischenhandels seien bedenklich, weil dadurch die Kon- 
kurrenz leiden könne. Daß wirklicher Mangel in dem ge- 
segneten Franken eintreten könne, glaubte Hardenberg nicht; 
die Teuerung sei nur durch spekulative Zurückhaltung der 
Vorräte verursacht. Nur durch billige Abgabe von Getreide 
aus Magazinen sowie durch Vorschüsse an die Bäcker zum 
Einkauf von Getreide wirkte er der Not entgegen. 2 ) Auch 
ein Verbot, Branntwein aus Getreide oder Kartoffeln zu 
brennen, erließ Hardenberg trotz der Anträge der Bayreuther 
Kammer nicht ; dagegen wurden Prämien für die Verbackung 
des Kartoffelmehls zu Brot ausgesetzt, allerdings ohne rechten 
Erfolg, weil die Bevölkerung das Kartoffelbrot zu „glietschig" 
fand. 3 ) Das allgemeine Getreideausruhrverbot vom 7. Sep- 
tember 1805 4 ) war gegen Hardenbergs Votum auf Antrag 
des Generaldirektoriums erlassen worden. Dies war der 
einzige Fall, wo handelspolitische Maßregeln, die für die 
mittleren preußischen Provinzen getroffen wurden, auch auf 
Franken ausgedehnt wurden. Das streng schutzzöllnerische 
System, an dem Struensee für die preußischen Provinzen 
östlich der Weser festhielt, hatte auf Franken keinen Einfluß. 

Ganz verzichten wollte Hardenberg auf eine staatliche 
Regelung des Getreidehandels, wie erwähnt, 1802 so wenig 
wie 1807. 5 ) Der Verkehr war in jenen Zeiten nicht lebhaft 
genug, noch fehlte vor allem das ausländische, in erster 
Linie das außereuropäische Getreide, daher war die Gefahr 
einer Hungersnot keineswegs ausgeschlossen. In Franken 
war ein staatliches Eingreifen durch die großen Natural- 
gefalle sehr erleichtert, man mußte sie nur zweckmäßig, 



») Rescr. 16. VIII. 1804. R. 44 C. Pol. Dep. 61. — J ) Z. B. Rescr. 
9. XI. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 76. — •) R. 44 C. Pol. Dep. 84. — 
*) Ebenda Nr. 85. — •) Rigaer Denkschr. 

16* 
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namentlich nicht rein nach fiskalischen Rücksichten verwalten. 
Daher befahl Hardenberg den Kammern, dafür zu sorgen, 
daß die Amtermagazine eiserne Bestände ansammelten, um 
das Besoldungsgetreide pünklich abliefern und in Zeiten der 
Not mit billigem Korn aushelfen zu können. 1 ) Nachdem im 
Winter 1802/3 wegen der Teuerung viel Getreide wohlfeil, 
zum Teil vorschußweise, den Bäckern abgegeben worden 
war und dieses Eingreifen sich bewährt hatte, beantragte 
Hardenberg, ein Landesmagazin errichten und zu diesem 
Zweck die Roggenbestände bei den Amtern, die zur Er- 
füllung der Etats hätten verkauft werden müssen, zurück- 
behalten zu dürfen. Der Antrag wurde zuerst abgelehnt, 
weil die Dispositionskasse nicht auf die Überschüsse ver- 
zichten könne. Erst auf den wiederholten Antrag, den 
Hardenberg durch den Nachweis unterstützte, daß der Uber- 
schuß aus den Getreidegefällen in einem Jahr um 150000 fl. 
gestiegen sei, bewilligte der König für den gewünschten 
Zweck die Summe von 100598 fl. 2 ) 

Die Förderung der Manufakturen suchte Hardenberg 
in den Jahren von 1 797 an ausschließlich durch Verschaffung 
von Arbeitsgelegenheit, Erleichterung von Verbesserungen, 
z. B. der Einfuhrung der neuaufkommenden Maschinen, der 
Anwendung neuer Methoden, 3 ) durch Unterstützung beim 
Ankauf von Rohmaterial u. s. w. zu erreichen. Seit 1801 
war die Hebung der Industrie in beiden Fürstentümern 4 ) 
einem Fabrikenkommissar, dem Kriegsrat v. Marquardt, über- 
tragen, 5 ) und dieser war, ähnlich wie Cranz auf landwirt- 
schaftlichem Gebiet, mit unermüdlichem Fleiß und gutem 
Erfolg bemüht, den Fabrikanten neue technische Errungen- 



l ) Rescr. 15. XII. 1799. R. 44 C. Pol. Dep. 73. — *) Immed. Ber. 
Hard. 13. V. und 13. VI. 1803. R. 44 C. Pol. Dep. 74; Kab. Ord. 23. V. 
und 23. VI. 1803. — ») Z. B. Unterstützung der Schwabacher Strumpf- 
fabriken bei der Anfertigung neuer Desseins, Ber. der Ansb. Kammer 
30. X. 1808. R. 44 C. Pol. Dep. 104. — *) In Preußen wurden Fabriken- 
kommissare für ganze Provinzen erst auf Steins Antrag 1806 ernannt 
(vgl. Lehmann, Stein I, 357), bisher hatte sich der Gesch&ftskreis der 
Fabrikenkommissionen auf die einzelnen Orte beschränkt, z. B. In- 
struktion für die in Potsdam etablierte Fabrikenkommission, 24. VIII. 
1771, N. C. C. V. 3, Sp. 449. - ') Kab. Ord. an Hard. 21. VII. 1801. 
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schaften beizubringen, sie auf Verbesserungen aufmerksam 
zu machen; er sorgte vornehmlich für die Anschaffung von 
Spinnmaschinen für die in Bayreuth lebhafte Baumwoll- 
industrie. 1 ) 

Ein Gegenstand, der besondere Aufmerksamkeit bean- 
spruchte, war die Lage der Tuchmacher. In ihrem Inter- 
esse hatte Hardenberg schon in seinem Schreiben vom 
15. Mai 1792 das Oberkriegskollegium gebeten, den Bedarf 
des Militärs an Uniformen in Ansbach - Bayreuth selbst an- 
fertigen zu lassen. Das Oberkriegskollegium hatte sich auch 
dazu bereit erklärt, aber die Sache hatte sich zerschlagen, 
weil die Tuchmacher die Arbeit zu den Etatspreisen nicht 
leisten konnten. 2 ) Infolgedessen wurde bis 1797 das frän- 
kische Militär mit preußischem Tuch bekleidet Erst von 
dem Etatsjahr 1 797/98 an wurden auf Hardenbergs erneuten 
Antrag die Uniformen in Ansbach - Bayreuth angefertigt. 3 ) 
Um die Tuchmacher zu befähigen, die Lieferungen zu über- 
nehmen, ließ Hardenberg ihnen mannigfache Unterstützung 
zukommen; er gab ihnen Yorschüsse, damit sie zu guter 
Zeit das Rohmaterial einkaufen könnten, während sie bisher 
aus Mangel an Kapital nur in kleinen Mengen und daher oft 
zu ungünstigen Zeiten hatten kaufen können, er zahlte ihnen 
auch aus Landesmitteln Zuschüsse zu den Etatspreisen.*) 
Trotzdem kam die Wollindustrie nicht in die Höhe. Es 
fehlte vor allem an einer genügenden Zahl von Spinnern, 
so sehr sich auch die Rumfordschen Suppenanstalten 5 ) darum 
bemühten; das Baumwollspinnen war und blieb beliebter. 
Die größte Fabrik, die des Hofkammer- und späteren Kriegs- 
und Domänenrats Lehner, widmete sich in erster Linie der 
Verarbeitung der feinen spanischen Wolle. Sie hatte stets 
mit Zahlungsschwierigkeiten zu kämpfen und kam trotz aller 
staatlichen Unterstützung — Lehner bekam 1 799 das Lager- 
haus umsonst als Fabrikraum, 6 ) 1802 ein Geschenk von 
4000 und einen unverzinslichen Vorschuß von 6000 Tlr. — 



l ) Rescr. an Marquardt 6. X. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 170. — 
*) Konferenzprotokoll (gez. Geusan, Bärensprung u. a.) Berlin 26. V. 1792, 
Kr. Min. Akta betr. Übernahme. R. 44 C. Pol. Dep. 110 a. — ») Kab. 
Ord. 26. IV. 1796. - •) 1801 467 Tlr. bei 4110 Tlr. Etatspreis. R. 44 C. 
HiL 145. - •) Vgl. unten 8. Kap. - •) Kab. Ord. an Hard. 27.VII. 1799. 
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auf keinen grünen Zweig. 1805 wurde das Unternehmen 
von Lehner um 27000 fl. an den Juden Schülein Eysig ver- 
kauft, der auf einen staatlichen Vorschuß unter der Be- 
dingung großmütig verzichtete, daß man ihm für 65000 fl. 
Obligationen des ganz verschuldeten Öttingischen Staats- 
wesens l ) abnehme. Der Staat bekam also 1 0500 fl. (= 6000 Tlr.) 
zurück und zahlte ihm gegen höchst zweifelhafte Papiere 
65 000 fl. bar aus. 2 ) Auch die Tuchmacher konnten trotz 
aller Vorschüsse nicht recht fortkommen; die Färbereien 
waren schlecht, es war üblich, das Färben in Elberfeld vor- 
nehmen zu lassen; 3 ) 1801 tadelte Friedrich Wilhelm III.,*) 
daß die Farbe des Militärtuchs den Vorschriften nicht ent- 
spreche. Es gelang zwar, durch verbesserte Aufsicht diesem 
Mangel abzuhelfen, aber das zitronengelbe Tuch für die 
Aufschläge konnte nicht in der richtigen Nuance angefertigt 
werden und mußte daher in Berlin hergestellt werden. 5 ) 
Um den Tuchmachergewerken gründlich aufzuhelfen, be- 
willigte der König auf Hardenbergs Antrag 1803 aus den 
Meliorationsgeldern 10000 Tlr. für die Errichtung eines Woll- 
magazins, außerdem erhielten die notleidenden Tuchmacher 
in Wassertrüdingen ein Geschenk von 2200 Tlr. Aber in 
diesem Jahr begannen die Geldmittel knapp zu werden, 
die Dispositionskasse konnte nicht so viel wie bisher an 
Meliorationsgeldern zahlen. Am 25. Juli 1803 befahl der 
König dem Generaldirektorium die allergrößte Sparsamkeit 
bei allen Anträgen, und die schon erteilte Genehmigung der 
10000 Tlr. für das Wollmagazin wurde zurückgenommen. 
Im folgenden Jahr wurden zwar 6000 Tlr. für den gleichen 
Zweck bewilligt, aber zur Ausführung des Plans ist es an- 
scheinend nicht mehr gekommen. 8 ) 

Auch bei der Neugründung von Fabriken hielt sich 
Hardenberg auf dem freien Standpunkte, den er allmählich 

') Wegen der Verschuldung öttingens, die ein Sequester Öster- 
reichs befürchten ließ, wurden 1805 einige Ämter in preuß. Verwaltung 
übernommen. Im. Ber. Hard. 8. III. 1805. R. 89, 126 E. — ») R. 44 C. 
Pol. Dep. 219-221. — *J Daniels' Ber. 13. 1. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 171. 
*) Kab. Ord. an Hard. 20. I. 1801. — ») R. 44 C. Mil. 145. — •) Immed. 
Ber. Hard. 15. VI. 1803, 7. X. 1803, 23. VI. 1804. R. 89, 126 C. Statt der 
6000 Tlr. hatten die Kammern 17 760 Tlr. verlangt. Kab. Ord. 16. III., 
10. XI. 1803, 13. VIII. 1804. 
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eingenommen hatte. Der Staat gründete selbst nichts, auch 
die Kontrolle über die Renn ersehe Stahlfabrik in Ludwigs- 
stadt wurde nach vierjähriger Dauer aufgegeben. *) Auch 
wurden keine Exklusivprivilegien erteilt ; in Gewährung von 
zinsfreien Vorschüssen, Geschenken, freiem Bauholz, von 
Zollbefreiungen für das Rohmaterial 2 ) oder Steuernach- 
lässen 3 ) war Hardenberg dagegen sehr freigebig; für eine 
neue Baumwollenzeugfabrik räumte er sogar ein altes mark- 
gräfliches Schloß als Fabrikraum ein, nach zehnjähriger 
Dauer des Unternehmens sollte das Schloß in das Eigentum 
der Unternehmer übergehen. 4 ) 

Die in den ersten Jahren noch angewendeten Mittel 
des Verbotes und der Zollbeschränkungen wurden allmählich 
ganz aufgegeben. Monopole hatte Hardenberg von Anfang 
an für schädlich erklärt, daher erhielt Lehner trotz aller 
Bitten für seine Tuchfabrik kein Exklusivprivilegium , so 
wenig wie sonst ein neu sich niederlassender Unternehmer. 
Die von dem Schwabacher Kattunfabrikanten Stirner ge- 
wünschte Erhöhung des Kattunzolles, um die englischen 
Kattune fern zu halten, wurde abgelehnt. Ganz im Sinne von 
Adam Smith sagt ein Rescript an die Ansbacher Kammer, 
dessen "Wortlaut von Altenstein stammt, 5 ) die Furcht vor 
einem englischen Handelsmonopol sei unbegründet, denn der 
Handel könne nie von einer Nation auf Kosten der anderen 
geführt werden, ihr Handelsinteresse fordere, daß auch sie 
kaufe, daher dürfe auch der englische Handel nicht unter- 
drückt werden; was konkurrenzunfähig sei, solle nicht unter- 
stützt werden. Es ist der vollständige Bruch mit der mer- 
kantilistischen Anschauung, daß der Gewinn des einen den 
Verlust des anderen zur unbedingten Voraussetzung habe. 
Es ist von hier aus nicht mehr weit bis zu dem Prinzip: 
laissez faire, Iaissez aller!, zu dem sich Hardenberg in der 



») Kab. Ord. 10. II. 1801. R. 44 C. Pol. Dep. 216. — ») 1800 Seiden- 
bandfabrik Langenzenn. — *) 1798 Lederfabrik Dupre" in Markt -Steft, 
freier Bauplatz, 10000 fl. Vorschuß, Ber. der Ansb- Kammer 23. VII. 1798. 
R. 44 C. Best. Dep. 274. Kab. Ord. 10. VII. 1804 bewilligt für die Ge- 
brüder Seypold (Polierwerk) freien Bauplatz und -holz, 3411 fl. unver- 
zinslichen Vorschuß, 6 Freijahre. — *) Kab. Ord. 16. 1. 1797. - 5 ) Rescr. 
28. VIII. 1805. R. 44 C. Pol. Dep. 104. 
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Rigaer Denkschrift bekannte. Die Grundlage ist der Glaube 
an die Harmonie der wirtschaftlichen Interessen aller Indi- 
viduen und Völker. Ein kühner Geist ergreift und beherrscht 
die Wirtschaftspolitik Hardenbergs, nicht mehr mit Verboten, 
sondern durch Freiheit will er die Gewerbtätigkeit anregen 
und fordern. 

Und so trägt auch die Handelspolitik Hardenbergs in 
den Fürstentümern einen modernen, großzügigen Charakter. 1 ) 
Ihre Ziele sind nicht mehr wie beim Merkantilismus Hebung 
der Ausfuhr von Fabrikaten um jeden Preis, selbst um den 
der Unterdrückung der Landwirtschaft, sie sind auch nicht 
die kleinlichen Absichten altmarkgräflicher Zeit, die Schika- 
nierung des Nachbarn, langer Aufenthalt der Frachtwagen 
durch Umwege; ihre Mittel sind nicht die merkantilistischen 
der Aus- und Einfuhrverbote, der möglichsten Ausbeutung 
der anderen Staaten, ebensowenig die kleinstaatlichen der 
Zoll- und Gleitsrechte. Das Gleitsrecht, durch das man 
früher den Handel auf bestimmte Straßen gezwungen, durch 
das Würzburg den Handel des einzigen ansbachischen Ortes 
am Main, Markt Steft, zugunsten von Eitzingen lahmgelegt 
hatte, bezeichnete Hardenberg im Generalbericht (§ 42) als 
eine Sache ohne allen wahren Nutzen, als bloße Antiquität. 
Erleichterung des Handels, Beseitigung aller Schranken, 
Zurücktreten der Staatstätigkeit, das waren Hardenbergs 
Gesichtspunkte. Ihre Verwirklichung fand in Franken da- 
durch ein Hindernis, daß es nicht gelang, die Reichsstadt 
Nürnberg zu erwerben und dadurch die wirtschaftliche Ge- 
schlossenheit des Staatsgebiets zu vollenden. Einen kleinen 
Ersatz für Nürnberg sah Hardenberg in dem Marktflecken 
Fürth; daher war er, nachdem der Versuch, Nürnberg mit 
Ansbach - Bayreuth zu vereinigen, gescheitert war, für seine 
Hebung sehr tätig. Er war der einzige Ort, der von der 
Kantonpflicht ganz eximiert wurde, der bei der Naturalbrot- 
verpflegungsabgabe ein Fixum zahlte; die Steuererhebung 
wurde mit möglichster Schonung durchgeführt, die Gewerbe- 
steuer überhaupt erlassen. 2 ) Aber einen vollen Ersatz bot 



») Vgl. Zöpf 1 S. 287. - «) Kab. Ord. 1. III. 1800. 
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Fürth doch nicht, Mittelpunkt des Handels, des Straßennetzes, 
der Post war und blieb Nürnberg. 

Erschwerend für Hardenbergs große Pläne war auch 
die allgemeine Weltlage. Zwar hob sich der Durchfuhr- 
handel, seitdem der Rheinhandel allmählich verfiel, aber 
dieser kleine Vorteil wurde reichlich aufgewogen durch die 
Handelsstockung infolge des Kriegs und durch die französische 
Schutzzoll- und Absperrungspolitik, die immer weitere Ge- 
biete dem freien Verkehr entzog. Die Erlanger Hutindustrie 
litt schwer unter dem französischen Prohibitivzoll auf Hüte 
(3 bis 6 Fr. das Stück), Strumpfwirkerwaren und Glacehand- 
schuhe waren überhaupt ganz verboten. Die Schwabacher 
Kattunfabriken verloren ihr Absatzgebiet in Italien und der 
Schweiz; von 100000 fl. war ihr Absatz auf 30000 fl. im 
Jahre zurückgegangen, 1 ) von 80 Stühlen in der Fabrik 
Stirners waren nur 24 im Gang, bei den Strumpfwirkern 
standen 1803 von 400 Stühlen 100 still. 2 ) Gegen Frankreich 
war man ganz wehrlos. Bei den Nachbarn, Sachsen und 
Böhmen, war ebenfalls nichts zu erreichen, sie hielten am 
Sperrsystem fest. Bayern dagegen zeigte Entgegenkommen, 
der Hauptstaatsvertrag vom 30. Juni 1803 bestimmte im 
Artikel 27: „Beide Teile wollen zur Beförderung des wechsel- 
seitigen Kommerzes und einer freien Handelskommunikation 
sich freundschaftlich die Hand reichen." Aber das war eine 
Ausnahme, und ein praktisches Ergebnis hatte sie nicht. 
Immer mehr verengerte sich das Absatzgebiet für die frän- 
kische Industrie. Sehr lebhaft war einst der Handel aus 
Ansbach -Bayreuth nach Polen gewesen, aber die neuen 
Herren Polens, Rußland, Österreich und Preußen, huldigten 
dem Absperrungsprinzip; seitdem die Erlanger und Fürther 
Kaufleute dem gleichen Staate angehörten wie ihre Kunden, 
durften sie nicht mehr mit ihnen Handel treiben. Diesen 
Zuständen, die Hardenbergs Idee von der Markteinheit des 
Staates direkt widersprachen, ein Ende zu machen gelang 
nicht, Struensee duldete im Interesse der altpreußischen 
Kaufleute und der Acciseeinnahmen keine Einfuhr fremder 



*) Ber. Schuckmanns 6. 1. 1800. R. 44 C. Pol. Dep. 107. — ») Ber. 
der Ansb. Kammer 30. X. 1803. R. 44 C. Pol. Dep. 104. 
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Waren. Der Antrag Hardenbergs, den fränkischen Kauf- 
leuten die Einruhr ihrer Waren in Preußen gegen Zoll zu 
gestatten, wurde 1798 vom Generaldirektorium abgelehnt. 1 ) 
Eine Milderung trat erst ein, als Schulenburg bei der Organi- 
sation der Entschädigungslande auf die gleichen Schwierig- 
keiten stieß und die Frage zur königlichen Entscheidung 
brachte. Friedrich Wilhelm III., prinzipiell ein Gegner aller 
Handelsbeschränkungen im Staat, erlaubte die Einruhr von 
Waren einer preußischen Provinz in die andern unter der 
Bedingung, daß, wenn die Steuern im Ursprungslande denen 
im Hauptlande nicht gleich wären, die Differenz nachbezahlt 
werde. 2 ) Die Fürther Spiegel wurden, da Hardenberg die 
gleichen Rechte für seine Provinzen forderte, gegen einen 
Zuschlagszoll von 5°/o in Neuost- und Südpreußen gestattet, 
aber sie mußten alle gestempelt und in plombierten Kisten 
transportiert werden. In den alten Provinzen wurde nur 
Königsberg dem Handel für Franken erschlossen und zwar 
nur als Umladeplatz für den Transport ins Ausland. Der 
Erlanger Industrie waren Süd- und Neuostpreußen bereits 
1799 gegen einen Zoll von 10°/ 0 geöffnet worden, doch 
mußte der Verkäufer nachweisen, daß er bereits vor den 
polnischen Teilungen Absatz dorthin gehabt hatte. 

Das waren Maßregeln zur Beseitigung einzelner, zum 
Teil vorübergehender Notstände. Dem gleichen Zweck diente 
auch die Bewilligung von 33250 fl. für die Strumpfwirker 
in Erlangen, Fürth und Langenzenn, die zur Anlegung eines 
Magazins verwendet wurden. Das Magazin sollte den Meistern 
Gelegenheit geben, ihre Vorräte jederzeit verkaufen oder 
gegen Barvorschüsse verpfänden zu können. Die Verwaltung 
übernahmen die Ge werke selbst. 3 ) 

Dem Interesse aller Fabriken und Kaufleute diente die 
Erleichterung des Kredits. Zwar war nach den Berichten 
der Kammern kein Bedürfnis nach einer Landeskreditanstalt 
vorhanden, der Zinsfuß war niedrig, 2 1 /* — 4°/o, der Bauer 



*) Ber. der Bayr. Kammer 19. XI. 1798, Conclusura in pleno Ge- 
neraldirectorii. R. 44 C. Pol. Dep. 107. — ») Kab. Ord. an Schul. 16. IV. 
1803. Vgl. Basecke, Einrichtung der preuß. Herrschaft auf dem Eichs- 
felde (Göttingen 1905) 8.43. - ») R. 44 C. Pol. Dep. 217. 
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hatte Überfluß an barem Gelde. Aber dieses Urteil paßte 
doch nur auf die ländlichen Verhältnisse, nur für den hypo- 
thekarischen Kredit; diesen zu erleichtern, etwa durch ein 
Pfandbriefsystem nach preußischem Muster, war allerdings 
nicht notwendig, weil der hohe Wert der Güter, die Sicher- 
heit der Hypotheken, noch erhöht seit der Einführung der 
preußischen Hypothekenordnung, es dem Gutsbesitzer leicht 
machte, Geld zu erhalten. Aber wenn bei den Gewerbe- 
treibenden, den Fabrikanten und Kaufleuten kein Kredit- 
bedürfnis vorhanden war, so lag dies nur an der mangelhaften 
Einrichtung des Kreditwesens einerseits, andererseits an dem 
System, Vorschüsse aus Landeskassen zu geben. Daß es 
an einer Gelegenheit fehlte, kurzfristige, niedrig verzinsliche 
Darlehen zu billigen Bedingungen zu bekommen, zeigten die 
Erfahrungen mit den Tuchmachern in Ansbach. Diesem 
Zweck machte Hardenberg die Hofbank in Ansbach dienstbar. 
Sie war zu jener Zeit in ganz Süddeutschland die einzige 
große Bank. *) In markgräflicher Zeit zu Ansbach gegründet 
mit einem vom Markgrafen vorgeschossenen Kapital von 
15 000 fl., hatte sie bisher im Inlände wenig zu leisten ver- 
mocht. Sie hatte in erster Linie die Geldgeschäfte des 
Markgrafen und die Subsidienverrechnung besorgt. Zur Er- 
leichterung des Geldverkehrs gab sie zu 2°/o verzinsliche 
Banknoten aus, doch erschwerte sie deren Umlauf dadurch, 
daß sie auf den Namen ausgestellt wurden. Mit dem bei 
ihr angelegten Gelde hatte sie sich in gewagte Operationen 
eingelassen und sich aus dem Gewinn der einzelnen Ge- 
schäfte nach der Zurückzahlung des Vorschusses einen Bank- 
fonds von 115 000 fl. angesammelt, von dem allerdings 
82188 fl. als zweifelhafte Posten abgerechnet werden mußten. 
Für das Land selbst hatte sie kaum Nutzen gehabt, man 
war, namentlich in Fabrikantenkreisen, viel zu wenig daran 
gewöhnt, Kredit zu nehmen; auch sah die Bank zu sehr 
auf hohe Zinsen statt auf Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung des Landes. Ihre Verwaltung war schlecht, 
ihr einziges Interesse waren hohe Tantiemen, der Reingewinn 
wurde daher so hoch wie möglich berechnet, ohne für un- 



') Poschinger, Bankgesch. des Kgr. Bayern 3. Lieferung. 
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sichere Posten etwas in Reserve zu stellen, damit ihr Anteil, 
20 °/» des Reingewinns, sich nicht verringere. 1 ) Auch die 
Lage war ungünstig, die Residenzstadt lebte fast nur vom 
Hofe, Gewerbe und Handel waren wenig entwickelt. 

Bald nach dem Regierungsantritt wurde Hardenberg mit 
der Oberleitung beauftragt, 8 ) und unter ihm führten Schmid 
und Eracker die eigentlichen Geschäfte, während die kauf- 
männische Leitung dem Bankier Gullmann überlassen wurde. 
J795 wurde die Bank von Ansbach nach Fürth verlegt, da 
außer dem regeren Handel auch die bessere Postverbindung 
und die erleichterte Lombardierung dafür sprachen. 3 ) Ihr 
Kapitalfonds wurde erheblich erhöht, der bisherige allmäh- 
lich auf 199167 fl. angewachsene Bankfonds, von dem 35305A. 
ganz verloren, 98035 fl. aber unsicher waren, 4 ) wurde auf 
73000 fl. herabgesetzt; diese Summe galt von nun an als 
königlicher Anteil. Zu ihm kamen die Aktien der Direktoren 
und Angestellten, die sich im ganzen auf 50000 fl. beliefen. 
Auf diese Weise wurde nicht nur das Betriebskapital der 
Bank vermehrt, sondern auch das Personal an einer guten 
Verwaltung, an der Sicherheit des Kapitals mehr als an 
hohen Reingewinnen interessiert. 

Die Bank behielt dauernd den Charakter als kaufmänni- 
sches Institut. Die Instruktion vom 10. Dezember 1798 
machte ihr zur Hauptaufgabe, den Handel durch Gewährung 
kurzfristiger Darlehen zu unterstützen. Den Depositenver- 
kehr behielt sie zwar bei, doch schien sie dem Großkanzler 
nicht so sicher zu sein, daß er ihr die gerichtlichen Depo- 
sitengelder weiter hätte belassen wollen; daher wurde ihr 
die Aufbewahrung und Verzinsung dieser Gelder entzogen 
und der Berliner Bank übertragen. 5 ) Hardenberg suchte 



l ) Anzeige der Bank 3. II. 1792. Bilanz vom 81. XII. 1791 : Kapital 
96726 fl., Geschäftsgewinn 26638 fl. 51 Kr., davon gehen ab 8573 fl. 55 Kr. 
Unkosten und 4612 fl. 59 Kr. Tantieme (20°/ 0 von 23064 fl. 56 Kr. Rein- 
gewinn), für die 82 188 fl. zweifelhafte Debitoren ist keine Reserve. — 
») Rescr. des Kab. Min. 18. III. 1792. R, 44 B. 9; Schmid an Hard. 30.1. 
1796. R. 44 C. Best. Dep. 69. — *) Promem. A. v. Humboldts 12. III. 
1794. R. 44 C. Pol. Dep. 140; Immed. Ber. Hard. 15. X. 1795. R. 96, 
254 A; Kab. Ord. 29. X. 1795. - *) Bilanz 31. XII. 1795. R. 44 C. Pol. 
Dep. 139. — •) Verordnung 16. XII. 1799, N. C. C. X. 2701. 
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der Bank die Erfüllung ihrer Aufgabe zu erleichtern, indem 
er häufig den Unternehmern die ihnen aus Staatsfonds be- 
willigten Vorschüsse aus Bankmitteln anwies, um sie an den 
Verkehr mit ihr zu gewöhnen. Auch bei den Geldgeschäften 
des Staates, z. B. bei der Rücksendung des preußischen 
Kurantgeldes, bediente er sich ihrer Vermittlung. Auf diese 
Weise hob sich der Geldverkehr, und die Bank hatte be- 
trächtliche Erfolge; der Reingewinn in den Jahren 1796 
bis 1806 betrug zusammen 1 168260 fl., von denen als Divi- 
dende des königlichen Anteils 610000 fl. bar in die Dispo- 
sitionskasse flössen. 

Daneben forderte sie durch ihren ausgedehnten Wechsel- 
verkehr den Handel mit dem Auslande. Hardenbergs Streben 
ging dahin, auch in dieser Beziehung den Außenhandel der 
Fürstentümer von der Vermittlung der Nürnberger Groß- 
kaufleute unabhängig zu machen. Im Jahre 1804 war die 
Bank auch an der Negoziierung einer 5°/ 0 bayrischen An- 
leihe von 803000 fl. beteiligt. Ein beschämendes Zeichen 
für das Mißtrauen, das Preußen damals entgegengebracht 
wurde, war der Ausgang des Versuchs, 1805 auch für Preußen 
eine 4°/o Anleihe von 2 Millionen fl. durch die Bank auf- 
nehmen zu lassen; es gingen im ganzen nur 138500 fl. ein. 1 ) 
1806 ging die Bank an Bayern über und wurde bald darauf 
nach Nürnberg verlegt 

Der Erleichterung des Warenverkehrs diente die Ver- 
besserung der Chausseen. Zwar versuchte Hardenberg nicht 
wie Stein in der Grafschaft Mark, durch neue Chausseen 
dem Handel neue Wege zu erschließen, ihn in andere 
Bahnen zu lenken, sondern begnügte sich mit Verbesserung 
und Ausbau der bestehenden, meist vom letzten Markgrafen 
angelegten Chausseen. Er sorgte vor allem für eine bessere 
Verwaltung und regelmäßige Unterhaltung. Der Vizepräsident 
Doernberg war dabei besonders eifrig, wohl in Erinnerung 
an seine Tätigkeit unter Stein, das Chausseewesen empor- 
zubringen. Auf seinen Antrag 2 ) wurden Chausseebau- 



») Kracker an Hard. 81. X. 1805, Stein an Hard. 25. XI. R. 44 C. 
Pol. Dep. 156. — «) Promem. 25. VI. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 251, vgl. 
Nr. 389, 433, 434, 442. 
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lnspektionen errichtet, von denen eine dem Magdeburger 
Bauinspektor Menzel übertragen wurde, der früher unter 
Stein in der Grafschaft Mark gearbeitet hatte. 1799 wurde 
«in Plan entworfen, um die Chausseen besser als früher 
im Stand zu halten: es sollten Arbeiter dauernd angestellt 
werden, die je 400 Ruten standig unterhalten sollten, wäh- 
rend bisher die Chausseearbeiter nebenher den Bauern als 
Tagelöhner gedient hatten. Die hohen Kosten und die Rück- 
sicht auf die ohnehin über Mangel an Arbeitskräften klagenden 
Bauern verhinderten vorerst die Ausführung. 1 ) Doch wurde 
1803 befohlen, auf gut gebauten Chausseen bezahlte Wege- 
wärter anzustellen. 

Die Chausseegelder, t Kr. von jedem Pferd jede Weg- 
stunde, deckten in Ansbach die Unterhaltungskosten nicht. 
Um höhere Erträge zu erzielen, wurde daher vom 1. Januar 
1797 ab in Ansbach ein neuer Tarif eingeführt, der die 
schweren Wagen höher belastete. Das Pferdegeld blieb 
unverändert, weil es auf einem Kreisschluß beruhte, dagegen 
wurde neu ein Wagengeld eingeführt, das mit der Anzahl 
der vorgespannten Pferde stieg. Ein einfacher Frachtwagen 
kostete 1 Kr., ein vierspänniger 8 Kr., ein achtspänniger 
16 Kr. u. s. f.; dazu kamen die Pferdegelder, so daß für einen 
vierspännigen Wagen im ganzen 12 Kr., für den achtspännigen 
aber das Doppelte zu zahlen war. In Bayreuth blieb der 
alte Tarif bestehen, weil die Einnahmen den Ausgaben 
das Gleichgewicht hielten und die meisten Chausseen leicht 
zu umgehen waren; 2 ) nur auf den wichtigen und schwer zu 
umfahrenden Straßen, Nürnberg - Erlangen - Bamberg und 
Nürnberg -Emskirchen -Würzburg, fand die gleiche Erhöhung 
wie in Ansbach statt. Die Chausseegeldeinnahme war in 
Ansbach verpachtet und blieb es auch trotz mancher Ver- 
suche, sie in staatliche Verwaltung zu übernehmen. 3 ) In 
Bayreuth dagegen wurde diese 1798 durchgeführt, die Kon- 
trolle fand durch ein Zettelsystem statt; jeder Einnehmer 
hatte über die gezahlte Summe eine Quittung auszustellen, 



») Rescr. 16. X. 1799. R. 44 C. Best. Dep. 433. - *) Rescr. 15. III. 
und 18. XII. 1796. R. 44 C. Fin. Dep. 9. - ») Rescr. 23. I. 1799, 4. 1. 
1800. R. 44 C. Fin. Dep. 10. 
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die an der nächsten Station abgegeben werden mußte, unter- 
wegs wurde auch durch die Zollreiter kontrolliert. 

Während neue Straßenzüge nicht angelegt wurden, 
nahm der Ausbau und die Chaussierung bereits bestehender 
Straßen rüstigen Fortgang. Seit 1800 wurden regelmäßig 
Beiträge aus den Meliorationsgeldern dazu gegeben, für 
Ansbach im ganzen 84757 Tlr., für Bayreuth 42339 Tlr. 
Außerdem erhielt die Ansbacher Chausseekasse jährlich 
19000 fl. Zuschuß aus der Hauptdomänenkasse, weil trotz 
der Erhöhung das Chausseegeld die Ausgaben nicht deckte. 
Die wichtigste der neu chaussierten Strecken war die Straße 
von Nürnberg nach Fürth. 

Eine selbständige Post ließ sich im preußischen Franken 
nicht einrichten. So behielt der Fürst von Thurn und Taxis 
seine Post ungestört, wenn auch unbestätigt weiter. 1 ) Zu 
Klagen gab seine Post selbstverständlich Anlaß; lästig war 
es, daß Briefe von Ansbach z. B. nach Augsburg oder Ulm 
über Nürnberg gingen. 2 ) Aber ohne diese Stadt konnte 
man sich von Thurn und Taxis nicht unabhängig machen, 
wenn man sich nicht ganz isolieren wollte. Nur für den 
amtlichen Verkehr der Beamten untereinander wurden einige 
Verbesserungen getroffen, z. B. wurden zwischen Ansbach 
und Bayreuth königliche Postkurse eingerichtet. 

Die Wirtschaftspolitik Hardenbergs in Franken ist mehr 
durch ihre Ziele als ihre Ergebnisse interessant. Für die 
Landwirtschaft hat Hardenberg wohl manches erreicht und 
dauernde Verbesserungen eingeführt, der Handel dagegen 
hat fortwährend unter dem Druck der Kriegszeiten gelitten, 
eine gründliche Hebung der Fabriken ist dadurch vereitelt 
worden. Zu einer selbständigen, kraftvollen, von dem Ver- 
hältnis zu den Nachbarstaaten im wesentlichen unabhängigen 
Wirtschaftspolitik waren aber die Fürstentümer überhaupt 



*) Glückwunschschr. des Fürsten Karl v. Thurn u. Taxis, Regens- 
burg 21. II. 1792, mit der Bitte um Schutz seines Postwesens auf Grund 
der Rezesse mit Ansb.-Bayr., beantwortet durch ein allgemein ge- 
haltenes kgl. Handschreiben, das die Rezesse und das Postwesen nicht 
erwähnt, 6. III. 1792. R. 44 B. 1. Sehr. Hard. an das Kab. Min. (Konz. 
Naglers) 19. VI. 1795. R. 44 C. Pol. Dep. 133. - *) Gutachten Lehners 
Nov. 1798. R. 44 C. Pol. Dep. 103 a. 
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zu klein. Die Ziele, die Hardenberg in Franken von 1797 
an mit immer größerer Entschiedenheit verfolgt hat, sind 
dieselben wie die, die er in der Rigaer Denkschrift ver- 
treten, als Staatskanzler erreicht hat: es sind wirtschaftliche 
Einheit des Staatsgebiets, Befreiung des einzelnen, Zurück- 
treten der Staatstätigkeit auf allen Gebieten, wo das Indi- 
viduum selbst wirken kann. Ihre Durchführung in den 
Fürstentümern litt unter den geschilderten Schwierigkeiten. 
Trotzdem wäre es falsch, wenn man eine wirtschaftliche 
Notlage in Franken annehmen wollte. Schwer lasteten die 
Zeiten nur auf denen, die darauf angewiesen waren, von 
einem bestimmten Gehalte oder von den sich vermindernden 
Zinsen von Kapitalien bei stets steigenden Preisen zu leben. 
Die produzierenden Klassen kamen vorwärts. Die allgemeine 
Wertsteigerung der Grundstücke in Deutschland vor 1806 
zeigt sich auch in Franken an der Zunahme der Handlohn- 
einnahmen. 1 ) Auch die Fabriken gingen in die Höhe; wenn 
auch der Export abnahm und zeitweise fast ganz stockte, 
so stieg doch der Verbrauch im Inlande durch die Anwesen- 
heit vieler Fremden, durch die größere Üppigkeit des Land- 
volkes. Die Tabakfabrikation nahm zu, mehrere neue 
Fabriken, die die Verarbeitung feinerer Sorten sich zur 
Hauptaufgabe setzten, wurden errichtet, auch ein bekanntes 
Ulmer Haus, Seipel u. Co. , verlegte seine Fabrik unter den 
Schutz der preußischen Neutralität. Diese lockte noch manch 
anderen Unternehmer aus dem vom Krieg verheerten Süd- 
deutschland in das preußische Franken. 2 ) Auch der oft 
beklagte Mangel an Spinnereien und Bleichanstalten wurde 
durch die Errichtung mehrerer Anstalten beseitigt; kurz vor 
dem Ende der preußischen Herrschaft wurde in Ansbach 
auch eine Färberei angelegt. 3 ) Einen besonderen Aufschwung 
nahm die Papierindustrie ; ihr kam nicht nur die Schreiblust 
des tintenklecksenden Säkulums, sondern auch die Zugehörig- 
keit zu Preußen zustatten. Abgesehen von der Vermehrung 

*) in Ansbach in Bayreuth 

1797/8 94000 fl. 86000 fl. 

1804/5 114000 fl. 94000 fl. 

— l ) Gebr. Dupre" aus Worms, Bleicherei Gunold aus München. — 

») Kab. Ord. 31. VIII. 1805, Vorschuß 6000 fl. 
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des Papierbedarfs bei allen Behörden im Lande konnten 
die Papierfabriken auch für die Zentralbehörden in Berlin 
große Lieferungen übernehmen; die Transportkosten ver- 
ringerten sich durch die Benutzung der nach Halle zurück- 
gehenden Salzwagen sehr erheblich. 1 ) Es waren Erfolge, 
auf die Hardenberg mit Stolz zurückblickte, Land und Leute 
standen seinem Herzen nahe, 2 ) und das Land vergalt ihm 
seine Tätigkeit durch Beweise ungeheuchelter Zuneigung, 
die sich bei dem ersten Aufenthalt nach der Versetzung von 
1798 geradezu stürmisch äußerte. 



Achtes Kapitel. 
Die Armen'- und Sanitätspolizei. 

Von der weitumfassenden Aufgabe, die den fränkischen 
Verwaltungsbehörden in ihren Instruktionen gestellt worden 
war, wurde ein großer Teil ihnen abgenommen durch die 
Wandlung in Hardenbergs Anschauungen, den Bruch mit 
dem Polizeistaat, das Zurückdämmen der Staatstätigkeit und 
Staatsaufsicht, von dem bereits 3 ) die Rede war. Zwar das 
Ziel blieb das gleiche, die wirtschaftliche und geistige 
Hebung der Bevölkerung; aber die Stellung, die Harden- 
berg dem Staate dabei zuwies, änderte sich. Durch die 
Beschränkung der Polizei auf die Sorge für die öffentliche 
Sicherheit*) verengerte sich der Kreis der Gebiete, die der 
staatlichen Tätigkeit vorbehalten waren; dem Beliebeu des 
einzelnen wurde mehr Freiheit gegeben. Noch im Jahre 
1797 war auf Kretschmanns Vorschlag der Befehl erlassen 
worden, alle Einwohner ohne Ausnahme zum Beitritt zur 
Brandassekuration zu zwingen und keinem fremden Untertan 
die Teilnahme zu gestatten, und der Polizei war ausdrück- 
lich die Pflicht auferlegt worden, dafür zu sorgen, daß das 
Privateigentum eines jeden Untertanen soviel wie möglich 
gesichert werde ; ein Jahr darauf überließ Hardenberg jedem 

>) R. 44 C. Pol. Dep. 201. - a ) Denkwürd. II. 156. - 3 ) Vgl. oben 
S. 239. - «) Rescr. 29. 1. 1802. 

Härtung, Hardenberg. 17 
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die Entscheidung der Frage, ob er einer Feuerversicherungs- 
anstalt beitreten wolle oder nicht, und ebenso wurde es 
jedem freigestellt, sich da zu versichern, wo es ihm am 
vorteilhaftesten erschien. 1 ) Die geplante Vieh Versicherungs- 
gesellschaft kam nicht zustande, weil die Bauern sich auf 
ein so ungewohntes Experiment nicht einlassen wollten, 
Hardenberg aber Zwangsmittel anzuwenden nicht für ratsam 
hielt. 2 ) 

Das Armenwesen wurde ebenfalls fast ganz der freien 
Tätigkeit der wohlhabenden Klassen der Bevölkerung über- 
lassen. Sie riefen in Ansbach, Bayreuth, Fürth und anderen 
Städten Rumfordsche Suppenanstalten ins Leben; erst nach- 
träglich und nur aushelfend mit Getreide- oder Holzabgaben 
oder mit Vorschüssen trat der Staat hinzu, die Leiter der 
Anstalten erhielten keine Vergütung für ihre Tätigkeit. 3 ) Die 
mannigfachen Unterstützungsfonds wurden an allen Orten zu- 
sammengelegt und einheitlich verwaltet, die Verteilung der 
verfügbaren Mittel nahmen Armenkollegien in die Hand, in 
denen neben Magistratsmitgliedern auch Geistliche, Ärzte und 
Stadtbürger saßen. 4 ) Mit den Rumfordschen Suppenanstalten 
wurden meist auch freiwillige Arbeitsanstalten verbunden. 
Die Hauptbeschäftigung dabei war das Wollespinnen; den 
Unternehmern gab der Staat Vorschüsse, um sie instand zu 
setzen, die Rohstoffe zu liefern und die Arbeit sofort bar zu 
bezahlen. 

Die staatliche Einmischung trat also zurück hinter die 
freie Privattätigkeit. Auch gegen zu weit gehende Eingriffe 
in das Privatleben, gegen Erschwerung der öffentlichen Ver- 
gnügungen erklärte sich Hardenberg; das Tanzen an Sonn- 
tagen mehr als durch Polizeistunden einzuschränken, schien 
ihm weder nötig noch nützlich. Als die Hauptaufgabe des 
Staates, um allen Mängeln abzuhelfen, betrachtete er die 
Verbesserung der Erziehung, die Aufklärung des Volkes. 
Wenn er auch nicht so weit ging wie Markgraf Karl Fried- 
rich von Baden, der es offen aussprach: „Ein jedes Laster, 



l ) Rescr. 27. V. 1797, 7. IX. 1798. H. 44 C. Pol. Dep. 55. — ») Ver- 
waltungsbericht 30. VI. 1800, § 62. — *) Kab. Ord. an Hard. 18. V. 1803. 
— ') Hard. an Massow 28. II. 1803. R. 44 C. Pol. Dep. 51. 
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ein jedes Verbrechen ist Irrtum, ist Torheit, eine jede Tugend 
ist Weisheit," *) so teilte er doch die Hoffnung der Auf- 
klärungsepoche, daß eine gute, vor allem auf das Praktische 
gerichtete Erziehung Armut und Verbrechen beseitigen würde. 
Nun wußte man aber doch auch damals, daß nicht nur 
mangelhafte Erkenntnis, sondern auch sehr oft mangelhafte 
Arbeitslust Armut und Bettel hervorrufe. Das Heilmittel 
dagegen sah jene Zeit im Arbeitshaus, 2 ) und hier mußte der 
Staat eintreten. Auch in Franken wurde ein Arbeitshaus 
eingerichtet und an das Zuchthaus in Schwabach angegliedert. 
Die humane Richtung der Zeit verleugnete sich auch dabei 
nicht. Die Zuchthauseinrichtungen wurden sehr verbessert, 
vor allem wendete man seine Fürsorge den kranken Sträf- 
lingen zu. Auch in Bayreuth am Zuchthaus St. Georgen 
walteten humane Grundsätze; die körperlich wenig kräftigen 
Gefangenen wurden statt mit den anstrengenden Marmor- 
arbeiten mit Brillenglasschleifen oder Baumwollspinnen be- 
schäftigt. Für die weiblichen Insassen des Zuchthauses 
wurde ein besonderes Arbeitszimmer eingerichtet. Eine 
Trennung der Verbrecher je nach der Schwere der Strafe 
fand nicht statt, auch waren die Zuchthäuser wie die meisten 
derartigen Anstalten in jener Zeit 3 ) weniger Strafanstalten 
als Aufenthaltsorte für alle die, die man nicht frei umher- 
gehen lassen wollte, Verbrecher, Landstreicher, Bettler und 
Irre. Erst in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts 
war eine Wandlung eingetreten, die eine Trennung der 
schweren und leichten Verbrecher und der Arbeitsscheuen 
bezweckte. In St. Georgen und Schwabach war man noch 
nicht so weit; hier wohnten Zuchthäusler und Arbeitshaus- 
insassen noch zusammen. Altenstein war der Ansicht, daß 
das Zuchthaus Schwabach viel zu human verwaltet werde, 
es sei eher ein gutes Arbeitshaus als eine Strafanstalt, die 
Kost sei sehr gut, die Arbeit leicht. Die Änderungen, die 
infolgedessen geplant wurden, Errichtung eines Zwangs- 

*) Antwort auf die Danksagungen des Landes für die Aufhebung 
der Leibeigenschaft 19. IX. 1783. — *) Darmstädter, Verwaltung des 
Unter -Elsaß unter Napoleon I., Zeitschr. für Gesch. des Oberrheins 
XIX, 307. — 8 ) Holtzendorff und Jagemann, Handbuch der Gefängnis- 
kunde I, 86. 

17* 
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arbeitshauses getrennt vom Zuchthaus, konnten nicht mehr 
ausgeführt werden. 1 ) 

Trotz aller Freiheitsideen rechnete Hardenberg aber 
das Medizinalwesen doch zu den Gegenständen, bei denen 
der Staat mit seiner Fürsorge eintreten dürfe und müsse. 
Hier galt es nicht, dem Individuum freie Hand zu lassen, 
sondern es handelte sich vor allem darum, aufklärend zu 
wirken und außerdem für die nötigen Anstalten zu sorgen. 
Denn in der markgräflichen Zeit war für die Gesundheits- 
pflege fast nichts getan worden. Öffentliche Krankenhäuser 
gab es nicht, das Siechhaus, das Lazarett und ähnliche 
Häuser in Ansbach nahmen auf Lebenszeit auf, die Armen 
waren in Krankheitsfallen auf den Physikus angewiesen, der 
zu ihrer unentgeltlichen Pflege verpflichtet war. Die Besol- 
dung eines Physikus war sehr dürftig, sie betrug an manchen 
Orten nicht mehr als 50 fl.; dafür mußte ein Landphysikus 
r die seiner Kur sich anvertrauenden Personen fleißig be- 
suchen, die besten Mittel zu ihrer Genesung verordnen, die 
Offizinen visitieren, Kurpfuscher beaufsichtigen und anzeigen, 
bei Schlägereien der Besichtigung auf Requisition beiwohnen 
und dem Fraischamt ein visum et repertum ausstellend 2 ) 
Die Privatpraxis mußte aber bei der kärglichen Bezahlung 
immer die erste Rolle beim Physikus spielen. Geachtet war 
der Stand der Arzte nicht; die von Markgraf Alexander 
gnädigst bewilligte, auf die Gemeindekassen des Bezirkes 
angewiesene Zulage von 75 fl. konnte der Physikus von 
Wassertrüdingen nicht bekommen, weil die Gemeinden nicht 
zahlten. Die Bauern wandten sich aus Vorurteil und Spar- 
samkeit lieber an die zahlreichen Bader, Chirurgen und 
Quacksalber. Gewiß sind viele Klagen über die geringe 
Tüchtigkeit der Arzte ungerecht oder übertrieben, und die 
vielen Leibesschäden, die bei der Konskription entdeckt 
wurden, 3 ) sind sicherlich eher der Abneigung des Landvolks 
gegen ärztliche Hilfe als einer Unfähigkeit der Ärzte zuzu- 
schreiben, aber es wirft doch auf die sittliche Höhe des 
Arztestandes ein schlechtes Licht, daß bei den ansteckenden 



*) R. 44 C. Pol. Dep. 24 , 27. — l ) R. 44 C. Best. Dep. 452. — 
') Gen. Ber. § 88. 
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Krankheiten der französischen Kriegsgefangenen auf der 
Plassenburg eine große Zahl von Ärzten die Pflege ver- 
weigerte. Um ähnlichen Vorkommnissen für die Zukunft 
vorzubeugen, fugte Hardenberg in die Bestallungen neuer 
Ärzte die Verpflichtung ein, „sich bei vorfallenden anstecken- 
den Krankheiten willig brauchen zu lassen". 

Einer gründlichen Verbesserung war das Medizinalwesen 
also bedürftig, aber es fehlte an den nötigen Geldmitteln 
und, was noch schwerer wog, an den geeigneten Personen. 
Hinderlich war auch die Eifersucht zwischen den Kammern 
und den seit 1795 ihnen unterstehenden Medizinalkollegien. 
In den ersten 1 0 Jahren der preußischen Herrschaft geschah 
infolgedessen wenig. Es wurden einige Gehälter verbessert, 
einige neue Arzte ließen sich nieder und erhielten staatliche 
Besoldungen; unter ihnen war der spätere Chef des preußi- 
schen Medizinalwesens, Dr. Langermann, der als Akkoucheur 
angestellt wurde. Außerdem wurde für den Unterricht der 
Hebammen die Summe von 750 fl. im Jahr ausgesetzt. 

Die Bestimmung des §4 des Ressortreglements von 1798, 
daß die Stellung der fränkischen Medizinalkollegien zum 
Oberkollegium medicum in Berlin geregelt werden solle, 
gab den Anstoß zu neuen Reformplänen; denn Hardenberg 
und sein Referent Altenstein wollten vor einem Abkommen 
mit Schulenburg, dem Chef des Oberkollegiums, die Sache 
beenden. Eine Verzögerung ergab sich durch den Tod des 
Präsidenten der beiden fränkischen Medizinalkollegien und 
ehemaligen Leibarztes des Markgrafen Dr. Schöpf (17. April 
1800). Hardenberg war bemüht, den Professor Reil aus 
Halle, der nachher Professor an der Universität Berlin wurde, 
für die Stelle zu gewinnen, aber dieser lehnte ab. 1 ) Doch 
bis die Entscheidung über eine Neubesetzung erfolgt war 
und die Kammern ihre Vorschläge für die Verbesserung 
des Medizinalwesens gemacht hatten, war auch Schulenburg 
wieder auf dem Plan erschienen und hatte an die Aus- 
führung des § 4 erinnert. 2 ) Altenstein hatte inzwischen einen 



*) Hard. an Reil 4. IX., dessen Antwort 81. X. 1801. R. 44 C. Best. 
Dep. 449. — a ) Kab. Ord. an Hard. 13. III. 1802 befiehlt Verhandlungen 
mit Schulenburg. 
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umfassenden Plan ausgearbeitet, 1 ) nach dem in jedem 
Fürstentum 14 Kreisärzte, 24 Chirurgen, ferner eine Anzahl 
von Akkoucheurs u. s. w. angestellt werden sollten. Der hohe 
Kostenaufwand, 43400 fl. statt 1 7 000 fl. wie bisher, von denen 
die königlichen Kassen 35000 fl., 23500 mehr als früher, 
tragen sollten, war die Veranlassung, daß der Plan dem 
König überhaupt nicht vorgelegt wurde. Eine endgültige 
Erledigung fand nur die Organisation der Provinzialbehörde, 
die Medizinalkollegien wurden als Medizinaldeputationen in 
enge organische Verbindung mit den Kammern gebracht, 
erhielten auch Kammermitglicder zu Direktoren. 2 ) Neuen 
Anlaß zum Aufschub gaben die Territorialveränderungen von 
1802 und 1803, weil zunächst abgewartet werden sollte, für 
welches Gebiet überhaupt die Organisation stattfinden würde. 
Erst 1804 kam Altenstein wieder auf seine kühnen Projekte 
zurück; für derartige Sachen hatte er ja auch als Kultus- 
minister immer Geld. Er verlangte 3 ) Entwürfe von den 
Kammern, für die er als Hauptgesichtspunkte bezeichnete, 
an Kosten solle nicht gespart werden, man dürfe von den 
Ärzten für die bloße Erlaubnis zu praktizieren keine unent- 
geltlichen Dienstleistungen verlangen, aber ebenso unrichtig 
sei es, sie zu besoldeten Staatsdienern machen zu wollen. 
Der Ausgang war wie 1802; die Gutachten der Kammern 
verzögerten sich, forderten hohe Zuschüsse; schließlich 
machten die Ereignisse von 1 806 dem ganzen Plan ein Ende. 

Aber obwohl eine systematische Organisation nicht ge- 
schaffen wurde, so geschah doch im einzelnen sehr viel. Es 
ist zwar schwer, die Tätigkeit der Arzte zu verfolgen, aber 
daß ein reger wissenschaftlicher Eifer bestand, geht aus den 
Portschritten der Impfung hervor. Hardenberg war von 
Anfang an ihr Anhänger; die Berufung eines Impfarztes aus 
Hannover durch die Ansbacher Kammer geschah schwerlich 
ohne sein Wissen. Als er aber in dem Bericht über das 
Jahr 1800*) von den Erfolgen der Impfung sprach, wurde 
er angewiesen, sich gegen die Impfung, deren Wirkungen 



l ) 5. IV. 1802. R. 44 C. Pol. Dep. 268. — *) Kab. Ord. an Hard. 
24. VII. 1802. — a ) Rescr. 20. VII. 1804. R. 44 C. Pol. Dep. 269. - 
*) 18. V. 1801. R. 89, 126 A. Kab. Ord. 10. VIII., 5. IX. 1801. 



Digitized by Google 



— 263 — 



sehr problematisch seien, passiv zu verhalten und zu gleichem 
Verhalten auch die Kammern und die Medizinalkollegien 
aufzufordern; für die Zukunft aber wurde ihm ein einseitiges 
Vorgehen verboten und vorhergehende Besprechung mit dem 
Oberkollegium medicum anbefohlen. Bald aber wurde die 
Verbreitung der Impfung auch in Preußen amtlich gefördert, 1 ) 
in Franken wurde sie durch die Übernahme der Kosten auf 
die Staatskasse noch besonders begünstigt; im Etatsjahr 1805/6 
wurden 7400 fl. darauf verwendet. Infolge davon stieg auch 
die Zahl der geimpften Kinder stetig, es waren 1801 1333, 
1803 schon 4909, 1805 von Januar bis September bereits 
6450. 2 ) Die Ergebnisse waren überraschend günstig; während 
1800 noch 22 0l o aller Todesfälle durch Pocken verursacht 
worden waren, ging diese Zahl schon 1802 auf 5, 1804 auf 
4 1 / 2 °/o zurück, die absoluten Zahlen waren 4509 im Jahre 
1800, 661 im Jahre 1804. 3 ) 

Nach langen Verhandlungen, an deren Verzögerung ein 
Konflikt zwischen Kammer und Magistrat Schuld trug, gelang 
es 1803 in Ansbach ein Krankenhaus zu errichten. Es war 
keine staatliche Anstalt, sondern der Staat gab nur einen 
festen Beitrag von 1000 fl. im Jahre, die Mittel wurden zum 
größten Teil durch Aufhebung der alten Pfründneranstalten 
(Siechhaus, Seelhaus) aufgebracht. Nach dem Beispiel, das 
Franz Ludwig v. Erthal in Bamberg gegeben hatte, wurde 
das neue Krankenhaus mit einer freiwilligen Krankenver- 
sicherung von Handwerksgesellen und Dienstboten verbunden. 
Gegen Zahlung von 1 Kr. in der Woche 4 ) erwarben sie das 
Recht auf unentgeltliche Aufnahme in das Krankenhaus in 
Krankheitsfällen. Der Beitrag wurde von den Meistern und 
Dienstherrschaften erhoben; ihnen wurde es überlassen, ob 
sie ihn selbst zahlen oder dem Personal am Lohne abziehen 
wollten. 5 ) Der Plan, ein Institut zur Aufnahme von unheil- 
baren Kranken zu errichten, für das 1804 1600 fl. ange- 
wiesen wurden, 6 ) ist anscheinend nicht weiter verfolgt worden. 

») Reglements 31. X. 1803 und 13. X. 1804. — 2 ) R. 44 C. Pol. 
Dep. 254. — a ) Bevölkerungstabellen R. 44 C. Pol. Dep. 11. — *) In 
Bamberg 15 Kr. frk. = 18 Kr. rh. im Vierteljahr. Journal für Franken 
I, 567. Vgl. Arch. f. Gesch. von ünterfranken Bd. 46, S. 1 ff. — ») R. 44 
C. Pol. Dep. 256. - •) Kab. Ord. 1. V. 1804. 
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Ein großes Krankenhaus, das zugleich wissenschaftlichen 
Zwecken dienen sollte, wurde für Erlangen geplant. Auf 
Antrag Hardenbergs bewilligte der König 1802 20000 Tlr. 
Meliorationsgelder; aber die Baupläne waren noch nicht 
fertig, und so konnte bis zum Oktober 1803 nur die Summe 
von 3300 Tlr. verbraucht werden. Den Rest von 16700 Tlr. 
befahl der König mit Rücksicht auf die schlechte Finanzlage 
des Staates einzuziehen. 1 ) 1804 wurde aus den Meliorations- 
geldern wiederum die Summe von 20000 Tlr. für den auf 
44 868 Tlr. veranschlagten Bau bewilligt, der Bau mußte 
aber im folgenden Jahre sistiert werden, weil der König 
keine Meliorationsgelder anwies. 2 ) 

Die Irrenpflege nahm am Ende des 1 8. Jahrhunderts 
überall einen großen Aufschwung. Es traf sich günstig, daß 
Langermann, der erste große Psychiater Deutschlands, bald 
nach seiner Promotion sich in Bayreuth niederließ. Er besaß 
schon damals durch seine Dissertation: de methodo cogno- 
scendi curandique animi morbos stabilienda 3 ) einen Ruf 
und machte sich in den folgenden Jahrzehnten mehr noch 
durch die praktische Belebung der Psychiatrie als durch 
theoretische Untersuchungen einen Namen. Er fand noch 
ganz die althergebrachte Irrenpflege vor; in jedem Fürsten- 
tum bestand in Yerbindung mit dem Zuchthaus auch ein 
Irrenhaus, dessen Einkünfte in geringen Abgaben von Wald- 
strafen, Hochzeiten, Bestallungen und in Kollekten bestanden. 
Früher hatte immer das Zuchthaus als das wichtigere ge- 
golten; war die Zahl der Sträflinge zu groß geworden, so 
waren sie mit den harmlosen Irren zusammengesperrt worden 
und hatten sich ein Vergnügen daraus gemacht, sie zu necken. 
Daher war Hardenberg schon 1797 geneigt, das Irrenhaus 
vom Zuchthaus zu trennen und in das leerstehende Schloß 
St. Georgen zu verlegen. 4 ) Verbesserungsfähig war auch 
die ärztliche Pflege; schon bei der Einlieferung der Irren 
kamen Mißgriffe vor. Eine ärztliche Untersuchung fehlte 
ganz, es ereignete sich tatsächlich, daß Gesunde ins Irren- 



») Kab. Ord. 10. XI. 1803. — ») R. 44 C. Fin. Dep. 561. — ») Allg. 
deutsche Biogr. XVII, 682. — *) Marginal auf Schuckmanns Ber. vom 
29. 1. 1797. R. 44 C. Best. Dep. 241. 



Digitized by 



— 265 — 



haus gesperrt wurden; die Überwachung des Gesundheits- 
zustandes der Irren durch den nur mit 50 fl. besoldeten 
Arzt war mangelhaft, die Kost schlecht und wenig rationell. 
Kleine Verbesserungen waren allmählich erfolgt, die Ver- 
bindung mit dem Zuchthaus hörte ganz auf, für die weib- 
lichen Insassen wurden weibliche Wärterinnen angestellt, die 
Kost wurde verbessert, der Verpflegungssatz von 7 Kr. auf 
10 Kr. täglich für die Person erhöht. Eine gründliche Neu- 
ordnung wurde durch Langermann geschaffen, die von ihm 
gewünschte Trennung von heilbaren und unheilbaren Irren 
dadurch erreicht, daß nach St. Georgen die heilbaren aus 
beiden Fürstentümern, nach Schwabach alle unheilbaren ge- 
bracht wurden. *) Das Irrenhaus St. Georgen wurde mit 
großem Kostenaufwand ausgebaut, neue Zimmer eingerichtet, 
ein Sturzbad hergestellt, der Hof, der bisher Aufbewahrungs- 
ort von Holz und Gerümpel gewesen war, geräumt und mit 
Bäumen bepflanzt Auch hier wurde ausdrücklich verfügt, 
daß finanzielle Rücksichten nicht maßgebend sein dürften; 
der Staatszuschuß wurde um 41 SS fl. jährlich erhöht. Die 
ärztliche Leitung wurde Langermann allein überlassen, 
die Kammeraufsicht auf die ökonomische Verwaltung be- 
schränkt. 2 ) 

Die Ergebnisse der staatlichen Fürsorge genau anzu- 
geben ist unmöglich, weil die Statistik versagt. Erst seit 
1799 gab es in Ansbach -Bayreuth regelmäßige genau ge- 
führte Bevölkerungslisten. Das Jahr 1 800 hat eine unnormal 
hohe Zahl von Todesfallen (20000 gegen 14000) infolge von 
Krankheiten, die durch die fremden Armeen eingeschleppt 
worden waren. Im Jahre 1S03 aber fand der Austausch 
der an Bayern abgetretenen Gebiete gegen die neu er- 
worbenen geistlichen Stifter statt, wodurch die Bevölkerung 
sich verschob. Aber soweit eine Prüfung der Ergebnisse 
möglich ist, sind sie günstig ; die Zahl der Todesfälle betrug 
im Jahre 1804 28 auf das Tausend der Bevölkerung, 3 ) wäh- 
rend als Normalzahl 33 galt; auch die Sterblichkeit der 
Kinder unter einem Jahr war mit einem Drittel aller Todes- 



*) Rescr. an die Ansb. Kammer 16. II. 1805. R. 44 C. Pol. Dep. 24. 
2 j R. 44 C. Pol. Dep. 24/27. - ») 14275 auf 505434 Einwohner. 
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fälle nicht ungewöhnlich groß. Aber zu tun blieb noch vieles 
übrig, und gerade gegen die Kinder- und Wöchnerinnen- 
sterblichkeit hätte eine gründliche Verbesserung des Hebara- 
menwesens Abhilfe schaffen können. Begonnen hatte sie 
bereits, 1802 wurden für jede Provinz 1250 fl. für Hebammen- 
lehrinstitute bewilligt. In Ansbach wurde auch sofort die 
bisherige Privatanstalt des Dr. Leibiin übernommen, in 
Bayreuth zog sich die Erledigung bis 1805 hin; erst dann 
wurde ein passendes Haus angekauft und für die besonderen 
Zwecke eingerichtet, die Kosten bezifferten sich auf 12000A. 1 ) 
Die Apotheken wurden unter bessere Aufsicht gestellt und 
bei den Medizinalkollegien pharmazeutische Assessoren an- 
gestellt, die nicht nur die einlaufenden Rechnungen über 
Arzneien zu revidieren hatten, sondern auch wissenschaftlich 
tätig sein sollten. 2 ) Erfolge konnten natürlich erst allmäh- 
lich sichtbar werden. Der Hauptmangel war, daß es zu 
wenig tüchtige Arzte gab; ihm durch Berufung bekannter 
Ärzte abzuhelfen war Hardenberg ohne Erfolg bemüht; da- 
gegen unternahmen mehrere inländische Arzte, unter ihnen 
auch Langermann, zum Teil mit staatlicher Unterstützung 
Studienreisen. Unmittelbar war dadurch natürlich wenig ver- 
bessert, das empfand auch Altenstein, als er 1804 seinen 
Organisationsplan entwarf. Es war ein Ideal, das er auf- 
stellte: Trennung der wissenschaftlich gebildeten Elemente 
von den unwissenschaftlichen, Beschränkung der letzteren 
auf die Krankenwärterdienste, Beseitigung der unnatürlichen 
Trennung von äußerer und innerer Medizin. An eine so- 
fortige Verwirklichung dachte er nicht, er wollte sich vor- 
läufig mit einer provisorischen Organisation begnügen, bis 
eine genügende Zahl von Ärzten vorhanden sein werde, die 
auf der Höhe der Wissenschaft stünden. 



») Kab. Ord. 14. V. 1805. R. 44 C. Pol. Dep. 268, Fin. Dep. 276/278. 
l ) Rescr. 5. X. 1796. R. 44 C. Pol. Dep. 273; 12. V. 1799 Best. Dep. 450. 
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Neuntes Kapitel. 

Kirchenpolitik und Bildungswesen. 

Als ein Kind des 18. Jahrhunderts stand Hardenberg 
den religiösen Fragen gleichgültig gegenüber. Auch als 
gegen das Ende seines Lebens das religiöse Leben neu er- 
wachte, nahm er daran keinen Anteil. Er wollte damit 
nichts zu tun haben, schrieb er an Kircheisen. 1 ) Wenn er 
in der Rigaer Denkschrift sagt, das Wesen der Religion 
bestehe darin, „daß man das Leben als eine Stufe zu einem 
höheren Zustande betrachte, dessen Ahnung tief in uns 
gelegt ist, und in dem Streben nach dem Übersinnlichen, 
welches uns zu diesem höheren Zustande führt", so ist es 
doch eher Altenstein als Hardenberg, der hier spricht. Näher 
stand er wohl den Anschauungen Hänleins, der bei der Er- 
öffnung des Konsistoriums dessen Aufgabe als die Sorge 
für vernünftige Gottes Verehrung bezeichnete: „es ist keine 
Ketzerei, fuhr er fort, wenn wir mehr auf den Geist und 
das Wesen unserer Religion, als auf unfruchtbare Lehrsätze 
sehen, wenn wir wahrhaft christliches moralisches Handeln 
heuchlerischen Gebärden und bloßen äußerlichen Gebräuchen 
vorziehen, wenn wir die erweiterten Fortschritte der Gelehr- 
samkeit und Aufklärung auch in der Religionswissenschaft 
zu schätzen wissen". * 2 ) Aufgeklärt, von Schwärmerei, Mysti- 
zismus und scholastischem Wüste gereinigt, 3 ) vernünftig und 
praktisch brauch bar sollte die Religion sein. JJnd von diesem 
flachen Standpunkte aus betrachte te Hardenberg auch die 
Aufgabe des Gottesdienstes, z. B. verlangte er von den 
Geistlichen, sie sollten Predigten über die Gesindeordnung 
halten.*) 

Was Hardenberg interessierte, was ihn veranlaßte, immer 
eine Mitwirkung bei der Kirchenverwaltung zu beanspruchen, 
war die politische Seite, das Verhältnis von Kirche und / 



4 ) Hardenberg an Kircheisen 9. VII. 1795. R. 44 C. Best. Dep. 66. 
— ») Rede 1. III. 1799. R. 44 C. Best. Dep. 96. — 3 ) Briefe über Ans- 
bach von einem Württemberger (1797) S. 174. — 4 ) Hescr. 29. I. 1802. 
R. 44 C. Pol. Dep. 288. 
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Staat. Es war für ihn von vornherein klar, daß der Staat 
den Kirchen gegenüber ebenso souverän sei wie gegenüber 
allen anderen Korporationen und Individuen. Daher konnte 
für ihn der Staat mit der Kirche keinen Vertrag, kein Kon- 
kordat abschließen; wie er es 182 1 vermied, mit der Kurie 
ein Konkordat zu vereinbaren, so verhinderte er 1805, daß 
das geplante Konkordat zwischen dem Papst und dem 
deutschen Reiche auf Preußen ausgedehnt werde. l ) Daher 
wurde auch in Ansbach-Bayreuth das „wunderlichste Gemisch 
von landesherrlichen, Episkopal-, Patronats- und Parochial- 
rechten" 2 ) aufgehoben; an seine Stelle trat die einheitliche 
Kirchenhoheit des Staates. 

Den Lutheranern gegenüber bedeutete dieser Standpunkt 
nichts Neues; seit der Kirchenordnung von 1533 war das 
Kirchenregiment der weltlichen Obrigkeit ganz unbestritten. 3 ) 
Als Vertreter des Landesherrn hatten die Konsistorien in 
Ansbach uud Bayreuth gegolten, die sich aus je drei welt- 
lichen und geistlichen Räten und einem weltlichen Präsi- 
denten zusammensetzten. Für die Ausübung der den Konsi- 
storien in Ehesachen zustehenden Gerichtsbarkeit traten zwei 
fürstliche Hofräte zu dem Kollegium hinzu. Diese Selb- 
ständigkeit hörte unter preußischer Herrschaft auf. Das 
Organisationspatent vom 3. Juli 1795 bestimmte, daß die 
zweiten Regierungssenate die Aufgaben der Konsistorien 
übernehmen und zu diesem Zweck durch einige geistliche 
Mitglieder verstärkt werden sollten. Die besondere Ehe- 
gerichtsbarkeit, die gleichfalls auf die zweiten Senate über- 
gegangen war, wurde durch Verordnung vom 30. September 
1796 aufgehoben.*) Bei den Veränderungen vom Jahre 1798 
wurden die zweiten Regierungssenate aufgelöst, die Konsi- 
storialbefugnisse für beide Fürstentümer übernahm in gleicher 
Weise, wie sie bisher die Regierungen gehabt hatten, der 
zweite Senat der Ansbacher Kammer. 

Größeren Schwierigkeiten unterlag die Durchsetzung der 
Kirchenhoheit des Staates gegenüber den Reformierten und 

') Unvollzogener Ber. an den König, Juni 1805. R. 44 C. Geistl. 
Dep. 20. — *) Gen. Ber. § 101. — a ) Vogtherr, Verfassung der evan- 
gelischlutherischen Kirche in Ansbach-Bayreuth, Beitr. zur bayerischen 
Kirchengeschichte II. — *) N. C. C. X, 735. 
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Katholiken. Daher verzichtete Hardenberg auch trotz der 
Bestimmung des Ressortreglements von 1798, daß die geist- 
lichen Angelegenheiten zum Geschäftskreis des geistlichen 
Departements gehören sollten, nicht ganz auf die Mitwirkung 
bei den Angelegenheiten der reformierten und katholischen 
Kirchen, während er bei denen der Lutheraner alle Teil- 
nahme aufgab. Die Zahl der Reformierten war gering, in Ans- 
bach 70, in Bayreuth 2400 ; l ) sie waren meist Nachkommen 
der Refugi^s, die sich mit Unterstützung der Markgrafen in 
Schwabach und Erlangen zum großen Vorteil der Industrie 
niedergelassen hatten. Sie hatten das Privilegium, unmittel- 
bar unter dem Ministerium zu stehen, hatten in Ehesachen 
besondere Gerichtsbarkeit, standen in Verbindung mit außer- 
fränkischen Gemeinden und beteiligten sich auch an Synoden 
der schweizerischen Reformierten. Die Unabhängigkeit ihrer 
weltlichen Verwaltung war schon bei der Behördenorgani- 
sation weggefallen. Wenige Jahre später einigte Hardenberg 
sich mit Thulemeier, dem Chef des reformierten Departe- 
ments, über die Aufhebung ihrer der Geschlossenheit des 
Staates und der Gleichförmigkeit der Verwaltung wider- 
sprechenden Sonderstellung in geistlichen Dingen. Auf ihren 
Antrag genehmigte der König die Anstellung eines refor- 
mierten Konsistorialrats beim zweiten Kammersenat, die 
Übertragung der Verwaltung an diesen Senat, die Aufhebung 
aller der preußischen Verfassung widerstreitenden Privilegien 
wie der Verbindung mit ausländischen Synoden, der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit. 2 ) 

Die gleichen Grundsätze wendete Hardenberg auch den 
Katholiken gegenüber an. Ihre Zahl war nicht groß, 14000 
in Ansbach, 6000 in Bayreuth; sie hatten in den beiden Resi- 
denzen Bethäuser, auch in Erlangen durften sie Gottesdienst 
halten. Schwierig war die Stellung zu den katholischen 
Bischöfen, die über die ansbach - bayreuthischen Katholiken 
Diözesanrechte beanspruchten. An manchen Orten erkannte 
man sie zwar nicht an, weil sie im Normaljahr 1624 nicht 

*) Göß, Statistik des Fürstentums Ansbach; Fikenscher, Statistik 
des Fürstenturas Bayreuth. — *) Rescr. Hardenbergs und Thulemeiers 
an den zweiten Senat 15. IX. 1800, Immed. Ber. 26. IX. 1801, Kab. Ord. 
an Hard. und Thulemeier 15. X. 1801. R. 44 B. 81. 
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bestanden hätten; dazu gehörten vor allem die Ansprüche 
des Bistums Regensburg. Aber an vielen Orten und be- 
sonders in den 1796 revindizierten katholischen Gemeinden 
waren nach den Bestimmungen des westfälischen Friedens 
die Diözesanrechte von Eichstätt und Würzburg unbestreit- 
bar. Die Geistlichen konnte man überall zum Huldigungseid 
zwingen, dagegen hatte man keine Handhabe gegen die 
auswärtigen Bischöfe in Ausübung ihrer Diözesanrechte. Da 
Hardenberg die Einmischung fremder Bischöfe, mit denen 
Preußen außerdem noch in Streit über die Landeshoheit 
sich befand, nicht dulden wollte, regte er 1797 die Ernen- 
nung eines gemeinsamen Vikars aller beteiligten Bischöfe 
an; für den Fall, daß diese sich nicht einigten, wollte er 
durch unmittelbare Verwendung beim Papste die Einsetzung 
des Vikars bewirken. 1 ) Er kam auf diesen Gedanken 1801 
wieder zurück, er schlug sogar die Ernennung eines preußi- 
schen Bischofs für Franken vor, doch vertagte das Kabinetts- 
rainisterium die Entscheidung bis zur endgültigen Regelung 
der deutschen Verhältnisse. Bis zu diesem Termine behalf 
sich Hardenberg, indem er die Ausübung der Diözesanrechte 
durch die Bischöfe geflissentlich ignorierte, ebenso auch die 
Beschwerden des Bischofs von Eichstätt über die Aufhebung 
der geistlichen Gerichtsbarkeit. 2 ) Nachdem die Säkulari- 
sationen die Zahl der katholischen Untertanen Preußens in 
Franken bedeutend vermehrt hatten, nahm Hardenberg seine 
früheren Pläne wieder auf uud schlug abermals vor, ein 
Bistum für das preußische Franken zu gründen. 3 ) Doch ist 
das geistliche Departement auch damals auf den Vorschlag 
nicht eingegangen. Die königliche Entscheidung war bereits 
im vorhergehenden Jahre gefallen; sie hatte dahin gelautet, 
daß in den Entschädigungslanden vorläufig keine Bischöfe 
ernannt werden sollten, sondern man sich behelfen solle, so 
gut es gehe.*) 

Die Tendenzen der Aufklärung bestimmten auch Harden- 
bergs Stellung zu den Bildungsanstalten. Er schätzte ganz 



*) Ber. 10. I. 1797. Lehmann, Preußen und die katholische Kirche 
VII, 518. — 2 ) Humboldts Ber. bei Lehmann VIII, 536. — s ) Harden- 
berg an Reck 28. IV. 1804. R. 44 B. 30. — *) R. 44 C. Geistl. Dep. 20. 
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im Geis te seiner Zeit den W ert der Bildung , des praktisch 
brauchbaren Wissens unendlich hoch und war daher eifrig* 
1)emüht, alle Unterrichtsanstalten in Franken zu heben. Auch 
hierbei verleugnet sich der rein weltliche Charakter des 
Zeitalters nicht. Wie das Allgemeine Landrecht die Schulen 
für Veranstaltungen des Staates erklärte, so hatte Harden- 
berg schon als braunschweigischer Minister die Trennung 
der Schulverwaltung von der Kirche, die Einsetzung einer 
weltlichen obersten Schulbehörde, des Schuldirektoriums, be- 
wirkt. 1 ) Den gleichen Standpunkt vertrat er im Jahre 1800 
in seinem Verwaltungsbericht, 2 ) er betonte darin, daß das 
Schulwesen eigentlich der Landespolizeibehörde unterstehen 
sollte. Darum ließ er auch 1798 die Enthebung von aller 
Aufsicht über die Schulen in Ansbach - Bayreuth sich nicht 
ruhig gefallen; der König genehmigte auf seinen Antrag, 
daß er wegen seiner Vorliebe für die Universität Erlangen 
an dem Kuratorium auch ferner teilnehmen dürfe. 3 ) / 

Die Vorliebe Hardenbergs für die Universität erstreckte 
sich aber nicht auf die Verfassung. Die korporative Selb- 
ständigkeit der Universität, die Selbstverwaltung in dem 
althergebrachten Rahmen, die Unabhängigkeit von den ordent- 
lichen Verwaltungs- und Justizbehörden, die akademische 
Gerichtsbarkeit waren in seinen Augen durchaus schädliche 
Reste aus weniger aufgeklärten Zeiten, und er berührte sich 
hierin mit den Anschauungen und Bestrebungen des damaligen 
Chefs des geistlichen Departements, Julius v.Massows. 4 ) Auch -2^1 
dieser war eifrig bestrebt, die Universitäten zu fordern", aber 
auch er traute den Professoren die Fähigkeit, die Universi- 
täten zu verwalten, nicht zu. Als ein Haupthindernis be- 
zeichnete er „den mit allerdings einiger — jedoch seltener 
Ausnahme — im ganzen die Gelehrten vom Metier beherr- 
schenden Charakter der einseitigen Vorliebe für ihren Stand, 
Verfassung und Geschäfte, welche jeder Reform entgegen- 
arbeitet, sie wenigstens selbst dann, wenn man deren Not- 
wendigkeit und Nützlichkeit zugestehen muß, nicht tätig 



») Ranke, S.W. 46 , 68. — *)'30. VI. 1800, §14. — 3 ) Kab. Ord. 
10. VII. 1799. R, 44 C. Best. Dep. 66. — 4 ) Heubaum, J. v. Massow, 
Mitteilungen der Ges. für deutsche Erziehungs- u. Scbulgesch. XIV. 
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genug unterstützt. Letzteres liegt hauptsächlich im Mangel 
an Fertigkeit, öffentliche Geschäfte mit kollegialischem Ge- 
meingeist zu betreiben." 1 ) In der Überzeugung, daß der 
häufige Wechsel im Rektorat die Aufsicht auf die Sitten 
der Studenten hindere, ging er gern auf Hardenbergs Vor- 
schlag ein, die Amtsdauer des Prorektors von einem halben 
auf ein ganzes Jahr auszudehnen und den Turnus nach 
Fakultäten aufzuheben. Auch sollte Wiederwahl mehrmals 
hintereinander gestattet sein, und die Oberkuratoren behielten 
sich vor, statt des Gewählten einen anderen zu ernennen. 
Die Verfügung, die den Senat der Universität von diesen 
Veränderungen in Kenntnis setzte, fügte hinzu: „Wir wünschen, 
daß Ihr Eure jetzige Wahl auf den Professor Hildebrandt 
richtet. u Der Senat verwendete sich für die Beibehaltung 
des bisherigen Usus, wurde aber sehr unsanft abgewiesen. 
Die von ihm getroffene Wahl des Professors Geiger zum 
Prorektor wurde zwar bestätigt, weil Hildebrandt abgelehnt 
hatte, aber zugleich wurde dem Senat mitgeteilt, für das 
kommende Jahr werde der Professor Groß ernannt werden; 
überhaupt könne sich das Oberkuratorium „durch veraltete und 
für die gegenwärtige Zeit nicht mehr passende Observanzen 
nicht abhalten lassen, andere auf das allgemeine Wohl und 
den besseren Flor der Universität berechnete Einrichtungen 
zu treffen". 2 ) Groß wurde auch ernannt und zwar, wie ihm 
am 3. Oktober 1 805 mitgeteilt wurde, sollte er bis auf weitere 
Anordnung das Prorektorat dauernd führen. Die akademische 
Selbstverwaltung wurde auch dadurch eingeschränkt, daß der 
König sich die Bestimmung der Zahl der ordentlichen Pro- 
fessoren und deren Ernennung auch ohne Vorschlag der 
Fakultät vorbehielt. Den Professoren wurde auf ihre Ver- 
wahrung erklärt, man erwarte, „daß sie sich, ohne veraltete, 
auf die jetzigen Zeiten nicht mehr passende Gewohnheiten 
und Herkommen zur unbedingten Norm ihrer Meinungen und 
Vorschläge zu machen, den königlichen Absichten bereit- 
willig fügen würden". 3 ) Eine Minderung der akademischen 



*) Immed. Ber. Massows 8. 1. 1803. R. 76 II. 309. — *) Rescr. an den 
Senat 30. IX., 10. XI. 1804, dessen Ber. 15. X. R. 76 II. 319. — ») Rescr. 
31. 1. 1805. R. 76 II. 310. 
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Unabhängigkeit in finanzieller Hinsicht war es, daß der 
Staat die Verwaltung eines Teiles der Universitätsgüter über- 
nahm und ihr dafür einen festen Beitrag zahlte. Die Ein- 
ziehung der entfernt liegenden Güter gegen eine staatliche 
Entschädigung wurde in Aussicht gestellt. Das ganze Be- 
streben Hardenbergs ging unverkennbar dahin, die in seinen 
Augen antiquierte Sonderstellung der Universität zu beseitigen, 
sie zur Staatsanstalt zu machen. Die akademische Gerichts- 
barkeit wurde mehr als bisher den staatlichen Justizkollegien 
untergeordnet, denen sie bis 1800 ganz unabhängig gegen- 
übergestanden hatte. Erste Instanz war bis dahin das 
akademische Gericht, zweite der Senat, dritte das Ober- 
kuratorium gewesen. Im Jahre 1800 wurde die Regierung 
in Ansbach per modum delegationis perpetuae zur Gerichts- 
behörde dritter Instanz bestellt. 1 ) 

Auch die Studentenschaft mußte sich manche Beschrän- 
kungen der Freiheit gefallen lassen, obwohl diese auch in 
markgräflicher Zeit nicht allzu groß gewesen und namentlich 
durch Herausforderungen seitens des Militärs oft angegriffen 
worden war. Wegen des häufigen Schuldenmachens wurde nach 
einem von der Universität Jena gegebenen Beispiel das Post- 
amt in Erlangen angewiesen, an jedem Posttag einen Zettel 
öffentlich auszuhängen, der mit Namensnennung die Höhe 
des für jeden Studenten angekommenen Wechsels angab. 2 ) 
Doch scheint die Maßregel nicht sehr erfolgreich gewesen 
zu sein; 1803 wurde daher ein Zahlungsinstitut, wie es 
bereits in Halle bestand, in Erlangen eingerichtet; die Uni- 
versitätskasse übernahm es, für die Studenten alle laufenden 
Ausgaben, Wohnung, Essen, Kollegiengelder, auf besonderen 
Wunsch auch die Anschaffung der Kleidung gegen feste, 
von dem Vater des Studenten vorher bestimmte Summen zu 
bestreiten. Den Beitritt obligatorisch zu machen fand Harden- 
berg zu hart, auch hielt er es nicht für nützlich, den Studenten 
das Schuldenmachen ganz zu verbieten. 8 ) Die Beteiligung 
der Studenten am Zahlungsinstitut war nicht groß. 1805 waren 



») Rescr. 26. III., Kab. Ord. 27. XI. 1800. R. 76 II. 308. - «) Rescr. 
11. VIII. 1'797. R. 76 II. 308. — *) Hard. an Massow 28. V., Rescr. 
3. IX. 1803. R. 76 II. 308, 331. 

Härtung, Hardenberg. 18 
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von 216 Studenten nur 14 ihm beigetreten. 1 ) Auch in 
der Unterdrückung der studentischen Korporationen wollte 
Hardenberg nicht zu weit gehen. Da sie doch nicht aus- 
zurotten seien , wollte er wenigstens einige studentische 
Gesellschaften anerkennen; sonst, so schrieb er an Massow, 
nähmen die geheimen Verbindungen allzusehr zu. 2 ) 

Mit dieser Verschärfung der Staatsaufsicht verband sich 
aber eine gründliche Sorge für die Blüte der Universität. 
In dem ersten Jahrzehnt wurden ihre Einkünfte von 26688 
auf 30000 fl. durch Erhöhung des staatlichen Zuschusses 
vermehrt; gründliche Reformen geschahen aber nicht, weil 
die Kriegszeiten als das Haupthindernis der Entwicklung 
angesehen wurden. Aber seit 1800 trat ein rascher Rück- 
gang ein; die Zahl der Studenten sank von 223 im Jahre 
1801 auf 162 im Jahre 1804, die tüchtigsten Professoren, 
unter ihnen der Staatsrechtslehrer Klüber, nahmen Be- 
rufungen an andere Universitäten an, überall in der Nach- 
barschaft sorgten die Landesfürsten für eine Verbesserung 
ihrer Universitäten, Karl Friedrich von Baden für Heidelberg, 
Max Joseph von Bayern für Würzburg und Landshut, so daß 
sogar an die Aufhebung von Erlangen gedacht wurde. 
Hardenberg aber war ein Gegner dieses Gedankens, er 
glaubte nicht, daß der Eifer in Bayern lange vorhalten 
werde, da man zuviel und nach zu weiten Plänen angefangen 
habe und der Katholizismus den Aufschwung hemmen werde; 
er hoffte durch Vermehrung der Geldmittel entsprechend der 
Erweiterung der Wissenschaften Erlangen wieder zur Blüte 
bringen zu können. Auf den gemeinsamen Antrag Hardenbergs 
und Massows bewilligte der König 3 ) im Jahre 1804 eine 
Erhöhung des Staatszuschusses um 15145 Tlr. (26000 fl.) aus 
den noch nicht auf den Etat gesetzten Einkünften der neu 
erworbenen Kirchengüter und eine einmalige Summe von 
10 000 Tlr. für Anschaffungen und Bauten. Außerdem stellte 
er in Aussicht, nach dem Tode der verwitweten Markgräfin 
von Bayreuth das von ihr bewohnte Schloß in Erlangen der 

*) Ber. des Senats 15. 1. 1806. R. 76 IL 310. — 2 ) Hard. an Massow 
22. VI., dessen Antwort 9. VII. 1798. R. 76 IL 308. — ») Gemeins. Immed. 
Ber. Hard. und Massows (Konz. Naglers) 22. X., Kab. Ord. 8. XI. 1804. 
R. 76 II. 310. 
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Universität zu schenken. Dazu kam noch im Jahre 1806 
die Summe von 150000 fl. aus der Stiftung der Markgräfin 
Christiane, die Markgraf Karl Alexander zum Schatullver- 
mögen gezogen hatte. Als Pfand dafür waren bisher die 
von ihm den Hauptkassen geliehenen Gelder betrachtet 
worden. Nach seinem Tode wurden aus den Kassenbeständen 
in Ansbach kurz vor ihrem Übergang an Bayern 150000 fl. 
der Universität zugewiesen; nach langem Rechtsstreit fielen 
ihr 1836 auch noch 95000 fl. Zinsen zu. 1 ) 

Die neuen Mittel wurden verwendet, um die Gehälter 
der Professoren aufzubessern; 1200 fl. sollte ein Ordi- 
narius mindestens bekommen, während im Jahre 1791 die 
Besoldungen in der theologischen Fakultät durchschnitt- 
lich 900, in den anderen nur 6 — 700 fl. betragen hatten. 
Auch die Witwenkasse, deren Kapitalbestand von 10000 fl. 
nur für drei Pensionen ausreichte, erhielt einen neuen Zu- 
schuß von 950 fl. im Jahre zu den bisherigen 50 fl. , außer- 
dem ein einmaliges Geschenk von 1 500 fl. Eine Entlastung 
der Kasse erfolgte auch dadurch, daß der König sich bereit 
erklärte, einigen von auswärts neu berufenen Professoren 
eine Witwenpension aus der Dispositionskasse zuzusichern. 
Ferner wurden alle akademischen Institute reichlicher als 
bisher mit Geldmitteln bedacht; die Bibliothek bekam statt 
700 jetzt 1700 fl. im Jahre für Neuanschaffungen, außerdem 
wurde ihr Bestand durch die Ansbacher Schloßbibliothek 
vermehrt. 2 ) Die klinischen Anstalten wurden ebenfalls mit 
neuen Zuschüssen versehen, mit ihnen sollte auch das neue 
Krankenhaus verbunden werden. Die Folgen dieser Ver- 
besserungen zeigten sich schon im folgenden Semester in 
dem Anwachsen der Studentenzahl von 162 auf 216. 

Der bedeutendste der neuberufenen Professoren war 
Fichte. Hardenberg war zwar bekannt, daß Massow eine 
Abneigung gegen ihn hatte, aber er glaubte — so schrieb 
er dem Kollegen — obwohl er mit den jetzigen verschiedenen 
Systemen der spekulativen Philosophie nicht vertraut sei, 



*) Engelhardt, Die Universität Erlangen S. 236. — f ) War bereits 
1792 befohlen, aber nicht ausgeführt worden. Meyer, Zur Gesch. der 
ansb. Schloßbibl. 49. Jahresber. des histor. Vereins für Mittelfranken. 

18* 
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doch, daß Fichte vor Schelling, der in Würzburg viele 
Irrungen mit Kollegen und Kuratoren habe, den Vorzug 
verdiene und Bich einen entschiedenen Ruf erworben habe; 
auch sei von seiner Berufung eine Hebung der Frequenz zu 
erwarten. Massows Antwort, mehrere Vorgänge hätten bei 
ihm den Wunsch erzeugt, daß er nie in den Fall kommen 
möge, zur Anstellung Fichtes auf einer königlichen Univer- 
sität mitwirken zu müssen, deutete Hardenberg im Einver- 
ständnis mit Beyme dahin, er solle den erforderlichen Antrag 
beim König allein stellen, und verfuhr auf diese Weise. 1 ) 
0\.m 9. April 1805 genehmigte Friedrich Wilhelm den Antrag 
"rnit dem Wunsche, daß Fichte Hardenbergs Vertrauen ent- 
sprechen und die harten Urteile seiner Gegner widerlegen 
möge. Die Anstellung war auf Fichtes Wunsch nur vor- 
läufig auf ein Semester erfolgt, trotzdem bekam er das volle 
JahreBgehalt von 1200 fl. Er las im Sommer 1805 vor 
einem großen Auditorium Wissenschaftslehre mit solchem 
Erfolg, daß er auf Hardenbergs Antrag am 18. März 1806 
dauernd als Professor angestellt wurde; er trat jedoch die 
Stelle nicht an, für den Sommer 1806 nahm er Urlaub und 
mußte des Krieges wegen auch im Winter 1806/7 sich fern- 
halten. Die Zahl der Gelehrten von bedeutendem Ruf war 
in Erlangen damals nicht groß. Klübers Abgang war ein 
schwerer Verlust. Die Bemühungen Hardenbergs, 1803 eine 
erledigte Professur der theologischen Fakultät dem Professor 
Paulus in Jena, der gerade einen Ruf nach Würzburg an- 
genommen hatte, zu übertragen, scheiterten an dem Wider- 
stande Massows. 2 ) Dieser stützte sich dabei auf das Gut- 
achten des kurmärkischen Oberkonsistoriums, das Paulus 
die nötigen mündlichen Vortragstalente absprach und statt 
seiner den Göttinger Professor Ammon, den späteren Ober- 
hofprediger in Dresden, vorschlug, der die Stelle auch wirk- 
lich erhielt. Als Repetent der theologischen Fakultät wurde 
Marheineke berufen. 3 ) 

l ) flard. an Massow 4. III., dessen Antw. 21. III., Beyme an Hard. 
29. III., Immed. Ber. Hard. 5. IV. 1805; Massow beklagte sich am 13. IV. 
sehr heftig bei Hardenberg über dieses Vorgehen, das er als Ver- 
trauensbruch auffaßte. R. 44 C. Univ. Erl. 13. — *) Hard. an Massow 
29. XII. 1803, 8. II. 1804. R.76 II. 321. - ») Kab. Ord. an Hard. 16. II. 1805. 



Digitized by Google 



— 277 — 



Nur kurze Zeit noch konnte die Universität sich der 
neuen Mittel erfreuen, der Krieg von 1 806/7, die Übergangs- 
zeit von 1807/10, bis sie endgültig an Bayern kam, hemmten 
den kaum begonnenen Aufschwung empfindlich. Aber ihre 
Existenz war wenigstens durch die von Hardenberg kurz 
vorher bewilligten Mittel gesichert. Und wenn auch Harden- 
berg die akademische Freiheit, das Selbstverwaltungsrecht 
in der Zeit, als er Kurator war, mannigfach beschränkt 
hatte, so ließ er doch die Lehrfreiheit ungeschmälert; auch 
Wöllner konnte, als er gemeinsam mit Hardenberg das 
Bildungswesen in Franken leitete, keinen Einfluß darauf 
gewinnen. Das Religionsedikt wurde nur veröffentlicht, 
nicht ausgeführt; von einem Vorgehen gegen die Aufklärung 
war keine Rede. 

Für das Mittel- und Volksschulwesen war die Neuver- 
teilung der Ressorts im Jahre 1798 verhängnisvoll. Auf 
Anordnung des Landesministeriums hatten die zweiten Re- 
gierungssenate als Konsistorien große Reformpläne entworfen, 
aber erst 1802 gelangten die Akten an die neue Zentral- 
behörde, das Oberschulkollegium. 1 ) Es waren also vier Jahre 
ungenützt verstrichen. Die Hauptabsicht der Reformentwürfe 
war die gleiche wie die der Kabinettsordre an Massow vom 
3. Juli 1798: Verbesserung der Bürger- und Landschulen, 
um die Kinder zu gutgesinnten, gehorsamen und fleißigen 
Bürgern und Bauern zu bilden. Daher befahl Massow im 
Jahre 1803, in Ansbach nur eine gelehrte Schule, das Gym- 
nasium illustre Carolo-Alexandrinum, in Bayreuth nur die 
in Bayreuth und Erlangen, unter Umständen auch die in 
Hof und Neustadt fortbestehen zu lassen, alle anderen Latein- 
schulen aber in Realschulen umzuwandeln. 

Am meisten geschah für die Volksschulen. Sie unter- 
standen überall der Aufsicht der Geistlichen; die Lehrer, 
in Ansbach 367, in Bayreuth 209 an der Zahl, waren aber 
zum großen Teil Handwerker, oder bekleideten noch neben- 
her ein kleines Amt als Zolleinnehmer oder Gerichtsaktuare. 
Die Verbesserung ihrer Vorbildung durch Anlegung eines 
Lehrerseminars bezeichnete Hardenberg schon 1792 als 



») R. 76 I. 1184. 
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dringeud notwendig 1 ) und verfügte sie am 1 1. Februar 1798, 
aber die Veränderungen der Behördenorganisation verhin- 
derten die Ausführung. Als durch die Zurückzahlung der 
einst von den Bayreuther Ständen übernommenen Mitgift 
der Herzogin von Württemberg im Betrag von 30000 fl. und 
6600 fl. Zinsen 2 ) Mittel verfügbar geworden waren und der 
Plan ein Seminar zu errichten wieder aufgenommen wurde, 
äußerte der zweite Kammersenat Bedenken; durch den Auf- 
enthalt in Seminaren würden die Kandidaten dem praktischen 
lieben entfremdet, sie verlören die Fühlung mit dem Land- 
volk und würden zu hochmütig. Daher sei es vorteilhafter, 
sie auf dem Lande zu lassen und in jeder Superintendentur 
einen Geistlichen mit der Ausbildung der zukünftigen Lehrer 
zu beauftragen. Der Vorschlag wurde genehmigt. Seit 
Ende 1804 waren 18 Geistliche damit beschäftigt, die jungen 
Schullehrer für ihren Beruf auszubilden. Eine allgemeine 
Gehaltsregulierung, die ursprünglich geplant und von dem 
Regierungspräsidenten v. Völderndorff 8 ) mit Energie gefordert 
wurde, fand nicht statt, aber im einzelnen wurden die Ge- 
hälter durch Geld- oder durch Naturalzulagen aufgebessert. 
|l 803 wurde für jedes Fürstentum die Summe von 3000 fl. 
jährlich zur Verbesserung des Schulwesens bewilligt, äußer- 
ndem wurden aus dem Vermögen der heiligen Stiftungen 
Beiträge in der Gesamthöhe von 2000 fl. im Jahr erhoben; 
dazu kamen in Ansbach die Zinsen des Lottofonds von 
31679 fl., der 1788 den Schulen überlassen worden war, 
in Bayreuth die der oben erwähnten Mitgift. Um bessere 
Übersicht zu erhalten wurden alle verfügbaren Mittel in 
Bayreuth in einen Haupt- Pfarr- und Schulfonds zusammen- 
gelegt, in Ansbach ist man damit anscheinend nicht zu Ende 
gekommen.*) 

Durch die Vermehrung der Geldmittel gelang es, die 
Lehrergehälter etwas aufzubessern, auch die Lehrmittel- 



») Abriß § 122. — l ) Kab. Ord. an Haid. 7. II. 1797 und 1. VII. 
1802. - «) Promein. 2. VII. 1798, Abschr. K. 76 I. 1184. - *) Ber. des 
2. Kammersen. 23. VII. 1802, 11. III. u. 25. III. 1803; Rescr. 9. XI. 1802, 
Immed.Ber.Hard.u.Massows 10. u. 14. VIII. 1803; Kabinet tsordre 22.VIII. 
u. 24. IX. 1803; Ber. des 2. Senats 7. X. 1803; 22. II. 1805. R. 76 I. 1185; 
R. 44 C. Fin. Dep. 678. 
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Sammlungen und Bibliotheken zu erweitern. Dagegen wurden 
die Pläne, auch den Unterricht zu reformieren, nicht mehr 
ausgeführt. Hardenbergs Bemühungen, an den Landschulen 
eine Klasseneinteilung wenigstens bis zu dem Grade einzu- 
führen, daß die größeren Kinder vormittags, die kleineren 
nachmittags Unterricht erhielten, stießen bei der Bevölkerung 
selbst auf Widerstand, weil die kleinen Kinder die zum Teil 
weiten Schulwege nicht allein machen konnten, sondern der 
Begleitung der älteren bedurften; die Bauern wollten auch 
die größeren, schon zur Arbeit tauglichen Kinder nicht vor- 
mittags entbehren, während sie gerne zu dieser Zeit der 
Aufsicht über die kleineren enthoben gewesen wären. Mit 
dem System der "Wanderlehrer wurde aber gebrochen; nur 
dauernd angestellte Lehrer sollten künftig geduldet werden, 
der Unterricht mußte auch im Sommer erteilt werden. Die 
Erweiterung der Schulen zu Industrieschulen, eine Lieblings- 
idee dieser nur aufs Praktische gerichteten Zeit, gelang 
nicht. Wie bei der Medizinalreform stehen also auch bei der 
Schulreform Pläne und Ergebnisse in keinem günstigen Ver- 
hältnis. Eine umfassende und grundlegende Organisation 
wurde nirgends geschaffen, im Vergleich zur markgräflichen 
Zeit aber wurde durch bessere Verwaltung und Vermehrung 
der Mittel im einzelnen vieles erreicht, und die Urteile der 
Zeitgenossen 1 ) über den Zustand des Schulwesens und über 
die Bildung des Landvolks lauten durchaus anerkennend. 



Zehntes Kapitel. 

Ausblick auf die Reformen von 1810 — 1822. 

Allen Plänen machte der Zusammenbruch der preußi- 
schen Herrschaft in Franken ein plötzliches Ende. Es ist 
nicht nötig, an dieser Stelle die Ereignisse in Franken und 
ihre Rückwirkung auf das politische System Preußens zu 

») Fischer, Frank. Provinzialbiätter 1805 S. 89 ff. De Tournon, 
Bayr. unter franz. Herrsch. S. 43. 
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betrachten; es genügt, an die wichtigsten Tatsachen zu er- 
innern, den Bruch der Neutralität Ansbachs durch den 
Durchmarsch französischer Truppen unter Bernadotte und 
die Abtretung Ansbachs an Bayern im Schönbrunner Ver- 
trag. Koch war die Ratifikation des Vertrags nicht erfolgt, 
noch wurde der Plan von preußischer Seite ängstlich geheim 
gehalten, als das Gerücht davon ins Volk drang. Ein Zweifel 
an der Wahrheit war nicht mehr möglich, nachdem die 
Bürgerschaft der Stadt Ansbach auf ihre „flehentliche Bitte, 
sie nicht zu verstoßen", 1 ) am 8. Februar 1806 die Antwort 
bekommen hatte: „Die Äußerungen der Treue und herz- 
lichsten Anhänglichkeit in Euerer Vorstellung, wozu Euch 
die durch das verbreitete Gerücht einer Vertauschung des 
Markgraftums Ansbach entstandene Besorgnis veranlaßt hat. 
haben mich sehr gerührt. Ich danke Euch aufrichtig dafür 
und werde es Euch nie vergessen als Euer gnädiger König." 
Wenige Tage darauf wurde Nagler als Kommissar zur Rege- 
lung der Abtretung nach Ansbach entsandt, 2 ) am 24. Mai 
übergab er das Fürstentum an Bayern. Nur ungern unter- 
warfen sich die Ansbacher ihrem neuen Herrn ; es war wohl 
weniger der Schmerz, das angestammte Herrscherhaus zu 
verlieren, als das Gefühl der Schmach, vom König von 
Preußen wie ein Tauschobjekt behandelt zu werden. Schon 
die Bittschrift der Stadt Ansbach hatte versucht, das Ehr- 
gefühl des Königs zu wecken, ihn aufgefordert, sich nicht 
vorschreiben zu lassen, über welche Völker sein Szepter 
gebieten solle. Und noch heftiger tadelte ein ungenannter 
ansbachischer Beamter s ) die „Pflichtvergessenheit" des Königs 
und warf die Frage auf, „ob ein König das Recht habe, 
seine Staaten zu verkaufen, wie er die Pferde aus seinen 
Ställen oder das alte Hausgerät aus seinen Schlössern ver- 
kaufen könne". 

Das bayreuthische Ober- und Unterland blieben noch 
in preußischem Besitz. Aber nachdem Preußen die eine 

') Gedruckt in „Bittschrift der Einwohner des Markgraftums 
Ansbach an S. Maj. den König von Preußen, nebst Bemerkungen eines 
ansbach. Beamten über diese Schrift" (Petersburg 1806). — *) Ge- 
drucktes Patent vom 26. II. 1806. R. 89, 126 A. — ») Der Herausgeber 
der oben Anm. 1 genannten Schrift. 
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Hälfte seines fränkischen Gebiets ruhmlos aufgegeben hatte, 
traute man ihm keine Widerstandskraft gegen die bayrischen 
Gelüste auf die andere Hälfte mehr zu. Zwar wies der 
König 1 ) die Behörden an, allen Gerüchten von neuen Ver- 
tauschungen „öffentlich und feierlich" zu widersprechen, aber 
bald darauf fiel Bayreuth den Franzosen in die Hände , die 
es 1810 Bayern überließen. 

Nur 14 Jahre also hat die preußische Regierung in <^ 
Ansbach - Bayreuth gedauert, aber die Zeit ist groß genug 
gewesen, um Hardenberg Gelegenheit zu geben, seine Ideen 
zu verwirklichen. Es waren die gleichen Ideen wie die, 
denen er in der Rigaer Denkschrift Ausdruck gab, von 1810 
an als Staatskanzler in Preußen Eingang verschaffte. Zwar 
wurde im Lauf der Zeit der Einfluß der französisch -west- 
fälischen Einrichtungen, vermittelt vor allem durch Harden- 
bergs Vetter Bülow, den westfälischen Finanzminister, noch 
stärker und sichtbarer; auch läßt sich nicht leugnen, daß 
Hardenberg häufig in seinen einzelnen Maßregeln unsicher 
war, sich mit Provisorien begnügte, vor energischem Wider- 
stand leicht zurückwich. Aber sein Ziel hat er nie aus den 
Augen verloren, in allen wesentlichen Punkten hat er es 
erreicht. Freilich sein Ziel war nicht das der kühnen 
Idealisten vom Schlage Steins, Scharnhorsts, Gneisenaus. 
Den hohen sittlichen Schwung, die religiöse Tiefe, den 
Glauben an den endlichen Sieg der guten Sache, die uner- 
schütterliche Stärke des Charakters, die Festigkeit der Über- 
zeugung — das alles sucht man bei Hardenberg vergebens. 
Er war ein Kind einer ganz anderen Zeit, er wurzelte durch- 
aus im 18. Jahrhundert, in der Aufklärung. „Von der 
Natur mit einem gesunden Körperbau, mit einer nicht un- 
angenehmen Bildung und mit Talenten ausgerüstet, begabt 
mit einem sehr lebhaften Temperamente, das den Leiden- 
schaften oft leichtes Spiel ließ, und im Besitz aller Mittel 
zu ihrer Befriedigung, aber beglückt zugleich mit einem 
natürlich guten, äußerst wohlwollenden, menschenfreundlichen 
und mit einem, wie man ihm Schuld gab, zu gutmütigen 



') Kab. Ord. an den Staatsrat, zur Publikation bestimmt, 28. VIII. 
1806, gedr. Denkw. Hard. III, 151. 
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Herzen, von Kindheit an mit der Begierde erfüllt, etwas 
Großes und Gutes für die Welt sein zu wollen, . . . nach 
der alten Art sorgfaltig erzogen für Rechtschaffenheit und 
Wissenschaften" — so betrat er, wie er selbst erzählt, 1 ) den 
großen Schauplatz der Welt. Und so ist er auch geblieben, 
während die Welt um ihn her sich wandelte, immer ein 
lustiger Marquis der alten schönen Zeit vor 17S9, leicht zu 
begeistern für kühne und große Ideen, von bezaubernder 
Liebenswürdigkeit, gewinnend im persönlichen Verkehr, 
geistreich und gewandt, aber nicht imstande, seine Schwächen 
zu bekämpfen, wenn er auch manchmal über sie klagte. 
Unbekümmert lebte er in den Tag hinein, hoffnungsfroh 
und sorglos trotz aller Schulden;, noch in seinem hohen 
Alter „gehörte es zu seinen ritterlichen Eigenschaften, daß 
er stets eine erklärte Liebschaft haben mußte, und es machte 
bei ihm keinen Unterschied, ob diese Neigung eine ver- 
heiratete oder unverheiratete Person traf." 2 ) Er war eben 
ein Genußmensch, der die Freuden dieser Welt auskostete 
und sich um das Jenseits keine Sorgen machte, ein Welt- 
kind, das nach den Worten Kloses vom Spotten wie vom 
Grübeln über Religion gleicli weit entfernt war. Er war 
durchaus kein Feind der Religion oder auch nur irgend einer 
Kirche ; auch er wollte jeden nach seiner Facon selig werden 
lassen und forderte vom Staat völlige Toleranz und unbe- 
schränkte „Freiheit in Vortrag und Lehre und in Unter- 
suchungen über die Religion". 3 ) 

Dem Zeitalter der Enzyklopädisten entsprechend besaß 
Hardenberg eine umfassende Bildung, aber ihr fehlte Tiefe 
und Gründlichkeit; er „war gewohnt, die Dinge lediglich 
aus allgemeinen Standpunkten von oben herab, mithin oft 
oberflächlich zu betrachten",*) er scheute das Eingehen in 
das Detail. Gerade aus dem Mangel an genauer Kenntnis 
des einzelnen sind wohl manche Schwankungen, besonders 
in Finanzfragen, zu erklären, ebenso andererseits das starre 
Festhalten an abstrakten Theorien, z. B. der Gewerbefreiheit. 



») Klose, S. 25. — *) Schön in der 2. Selbstbiogr., Papiere III, 27. 
- ») Rig. Denkschr. - •) Hippel, Beitr. z. Charakt. Friedr.Wilh.III. S.45. 
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Mit der Aufklärung teilt Hardenberg schließlich auch 
die Unterschätzung, ja Verachtung des historisch Gewordenen. 
Auch in seinen Augen war Übereinstimmung mit dem, was 
der gesunde Menschenverstand planmäßig erdacht hatte, war 
Einheitlichkeit, Übersichtlichkeit und Gleichmäßigkeit bei 
jeder Einrichtung wichtiger als die Erhaltung und Fort- 
bildung des geschichtlich Gegebenen. Und so stand er, 
auch als gegen Ende seines Lebens eine neue geistige 
Richtung aufkam, als die Romantiker sich für die Kaiser- 
herrlichkeit der alten Zeit begeisterten, ihnen fremd und 
verständnislos gegenüber. Die Abneigung gegen das Her- 
gebrachte steigerte sich bei ihm bis zum Revolutionären, 
bis zum radikalen Bruch mit dem Alten. Schon das Vor- 
gehen in Franken 1796 war revolutionär gewesen, und in 
der Rigaer Denkschrift bekannte er sich ganz offen als 
Anhänger der Revolution und bezeichnete als sein Ziel und 
leitendes Prinzip „eine Revolution im guten Sinne". 

Revolutionär war auch der Ausgangspunkt seiner poli- 
tischen Anschauungen, die französische Lehre von der ur- 
sprünglichen Gleichheit der Menschen. Durch sie kam er 
zu der Forderung: demokratische Grundsätze in einer mo- 
narchischen Regierung. Er wollte damit den letzten Schritt 
auf dem Wege tun, den der aufgeklärte Despotismus be- 
schritten hatte, als er alle Klassen der Bevölkerung seiner 
Staatsgewalt unterworfen, aber vor der ständischen Gliederung 
der Gesellschaft Halt gemacht hatte. Schon als Minister in 
Franken hatte Hardenberg sich als Gegner der Rechts- 
schranken gezeigt, welche die einzelnen Stände von einander 
trennten, hatte die Gleichheit aller vor dem Gesetz, die 
Gleichheit von Vorteil und Last als das erste Prinzip im 
Staate bezeichnet. 1 ) Schon damals erkannte er auch in den 
unterdrückten Klassen der Bevölkerung die Menschenwürde 
an; die große Zahl der Unfreien in Deutschland erinnerte 
ihn an polnische Zustände. 2 ) Auch war er schon 1 792 „sehr 
gern gesonnen, zu der Verbesserung des sittlichen und bürger- 
lichen Zustandes der Juden beizutragen", 3 ) und als Staats- 

») Vgl. S. 47. — ») Hard. an Soden 20. IV. 1793. - ») Reacr. an die 
Reg. 20. II. 1792. R. 44 C. Pol. Dep. 112. Die angeführten Worte hat 
Hard. selbst in das Konzept gesetzt. 
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kanzler verlieh er ihnen 1812 alle staatsbürgerlichen Rechte. 
Gegen alle Beschränkungen und Privilegien hat er sich 
energisch in der Rigaer Denkschrift gewendet; hier forderte 
er, die Scheidewand zwischen dem Adel und den übrigen 
Ständen gänzlich hinwegzuräumen, die Steuerlast gleichmäßig 
zu verteilen, allen für die Bewerbung um Beamtenstellen, 
in Handel und Verkehr gleiche Rechte zu erteilen, vor 
allem die Erbuntertänigkeit des Bauernstandes durch ein 
Gesetz „kurz und gut und sogleich" aufzuheben. Auch als 
Staatskanzler hat er es immer wieder ausgesprochen, daß 
„die Gleichmachung aller Stände vor dem Gesetz und in 
Rücksicht auf Abgaben" das Ziel seiner Reformen sei. 

Um dabin zu gelangen, hat er sein Leben lang die 
Vorrechte des Adels bekämpft. In Pranken nahm er ihm 
die privilegierte Stellung, hob in den Kollegien die adlige 
Bank auf und führte die Rangordnung nach Dienstalter ohne 
Ausnahme durch ; er beseitigte das Vorrecht des Adels auf 
die Oberamtmanns- und Oberforstmeisterstellen, seine Unab- 
hängigkeit von aller Staatsaufsicht, er zwang ihn wieder 
hinein in den Organismus des Staates, unterwarf ihn der 
Polizeigewalt, verpflichtete ihn nicht nur, die Steuern seiner 
Hintersassen ungeschmälert dem Staate abzuliefern, sondern 
setzte es auch durch, daß die Ritterschaft ihre Steuer- 
pflicht anerkannte und diese Anerkennung durch die Zahlung 
der Stempel- und Brotverpflegungsabgaben praktisch be- 
tätigte. Auch in Preußen hat er die adligen Privilegien, 
die Steuerfreiheit, das Vorrecht auf einzelne Stellen beseitigt 
und hat auch — am deutlichsten im Gendarmerieedikt — 
versucht, den Adel aus seiner begünstigten Stellung in der 
Verwaltung zu verdrängen. Und wenn er auch damit nicht 
durchdrang, so hat er doch an diesem Plane stets festge- 
halten. Die Beseitigung des vorwiegenden Einflusses des 
Adels in der Kreisverwaltung durch die Aufhebung der 
adligen Virilstimmen auf den Kreistagen ist in allen Ver- 
fassungsentwürfen Hardenbergs eine Hauptforderung, und 
noch wenige Wochen vor seinem Tode bezeichnete er dem 
König gegenüber die Brechung des adligen Übergewichts 
als eine Hauptaufgabe für Preußen. 1 ) 

») Denkschr. 2. XI. 1822, Treitschke III*, 251. 
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Das Endziel dieser Entwicklung war die Umbildung des 
ganzen sozialen Lebens. Während man die vom Mittelalter 
überkommene Gliederung der Gesellschaft einer Pyramide 
vergleichen kann, die sich stufenweise aufbaute aus lauter 
von einander schroff getrennten Schichten, welche selbst 
wieder kunstvoll aus einzelnen Gruppen zusammengesetzt 
waren, ist die neue Gesellschaft lediglich eine Summe von 
rechtlich gleichstehenden Individuen. 1 ) Indem die Schranken, 
die bisher die einzelnen Stände von einander geschieden 
hatten, hinwegfielen, lösten sich auch die korporativen Bande, 
die dem einzelnen Schutz und Halt geboten, ihn aber auch 
oft an der Entfaltung seiner Eigenart gehindert hatten. Los- 
gelöst aus diesem Kreise, allein auf sich gestellt sollte jetzt 
das Individuum sich durchs Leben schlagen ; auch der Staat 
sollte der freien Betätigung aller Kräfte keine künstlichen 
Schranken mehr setzen. Wie dieser Gedanke bei Harden- 
berg allmählich zum Durchbruch gelangte, wurde im 7. Kapitel 
gezeigt. Schon 1802 hatte Hardenberg alles positive Ein- 
greifen des Staates in das Wirtschaftsleben abgelehnt; in 
der Rigaer Denkschrift erklärte er: „Wenn man . . . nur 
das Natürliche bezweckt, nur die Hindernisse, das Schädliche 
wegzuschaffen strebt, das, was den freien Gebrauch der 
Kräfte des einzelnen lähmt, der unbeschränkt sein muß, 
wenn er die nützlichen Kräfte anderer oder des Ganzen 
nicht hemmt, das entfernt, was die Sicherheit gefährdet, 
wenn man endlich nicht von Staats wegen die Vormund- 
schaft des einzelnen da übernimmt, wo der einzelne selbst 
wirken kann, so hat man die Forderungen erfüllt, die man 
an die Polizei zu machen berechtigt ist. u Es ist das Pro- 
gramm für Hardenbergs Wirtschaftspolitik. 

Entfernung aller Hindernisse, sowohl der Beschränkungen 
der Freiheit der Personen und des Besitzes wie der Produkte 
hatte er 1802 als die Mittel bezeichnet, um den Ackerbau 
zu heben; auch in der Rigaer Denkschrift sprach er die 

l ) Vgl. hierzu den Brief Clausewitz' an Gneisenau vom 28. X. 1817 
(Pertz-Delbrück, Gneisenau V, 265), in dem die allzu große Gleichheit 
in Preußen getadelt wird; der Thron stehe isoliert, nicht wie eine 
wohlgebaute Pyramide, sondern wie eine Vogelstange unter der großen 
Fläche des Volks. 
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Erwartung aus, bei der Land wir tschaftspolizei werde die Weg- 
räumung der Hindernisse fast allein alles wirken, was man 
verlangen könne, und überall Tätigkeit und Leben verbreiten. 
Diesem Grundsatz gemäß hat er in Franken gewirkt, indem 
er im Kantonreglement die Freiheit der Berufswahl der 
Bauernsöhne aufrecht erhielt, die Einführung des Gesinde- 
zwangsdienstes verhinderte, nach und nach alle Ausfuhrverbote 
beseitigte, dem Bauer die möglichste Freiheit im "Verkauf 
seiner Produkte ließ, ihn vor der Verpflichtung bewahrte, 
Fourage zu liefern. Auch die Agrargesetze von 1811 und 
1816 sollten diesen Zwecken dienen: sie machten den Bauer 
zum freien Eigentümer, beraubten ihn allerdings auch des 
Bauernschutzes. Aber dies war weniger ein Zugeständnis 
an die Gutsherren als die Folge des Glaubens an den Segen 
der wirtschaftlichen Freiheit. 

Dieser Glaube bestimmte auch die Gewerbe- und Han- 
delspolitik. Ihm sind 1811 die Zünfte zum Opfer gefallen, 
nachdem Hardenberg schon 1800 und 1807 ihre Abschaffung 
für wünschenswert, Zwangsmaßregeln aber für unmöglich 
erklärt hatte; ihm mußte das altpreußische Handelssystem 
mit der Generalaccise weichen. Das „laissez faire, laissez 
aller", das die Rigaer Denkschrift als Prinzip aufstellte, 
hatte Hardenberg schon in Franken zu befolgen begonnen, 
es ist der Leitsatz der preußischen Handelspolitik nach 1815. 

Doch schon bei der Handelspolitik ist die Schranke er- 
kennbar, die Hardenberg allem Leben und aller Betätigung 
der Individuen setzte. Trotz allem Individualismus ist doch 
für Hardenberg nicht der einzelne, sondern die Gesamtheit, 
der Staat, das ausschlaggebende Moment. Im Interesse des 
Staates, der harmonischen Ausbildung aller Erwerbszweige, 
mußten die Landwirte in Ansbach - Bayreuth sich Beschrän- 
kungen der Ausfuhr gefallen lassen, wurden 1 8 1 8 in Preußen 
einzelne, wenn auch mäßige Schutzzölle beibehalten. 

Den Idealen von 1789, der Freiheit und Gleichheit, 
hält also bei Hardenberg ein anderer Gedanke das Gleich- 
gewicht; Hardenberg war doch zu sehr praktischer Staats- 
mann, als daß diese Doktrinen, die in Frankreich rasch zur 
Anarchie geführt hatten, ihn auf die Dauer hätten beherrschen 
können. Über der befreiten und nivellierten demokratischen 
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Gesellschaft erhob sich auch für Hardenberg machtvoll und 
zwingend der moderne Staat. Auch er vertrat die Auffassung, 
die am präzisesten in dem Worte ihren Ausdruck findet: 
II ny a que l'Ötat et Tindividu. 

Diese Formulierung zeigt, daß es ein anderer Staat ist, 
als ihn die Welt bisher gekannt hatte. Er achtete nur noch 
die sogenannten natürlichen Rechte der Individuen, das 
Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz und auf Freiheit des 
Eigentums; über die Sonderrechte von einzelnen, Korpora- 
tionen oder Landesteilen setzte er sich kühn hinweg, wäh- 
rend sie der aufgeklärte Despotismus noch anerkannt hatte. 
Der moderne Staat, wie ihn Hardenberg im Sinne der 
Staatstheorie des 18. Jahrhunderts in Preußen zu verwirk- 
lichen gedachte, ist die einzige, und daher die unbedingte 
und ausschließliche Autorität, gleichmäßig über alle Unter- 
tanen und Gebietsteile herrschend. Die unbedingte Souverä- 
nität des Staates war der Grundgedanke von Hardenbergs 
Verwaltung in Franken, ihre Durchsetzung in allen Zweigen 
der Administration die erste Aufgabe gewesen. 

Auch für den Neubau des preußischen Staates waren 
diese Grundsätze maßgebend. Strenge Einheitlichkeit, scharfe 
Zentralisation waren die leitenden Gesichtspunkte für die 
Verwaltungsorganisation. Wie Frankreich erst durch die 
Revolution ein ganz einheitlicher Staat in Verwaltung und 
Recht, in Finanzen und Handelspolitik geworden war, so 
wollte Hardenberg in Preußen alle trennenden Unterschiede 
innerhalb des Staatsgebiets aufheben. „Preußen" sollte nach 
der Rigaer Denkschrift der Name für den ganzen Staat sein, 
die historische Provinzialeinteilung sollte daneben ganz ver- 
schwinden. Und wie Hardenberg nach dem Muster der 
französischen Departementseinteilung in Ansbach - Bayreuth 
die alten historischen Verbände durch neue, nur nach geo- 
graphischen Gesichtspunkten abgegrenzte Bezirke ersetzt 
hat, so hat er auch in Preußen die Provinzen in Regierungs- 
departements ohne Rücksicht auf die alte Zusammengehörig- 
keit aufteilen wollen, und er hat dies auch, obwohl ohne 
allzu schroffen Bruch mit der Vergangenheit, an manchen 
Stellen getan, z. B. als er die Altmark zur Provinz Sachsen 
schlug, die Lausitz an zwei Provinzen teilte. 
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Ein besonderer Vorteil dieser neuen, willkürlichen Ein- 
teilung war die Gleichmäßigkeit. Sie war oder sollte sein 
die Norm für alle Verwaltungszweige. Neben dem Kameral- 
amt stand in Ansbach - Bayreuth das Justizamt; das Gen- 
darmerieedikt wollte das Regierungsdepartement zugleich zur 
Grundlage der Militärorganisation nehmen, in jedem Kreis 
neben die Verwaltungs- eine Finanz- und Justizbehörde 
stellen. Aber auch die nichtstaatlichen Verbände, wie die 
Ritterschaft und die Zünfte in Ansbach -Bayreuth, 1 ) mußten 
sich der staatlichen Einteilung anpassen. 

Dem entsprach die neue Gestaltung der Zentralbehörde, 
die straffe Zentralisation der gesamten Verwaltung in der 
Hand eines ersten Ministers, die Hardenberg im Frühjahr 
1 807 vorübergehend erreicht, in der Rigaer Denkschrift von 
neuem gefordert, endlich als Staatskanzler zwölf Jahre hin- 
durch behauptet hat, ferner die strenge Durchführung der 
Facheinteilung und des Bureauprinzips. Von einer Ein- 
mischung der Repräsentanten in die laufende Verwaltung 
wollte Hardenberg nichts wissen; auch den Staatsrat hielt 
er davon ganz fern. Auch bei den Mittelinstanzen wollte 
Hardenberg an die Stelle des Kollegial- das Bureausystem 
setzen; er hatte schon in Franken 2 ) wichtige Aufträge mit 
Vorliebe einzelnen, nicht dem Kollegium übertragen und 
machte in Preußen vorübergehend den Versuch, die kolle- 
gialen Regierungen in Präfekturen umzuwandeln. 3 ) 

Bei den Unterinstanzen kam es ihm vor allem darauf 
an, den staatlichen Charakter der Verwaltung durchzusetzen: 
die Kreisdirektoren aller Pläne, von der Rigaer Denkschrift 
bis zu den Entwürfen der Kommission von 1821, waren 
„besoldete, ganz qualifizierte und vom Staat bleibend ange- 
stellte Beamte, bei deren Anstellung der Stand nicht in 
Betracht kam", wie sie in Franken gewesen waren. Ihnen 
Repräsentanten beizugeben, hatte Hardenberg 1796 strikt 
abgelehnt; allmählich war er aber dem Zeitgeist entgegen- 
gekommen und hatte sich entschlossen, neben den Kreis- 
direktor auch eine Kreisversammlung zu stellen. Aber er 
dachte sie sich nicht als ein verantwortliches Organ der 



») Vgl. S. 47 und S. 236. - «) Vgl. S. 149. - «) E. Meier, S. 256. 
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Selbstverwaltung, sondern nach dem Muster der napoleoni- 
schen General- und Arrondissementsräte als untergeordneten 
Ausschuß, der gegenüber dem allein verantwortlichen Kreis- 
direktor niemals hätte zu rechter Tätigkeit gelangen können. 
Als eine Ergänzung sollte zu der Behörde ein geeignetes 
Exekutivorgan treten. Die vergeblichen Versuche, ein Volks- 
aufgebot zu diesem Zweck zu gebrauchen, sind im 4. Kapitel 
erzählt worden; erst 1812 fand Hardenberg in der Nach- 
ahmung der französischen Gendarmerie eine brauchbare 
Landespolizei. 

Die nämlichen Gedanken, Einheit des Staates und Gleich- 
heit der Bürger, beherrschen Hardenbergs Finanzpolitik. 
Der Machterweiterung der Staatsgewalt nach innen entsprach 
der Bruch mit der alten privatwirtschaftlichen Auffassung, 
daß die Ausgaben sich nach den Einnahmen zu richten 
hätten. Alierdings haben erst die Erfahrungen von 1806/07 
Hardenberg so weit geführt; als dirigierender Minister in 
Franken hatte er sich nach Kräften einer Erhöhung der 
Abgaben, überhaupt einem Beitrag der fränkischen Provinzen 
zu den allgemeinen Staatsausgaben widersetzt. Mit diesem 
Aufgeben der privatwirtschaftlichen Anschauung des Staats- 
haushalts verknüpft sich das Zurücktreten des engherzig 
fiskalischen Geistes. Schon in den fränkischen Kammer- 
instruktionen war es bemerkbar; 1 ) in der Rigaer Denkschrift 
sprach Hardenberg sich offen für die Abschaffung oder Ver- 
änderung der Einkünfte aus, die zwar Ertrag lieferten, aber 
sonst einen überwiegenden Nachteil hätten, und betonte, daß 
man bei den Einkünften aus den Regalien der Geldeinnahme 
den höhereu Zweck nicht aufopfern dürfe. Der Staat als 
Fiskus, als Sonderwirtschaft mit dem ausschließlichen Inter- 
esse der Geldeinnahme tritt zurück hinter die Auffassung 
des Staates als einer Gemeinwirtschaft, als des alle Privat- 
wirtschaften einschließenden Organismus. 

In seinen einzelnen Maßregeln zur Deckung der Staats- 
ausgaben war Hardenberg nicht immer glücklich; der Mangel 
an eingehender Sachkenntnis, die dilettantenhafte Oberfläch- 
lichkeit und die Leichtfertigkeit, mit der Hardenberg finan- 



») Vgl. S. 114. 

Härtung,' Hardenberg. 19 
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zielle Fragen behandelte, schadeten gerade auf diesem Ge- 
biete empfindlich. Aber dauernd hielt er bei allen Schwan- 
kungen an dem Grundsatz unbedingter Steuerhoheit des 
Staates und Einheitlichkeit des Besteuerungssystems inner- 
halb des Staatsgebiets fest. Der Vereinheitlichung der Um- 
geldssätze in Ansbach entsprach in Preußen die Ausdehnung 
der neuen Abgaben auf alle Provinzen im Jahre 1820. Auch 
das Schuldenwescn wurde unifiziert; was Hardenberg 1800 
nicht durchgesetzt hatte, die Ausgabe einheitlicher, preußi- 
scher Staatsschuldscheine statt der bisherigen Mannigfaltig- 
keit, 1 ) das verwirklichte das Edikt vom 17. Januar 1820: 
seitdem gab es eine einheitliche preußische Staatsschuld, und 
der letzte Rest des altständischen Dualismus, die kurmärkische 
Landschaft, wurde aufgehoben. 

Und dieser unbedingten Einheitlichkeit des Staates 
mußte auch die Handelspolitik entsprechen. Vollständige 
Marktfreiheit im Innern, Beseitigung aller, den freien Ver- 
kehr innerhalb des Staates hemmenden Schranken, Abschluß 
nach außen durch ein Grenzzollsystem, Erleichterung des 
Handels mit dem Ausland durch Herabsetzung und Verein- 
fachung der Zölle, das sind die Ziele, die Hardenberg in 
Franken erstrebt, in Preußen durch die wirtschaftliche Reform- 
gesetzgebung, vor allem durch das Zollgesetz vom 26. Mai 
1818, erreicht hat. 

Das praktische Ziel der ganzen Reform war, den Kampf 
um die Selbständigkeit Preußens vorzubereiten und zu er- 
möglichen. Gleich in der Rigaer Denkschrift faßte Harden- 
berg es scharf ins Auge. Wie Preußen wieder zu „Selb- 
ständigkeit und Independenz u gelange, wie es gänzliche 
Abhängigkeit vermeide, das waren nach seinen Worten die 
Fragen, auf die es ankam. Und diese Aufgabe, an der 
Stein durch seine Rücksichtslosigkeit, Altenstein durch seine 
Ängstlichkeit gescheitert sind, hat Hardenberg gelöst. Er 
hat mit großem Geschick Preußen in dem Konflikt zwischen 
Frankreich und Rußland hindurch laviert, hat 1813 den 
König rechtzeitig zum Entschluß gebracht und die Wieder- 
kehr des Fehlers der Jahre vor 1806, des „zu spät und 



>) Vgl. S. 209. 
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nicht kräftig genug" ! ) verhindert, er hat 1814/15 bei den 
Friedensverhandlungen für Preußen gerettet, soviel die un- 
günstige Gruppierung der Mächte gestattete, er hat Preußen 
wieder eine Stelle unter den Großmächten geschaffen. Frei- 
lich allein war Hardenberg dazu nicht imstande. Es be- 
durfte der tätigen Mitwirkung des Volks, der Erweckung 
und Belebung der „unendlichen Kräfte, die bisher im Schöße 
der Nation unentwickelt und unbenutzt geschlafen" hatten. 2 ) 
Sie konnte nur durch die Männer vom Schlage Steins, 
Scharnhorsts, Gneisenaus geschehen. Aber ebenso notwendig 
war die Rücksichtnahme auf die europäischen Machtverhält- 
nisse, wie sie sich im Lauf des 17. und 18. Jahrhunderts 
herausgebildet hatten, die Schonung der dynastischen Ge- 
fühle, vor allem des preußischen Königs, ohne oder gar 
gegen den eine Volkserhebung in Preußen damals doch wohl 
ausgeschlossen war. Und diese beiden Richtungen in sich 
aufgenommen und zu gemeinsamer Tat vereinigt zu haben, 
das ist das Verdienst Hardenbergs. Wenn auch innerlicli 
der Leidenschaft der Reformer fremd, besaß er doch Emp- 
fänglichkeit und Begeisterungsfähigkeit genug, um ihre Ideen 
sich anzueignen, sich ihnen und zugleich sie sich anzupassen. 
Und andererseits war er aufgewachsen in dem Getriebe der 
europäischen Politik; er war nicht nur wie Stein ein Staats- 
mann, der „in der Verwaltung des Innern sein Ziel setzte", 3 ) 
sondern er war vor allen Dingen Diplomat, der es verstand, 
„der Mobilität der Verhältnisse in der Politik die Maßregeln 
so anzupassen, daß sie zum Ziele führten 1 *.*) Alle Mittel 
und Künste der Diplomatie, Umwege und Schleichwege, 
waren ihm geläufig, er verschmähte es nicht, zu lavieren, 
sich zu winden und zu drehen, hinzuhalten und auszuweichen, 
unter Umständen ein doppeltes Spiel zu spielen, mit Frank- 
reich im Bunde zu stehen und mit Rußland in Verbindung 
zu bleiben. Sein leicht beweglicher Geist erging sich gerne 
in den kühnsten Kombinationen und wurde nicht müde, für 
alle Eventualitäten Pläne und Projekte zu schmieden, er 



») Hard. an Schrötter, 31. V. 1807. Denkw. III, 426. - *) Aufzeichn. 
Gneisenaus, Juli 1807. Pertz, Gneis. I, 301. — 3 ) Polit. Testament. 
Perte, Stein II, 309. — *) Rigaer Denkschr. 
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war immer bereit, seine Maßnahmen dem Wechsel der Be- 
gebenheiten anzupassen. 

Aber wenn Hardenberg sich auch, wie Amalie v. Beguelin 
sagt, 1 ) „von den allmächtigen Stunden beherrschen ließ", 
wenn seiner Politik auch infolge der allzu großen Empfäng- 
lichkeit für den leisesten Windhauch häufig die Stetigkeit, 
infolge der unerschöpflichen Kombinationsgabe, die für alle 
Möglichkeiten Auswege ersann, oft die Einfachheit der Mittel 
und der Ziele fehlte, wenn er auch oft durch seine Nach- 
giebigkeit gegen Menschen und Umstände Fehler beging, 
so hat er doch das Ziel nie aus den Augen verloren. 
Dieses Ziel war freilich nicht wie für Stein die Unabhängig- 
keit Deutschlands, die Größe der Nation, sondern es war 
„die Unabhängigkeit, der Ruhm und die Wohlfahrt Preu- 
ßens". 2 ) Während Stein, wie er in seiner Selbstbiographie 
sagt, aus reichspatriotischer Begeisterung über das Ein- 
schreiten Friedrichs des Großen für Bayern sich zum Eintritt 
in den preußischen Staatsdienst entschlossen und immer 
nur ein Vaterland, nämlich Deutschland, gekannt hat, haben 
Hardenberg „die Heldentaten Friedrichs des Großen im 
siebenjährigen Kriege", 3 ) in seinem Kampf gegen Kaiser 
und Reich, nach Preußen gezogen. Und so ist Hardenberg 
weit mehr als Stein ein Preuße geworden. Preußen zu ver- 
größern, war er vor 1806 bemüht; die Mittel, ihm wieder 
zur Selbständigkeit zu verhelfen, wollte er in der Rigaer 
Denkschrift angeben ; die Erhaltung Preußens war der Grund- 
gedanke der wechselvollen Politik von 1811 und 1812; ihr 
zuliebe konnte er sich auch mit den Franzosen verbinden. 
Auch bei allen Entwürfen zur Um- und Neugestaltung der 
Reichsverfassung war Hardenberg bemüht, die Unabhängig- 
keit Preußens zu wahren; eine Einmischung des Deutschen 
Bundes in die Zollgesetzgebung hat er nicht geduldet. 

Die Wege, auf denen er dieses Ziel zu erreichen suchte, 
waren die des 18. Jahrhunderts: Überschätzung der Bedeu- 
tung von diplomatischen Manövern, die Unterschätzung der 
moralischen Kräfte des Volks, das mechanische Zählen der 



») Denkwürd. S. 288. — a ) Hard. an Bülow 1808, Klose S. 155. - 
») Vgl. 8. 51, Anm. 1. 
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Volkszahl statt der Würdigung des Volksgeistes, eine Vor- 
liebe für gekünstelte Projekte, zu deren Durchführung Mut 
und Kraft fehlte. Daß große Ziele nicht ohne große eigene 
Anstrengung, nicht nur durch das diplomatische Spiel er- 
reicht werden können, hat Hardenberg oftmals verkannt. 
So konnte er den Baseler Frieden nicht nur abschließen, 
sondern auch als sicher, ehrenvoll und vorteilhaft bezeichnen. 
Und obwohl er in dem folgenden Jahrzehnt mit den ein- 
zelnen Maßregeln der preußischen auswärtigen Politik nicht 
einverstanden war, auch nicht zu den Anhängern einer Neu- 
tralitätspolitik um jeden Preis gehörte, die Grundrichtung, 
eine tatenscheue, auf Erwerbung ausgehende Politik, teilte 
er doch länger und entschiedener, als er in den Denkwürdig- 
keiten zugibt. 

Auch seine innere Verwaltung hat unter denselben 
Fehlern gelitten wie seine auswärtige Politik; sie ist nicht 
frei von Mißerfolgen und Inkonsequenzen, ihr fehlt die feste, 
durchgreifende Hand. Allzu oft ist Hardenberg aus Scheu 
vor einem offenen Kampfe mit den Gegnern zurückgewichen 
und hat sich mit Halbheiten und Provisorien begnügt; ich 
erinnere an die Schicksale des Regulierungsgesetzes und des 
Orendarmerieedikts. Am deutlichsten zeigten sich diese Mängel 
bei der Verfassungsfrage, in der Hardenberg sich Schritt 
für Schritt von den Gegnern zurückdrängen ließ, ohne den 
Kampf offen mit ihnen aufzunehmen oder den ganzen Plan 
fallen zu lassen. Aber an diesem Mißerfolg Hardenbergs 
ist doch schwerlich nur seine Leichtfertigkeit und Genuß- 
sucht, seine Furcht vor klaren Entscheidungen schuld. 
Daß er genau wußte, was er wollte, und auch noch die 
Kraft besaß, es durchzusetzen, das zeigt sein Vorgehen 
gegen Humboldt und Beyme, seine Widersacher im Mini- 
sterium, und die Festigkeit bei der Durchsetzung der Finanz- 
gesetze. Seine Unklarheit und Unentschlossenheit in der 
Verfassungsfrage liegt doch wohl vor allem darin begründet, 
daß er keiner der Parteien ganz angehörte. Die Wandlung 
der Welt, die sich seit 1789 vollzogen hatte, war auf ihn 
ohne Einfluß geblieben; er war in seinem persönlichen 
Leben wie in seinen politischen Anschauungen noch immer, 
was er von Anfang an gewesen war: ein Kind des 18. Jahr* 
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hunderte, der Aufklärung. Für ihre Ideale, die Rechts- 
gleichheit aller Staatebürger, die wirtschaftliche Befreiung 
der Individuen, hat er sein Leben lang gekämpft, zu ihnen 
hat er sich noch in seiner Denkschrift vom 2. November 1 822 
bekannt. Sie sind der feste Grundstock seines politischen 
Charakters, an dem er trotz aller Geschmeidigkeit und An- 
passungsfähigkeit immer festgehalten hat. Aber der Kampf 
der Reformer und der Adelspartei war seiner Natur fremd; 
weder der Idealismus der einen noch der kräftige, urwüchsige 
Machtgedanke der anderen fand bei ihm einen Widerhall. 
So wurde seine Stellung unhaltbar, und wenn er auch noch 
im Amte blieb, die Zügel der Regierung waren seinen Händen 
schon längst entfallen, als er am 26. November 1822 einsam 
und verlassen starb. 

Aber wenn es ihm auch nicht geglückt ist, den Abschluß 
der Reform herbeizuführen, so ist doch gewiß, daß „ tiefer 
als Hardenberg noch niemals ein Staatsmann seinen Namen 
in die ehernen Tafeln der preußischen Geschichte eingegraben 
hatte". 1 ) Sein Werk ist nicht nur die Rettung des preußi- 
schen Staates aus den Verwicklungen der napoleonischen 
Zeit, sondern es ist auch die Neubildung des Staatswesens. 
Er hat getreu den Grundsätzen, die er schon in Franken 
vertreten hat, den aufgeklärten Despotismus in Preußen 
vollendet und zugleich überwunden, er hat mit der alten 
patrimonialen Staateauffassung gebrochen, wie er die könig- 
liche Autokratie durch den Ministerialabsolutismus ersetzt 
hat, nachdem in erbittertem Ringen die Kabinettsregierung 
durchbrochen war. Er hat den Staat als Gesamtpersönlich- 
keit vom Herrscher gelöst; die Trennung, die Friedrich der 
Große in dem Wort vom ersten Diener des Staates ange- 
deutet bat, hat er vollzogen. Er hat es ausgesprochen, daß 
der Landesherr nur Diener der Nation, nur Beamter des 
Staates sei; für ihn gilt der Satz, Tliltat c'est moi, aus dem 
folgt, daß des Fürsten Wille ausschlaggebend sei, nicht 
mehr, für ihn tritt an die Stelle des Herrscherwillens der 
Vorteil der Gesamtheit. Salus publica suprema lex esto, 
damit schließt Hardenberg seinen Verfassungsentwurf vom 
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Oktober 1819; dieser Gedanke hat sein ganzes Leben be- 
herrscht. Wohl hatte der Absolutismus den Dualismus 
der Ständezeit überwunden, aber er hatte oft Fürst und 
Staat identifiziert, in der Bevölkerung nur die Masse der 
Beherrschten, „Unsere Untertanen", gesehen. An der Über- 
windung dieser Auffassung hat Hardenberg in den Jahren 
von 1810 an still und geräuschlosgearbeitet. Aus „Unseren 
Untertanen* sind Staatsbürger geworden; 1 ) die freie Ver- 
fügung des Fürsten über die Staatsmittel auch für Privat- 
zwecke wird beschränkt, eine feste Rente für den Unterhalt 
des königlichen Hauses ausgesetzt. 2 ) Der Staat, bisher 
allein auf Fürst, Beamtentum und Heer gestellt, erhält eine 
erweiterte Basis in dem allgemeinen Staatsbürgertum. Und 
dieser lebendige Staatsgedanke ist das feste Rückgrat für 
Hardenbergs politisches Leben. Er hat diesen weichen, 
leichtlebigen Genußmenschen aufrechterhalten, hat ihn davor 
bewahrt, im Genuß aufzugehen, hat auch sein häusliches 
Leben, so ärgerlich und anstößig es auch war, in Schranken 
gehalten. Auf den Staat hat Hardenberg seiner Umgebung 
niemals Einfluß gestattet, „gerade in wichtigen Sachen folgte 
er nur seiner Überzeugung oder Vernunftgründen, nicht 
persönlichen Rücksichten". 3 ) Den moralischen Schwung, 
der ihm fehlte, ersetzte der Schwung des politischen Ge- 
dankens und alle die unbeugsame Zähigkeit und Unver- 
drossenheit, die dazu gehörten, einen solchen zu realisieren. 4 ) 
Hinter den großen Ereignissen der Jahre von 1810 — 1822 
tritt die Tätigkeit Hardenbergs in Franken naturgemäß in 
den Hintergrund. Ihre Ergebnisse sind bescheidener, sie 
beschränken sich auf eine Provinz, sie sind nicht so durch- 
greifend wie die „Revolution im guten Sinne", die Harden- 
berg in Preußen durchgesetzt hat. Die leitende Idee aber 
ist die gleiche, Herstellung des modernen, auf dem allge- 
meinen Staatsbürgertum, der Gleichheit aller vor dem Gesetz 
beruhenden, nach außen und innen souveränen Staates. 



MEdikt vom 11. III. 1812. — s ) Edikt vom 17. 1. 1820. — 3 ) A. v. 
Beguelin, Denkw. 8.288. — *) Ranke, S.W. 48, 356. 
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